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N aturschutz als konstruktiver Beitrag zur zukünftigen 
Landnutzung in M itte leuropa
Von Hermann Ellenberg

Naturschutz muß nicht dazu verurteilt 
sein, daß ein großer Teil der Bevölkerung 
ihn als hinderlich für (w irtschaftsbestim m ­
te) Entwicklungen empfindet. Er hat sich 
lediglich selbst in der Vergangenheit oft in 
diesem Sinne dargestellt, als Sand im Ge­
triebe des Schwungrades W irtschaft mit 
dem Ziel, Zustände zu konservieren, Ent­
w icklungen zu verzögern, Rahmenbedin­
gungen der Vergangenheit wiederherzu­
stellen -  damit »gefährdete« Pflanzen- und 
Tierarten in unserer Heimat weiter bzw. 
w ieder leben können.
Rote Listen der (in Deutschland) für gefähr­
det gehaltenen Pflanzen- und Tierarten 
wurden wesentliche R ichtschnur für sol­
che Bestrebungen im Arten- und B iotop­
schutz. Ohne »Biotope« können Arten 
nicht leben. Nun werden konsequenter­
weise Listen der Biotope vorbereitet 
(Ssymanck  et al., in Vorbereitung), aus de­
nen »Rote Listen Biotope« abgeleitet wer­
den sollen (Riecken et al., in Vorbereitung). 
Auch auf der Ebene der Europäischen Ge­
meinschaft werden mit dem »CORINE-Sy- 
stem« der B iotoptypen und mit der »FFH- 
Richtlinie« (Flora, Fauna, Habitat) ähnliche 
Ziele verfolgt. Beide Bestrebungen schei­
nen aber noch nicht besonders aufeinan­
der Bezug zu nehmen. Abgesehen von die­
sen Koordinierungsschwächen sind man­
che »inhaltliche« Gefahren bei solchen 
Vorhaben nicht zu übersehen.
(1) Definitorische Festlegungen werden 

der Dynamik in der Natur nicht gerecht. 
Dieser Dynamik quasi ersatzweise 
Raum zu geben in der Wort- und Gedan­
kenkonstruktion von »Biotopkomple­
xen«, scheint eine Notlösung, die Pro­
bleme verschleiert statt sie zu lösen.

(2) Zur Bewertung des (noch) Bestehen­
den sucht man eine Orientierung in der 
Vergangenheit -  die im einzelnen nur 
selten so genau bekannt ist, wie man 
es gerne hätte, und die deshalb oft ver­
klärt wird. Zudem: welcher Zustand 
der Vergangenheit soll als allgemein 
akzeptabler »Bezugspunkt« definiert 
werden? Der, über den man die sicher­
sten Kenntnisse hat?

(3) Viele Organismen sind in ihrer Biologie 
unzureichend bekannt. »Biotope« las­
sen sich aber nicht nur aus ihren abioti- 
schen Parametern verstehen. Nament­
lich für Tiere, die große Mehrzahl der 
Organismenarten, sind Pflanzen als 
Substrat, Nahrung, Habitatstruktur, 
Deckung . . .  nötig. Ein großer Teil der 
Tiere -  Prädatoren, Schmarotzer, Epi­
parasiten usw. -  ist in ähnlichem Sinne 
auf andere Tiere angewiesen. Aber: ist 
ein Eichenwald nur dann ein »guter« Ei­
chenwald, wenn in ihm die erfolgreiche 
Fortpflanzung von Mittelspechten 
nachgewiesen wurde? Ist ein M itte l­

specht mit seltenen Federlingen w ich­
tiger als einer mit trivialen Parasiten? -  
Namentlich die Artenkenner unter den 
Zoologen sollten sich ihre Forderun­
gen zum Thema gut überlegen.

(4) Naturschutz drückt sich seit Jahren 
um eine verbindliche Zieldefinition her­
um. Sie wäre aber nötig für eine Bünde­
lung unserer Bemühungen als »Natur­
schützer« -  und vielleicht noch w ichti­
ger: für das Gewinnen von Verbünde­
ten, die uns helfen könnten, formulier­
te Ziele zu erreichen. ,

Wäre es nicht einiger Mühe wert, sich zu 
überlegen, wie Naturschutz -  als auf sei­
nem Gebiet kenntnisreicher Partner -  der 
Gesellschaft helfen könnte, zukünftige 
Schwierigkeiten zu bewältigen? Sie zeich­
nen sich als Überlastung natürlicher Res­
sourcen bereits allenthalben ab: Luft, Was­
ser, Boden . . .  -  Naturschutz als zukunfts­
gerichtete Disziplin, die mehr will als Erho­
lungsflächen bereitzustellen; als viele, 
überwiegend winzige Reservate auszu­
weisen und zu »vernetzen« -  die gegen d if­
fuse Einflüsse von außen kaum zu verteidi­
gen sind; als Artenhilfsprogramme müh­
sam umzusetzen. -  Ohne Zweifel können 
wir auf diese Ansätze im Naturschutz nicht 
verzichten. Aber selbst falls die »Vorrang­
nutzung Naturschutz« auf zehn oder mehr 
Prozent der Landesfläche verbindlich wer­
den sollte, bleibt solcher Art konzipierter 
Naturschutz explizite in Opposition zu den 
w irtschaftlich herrschenden Kräften in un­
serer Gesellschaft -  und damit trotz aller 
Erfolge letztlich schwach.
Seit Jahren wird andererseits immer deut­
licher erkennbar, daß sich die Rahmenbe­
dingungen für unser Wirtschaften ändern. 
Angesichts der weltweit ersichtlichen, 
aber auch der im vertrauten Rahmen deut­
lichen Folgen unseres jahrzehntelang un­
bekümmerten Handels, müssen wir Wege 
finden zu einer nachhaltig möglichen W irt­
schaftsweise. Sie darf unsere Landschaft, 
in der w ir selbst und vor allem unsere Kin­
der und Enkel noch lange leben und arbei­
ten wollen, nicht dauerhaft überlasten. 
Boden wurde inzwischen eine der beson­
ders knappen Ressourcen -  auch wenn die 
grundlegenden Veränderungen in der EG- 
Agrarpolitik vorübergehend ein gegenteili­
ges Bild zu vermitteln scheinen. Die Folgen 
aus dieser Tatsache wurden jüngst in der 
Schweiz vorbildlich zusammengestellt und 
Konsequenzen auch für den politischen 
Raum klar ausgesprochen (Hä b e r li et al.
1991). »Umdenken« ist gefordert -  auch 
wenn bei der Integration der neuen Bun­
desländer und der wirtschaftlichen Sanie­
rung Osteuropas zunächst vor allem beim 
Modernisieren der Produktionsprozesse 
erhebliche Verminderungen der bisheri­
gen Umweltbelastungen zu erwarten sind.

Ähnliches gilt für die Medien Wasser und 
Luft. Wir sind somit als Gesellschaft -  und 
damit jeder einzelne -  gefordert, unser Ver­
halten so zu verändern, daß die Umweltbe­
lastungen zumindest »so gering wie nötig« 
(Guderian und Ballach 1989) bleiben, da­
mit w ir uns die Zukunft nicht verbauen. In 
diesem Rahmen müßte Naturschutz -  als 
kenntnisreicher Partner der Gesellschaft 
(s.o.) -  versuchen, das Mögliche an Le­
bensraum für viele Arten zu sichern. Dies 
könnte quasi »im Kielwasser« der erforder­
lichen Maßnahmen zur Erhaltung von Men­
ge und Qualität bei Boden, Wasser und 
Luft geschehen. Vorkommen und Fehlen 
bestimmter Arten oder Biozönosen, Häu­
figkeit, V italität und weitere Merkmale eig­
nen sich bei ausreichender Kenntnis der 
Zusammenhänge als Maßstäbe für den Er­
folg beim pfleglichen Umgang mit den le­
benswichtigen Ressourcen nicht nur des 
Menschen: als Bioindikatoren -  und als 
Biomonitoren für die Überwachung von 
zeitlichen und räumlichen Trends bei Men­
ge und Qualität dieser Ressourcen nach 
Eingriffen oder Hilfsmaßnahmen, nament­
lich um deren Folgen oder Erfolge zu doku­
mentieren.
W ichtige Ansätze für solche konstruktiven 
Schritte des Naturschutzes in Planung 
und Politik bieten sich z. B. mit den Vor­
schriften für die Umweltverträglichkeits­
prüfung bei Großprojekten. Auch früher 
schon bot der juristische Rahmen viele Be­
teiligungsmöglichkeiten für die Öffentlich­
keit, wenn es um die Diskussion von »Ein­
griffen« und ihren Folgen ging. Diese 
Grundlagen sind weiter zu entwickeln.
Wir dürfen uns bescheiden freuen an der 
Blume oder dem Käfer am Wegrand, am 
gelben Herbstlaub des Ahorns in der Son­
ne, am Zug der Gänse und Kraniche, sogar 
an der Jagd oder am Kanusport. Wir müs­
sen gemeinsam weiterhin Schutzgebiete 
fordern und betreuen, die groß sein sollen, 
damit sie wenigstens einige ihrer Aufga­
ben erfüllen können. Aber wir müssen als 
Naturschützer auch für uns selbst erken­
nen, daß es nicht nur die Summe der kon­
kreten Eingriffe in Natur und Landschaft 
ist, die uns den Artenschwund beschert. 
Überwiegend als Reaktion auf diese direk­
ten Veränderungen von Natur und Land­
schaft verstehen sich z. B. »Leitlinien« von 
Bohn et al. (1989) aus der Bundesfor­
schungsanstalt für Naturschutz und Land­
schaftsökologie oder der z.Z. in Schles­
wig-Holstein diskutierte Entwurf eines 
neuen Landes-Naturschutzgesetzes. Viel­
mehr drücken vor allem »diffuse« Bela­
stungen, hervorgerufen durch die zuneh­
menden Ansprüche jedes Einzelnen von 
uns -  an Energiebedarf und Mobilität, an 
Heizung und Wohnraum, an Fleisch auf 
dem Teller und an Sorglosigkeit gegenüber
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der Zukunft auf die Natur, von der wir le­
ben. Sie, das heißt wir, sind es, die die At­
mosphäre verschmutzen, den Boden und 
die Gewässer überdüngen, die Flächen zu­
betonieren. Das leuchtende Vorbild des Er­
folgsmenschen wird somit fragwürdig.

Können wir als Artenkenner, die aus sol­
cher Sicht sensibel den Niedergang vieler 
Populationen und Biozönosen seit Jahren 
beobachten -  das heißt »wahrnehmen«, 
was andere nicht erkennen können, weil 
sie nicht zu unterscheiden gelernt haben -, 
uns so in unsere Gesellschaft einbringen, 
daß wir ihr auf den notwendigen Weg zu ei­
ner nachhaltigen Nutzung von Natur und 
Landschaft helfen?

wissen zuwenig
9'auben W|R 
wollen

genug 
das Falsche

können das Richtige

Wir wissen anscheinend gemeinsam nicht 
wenig. Bei weitem nicht alle Mitbürger 
glauben uns, was wir wissen, bzw. neh­
men uns so ernst, daß sie die Inhalte aus­
reichend verinnerlichen, um mit uns »um­
denken« zu wollen. Die größte Frage 
scheint mir, ob wir alle noch »umdenken« 
können, ob uns Sozialverhalten und Kon­
kurrenz die Freiheit lassen zu einem ver­
nünftigen Umgang mit Boden, Wasser, 
Luft, Pflanzen, Tieren und Menschen?

Ich bin zuversichtlich, daß wir nicht zu we­
nig wissen, um zu handeln. Genug scheint 
es selten, wir sind zumindest weiterhin 
neugierig. Was ist falsch, was richtig? Kön­
nen wir überhaupt alle das Richtige wol­
len? Ich will glauben, daß wir nicht auf ei­
nen falschen Weg kommen, wenn wir uns 
mit einigen weiteren Fragen konstruktiv 
auseinandersetzen, die bisher in »Natur­
schutzkreisen« nur selten gestellt werden.

Da mehrere der Autoren in diesem Heft 
sich mit einigen der eingangs genannten 
Themen auseinandersetzen, will ich mich 
hier auf die Formulierung solcher Fragen 
konzentrieren. Antworten kann ich dazu 
kaum ausarbeiten, nur wenige werden in 
früheren Aufsätzen angesprochen, z. B. 
zum Stichwort Eutrophierung (Ellenberg 
1983-91). Antworten müssen aber gefun­
den werden, wenn Naturschutz mehr will 
als buchstäblich nur an der Oberfläche 
bleiben (im mehrfachen Sinne). Diskussio­
nen sind hier nötig. Weitere Workshops 
und Tagungen sollten den Rahmen geben.

A. In Hinblick auf eine nachhaltige Nutz­
barkeit unserer Lebensgrundlagen -  Luft, 
Wasser, Boden, Bodenschätze, Nutzpflan­
zen und -tiere, wildlebende Pflanzen und 
Tiere,...-
- *  Wieviel Selbstbeschränkung will und 

kann sich unsere Gesellschaft auferle­
gen?

—► Auf was muß sie verzichten zum Wohl 
kommender Generationen?

-» Wie läßt sich Verzicht im heutigen Kon­
kurrenzgefüge absichern? Reichen 
hierzu die Kräfte einer Demokratie? -  
Falls nicht: um so deutlicher »auf was

müssen wir verzichten?« Ist solcher 
Verzicht sachlich tragbar? Wird er de­
mokratisch mit getragen?

-» Wie kann die Kenntnis von Pflanzen 
und Tieren und ihrer Lebensbedingun­
gen beitragen, für notwendig erachtete 
Einschränkungen sinnvoll in der Fläche 
zu verteilen?

Hier geht es darum, daß wir selbst erken­
nen, ob bzw. daß wir aus der Sicht von 
Ökologie/Naturschutz zu Problemen der 
gesellschaftspolitischen Zielbestimmung 
(und zum Erreichen solcher Ziele) beitra­
gen können -  und wollen. Ohne Klarheit in 
dieser Sache bleibt Naturschutz und sein 
Anliegen gesellschaftspolitisch peripher 
und damit konjunkturabhängig. Meine 
Hoffnung ist, daß wir alle -  Naturschützer 
und auch Menschen, die sich nicht für Na­
turschutz engagieren -  lernen, Natur­
schutz (Bioindikation/Ökologie) als kennt­
nisreichen Partner in unser Handeln und 
Wollen als Gesellschaft einzubeziehen, 
damit die nötige schonende Behandlung 
der natürlichen Lebensgrundlagen auch 
des Menschen möglichst breit mitgetra­
gen und abgesichert wird. -  Ähnliche Be­
lange werden z. B. auch vom UNESCO- 
Programm »Mensch und Biosphäre« (Man 
and Biosphere) vertreten.

B. Im obigen wohlverstandenen politi­
schen Kontext kommt es darauf an, deut­
lich zu erklären, was man will: Ziele zu set­
zen.
-> Gibt es für Naturschutz und Land­

schaftspflege »unverzichtbare Belan­
ge«?

-» Welche dieser »unverzichtbaren Belan­
ge« wurden bisher /  werden zur Zeit / 
werden voraussehbar in Zukunft durch 
welche Aktivitäten bzw. Rahmenbedin­
gungen beeinträchtigt? -  In welcher 
Weise? -  In welchem Ausmaß?

—> Welche »wünschenswerten Ziele« -  
aus der Sicht von Naturschutz und 
Landschaftspflege -  werden durch die 
oben angedachten Umstände uner­
reichbar?
Welche »realistischen Naturschutzzie­
le« können bei »akzeptierten Rahmen­
bedingungen« vernünftigerweise -  
noch -  formuliert werden?

Zunehmende Bevölkerungsdichte in vie­
len Gebieten der Erde und wachsende An­
sprüche an Wohlstand und Anerkennung 
bei vielen Individuen -  bei uns selbst, in un­
serer Umgebung und anderswo -  setzen 
für Antworten auf die gestellten Fragen en­
ger werdende Grenzen. Die International 
Union for the Conservation of Nature 
(IUCN) hat in ihrer »World Conservation 
Strategy«, die vor mehr als zehn Jahren 
erstmals weit verteilt wurde und die heute 
in den Grundzügen weiterhin gilt und weit­
hin Anerkennung fand, »nachhaltige Nutz­
barkeit der natürlichen Ressourcen« zur 
wesentlichen Forderung im Sinne der vier­
ten der obigen Fragen herausgestellt. Dif­
fuse Stoffeinträge, Immissionen und »Glo­
bal Change« verurteilen bereits heute ei­
nen Naturschutzansatz zum Scheitern,

wenn er lediglich Flächen als Reservate si­
chert und Flächen -  zur Erleichterung des 
Individuenaustausches zwischen benach­
barten Flächen -  »vernetzt«. Gerade in 
Mitteleuropa, das durch Schad- und Nähr­
stoffeinträge in Ökosysteme besonders 
betroffen ist, scheint die »reine Lehre des 
Arten- und Biotopschutzes« unhaltbar ge­
worden. Selbst eine »Rote Liste Biotope« 
wird hier nicht weiterhelfen, solange die 
unter »A« und »B« angesprochenen Fragen 
und Rahmenbedingungen nicht gelöst 
bzw. verändert werden.

C. Auch in engerem Sinne muß sich »der 
Naturschutz« über seine Ziele klar werden. 
Seit Jahren drücken wir uns um ein Ant­
wortensystem auf folgende einfache Fra­
gen herum:
Was wünscht der Naturschutz?
-  Naturnahe Verhältnisse?
-  Diverse Lebensgemeinschaften?
-  Förderung seltener Arten? (welche, wo, 

mit welcher Priorität?)
-  Ist der »Verlust« von »Lichtbedürftigen 

Hungerkünstlern« unter den Pflanzen 
(Ellenberg 1983,1985) wirklich ein Ver­
lust? Kann man diesen Verlust -  über 
das Zählen der betroffenen Arten hinaus 
-quantifizieren?

Daß Veränderungen der Pflanzendecke 
durch nährstoffreichere Wuchsbedingun­
gen im Vergleich zu früher zur Verdrängung 
vieler Pflanzenarten führen, ist unbestreit­
bar. Daß viele sich »unmittelbar anschlie­
ßende« Tierarten-Gruppen, betroffen na­
mentlich über veränderte Kleinklima- und 
Trophieverhältnisse, nun mehr Schwierig­
keiten als früher bekommen beim Überle­
ben und Reproduzieren, ist leicht einzuse­
hen. -  An die Veränderung des Gleichge­
wichts zwischen Mycorrhiza und Pflanzen­
partner zu ungunsten des Pilzes, an hier­
durch und durch verbesserte Stickstoff­
ernährung -  auch ungewollt auf dem Luft­
wege -  verstärkte Disposition auch der 
Nutzpflanzen für Schäden durch Trocknis, 
Spätfröste, Blattfraß usw. denken in die­
sem Zusammenhang nur wenige.

Aber stehen wir nicht an vielen Stellen zu­
nächst vor einer »Re-Trophierung« unserer 
Landschaften? Vor einer Erholung nach 
jahrhundertelanger Übernutzung und 
Raubwirtschaft? Welche Folgen sind da­
gegen mit Hypertrophierung und induzier­
ten Nährstoffungleichgewichten verbun­
den? Das »Waldsterben« führt uns einige 
davon vor Augen. Naturschutz als Ökosy­
stemschutz scheint aus heutiger Notwen­
digkeit obige Fragen bereits unbeantwor­
tet »überholt« zu haben.

D. Im weltweiten Vergleich stehen wir in 
Mitteleuropa vor einer besonderen bio­
geographischen Situation: nahezu alle 
»unsere« Arten sind weit über unsere Lan­
desgrenzen hinaus verbreitet, es gibt im 
Gegensatz zu vielen anderen Ländern fast 
keine Endemiten. Darum müssen wir auch 
folgende Fragen ernstnehmen:

—> Wie muß man den Rückgang und Ver­
lust von Populationen und Arten »bei 
uns« bewerten?
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Abb. 2. Ammoniak-Emissionen aus anthropo­
genen Quellen. EMEP-Raster: 150 x  150 km 
(Quelle: Buijsman , E., et al. 1985 a).

S tickoxid- und namentlich Am m oniak-Em issio­
nen werden als NOx bzw. NHy in der Regel nahe 
an den Emissionsquellen niedergeschlagen. 
Diese Emissionsquellen befinden sich -  anders 
als beim Schwefeldioxid -  oft nahe am Boden. 
Der größte Teil der Stickstoff-Depositionen ist 
som it »hausgemacht«, und entstehende Proble­
me könnten im Prinzip regional gelöst werden. -  
Zur Orientierung: 300, 200, 100 x  103 1 N 0 2 pro 
150 x  150 km2 pro Jahr entspricht einer Emis­
sionsdichte von ca. 40.6,27.1,13.5 kg N/ha/Jahr. 
In Deutschland führen somit die zu erwartenden 
Depositionsraten für jede der beiden Verbindun­
gen allein zu Stoffeinträgen, die fast überall hö­
her sind als die 1988 definierten »critical loads« 
(N ilsson und Grennfelt 1988). Naturschutz als 
Arten- und Biotopschutz in traditionellem  Sinne 
käm pft deshalb in Deutschland im Prinzip »ge­
gen Windmühlenflügel«.
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Abb. 3. Verteilung der Anzahl der Gefäßpflanzenarten auf die Zeigerwertklassen (nach Ellenberg 
sen. 1979) -  unabhängig von ihrem Gefährdungsgrad -  in bezug auf drei besonders wichtige Ökogra­
dienten; hier halbschematisch dargestellt für die Bodenfaktoren Stickstoffversorgung (N) und Säure­
grad (Reaktion, R) und für den Klimafaktor Strahlung bzw. Licht (L). -  Bei der stark asymmetrischen 
Verteilung der Gefäßpflanzenarten über die Zeigerwert-Gradienten und bei den sich abzeichnenden 
Belastungstrends (Nährstoffe, Acidität) muß man damit rechnen, daß in Zukunft deutlich weniger 
Pflanzenarten als heute in unserer Flora konkurrenzfähig bleiben werden -  mit wesentlichen Folgen 
für das Mikroklima: in der Teilgrafik »L« ist dies angedeutet.

-> Welcher Arten? Wo? In welchem Aus­
maß? -  »In welchem Abstand von un­
serer Haustür?« Was würden wir be­
zahlen für die Erhaltung der »Art x« im 
»Abstand y« -  und wie würde sich die­
ser »Preis« mit dem Abstand von unse­
rer Haustür ändern?

Nur sehr wenige Arten sind ausschließlich 
»deutsch«. Ich plädiere nicht dafür, Arten 
aufzugeben, sondern möchte, daß wir uns 
Gedanken machen, wo und wie wir stets 
begrenzte Mittel auf erreichbare Ziele kon­
zentrieren.
Bei den Diskussionen zu den Anhanglisten 
für die FFH-Richtlinie in Brüssel war allge­
mein akzeptiert, daß Länder mit Endemi- 
ten-Vorkommen für diese auch verant­
wortlich sein müssen. Von den an Endemi- 
ten reichen Ländern Südeuropas wurde 
dann aber auf politischem Wege gefordert, 
daß auch die »reichen« Mittel- und Nord­
westeuropäer bei Landnutzung und Bau­
projekten nicht frei von »Naturschutzla­
sten« bleiben dürften. Man forderte des­
halb die Anreicherung der Artenlisten in 
den Anhängen zur FFH-Richtlinie mit 
Nicht-Endemiten vorwiegend mitteleuro­
päischer Verbreitung und wurde damit be­
wußt inkonsequent. -  Aber: ohne Konven­
tion, d.h. Festlegungen, die konsensusfä­
hig akzeptiert werden müssen, kommen 
wir nicht aus -  auch nicht im Naturschutz. 
Naturschützer können in einer demokrati­
schen Gesellschaft kaum eigenständig Er­
folg finden. Sie müssen Verbündete su­
chen auf den Feldern der Politik -  zumin­
dest wenn sie, wie es den Anschein hat, 
sich anschicken, mehr Geldmittel umzu­
setzen und mehr Flächen in Anspruch zu 
nehmen als je zuvor. Bisher erkenne ich 
mehr Aktionismus als klaren Konsensus 
über die Beantwortung obiger Fragen. Wie 
man ein »Zielarten-System« definieren 
könnte, mag man bei Mühlenberg nachle- 
sen (in diesem Heft, und: Hovestadt et al.
1991).

E. Flächensicherung und Flächenvernet­
zung oder, anders ausgedrückt, Einrich­
tung von Schutzgebieten und »Biotopver­
bund« sind wohl die beiden wichtigsten 
Schlagworte der bisherigen und der heuti­
gen Naturschutzstrategien. Sie haben den 
Artenschwund in Mitteleuropa nicht auf­
halten können. Es ist fraglich, ob der relativ 
moderne »Biotopverbund« in diesem Sin­
ne zu mehr Erfolgen führt als bisher. Jeder 
»Verbund« -  falls er denn effektiv wird -  
hilft nicht nur den erwünschten, sondern 
sicher auch weniger erwünschten Arten 
zur Ausbreitung. Gleichzeitig wirkt er in 
»quer verlaufender« Richtung als Barriere. 
—> Sind die wissenschaftlichen Grundla­

gen ausreichend, um der laufenden 
Modewelle Biotopverbund so viel Un­
terstützung zu gewähren, wie es z.Z. 
sich abzeichnet? -  Wurde ausreichend 
zwischen Dispersion und Dispersal un­
terschieden?

Die Menge und Verteilung der Aktionsräu­
me von Individuen wird Dispersion ge­
nannt. Stationäre Tiere richten sich erfah­
rungsgemäß innerhalb vorgegebener 
Grenzen ein, sie haben nur selten Anlaß,

solche Grenzen zu passieren. Beim Aus­
breitungsvorgang (Dispersal) überwinden 
Individuen dagegen, in der Regel zwi­
schen Jugend und Erwachsensein, regel­
mäßig bemerkenswerte Hindernisse. 
Auch wenn nur wenige diese gefährliche 
Phase überleben sollten -  aus genetischer 
Sicht reichen einzelne Individuen pro Jahr, 
in nicht allzu kleingewordenen Populatio­
nen (die ohnehin schon aus statistischen 
Gründen geringe Überlebenschancen hät­
ten) die genetische Vielfalt zu erhalten.

Gab man Sorgen um die genetische 
Vielfalt in unseren theoretischen Kon­
zepten für Naturschutz zu viel Ge­
wicht?

Ralls et al. (1985) beantworteten diese 
Fragen in SoulE’s wegweisendem Buch 
über »Conservation Biology« klar mit »ja«: 
In keiner freilebenden Tierproduktion sei­
en bisher genetische Probleme als we­
sentliche, ausschlaggebende Ursache für 
den Populationsniedergang bewiesen 
worden. Und solange dies nicht der Fall 
sei, sollten wir nicht länger über das The­
ma spekulieren, sondern wichtigere Fra­
gen anpacken! Damit ist nicht die wissen­
schaftliche Beschäftigung mit Fragen der 
ökologischen Genetik oder der Popula­
tionsgenetik angegriffen -  im Gegenteil: 
hier brauchen wir mehr Wissen und viele 
gut untersuchte Fallbeispiele.
—> Bieten Flächensicherungs- und -ver- 

netzungskonzepte ausreichende Er­
folgsaussichten für die Erhaltung von 
vielen, auch gefährdeten Arten in unse­
ren Landschaften?

In früheren Arbeiten habe ich diese Frage 
ziemlich deutlich mit »nein« beantwortet 
und Eutrophierung -  namentlich auch un­
gewollte und ungesteuerte Stoffeinträge 
auf dem Luftwege -  als zur Zeit in Mitteleu­
ropa wahrscheinlich gravierendstes Pro­
blem im Naturschutz herausgestellt (El­
lenberg, Rüger, Vauk 1989). Die »Critical 
loads« von ca. 15 kg Stickstoffdeposition 
pro Jahr und Hektar für bereits relativ we­
nig empfindliche Waldökosysteme wer­
den in großen Teilen Mitteleuropas sowohl 
durch NOx-Einträge als auch durch NHy- 
Depositionen überschritten. Die aktive

Aufnahme von Stickstoffverbindungen 
durch die Spaltöffnungen der lebenden 
Pflanzen ist etwa in gleicher Größenord­
nung anzusiedeln wie die jeweils leichter 
meßbaren Depositionsraten beider Stoffe. 
Sie wird aber bisher bei den Diskussionen 
über Stoffeinträge in Ökosysteme kaum 
berücksichtigt. Insgesamt liegt somit der 
eutrophierende Stickstoffeintrag in 
Deutschland wohl fast überall deutlich 
oberhalb von Schwellen, die von -  ge­
schützten oder/und nicht alljährlich ge­
nutzten -  Ökosystemen mittelfristig ohne 
Veränderungen vertragen würden. Ähnli­
ches scheint für Säureeinträge zu gelten. 
Schutzgebiete für »Lichtbedürftige Hun­
gerkünstler« unter den Pflanzen und von 
ihnen direkt oder von der entsprechenden 
Habitatstruktur abhängige Tiere wird man 
deshalb bis auf weiteres nur in speziellen 
Situationen durch »Flächensicherung und 
Flächenvernetzung« erhalten können. Die 
größten Chancen hierfür liegen entweder 
in Luv, d. h. in Windrichtung vor den we­
sentlichen Emissionsquellen, oder in Lee,
d. h. mit der Hauptwindrichtung, sehr weit 
von ihnen entfernt. Solche Situationen bie­
ten sich-wenn überhaupt-z. B. in einigen 
küstennahen Gebieten oder im östlichsten 
Niedersachsen. Auch gegen Stoffeinträge 
gut abgeschirmte, niederschlagsarme 
Becken und Tallagen in den Gebirgen bie­
ten in diesem Sinne Chancen.
Wir müssen uns wohl darauf einstellen, 
daß sich die klimatischen Bedingungen 
auch in Mitteleuropa in weniger als der 
Hälfte der Zeit, die eine forstlich zu nutzen­
de Baumgeneration von heute an wachsen 
müßte, so drastisch ändern, daß viele der 
Populationen, die wir bis heute in mehr 
oder weniger kleine Schutzgebiete haben 
retten können, zumindest mit großen 
Schwierigkeiten konfrontiert werden.
-> Wer macht sich Gedanken über Breite, 

Richtung, Lage und Ausstattung von 
»Ausweichkorridoren«, auf denen die 
möglicherweise noch erhaltenen Ob­
jekte unserer heutigen Schutzbemü­
hungen von ihren Biotopinseln in Zu­
kunft auswandern könnten, um den kli­
matischen Änderungen auszuweichen?
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Dispersal wird in der ökologischen Grund­
lagenforschung meines Erachtens viel zu 
wenig zum Thema gemacht. -  Im Prinzip 
handelt es sich auch bei der Globalen Er­
wärm ung um Emissionen, Stoffeinträge, 
die auch eutrophierend wirken (Leusch- 
ner 1989; Grassl 1991): Kohlendioxid, 
C 0 2, ist der grundlegende Nährstoff der 
grünen Pflanzen. Einige Arten werden mit 
d ieser verbesserten Ernährung erfolgrei­
cher umgehen können als andere. Ver­
schiebungen im Konkurrenzgleichgewicht 
der Biozönosen scheinen unausweichlich. 
Spätfröste, Stürme, Trocknis und andere 
klim atische Ereignisse werden, den Pro­
gnosen nach, häufiger auftreten und auf 
em pfindlicher gewordene Artengemein­
schaftentreffen.
—» Können »Rote Listen von Pflanzenge­

meinschaften« mehr als Veränderun­
gen dokumentieren? Eignen sie sich 
als Orientierungsnorm für zukunftsge­
richtete Naturschutzkonzepte? Wie 
sind in diesem Sinne »Rote Listen von 
Arten« bzw. »von Biotopen« zu bewer­
ten?

Naturschutz sollte die Rahmenbedingun­
gen für Anpassung und weitere Evolution 
m öglichst vieler Arten (Populationen) in 
m öglichst naturnahen Ökosystemen (Bio­
zönosen) zu erhalten suchen. -  Der kon­
servierende, erhaltende und gestaltende 
Naturschutz hat seine kulturhistorische 
Rechtfertigung und Bedeutung. Je weni­
ger w irtschaftsbestim m t seine Eingriffe 
werden, desto teurer wird dieser Ansatz 
fü r die Gesellschaft, es sei denn, die ent­
standene Landschaft ließe sich anderwei­
tig »vermarkten« (Beispiel; Naturpark Lü­
neburger Heide mit u.a. Tourismus, aber 
auch Grundwassernutzung durch die 
S tadt Hamburg). Eutrophierung, Erwär­
mung und weitere lokal kaum zu steuernde 
Rahmenbedingungen stellen den Erfolg 
des konservierenden Naturschutzes zu­
nehmend in Frage. -  Ein Naturschutz, der 
sich zum Ziel setzt, mit möglichst wenig 
Eingriffen Biozönosen und Ökosysteme in 
ihrer Dynamik möglichst frei laufen zu las­
sen, wird wohl in naher Zukunft vom Aus­
maß dieser Dynamik überrascht werden. 
Beobachtungen und Erfahrungen aus der 
Vergangenheit werden sich angesichts der 
überregionalen und globalen Veränderun­
gen immer weniger für Prognosen eignen.

Was bleibt?
Ich wollte mit der Tagung an der Norddeut­
schen Naturschutzakademie, deren Er­
gebnis das vorliegende Heft ist, einen wei­
teren deutlichen Anstoß versuchen in 
Richtung auf uns selbst: die w ir uns am t­
lich und/oder ehrenamtlich bzw. privat, je ­
der auf seine Art, für Naturschutz engagie­
ren. Wir werden mit dem bisherigen Vorge­
hen, sofern w ir daran festhalten, den Ar­
tenschwund nicht aufhalten, sondern be­
stenfalls dokumentieren. Ob wir mehr Er­
folg haben, wenn wir uns breiter als bisher 
und zum Teil neu orientieren, muß die Zu­
kunft zeigen. Vorübergehend bin ich mir 
selbst unsicher geworden über die Anstö­
ße, die w ir mit diesem Heft geben könnten.

Das erklärt die relativ lange Zeitspanne 
zwischen Tagung und Publikation. Um so 
mehr danke ich allen Autoren für ihr Enga­
gement: die Zeit und Kraft, die sie in die 
Vorträge und die Fertigstellung der Manu­
skripte eingebracht haben. Für die Schrift­
leitung und viel begleitende Arbeit sei Dr. J. 
Prüter und der Norddeutschen Natur­
schutzakademie Anerkennung und Dank 
ausgesprochen.
Als »Sand im Getriebe« erreichen wir im 
Naturschutz wenig und reiben uns auf -  
auch wenn zur Zeit die Zeichen günstig zu 
stehen scheinen, weil die Landwirt­
schaftspolitik der vergangenen Jahrzehn­
te in Schwierigkeiten geraten ist. Als 
kenntnisreicher Partner könnte der Natur­
schutz der Gesellschaft konstruktiv dabei 
helfen, den Weg zu einer nachhaltig mögli­
chen Landnutzung in Mitteleuropa zu su­
chen und zu finden. Wir müssen dazu un­
gewohnte Wege wagen und selbst dazu­
lernen. Veränderte Rahmenbedingungen 
erfordern neue Konzepte.
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Ist Naturschutz möglich?-Ziele, Konzepte, Kosten
Von Ulrich Hampicke

1 Einleitung
Mit der rhetorischen Frage des Titels soll 
den Ergebnissen dieser Tagung nicht vor­
gegriffen werden. Wie allgemein bekannt, 
stellen sich dem Naturschutz zahlreiche 
ökologische, d.h. naturwissenschaftlich 
zu beschreibende Hemmnisse entgegen, 
um nur einige zu nennen:

-  Sind Populationen zurückgegangener 
Arten nicht oft schon viel zu klein, um 
selbst unter günstigen Umständen wieder 
vital zu werden? Welchen unsichtbaren 
Schaden hat der genetische »Bottleneck«, 
den sie durchlaufen, möglicherweise 
schon angerichtet, vor allem bei größeren 
Tieren? (Frankel und Soul£ 1981).

-  Welches Gewicht besitzen die schlei­
chenden, diffusen Umweltveränderungen, 
vor denen kaum noch ein Biotop sicher ist, 
wie vor allem die von Ellenberg jun. 
(1985,1989 sowie die anderen Beiträge in 
NNABer. 1989/1) stets hervorgehobene 
flächendeckende Eutrophierung? Wird die 
weit über drei Milliarden Jahre währende 
Geschichte des biosphärischen Stick­
stoffkreislaufs zu verstehen versucht, wel­
cher fast stets durch das Phänomen der 
Knappheit geprägt war, so kann die neu­
zeitliche Überschwemmung mit pflanzen­
verfügbarem Stickstoff nur als ein Evolu­
tionsschock mit völlig unabsehbaren Fol­
gen interpretiert werden (Bolin und Ar- 
rhenius 1977 und die anderen Beiträge in 
jenem Band).

-  Sind Biotope nicht vielfach für mensch­
lich relevante Zeiträume irreversibel zer­
stört worden? Dies betrifft durchaus nicht 
nur den bekannten Fall der Hochmoore. 
Kaule (1986, 266 ff.) stellt eindrucksvoll 
die langen Entstehungszeiten auch weni­
ger extremer Biotope zusammen. Eine gu­
te Feldhecke ist nicht aus der Baumschule 
zu haben, sondern weit über 100 Jahre alt. 
Ähnliches gilt für eine gute Salbei-Glattha- 
ferwiese und andere Biotope. Führt die In­
tensivierung feuchten Grünlands zum Ab­
bau des dort oft vorhandenen Anmoorhu­
mus, so liegen ebenfalls irreversible Verän­
derungen vor; eine bloße Wiedervernäs­
sung und Aushagerung stellt nicht den al­
ten Zustand her (Dierssen 1989).

Zahlreiche weitere Probleme ließen sich 
nennen. Viele Ökologen und Naturschüt­
zer werden durch sie pessimistisch ge­
stimmt; nur zu oft hört man, daß ohnehin 
alles schon zu spät sei. Dem kann hier 
kaum mit »harten« Argumenten widerspro­
chen werden, es sei nur darauf hingewie­
sen, daß die meisten Probleme ungenü­
gend geklärt sind, so daß ein gewisser vor­
sichtiger »Restoptimismus« nicht signifi­
kant verworfen werden kann. Die Wider­
standskraft der Natur ist ebenso beein­
druckend wie ihre Empfindlichkeit; für das 
folgende wird davon ausgegangen, daß es

sich auf jeden Fall lohnen würde, entschie­
dene gesellschaftliche Anstrengungen für 
den Naturschutz zu unternehmen.

Die gestellte Frage nach der Möglichkeit 
des Naturschutzes bezieht sich auf den 
gesellschaftlich-ökonomischen Kontext. 
Ist die Forderung nach einem umfassen­
den Konzept, durch welches die noch zu 
rettenden Arten in der Bundesrepublik ei­
ne gute Chance zum Verbleib erhielten, ei­
ne Utopie? Ist sie gar so absurd wie die 
Forderung, das Autofahren abzuschaffen? 
Vermutlich denken manche pessimisti­
schen Naturschützer(innen) so. Dem sei 
hier entschieden die These gegenüberge­
stellt und im folgenden (soweit in Kürze 
möglich) belegt, daß es keine harten öko­
nomischen Fakten gibt, welche ein Natur­
schutzkonzept, das diesen Namen ver­
diente, verhindern müßte. Naturschutz ist 
allein eine Frage des politischen Willens -  
wenn dieser Wille vorhanden wäre, so wür­
den auch die Arten erhalten.

Man wird allerdings kaum eine überzeu­
gende politische Initiative für den Natur­
schutz auf den Weg bringen können, wenn 
nicht zuvor Zielsetzungen präzisiert wor­
den sind. Was wollen wir überhaupt und 
wieviel? Nicht nur in der Öffentlichkeit, 
sondern auch innerhalb ökologischer 
Fachkreise mangelt es an einer begriffs­
scharfen Diskussion über grundsätzliche 
Ziele, Zwischenziele und Mittel, und es 
mangelt an einem sicheren Gespür für 
Prioritäten. Man fordert alles gleich stark: 
Auf der Frankenalb einen Apollofalterbio­
top nicht aufzuforsten und im Kleingarten 
Brennesseln für die Tagpfauenaugen ste­
henzulassen, den letzten Lobelienteich in 
Nordrhein-Westfalen zu erhalten und in 
der Wetterau einige Hecken zu pflanzen. 
Unklar sind vor allem Forderungen, welche 
es zu quantifizieren gilt. Zweifellos muß die 
Landwirtschaft extensiviert werden, aber 
wie stark? Bringt es etwas für die Artenfül­
le, den Weizenertrag in Gebieten Schles­
wig-Holsteins von 90 auf 70 dt/ha zu sen­
ken?

Im Naturschutz sind selten zwei Stimmen 
zu finden, die sich einig sind, sobald die 
Selbstverständlichkeiten verlassen wer­
den. Die Reaktion auf politischer Ebene 
läßt sich leicht Vorhersagen: Wenn den Na­
turschützern nachgesagt werden kann, 
sie wüßten selbst nicht, was sie wollten, 
so ist dies ein weiterer Grund für Untätig­
keit.

2 Ziele und Maßnahmen

2.1 Grundsätzliches
Bei allen Differenzierungen, auf welche 
kurz eingegangen wird, sollte das Funda­
mentalziel des Naturschutzes in Mitteleu­
ropa darin bestehen, alle noch vorhande­

nen Arten in lebensfähigen Populationen 
zu erhalten. Die wichtigste Begründung 
dafür lautet, daß ein vollständiger Rück­
zug, ein regionaler oder gar globaler Total­
verlust oft etwas Irreversibles ist (beim 
globalen Totalverlust ist dies trivial) und 
daß irreversible Verluste mehr als alles 
andere vermieden werden sollten, weil da­
mit künftige Optionen abgeschnitten wer­
den (vgl. ausführlicher Hampicke 1988). 
Diese Regel entspricht vernünftiger All­
tagslogik ebenso wie schwierigen mathe­
matischen Entscheidungskalkülen in der 
ökonomischen Theorie. Solange Entschei­
dungen, welche sich im nachhinein als 
falsch erweisen sollten, wiedergutge­
macht werden können, sollte man kompro­
mißbereit sein, hier jedoch nicht. Zu den 
schon angedeuteten Differenzierungen 
des Ziels gehören:

-  Reversibilität und Irreversibilität des 
Verschwindens können in der Tat unter­
schiedlich ausgeprägt sein. Ein kosmopo­
litischer und reisefreudiger Geselle wie der 
Kormoran käme irgendwann auch nach 
Bayern wieder, selbst wenn er heute, dem 
Verlangen von Fischteichpächtern genü­
gend, entfernt würde. Ein sogenanntes 
Eiszeitrelikt kommt jedoch bis zur näch­
sten Vereisung nicht wieder.

-  Zahlreiche Seltenheiten stellen Rand­
vorkommen dar, deren Hauptverbreitung 
mediterran, atlantisch oder kontinental ist. 
Aus Mitteleuropa verdrängt, würden sie 
nicht von der Erde verschwinden. Dies ist 
zweifellos etwas anderes, als wenn ein En- 
demit verschwindet.

-  Auch innerhalb der Bundesrepublik ist 
geographisch zu differenzieren. Es genügt 
nicht, eine Art überhaupt im Lande zu be­
halten; vielmehr soll sie möglichst redun­
dant, im Norden wie im Süden Vorkom­
men, wenn dies früher auch der Fall war.

Die genannten Differenzierungen und an­
dere sind geeignet, Prioritäten zu setzen. 
In näherer Analyse erweisen sie sich je­
doch kaum als stark genug, um jemals be­
gründen zu können, daß eine Art in der 
Bundesrepublik überhaupt nicht erhal­
tenswert sei. Irgendeinen Grund für ihren 
Erhalt gibt es immer, und sei es auch »nur« 
die Freude derjenigen, welche ihre Augen 
benutzen, beim Wiedererkennen einer hier 
seltenen Art, die in südlichen Urlaubsre­
gionen massenweise vorkommt. Zuzubilli­
gen ist allerdings: Je wenigerzwingend die 
ökologischen Gründe für den Erhalt einer 
Art in der Bundesrepublik sind, um so stär­
ker ist auf die Kosten zu blicken.

Wird das genannte Ziel im wesentlichen 
akzeptiert, so folgt, daß knappe Mittel für 
den Naturschutz (Geld, Fläche, Arbeits­
kraft, Forschungskapazität u. a.) den Arten 
und Biotopen nach der Rangfolge ihrer Be­
dürftigkeit zugeordnet werden sollen. An
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erster Stelle stehen die besonders be­
drängten, sofern nicht die Befürchtung un­
abweisbar ist, daß es keinen Sinn mehr 
hat, sie schützen zu wollen. In der Praxis 
kann dieses Prinzip allerdings in ein kom­
pliziertes Netzwerk von Zwischenzielen 
e ingebettet sein. Zum Beispiel ist zu for­
dern, ganz normale Blumen der Wiesen, 
Wegränder und Äcker wieder zu verbrei­
ten, auch wenn sie (noch) selten auf Roten 
Listen stehen, weil sie die Nahrungsgrund­
lage zahlreicher z.T. sehr selten geworde­
ner Tiere auf höherer trophischer Ebene 
sind, von dem Heer der Insekten bis zu 
Laubfröschen und Fledermäusen (v o n  
H elv er s e n  1989). Wenn somit die gegen­
seitigen Beziehungen zwischen den Arten 
bewirken, daß diejenigen, welche es noch 
nicht so nötig zu haben scheinen, ebenso 
wie diejenigen, welche geringere Ansprü­
che stellen (hierzu M ü h l e n b e r g , vorl. 
Band), automatisch mitgeschützt werden, 
so ist dies zweifellos von Vorteil -  die 
grundlegende Hierarchie der Bedürftigkeit 
sollte jedoch hierüber nicht vergessen 
werden.

Soviel als Vorschlag für ein fundamentales 
Ziel. Wiederum mit starkerVereinfachung, 
scheint zu seiner Realisierung ein funda­
mentaler Mittelkom plex  vordringlich -  
dies sind Erhalt, W iederherstellung und Ar­
rondierung sehr extensiver, traditioneller 
Agrarbiotope. Auf die Verhältnisse im Wald

wird unten gesondert eingegangen. Rote 
Listen von Gefäßpflanzen (vgl. Übersicht
1) sowie alle verfügbaren Kenntnisse über 
deren Ökologie ebenso wie über Tagfalter 
(B l a b  und K u d r n a  1982), Heuschrecken 
(B e l l m a n n  1985), Ameisen, Hautflügler 
und zahlreiche andere Artengruppen (K r a - 
t o c h w il  1989) zeigen, daß nichts der Ar­
tenvielfalt so dienlich ist wie Offenland, 
insbesondere mageres Grünland mit ex­
tremen Wärme- und Wasserverhältnissen 
und den dazugehörigen Strukturelemen­
ten und Kontaktbiotopen zu angrenzen­
den Lebensräumen, wie Wasser und Wald 
(vgl. die Abbildungen zu diesem Beitrag). 
Der Naturschutz benötigt trockene Mager­
rasen auf Kalk, beweidet oder gemäht, 
Magerrasen auf Silikatgestein, Borstgras- 
rasen, traditionelle mesophile Futterwie­
sen, feuchte Futterwiesen vielerlei Abstu­
fung (Sumpfdotterblumen-, Wassergreis­
kraut- und Silgenwiesen), Pfeifengras- 
Streuwiesen, Seggenrieder, Flachmoore 
u.v. a. (vgl. auch Ru th s a tz  1989). Diese 
Biotope müssen großflächig sein, weil sie 
nur dann ihren Charakter entfalten kön­
nen, weil sie empfindlich gegen Randein­
flüsse (z. B. Nährstoff- und Pestizidein­
trag) sind und weil sie selbst als Pufferzo­
nen oder Matrix wirken, innerhalb derer 
zahlreiche kleinflächige und besonders 
em pfindliche Biotope eingebettet sind, 
wie z. B. ephemere und permanente Klein­
gewässer.

Übersicht 1: Anzahl gefährdeter Farn- und Blütenpflanzenarten in unterschiedlichen Biotoptypen. 
Quelle: Korneck und Sukopp 1988, S. 116, vereinfacht.

ausgestorben gefährdet zusammen

Grünland im weiten Sinne
Trocken- und Halbtrockenrasen 10 174 184
Feuchtwiesen 7 58 65
Zwergstrauchheiden und Borstgrasrasen 3 41 44
Sonstiges1 1 32 33

Summe 21 305 326

Ackerwildkräuter2 18 66 84

Nasse Biotope
O ligotrophe Moore und Moorwälder 5 79 84
Feucht- und Naßwälder — 15 15
Schlammbodenveg. und Zweizahngesellsch. 1 23 24

Summe 6 117 123

Gewässer3 8 85 93

Trockenbiotope4 4 62 66

Mittelfeuchte Wälder5 2 40 42

Sonstiges6 4 135 139

Summe 63 810 873

1 Frischwiesen und -weiden, Kriechpflanzen- und Trittrasen sowie halbruderale Queckenrasen.
2 Einschließlich kurzlebiger Ruderalvegetation.
3 Eutrophe, oligotrophe Gewässer und Quellen.
4 Außeralpine Felsvegetation, Xerotherme Stauden- und Gehölzvegetation.
5 Mesophile Fallaubwälder und bodensaure Wälder.
6 N itrophile Staudenfluren, Salzfluren, Vegetation der Küstendünen, alpine und subalpine Vege­

tation.

Fazit: Extensives Grünland spielt für den Artenschutz eine zentrale Rolle, zumal zahlreiche an­
dere Biotope in Kontakt zum Grünland stehen (Flachmoore, xerotherme u. a. Säume, alpine Vege­
tation) oder seiner als Pufferzonen bedürfen. Zoologische Gesichtspunkte bestätigen das Bild 
weitgehend, sehr hoher Anteil von Heuschrecken, Bienen, Ameisen, Tagfalter u.a. im warm­
trockenen Extensivgrünland. Jedoch zusätzliche zoologische Probleme im Wald (Altholz-Abbau­
kette).

2.2 Einwände gegen das Leitbild der 
traditionellen Kulturlandschaft

Die Entscheidung, auf die traditionelle ex­
tensive Kulturlandschaft als Leitbild für 
den Naturschutz zu setzen, begegnet 
mehreren Vorbehalten. Einer lautet dahin­
gehend, daß diese Landschaft einer histo­
risch vergangenen Epoche angehöre und 
daß ihre Konservierung künstlich sei. Be­
nötigen wir ein Landschaftsmuseum? Die 
Antwort lautet »Ja«. Kann man sich auch 
mit ihr intuitiv nur schwer anfreunden, so 
erweist doch ein näherer Blick ihre Unver­
meidlichkeit, wenn das oben formulierte 
Ziel gelten soll, möglichst alle Arten zu er­
halten. Die jahrhunderte- und jahrtausen­
dealten extensiv-landwirtschaftlichen Er­
satzbiotope des Waldes enthalten einige 
Arten, welche in der mitteleuropäischen 
Naturlandschaft überhaupt keine Exi­
stenzmöglichkeiten besitzen, wie z. B. die 
vom Menschen eingeführten Getreide­
wildkräuter. Hier besteht die oben schon 
angesprochene Frage, ob man sich mit 
dem Rückzug auf ihre Heimatländer abfin- 
den soll. Sie ist schon schwer genug zu be­
antworten, aber betrifft nur einen kleinen 
Teil des Problems. Der weit überwiegende 
Teil der Bewohner extensiver Agrarbiotope 
kam in Mitteleuropa auch natürlich vor, 
entweder als mediterrane, kontinentale 
oder ozeanische Ausstrahlungen auf insel­
artigen Extremstandorten, als (sogenann­
te »Eiszeit-« und andere) Relikte, oder -  
bei solchen mit durchaus einheimischem 
Verbreitungsschwerpunkt -  in kleineren 
Biotopen vielfältiger Art, wie Waldlichtun­
gen, Lawinenbahnen, Flußufern, Sümpfen 
usw. Das Problem besteht darin, daß diese 
Primärstandorte zum allergrößten Teil zer­
stört sind. Wir können die Mehlprimel nicht 
anweisen, sich wieder auf die Hangquell­
moore zurückzuziehen, welche schon exi­
stierten, bevor der Mensch eingriff. Von 
kleinen Ausnahmen abgesehen, wird sie 
entweder in den traditionellen Ersatzbio­
topen erhalten oder gar nicht, ebenso wie 
Tausende anderer Arten. Es gibt ökolo­
gisch  keine andere Wahl, als die Ersatz­
biotope zu schützen.

Kulturell ist das Problem gewiß vielschich­
tiger als in naturwissenschaftlicher Per­
spektive. Weitläufige extensive Offenland­
biotope wären keineswegs nur »Museen«, 
der Begriff ist hier vielmehr überspitzt ge­
wählt worden. Sie erfüllen vielfältige Funk­
tionen auf den Gebieten des Wasser- und 
Bodenschutzes und besitzen einen hohen 
Erholungswert. Ihr besonderer ästheti­
scher Reiz beruht vielleicht nicht allein auf 
einem erlernten und wandelbaren Stilemp­
finden, sondern spricht, ähnlich der »bu­
kolischen« antiken oder mediterranen 
Landschaft, tieferliegende psychologi­
sche Konstanten im Menschen an. Aber 
konzedieren wir eine gewisse museale 
Komponente: Was ist daran negativ? Auf 
allen anderen Gebieten, wo es etwas Kul­
turelles zu bewahren gibt, freut man sich, 
daß es Museen gibt. Wer das Landschafts­
museum kulturell ablehnt, die oben ge­
nannten ökologischen Ziele jedoch aner­
kennt, muß einen anderen Weg aufzeigen,
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auf dem sie erreicht werden können. Ratlo­
sigkeit und verständliches Unbehagen bei 
zahlreichen Diskussionsteilnehmer(innen) 
hängen m. E. auch damit zusammen, daß 
die traditionelle Kulturlandschaft in viel zu 
kurzer Zeit, wahllos in den Mitteln und oh­
ne auch nur den Ansatz eines begleiten­
den gesellschaftlichen Diskurses, in wel­
chem Argumente ausgetauscht worden 
wären, zerstört worden ist, ohne daß so 
schnell etwas Konstruktives, ökologisch 
wie kulturell gleichermaßen Überzeugen­
des an ihre Stelle getreten wäre. Vielleicht 
ist Derartiges in Zukunft möglich -  unter 
dieser Prämisse wäre das Landschaftsmu­
seum eine Übergangslösung mit dem Ziel, 
irreversible Verluste nach Möglichkeit ab­
zuwenden.
Eine sehr diskussionswerte Alternative 
zum Kulturlandschaftskonzept wird in Ge­
stalt eines Programms gesehen, welches 
»Wildnis« genannt werden könnte. Hier 
wird empfohlen, große Flächen gänzlich 
aus jeder Nutzung zu nehmen und der Suk­
zession zu überlassen (Näheres im Beitrag 
von Oberm ann , vorl. Band). Zwei Dinge 
stehen fest: Erstens wäre auch für den An­
hänger der Kulturlandschaft die Realisie­
rung des Konzepts »Wildnis« der Beibehal­
tung des Status quo fast ohne Naturschutz 
bei weitem vorzuziehen. Zweitens ist auch 
in einem Kulturlandschaftsprogramm an 
die Vorhaltung von Sukzessionsflächen in 
erheblichem Umfang zu denken, insbe­
sondere wenn die Spät- und Endstadien 
der Sukzession in Biotopen bestehen, wel­
che ihrerseits knapp sind, wie z. B. feuchte 
oder warmtrockene Wälder. Die Frage ist 
jedoch, ob die »Wildnis« das dominierende 
Konzept sein soll:
-  Seine Attraktivität besteht u.a. in der 
Kostengünstigkeit, da keine Pflegekosten 
anfallen. Hier ist allerdings zu klären, in­
wieweit Staatsausgaben zur Beschäfti­
gung von Arbeitskraft (auch zur Biotop­
pflege) in strukturschwachen, peripheren 
Gebieten mit beschränkten Erwerbsmög­
lichkeiten als echte volkswirtschaftliche 
Kosten anzusehen sind (vgl. unten).
-  Sukzessionsbiotope können aus den 
schon genannten Gründen nicht allen Ar­
ten Lebensraum gewähren. Die Verdrän­
gung lichtliebender, konkurrenzschwa­
cher Pflanzenarten und besonders wär­
mebedürftiger Tierarten aus »zuwachsen­
den« Magerrasen schon in frühen Stadien 
ist eine allgemeine Erfahrung im Natur­
schutz. Das Konzept »Wildnis« wäre mit 
dem oben formulierten Ziel, möglichst alle 
(zumindest heimischen) Arten zu erhalten, 
theoretisch kongruent, wenn es dabei ge­
länge, azonale und extrazonale Primär­
biotope in hinreichendem Umfang wieder­
zuentwickeln, in welche sich die oben er­
wähnten Apophyten und entsprechenden 
Tierarten wieder zurückziehen könnten. 
Ob das gelingt, ist jedoch mehr als zweifel­
haft.
-  Von den genannten Primärbiotopen ab­
gesehen, ist das Ziel jeder Sukzession in 
Mitteleuropa außerhalb der Alpen der 
standortsgemäße Wald. Diese Zielsetzung 
ist jedoch im Rahmen des unten zu be­

Abb. 1. Weitläufige Feuchtwiesenlandschaft, NSG Federsee, Oberschwaben. Übergang von extensi­
ven, ertragsarmen Futterwiesen (vorn) zu Streuwiesen und Röhrichten im Hintergrund. Nach diesem 
Vorbild (eines der ältesten NSG in Deutschland) wären zahlreiche weitere, z.T. intensiver genutzte 
Riedlandschaften und Einzugsgebiete von Seen in Süd- und Norddeutschland zu entwickeln.

sprechenden forstlichen Naturschutzes 
ohnehin zu verfolgen, so daß es im allge­
meinen nicht erforderlich ist, auch jetzige 
Offenlandbiotope hierfür in Anspruch zu 
nehmen (Ausnahmen bestätigen auch hier 
die Regel, etwa in besonders waldarmen 
Gebieten).

Zusammenfassend erscheint eine tragfä­
hige, über das völlig unzureichende Beste­
hende hinausgehende Naturschutzkon­
zeption zumindest beide Elemente -  »Kul­
turlandschaft« und »Wildnis« -  in ausge­
wogener Kombination zu erfordern; der 
Autor dieses Beitrags bevorzugt aus den 
dargelegten Gründen die »Kulturland­
schaft«.

2.3 Erforderlicher Grad der
Extensivierung und Konsequenzen

Extensivieren heißt, weniger Aufwand zu 
treiben und damit letztlich weniger land­
wirtschaftliche Produkte zu erzeugen. 
Wieviel weniger? Manche Naturschützer 
machen es sich leicht, indem sie auf die 
landwirtschaftliche Überproduktion in der 
EG hinweisen. Die eingängige Forderung 
nach »Naturschutz auf 100% der Fläche« 
sei durch deren Abbau zu verwirklichen. 
Diese Konstruktion ist jedoch quantitativ 
nicht durchdacht. So irrational und bedau­
erlich die Fehlallokationen im EG-Agrar- 
wesen auch sind, ist doch der Extensivie- 
rungsspielraum, den ihre Vermeidung bie-

Abb. 2. Mähwiesenlandschaft im Mittelgebirge mit reichhaltigen Strukturelementen, Umgebung des 
Hohen Meißner, Nordhessen. Mähwiesen stehen in Gefahr der Intensivierung zu Acker oder (bei 
schlechter Agrarstruktur) der Nutzungsaufgabe, wie im dargestellten Gebiet.
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Abb. 3. Im Vordergrund großflächige extensive Weiden auf Basalt, im Hintergrund ehemalige Hutung auf Kalkmagerrasen (NSG Kleiner Dörnberg) bei 
Kassel. Keine Intensivierungsgefahr, aber z.T. P flegebedürftigkeit, Schutz vor Aufforstung und ggf. Subventionierung der Beweidung erforderlich.

tet, nicht groß genug, um damit beliebige 
Maximalziele im Naturschutz zu realisie­
ren. Teilweise, wie etwa auf dem Milch­
markt, sind die Überschüsse durch be­
stimm te Maßnahmen wenigstens an der 
Oberfläche (mit ökonomisch stark zu kriti­
sierenden Nebenwirkungen) schon abge­
baut worden. Rechnen wir die Effekte der 
Überschußvermeidung, einer gewissen -  
von Naturschützern in der Regel abge­
lehnten -  Förderung von Importen und 
möglicherweise einer gewissen Ernäh­
rungsumstellung hin zu weniger Fleisch 
zusammen, so können w irvon e inerm ögli­
chen Reduktion der inländischen landwirt­
schaftlichen Produktmenge um 10-20%  
ausgehen (Ha m p ic k e  1988). Wird der Ab­
bau der Agrarprotektion in der EG wie in 
den vergangenen Jahren weiter fortge­
setzt, w ird insbesondere der Getreide­
preis weiter gesenkt, so werden die Effek­
te regional auch stärker sein. Insgesamt ist 
jedoch ein Wert von 20 % zunächst ein gu­
ter Anhaltspunkt; versuchen wir, dies in ei­
ne ökologisch effektive Extensivierungs- 
strategie umzusetzen:

-  Man könnte flächendeckend alle Erträ­
ge um 20%  senken. Dies käme einer un­
spezifischen Entlastung der Landschaft 
von Streß gleich und hätte positive Folgen 
für w ichtige Belange, wie die Boden- und 
Gewässergesundheit. Seltene und mit in­
tensiver Landwirtschaft unverträgliche Ar­
ten würden jedoch in keiner Weise geför­
dert, da die Restintensität immer noch 
weitaus zu hoch wäre.
-  Man könnte bei gleichbleibenden Erträ­
gen 20%  der Produktionsfläche aus der

Nutzung nehmen und auf dieser -  mög­
lichst kleinräumig und gleichmäßig in der 
Agrarlandschaft verteilt -  Strukturelemen­
te, sogenannte »Vernetzungsbiotope« 
usw. entwickeln. Dies führte zu einer we­
sentlichen optischen Aufwertung der 
Landschaft und würde die Lebensmög­
lichkeiten zahlreicher Arten verbessern, je ­
doch ebenfalls weniger derjenigen, wel­
che infolge ihrer Unverträglichkeit mit mo­
derner Agrarproduktion, insbesondere de­
ren Nährstoffreichtum, die heutigen Roten 
Listen füllen.

-  Man könnte bei gleichbleibenden Erträ­
gen 20 % der Fläche größeren, zusammen­
hängenden Extensivbiotopen zuführen, 
vor allem in Gebieten mit noch reicheren, 
entwicklungsfähigen Restvorkommen ge­
fährdeter Arten.
Selbstverständlich gibt es nicht nur ein 
»Entweder-oder«, sondern auch Kompro­
misse. Die Entscheidungsalternativen 
sind hier zur Hervorhebung der Problem­
struktur bewußt überzeichnet worden. Die 
Übersicht 2 stellt alle empfehlenswerten 
Maßnahmentypen, auch im Wald und in

Übersicht2: Wichtigste Maßnahmentypen für den Natur-und Artenschutz, schwerpunktmäßig in 
Land- und Forstwirtschaft

1. Wiederaufbau eines Systems vernetzter Strukturelemente in der produktiven Agrarlandschaft 
(Hecken, Gehölze, Raine, Waldränder, Feuchtstellen, wechselnasse Stellen, kleine Stillge­
wässer, Steinriegel, Trockenböschungen, Abbruchkanten, »Ödland«bestandteile aller Art).

2. Wiederherstellung eines repräsentativen Netzes naturnaher Fließ- und Stillgewässer m it land­
seitigen Kontaktbiotopen (Überschwemmungsgebiete, Verlandungszonen, Röhrichte, Au­
wälder). Gewährleistung hoher, in Bachoberläufen und oligotrophen Heidetümpeln höchster 
Wasserqualität.

3. Naturnahe Umgestaltung des W irtschaftswaldes. Gewährleistung von Kontaktbiotopen (Lich­
tungen, Waldränder, Säume). Außerhalb der Gebirge Misch- und Laubwald ohne Kahlschlag. 
Förderung gebietstypischer Waldgesellschaften im waldarmen Flachland. Völliger Nutzungs­
verzicht auf hinreichend großen Flächen (Bannwald).

4. Wiederherstellung flächenhafter traditioneller Agrarbiotope in hinreichendem Umfang (Äcker 
m it vielfältigen Fruchtfolgen, Mähwiesen, Streuwiesen und Einstreunutzung statt Gülle, O bst­
wiesen u.a.).

5. Wiederherstellung großer, zusammenhängender Flächen sehr extensiver halb landw irtschaft­
licher Offenlandbiotope (»Halbkulturlandschaft«), wie Kalk- und Silikatmagerrasen und andere 
extensive Hutungen, unbeweidetes Außendeichsgrünland, Feuchtwiesen-Streuwiesen- Flach­
moorkomplexe, Überschwemmungswiesen, Seggenrieder. Alles mit landschaftstypischen 
Strukturelementen, anthropogenen Kleinstrukturen und Kontaktbiotopen. Zusätzlich völlig un­
genutzte Sukzessionsbiotope.
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der intensiven Agrarlandschaft, zusam­
men. Wir wünschen uns soviel wie möglich 
realisiert, aber sollten wissen, daß nicht 
alles gleichzeitig in beliebigem Umfang 
möglich ist. Obwohl es im Naturschutz 
jahrzehntelang nur steil bergab ging, su­
chen nach wie vor zahlreiche Naturliebha­
ber (offenbar zu ihrer psychischen Entla­
stung) Zuflucht bei Maximalforderungen, 
welche, sobald man sich deren Implikatio­
nen klarmacht, vollständig unrealistisch 
sind. Zum Teil hängen die Illusionen auch 
damit zusammen, daß das Ausmaß der In­
tensivierung und Ertragssteigerung ge­
genüber der traditionellen Landwirtschaft 
der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts un­
terschätzt wird. Heutige Erträge flächen­
deckend soweit zurückzuschrauben, daß 
oligotraphente Pflanzen- und die an sie ge­
bundenen Tierarten überall wieder ein­
wandern können (unterstellt, eine solche 
Reextensivierung wäre ökologisch mög­
lich), gelänge nicht durch bloße Korrektur 
einiger Fehler der EG-Agrarpolitik, es ge­
länge nicht durch Zurückschrauben der 
Produktion um 20 %, nicht einmal um (völ­
lig illusorische) 50%. Die heutigen Flä­
chenerträge sind im Durchschnitt etwa 
viermal so hoch wie vor dem ersten Welt­
krieg, wobei noch zu bedenken ist, daß 
schon das bescheidene Intensitätsniveau 
der altväterlichen Landwirtschaft für zahl­
reiche Arten zu hoch war, nämlich für jene, 
die an die ausgehagerte, nahezu ertrags­
lose mittelalterliche Halbkulturlandschaft 
(Wilmanns 1989) angepaßt waren. Wenn 
heute in wichtigen Arbeiten -  teils mit 
skeptischerem (Kratochwil 1989), teils 
mit optimistischerem Ergebnis (Briemle
1990) -  ermittelt wird, in welchem Umfang 
schwache Intensivierung und damit land­
wirtschaftliche Nutzbarkeit und Erhalt sel­
tener Arten miteinander vereinbar sind, so 
darf nicht vergessen werden, daß sich die­
se Experimente auf Intensitätsstufen be­
wegen, für welche die Anhänger heutiger 
»Standard«-Produktionsverfahren in der 
Landwirtschaft nur ein müdes Lächeln üb­
rig haben. Für sie geht es nicht um Mager­
rasen oder Salbei-Glatthaferwiese, son­
dern um Intensivgrünland oder Maisacker; 
die Ertragsrelationen in der Reihenfolge 
der Biotope liegen bei etwa 1:2:4:10.
Der Autor dieses Beitrags sieht seine Auf­
gabe und die der Ökonomie darin, mit ra­
tionalen Argumenten und kühler Überle­
gung dazu beizutragen, daß im Natur­
schutz, anders als bisher, wenigstens et­
was erreicht wird. Dabei ist ganz klar, daß 
unter den oben beschriebenen drei Alter­
nativen nur die dritte dazu taugt, das Gros 
der gefährdeten, überwiegend oligotra- 
phenten Arten zu retten. Ob sie hinreicht, 
ist eine andere Frage; vielleicht werden al­
le Anstrengungen durch großflächige Eu­
trophierung auf dem Luftwege unterlaufen 
(Ellenberg jun. 1985,1989). Zur Klärung 
dieser Frage sind weitere Forschungen er­
forderlich -  sicher ist jedoch: Wenn es eine 
Chance gibt, dieArtenausstattung der vor­
industriellen Agrarlandschaft in lebensfä­
higen Populationen exemplarisch zu erhal­
ten, dann in »größeren Portionen« (Ring­
ler 1987:11), nicht in kleinen Restflächen

zwischen Maisfeldern, sondern in Exten- 
s'wlandschaften, die diesen Namen verdie­
nen.

3 Ökonomie und Kosten

3.1 Naturschutz im Wald

Unternehmen wir nun eine kurze Exkur­
sion zu den Naturschutzproblemen des 
Waldes. Dies rechtfertigt sich damit, daß 
dort, anders als im Bereich der Landwirt­
schaft, die ökonomische Problematik be­
sonders einfach gelagert ist. Die Natur­
schutzprobleme des Waldes sind in der 
Vergangenheit außerhalb engerer Fach­
kreise nicht in ihrer ganzen Bedeutung er­
kannt worden. Ein Grund ist vermutlich, 
daß dort die Artenverdrängung weniger 
sichtbar ist, sich sozusagen im stillen voll­
zieht. Es verschwinden nicht Blüten im Ein­
heitsgrün wie in der Landwirtschaft, viel­
mehr wird ein Heer unauffälliger, oft nur

Spezialisten bekannter Organismen be­
drängt, wie die Pilze und andere Destruen- 
ten der Holz-Abbaukette. Nur in einigen 
Fällen auffälliger Tiere (Uhu, Schwarz­
specht, Auerhuhn usw.) werden die Pro­
bleme sichtbarer. Die Forstwirtschaft war 
lange der Meinung, daß allen Naturschutz­
forderungen im Kielwasser ihrer Wirt­
schaftsweise genügt werde, auch wird das 
öffentliche Bewußtsein von anderen Pro­
blemen als dem Artenschutz okkupiert, 
wie durch die einschlägigen Immissions­
und neuerdings Sturmschäden. Ohne An­
spruch auf Vollständigkeit bestehen Natur­
schutzprobleme im Wald in folgendem 
(vgl. u. a. Blab 1986; Korneck  und S ukopp 
1988; BFANL1989):
-  Standortsfremde Baumartenwahl, ins­

besondere Verdrängung standortstypi­
scher Laubwaldgesellschaften im Flach­
land,

-  Kahlschlagbetrieb, Gleichaltrigkeit und 
Strukturarmut des Waldinnenraumes,

Übersicht3: ökonomische Daten zur Forstwirtschaft in der Bundesrepublik

Betriebliche Waldfläche 6,88 (100%)

Privatwald 2,88 (41,9%)
darunter: von landwirtsch. Betrieben 1,55 (22,6%)
Körperschaftswald 1,75 (25,4%)
Staatswald 2,25 (32,7 %)

Kleinstwaldflächen 0,5

Summe 7,4

1. Flächen, Mio. ha
Quelle: BMELF-Informationen Nr. 6/90, S. 8.

2. Forstwirtschaftliche Gesamtrechnung, Mio. DM, jeweilige Preise, 1989 geschätzt 
Quelle: Agrarbericht 1990, Materialband, Tab. 103, S. 104.

1983 1985 1987 1989

Rohholzwert 2671,4 3014,3 2741,3 3109,6
Sonst. Produkte 60,5 67,9 78,9 75,5
Produktionswert 2731,9 3082,2 2820,2 3185,1
Vorleistungen 744,4 934,7 909,4 949,2
Bruttowertschöpfung 1987,5 2147,5 1910,8 2235,9
Abschreibungen 172,0 187,0 181,0 182,0
Steuern 31,5 28,9 31,9 35,2

Nettowertschöpfung 1784,0 1931,6 1697,9 2018,7

3. Betriebsergebnisse in Forstbetrieben. DM/ha Holzbodenfläche, Betriebe ab 200 ha, laufende 
Preise, Reinertrag = Betriebsertrag -  Betriebsaufwand 
Quelle: Statist. Jahrbuch über ELF 1989, Tab. 434, S.352.

1980 1984 1987

Staatswald 36 -4 5 -155
Körperschaftswald 209 113 8
Privatwald 218 137 43

Gewogenes Mittel 156 71 -  31

Anmerkung: Reinertrag auf Hiebsatz bezogen 1988 in allen Besitzformen negativ (Agrarbe­
richt 1990, Materialband, S.291).

4. Ergebnis der Förderung forstlicher Vorhaben
Quelle: Statist. Jahrbuch über ELF 1989, Tab. 432, S. 352.

1980-88 1988

Aufforstung von Grenzertragsböden und 
Ödland (Nichtstaatswald)

14586 3086 ha

Umwandlung von Niederwald in Hochwald 10225 1454 ha
Forstwirtschaftlicher Wegebau 9737 684 km
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Abb. 4. Zuwachsender Kalkmagerrasen im Diemeltal nördlich Kassel. Sukzessionsflächen dieser Art 
sind für den Naturschutz sehr wertvoll, insbesondere für zoologische Zielsetzungen, jedoch sollte 
nur ein Teil der traditionellen O ffenlandbiotope der Sukzession überlassen werden (vgl. Text).

-  Genetische Einheitlichkeit, z.T. schlech­
te »Billigherkünfte« des Pflanzgutes,

-  Entzug toten, absterbenden und alten 
Holzes jeder Stärke, stehend und lie­
gend, vor allem aber die Abwesenheit 
starker alter und toter Bäume mit der 
schon erwähnten Konsequenz der Ver­
knappung des Lebensraumes für alle 
Arten der Abbaukette,

-  Fehlen von Waldgesellschaften auf gu­
ten Ackerböden sowie auf extremen 
Standorten, insbesondere xerothermer 
auf der einen und wasserbeeinflußter 
Art (Auen- und Bruchwälder) auf der an­
deren Seite.

-  Überbesatz an Schalenwild,
-  Vernachlässigung von Randstrukturen, 

schlechte äußere Waldränder ohne Säu­
me und Stufen, dasselbe bei inneren 
Rändern und an Wegen und Schneisen,

-  Eutrophierung von Lichtungen und ihre 
Umfunktionierung von wertvollen Ma­
gerrasenbiotopen zu Wildäckern,

-  Ersatz traditioneller Forstwege durch 
Straßen,

-  Hohe Frequenz mechanischer Störun­
gen, auch des Bodens, im Pflege-, 
Hieb- und Rückebetrieb durch Einsatz 
schwerer Maschinen,

-  Hektische und unkoordinierte Reaktio­
nen bei Störungen, von der längst nicht 
in allen Konsequenzen durchdachten 
Kalkung saurer Waldböden bis zum 
Pestizideinsatz zur Rettung von Holz 
aus Windbruch.

Es bedarf kaum der Erwähnung, daß die 
genannten ökologischen Kritikpunkte 
nicht in jedem Wald in gleicher Weise zu 
beobachten sind und daß in jüngerer Zeit 
auch positive Entwicklungen Platz greifen 
(vgl. NNABer. 1989a). Das Gesamtbild gibt 
jedoch nach wie vor Anlaß zu ökologischer 
Kritik, andernfalls wären die Roten Listen 
waldbewohnender Pflanzen- und Tierar­

ten weniger lang. Wenn in einem W irt­
schaftsbereich so wenig Rücksicht auf die 
Natur genommen wird, so sollte man mei­
nen, daß es hier um hohe Geldbeträge ge­
hen müsse. Die Standarderklärung eines 
Kritikers wäre, daß hier wiedereinmal Öko­
logie und Ethik dem Profit geopfert wür­
den. Ein Blick auf die Übersicht 3 zeigt in­
dessen, daß dieser Schluß weit fehlgeht. 
Die Forstwirtschaft der Bundesrepublik 
(bis zum 3.10.1990) ist gesamtwirtschaft­
lich weitgehend insignifikant. Die Netto­
wertschöpfung lag auf sieben Mio. ha in 
der Vergangenheit fast stets unter zwei 
Milliarden DM pro Jahr. Wenn von dieser 
noch zahlreiche Kostenelemente enthal­
tenden Summe ein Gewinn übrigbliebe 
(wenn!), so entspräche er, wenn hier ein­
mal eine in der Ökonomie geläufige, salop­
pe Redewendung zu zitieren erlaubt ist, e t­
wa der Portokasse eines einzigen Großun­
ternehmens. Die Anzahl der Unternehmen 
und Personen, welche überwiegend von 
den Erträgnissen der Forstwirtschaft exi­
stieren muß, ist verschwindend gering, es 
handelt sich um etwa 2500 Betriebe mit ei­
ner Mio. ha (N iesslein  1985). Der Rest ist 
Staats- und Körperschaftswald (nahezu 
60%  der Fläche) sowie Privatwald mit 
nachrangiger wirtschaftlicher Bedeutung, 
vielfach »Bauernwald«. Der Staatswald 
w irtschaftet seit Jahren defizitär, der Pri­
vatwald steht im Durchschnitt kurz davor, 
die allgemeine Tendenz ist negativ, eine 
Änderung ist nicht in Sicht. Es gibt keinen 
Zweifel: Die Holzerzeugung ist in der Bun­
desrepublik im Durchschnitt (mit gewissen 
Ausnahmen) unwirtschaftlich ; die Kosten 
sind schon höher als der Produktwert und 
steigen weiter, die Holzpreise geben u.a. 
infolge internationaler Verflechtung, und 
weil es (glücklicherweise) keinen Preispro­
tektionismus wie in der Landwirtschaft 
gibt, nach.

Die entscheidende Frage ist, ob die Renta­
bilität der Forstwirtschaft noch weiter sin­
ken würde, wenn mehr Rücksicht auf öko­
logische Belange genommen würde. Es 
muß zugegeben werden, daß Beispiele ge­
funden werden können, bei denen diese 
Frage mit »ja« beantwortet werden muß. 
Dies ist der Fall, wenn ökologisch vorzuzie­
hende Maßnahmen bei gleichem Erlös die 
Kosten noch weiter erhöhen, etwa infolge 
erhöhten Arbeitsaufwandes. Dennoch ist 
sehr zu bezweifeln, daß derartige Beispie­
le ein zutreffendes Gesamtbild ergeben. In 
einer Situation stagnierender Erlöse und 
steigender Kosten lautet die ökonomische 
Therapie grundsätzlich: Kosten Senkung. 
Dies gelingt eine Strecke weit auf dem We­
ge der Rationalisierung, der »Flucht nach 
vorn«, aber irgendwann sind die Möglich­
keiten erschöpft; im Forst ist dieser Punkt 
(wie übrigens auch in Teilen der Landwirt­
schaft) schon vielfach erreicht. Nun bleibt 
nur noch die Extensivierung, d. h. Reduzie­
rung des Aufwandes auch unter Inkauf­
nahme der Erlösverringerung. Dieser Weg 
verspricht Erfolg, wenn die Kosten stärker 
fallen als die Erlöse; der Grenzfall besteht 
natürlich in der Aufgabe der W irtschaft, al­
so der Senkung sowohl der Kosten als 
auch der Erlöse auf Null.

M ittel- bis längerfristig ist die Extensivie­
rung ohne Zweifel die einzig erfolgverspre­
chende Gesundungskur für weite Gebiete 
der Forstwirtschaft (vgl. mit ausführlichem 
Zahlenmaterial G e r m a n n  1989). Naturnä­
here W irtschaftsweisen (Naturverjün­
gung, Laubhölzer, Plenterbetrieb usw.) 
zeichnen sich, wo sie schon betrieben wer­
den können, grundsätzlich durch Kosten­
ersparnisse aus, während die Erlöse infol­
ge hoher Qualität des Holzes und wom ög­
lich geringerer Frequenz von Schadereig­
nissen keineswegs zu sinken brauchen. Ei­
ne detaillierte Analyse ist im vorliegenden 
Rahmen selbstverständlich nicht möglich, 
über die grundsätzliche Schlußfolgerung 
bestehen jedoch keine Zweifel: Wenn eine 
extensivere, kostenärmere W irtschafts­
weise sowohl ökonomisch vorzuziehen ist 
als auch ökologischen Anforderungen, 
insbesondere auf dem Gebiet des Natur­
schutzes, entspricht, so gibt es im Forst 
keinen prinzipiellen Gegensatz zwischen 
»Ökonomie« und »Ökologie«. Wenn die 
derzeitige, mit hohen Kosten betriebene 
und naturwidrige Forstwirtschaft Verluste 
bringt, so ist es logisch unmöglich, daß auf 
die Dauer eine naturgemäßere, aufwands­
ärmere Praxis noch unökonomischer wä­
re. Eine sinnvolle Waldextensivierung wür­
de nicht die Gewinne, sondern die Verluste 
verringern. Wird von den speziellen Pro­
blemen der sehr langen Umtriebszeiten 
abgesehen, sondern ganz prinzipiell ge­
dacht, so wäre sogar ein völlig ungenutz­
ter Wald der derzeitigen Verlustwirtschaft 
ökonomisch vorzuziehen. Wenn zum in­
dest der Staat einen Teil seines Waldes ein­
fach wachsen ließe, so würden Steuern 
gespart -  diese Realität muß einmal zur 
Kenntnis genommen werden.

Zusammenfassend ist bis zum Beweis des 
Gegenteils die These zu vertreten, daß die
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Erfüllung weitgehender Naturschutzforde­
rungen im Wald zu volkswirtschaftlichen 
Kosten von Null führte. Folgende Maßnah­
men sollten zumindest im Staatswald un­
verzüglich auf den Weg gebracht werden:

-  In geeigneten Beständen Ausweisung 
eines Systems von gar nicht bewirt­
schafteten Bannwäldern, welches den 
bisherigen Bestand von 10-20000 ha 
(in der Bundesrepublik bis 3.10.1990, 
vgl. BFANL 1989a) auf mindestens das 
Zehnfache vermehrt,

-  Schrittweiser Ersatz standortsfremder 
Plantagen durch standortsgemäße 
Laub- und Mischbestände mit Naturver­
jüngung und Qualitätsholzerzeugung,

-  Neuaufbau und Pflege aller Rand- und 
Sonderstrukturen wie Lichtungen, We­
ge, Quellen, Wasserläufe und vor allem 
der äußeren und inneren Ränder und 
Säume.

Bei allem ist vorausgesetzt, daß die nicht 
von der Forstwirtschaft zu verantworten­
den Schadeinflüsse schnellstens redu­
ziert werden, wie überhöhte Wildbestände 
und vor allem die Immissionsbelastung, 
und daß ein ökologisch überzeugender 
Konsens über grundsätzliche Flächennut­
zungsalternativen gefunden wird. Letzte­
res bedeutet, daß bisher zuweilen für auf­
forstungswürdig erachtete Flächen offen 
bleiben, wenn dies ökologisch geboten ist 
(z.B. Silikat- und Kalkmagerrasen), daß 
aber dort, wo Waldtypen knapp sind, Flä­
chen für dieselben vorgesehen werden, 
wie in Flußauen, Ackerböden und Trocken­
landschaften.

3.2 Naturschutz in der
Extensiv-Landwirtschaft

Nach diesem Exkurs nun zurück zum Of­
fenland. Wie schon dargelegt, ist dafür zu 
plädieren, als Kernelement eines Natur­
schutzkonzeptes in zusammenhängenden, 
möglichst großen Gebieten eine extensive 
Agrarnutzung fortzuführen bzw. wieder 
einzurichten. Sie umfaßt bäuerliche Nut­
zungsweisen, wie sie bis Mitte dieses Jahr­
hunderts üblich waren und damals als 
durchaus »intensiv« galten. Hierzu gehö­
ren vor allem traditionelles Grünland, ins­
besondere Mähwiesen, Feuchtwiesen zur 
Einstreugewinnung, Streuobstwiesen, er­
tragsärmere Äcker insbesondere auf Sand 
und Kalk u. a. In den dafür geeigneten Be­
reichen geht diese Nutzung dann in ganz 
extensive, im Extremfall nur gepflegte 
Halbkulturflächen über, wie z.B. Hutun­
gen und Seggenrieder. Eingesprengt und 
vernetzt sind Kleinbiotope und Saum­
strukturen aller Art, von ephemeren 
Feuchtstellen auf Äckern und Grünland bis 
zu Verlandungszonen, Stillgewässern so­
wie Trockenbiotopen aller Art auf der an­
deren Seite. Ein weiterer Grund für die 
notwendige Mindestgröße der Extensiv­
landschaften sind die kleinen Fließgewäs­
ser, deren Wiederherstellung mit höchst­
möglicher Wasserqualität nur auf hinrei­
chend langen Strecken möglich und sinn­
voll ist.

Die Behauptung zu Beginn dieses Bei­
trags lautete, daß Naturschutz in der hier 
geforderten Weise nicht unerschwinglich 
teuer wäre. Dies muß nun belegt werden, 
wobei infolge der Vielzahl der Detailfragen 
und des beschränkten Raumes kein lük- 
kenloser »Beweis« möglich ist -  es kann 
nur darum gehen, plausible, vernünftige 
Gründe anzuführen, welche diese Be­
hauptung stützen. Zahlreiche Belege und 
umfangreiche Berechnungen finden sich 
in einer jüngst fertiggestellten Studie 
(Hampicke et al. 1991).

Soll eine Diskussion über die Ökonomik 
des Naturschutzes nicht von vornherein in 
Mißverständnisse führen, so ist eine trag­
fähige Definition des Begriffes »Kosten« 
unabdinglich. Nicht jeder Geldbetrag, der 
auf einer Rechnung steht, stellt Kosten im 
wissenschaftlichen Sinne dar. Volkswirt­
schaftliche Kosten sind vielmehr reale 
Gutsverzichte zugunsten eines bestimm­
ten Ziels. Die Frage lautet: Worauf muß die 
Gesellschaft als ganze verzichten, wenn 
es mehr Naturschutz als bisher geben 
soll? Wir können versuchen, das Güter­
bündel zu identifizieren, welches bei der 
Realisierung eines bestimmten Natur­
schutzprogramms entfallen würde. Dieses 
Güterbündel gilt es dann, in Geldeinheiten 
zu bewerten, wobei wiederum gängige 
Preise ein oberflächliches oder verfäl­
schendes Maß für echte Kosten darstellen 
können, wenn sie nämlich durch admini­
strative Eingriffe so stark beeinflußt wer­
den, daß sie die Funktion, auf die es an­
kommt, nämlich echte Knappheit zu signa­
lisieren, nur noch unvollkommen erfüllen 
können. Dies ist im Agrarbereich in beson­
ders ausgeprägter Weise der Fall. Der Na­
turschutz kann ferner in starkem Maße 
Zahlungsströme induzieren oder umlen­
ken mit Folgen für die Einkommen betrof­
fener Berufsgruppen. Soweit diesen Zah­
lungen keine echten Kosten entsprechen, 
handelt es sich um Transfers, in schlich­
tem Deutsch um Geschenke, etwa zur 
Einkommensstützung. Transferzahlungen 
und echte volkswirtschaftliche Kosten 
müssen stets sorgfältig voneinander ge­
trennt werden.

Sind die Definitionen klar, so kann im Prin­
zip (wenn auch in konkreten empirischen 
Untersuchungen oft nur unter großen 
Schwierigkeiten) jede Naturschutzmaß­
nahmeeinerderdreifolgenden Kategorien 
zugeordnet werden:

-  Entweder ist eine Maßnahme volkswirt­
schaftlich kostenfrei, also umsonst, weil 
die bestehende naturwidrige Praxis, wel­
che es zu revidieren gilt, auch unwirt­
schaftlich ist. Der Naturschutz kann hier 
dazu beitragen, Kosten einzusparen. Im 
Falle der Landwirtschaft sind z. B. Extensi- 
vierungsmaßnahmen, soweit sie bewir­
ken, Überschüsse zu vermeiden, gesamt­
wirtschaftlich zumindest kostenfrei. Inso­
weit Überschußverwaltungskosten einge­
spart werden, müßte dies dem Natur­
schutz sogar »gutgeschrieben« werden.

-  Maßnahmen können zwar knappe Pro­
duktionsfaktoren binden und damit Ko­

sten verursachen, jedoch können sie 
durch vorhandene Haushaltsmittel finan­
ziert werden, wenn letztere hinsichtlich ih­
rer Bestimmung umgewidmet werden. 
Dies betrifft nahezu sämtliche agrarstruk­
turellen Fördermaßnahmen, auf die gleich 
kurz eingegangen wird. Sofern der bishe­
rige Zweck solcher Maßnahmen nach 
gesamtwirtschaftlichen Effizienzkriterien 
zweifelhaft ist, liegt im Grunde derselbe 
Fall wie oben vor, nur in etwas verschleier­
ter Form. Die Umwidmung von Fördermit­
teln von einem volkswirtschaftlich wenig 
sinnvollen Zweck zum Naturschutz impli­
ziert dann auch keine Kosten, sondern 
lenkt nurZahlungsströme um. Im Einzelfall 
kann allerdings eine Diagnose sehr 
schwierig sein.
-  Naturschutzmaßnahmen können zu­
sätzlich zu allem Bestehenden, sozusagen 
netto, weitere Mittel erfordern. Es ist kei­
neswegs einfach, hier klare Beispiele zu 
finden. Noch am deutlichsten liegt der Fall 
bei der Anlage zusätzlicher Klärkapazität 
und weiterer Maßnahmen zur Hebung der 
Gewässerqualität insbesondere in kleinen 
Flüssen und Bächen auf sehr hohe Ni­
veaus (Güteklasse I) vor. In diesem Zusam­
menhang ist auch an das komplexe Nut­
zenspektrum zahlreicher teurer Umwelt- 
(nicht speziell Natur-)schutzmaßnahmen 
zu erinnern. Wenn es ohnehin, z. B. im Hin­
blick auf die menschliche Gesundheit, an­
gezeigt ist, Luftverunreinigungen zu redu­
zieren, so sind die Kosten dafür nicht als 
spezifische Naturschutzkosten zu »verbu­
chen«.
Naturschutz zum Nulltarif: Wie die Über­
sicht 4 illustriert, gäbe es ein enormes Po­
tential für volkswirtschaftliche Effizienzge­
winne und Kosteneinsparungen, wenn

Übersicht4: Daten zu den EG-Marktordnungs- 
kosten

1. Marktordnungsausgaben der EG in der
BRD, lst-1988, Mio. DM, 1 ECU = 2,36 DM.
Quelle: Statist. Jahrbuch über ELF 1989,
Tab.209,S .161.

Getreide 2699,4
Milch 3704,7
Zucker 922,4
Fette 1504,5
Rindfleisch 1630,0
Rest 699,8
(Reis, Schweinefleisch, Schaf- 
und Ziegenfleisch, Obst und 
Gemüse, Rohtabak, Wein, 
Fischereierzeugnisse, Eier 
und Geflügel, Flachs und Hanf, 
Hopfen, Saatgut, Trockenfutter 
und Sonstiges)

Summe ohne Währungs-und 
Beitrittsausgleichsbeträge 11160,8

2. Einnahmen der EG in der BRD, lst-1988,
Mio. DM,1 ECU = 2,07 DM
Quelle: Wie oben, Tab. 470, S. 377.

Zölle 6190,1
Zuckerabgabe 721,2
Sonstige Agrarabschöpfungen 385,8
Mehrwertsteuer-Eigenmittel 14284,7
Einnahmequelle BSP 3024,5
Summe 24606,3



16 Ham picke • Ist Naturschutz m öglich? -  Ziele, Konzepte, Kosten

man sich entschließen könnte, das irrw itzi­
ge EG-Agrarsystem ernsthaft zu reformie­
ren. Die jährlichen Aufwendungen der EG 
für Marktinterventionen in der Bundesre­
publik (bis 3.10.1990) betrugen auch 1988 
noch über 11 Milliarden DM, obwohl seit 
1984 die M ilchkontingentierung gilt, man 
stolz auf leere Butter-Lagerhäuser weist 
und obwohl auch der EG-Getreidepreis 
und dam it die notwendigen Exporterstat­
tungen erheblich gesenkt wurden. Die ho­
hen Ausgaben erklären sich nurzum gerin­
gen Teil durch »Altlasten« (Entledigung frü­
her angesammelter Überschüsse), viel­
mehr sind sie ein Anzeichen dafür, daß das 
System noch immer krank ist. Wenn sich 
keine Überschüsse ansammeln, heißt das 
noch lange nicht, daß marktgerecht er­
zeugt w ird. Inferiore Produkte, wie Mager­
milchpulver, werden durch interne Sub­
ventionierung an die Käufer gebracht, der 
Außenschutz verhindert, die Vorteile w elt­
w irtschaftlicher Arbeitsteilung zu nutzen 
usw. Leider ist es außerordentlich schw ie­
rig, die in der Kompetenz der EG befindli­
chen Marktordnungsmittel in ökologisch 
sinnvoller Weise umzulenken. Auch sollte 
der aufgeblähte EG-Haushalt nicht unbe­
grenzt im jetzigen Volumen erhalten blei­
ben, sondern gesundgeschrumpft werden 
(vgl. die M ittelherkunft in Tab. 2, Übersicht
4). Dennoch: Wenn es nur gelänge, etwa 
10%  der überwiegend sinnlos verwende­

ten Mittel einzusparen und einem Natur­
schutzfonds in der Bundesrepublik zuzu­
führen, so könnte damit ein großer Teil 
der notwendigen Transfers (Ausgleichs­
zahlungen, vgl. Ta m p e  und Ha m p ic k e  1989) 
finanziert werden. Würde die radikale Ex- 
tensivierung großräumiger Landschaften 
im oben genannten Umfang beschlossen, 
so könnten mit etwa 1 bis 1,5 Mrd. DM pro 
Jahr die betroffenen Landwirte für die ih­
nen entstehenden Mindereinkünfte in vol­
lem Umfang entschädigt werden, wie es 
bei den gegenwärtigen Extensivierungs- 
programmen der Bundesländer (vgl. Na ­
t u r l a n d s t if t u n g  H essen  1987) in kleine­
rem Umfang bereits praktiziert wird und 
auf Akzeptanz stößt.

Umwidmung von Fördermitteln: Die w ich­
tigsten Daten zur Agrarstrukturpolitik in 
der Bundesrepublik finden sich in Über­
sicht 5. Schon bei unvollständiger Umwid­
mung der Mittel käme leicht eine weitere 
Milliarde DM pro Jahr für sinnvolle investi- 
ve Maßnahmen zusammen. Nur ein Bei­
spiel unter vielen: Beim einzelbetriebli­
chen Investitionsförderungsprogramm 
können laut Förderrichtlinien Umweltinve­
stitionen berücksichtigt werden. Es ist vor­
zuschlagen, in traditionellen Streuwiesen­
gebieten den Bau moderner, rationeller 
Einstreuställe zu fördern, um die Wiesen 
wieder wie früher zu nutzen, soweit dies

ökologisch geboten ist (Pfa d e n h a u e r

1989). Vermutlich sind Einstreuställe in kor­
rekter Kostenrechnung dem Güllesystem 
ohnehin w en igerstarkodergarn icht unter­
legen, wie es in oberflächlicher Sicht er­
scheinen mag. Soweit dem betreffenden 
Betrieb dennoch auf die Dauer Nachteile 
entstehen, sind sie durch Transfers auszu­
gleichen.

Ein vieldiskutiertes Problem ist die Flurbe­
reinigung. Gewiß werden heutige Verfah­
ren mit mehr ökologischer Rücksichtnah­
me als früher durchgeführt, wobei jedoch 
aus den eingangs genannten Gründen (ho­
her ökologischer Wert des Alters von 
Strukturen) nicht jede optisch anspre­
chende Heckenneupflanzung als Zeichen 
völliger Wiederherstellung der Landschaft 
mißdeutet werden sollte. Jährlich werden 
etwa 800 Mio. DM an Ausführungskosten 
veranschlagt, im Durchschnitt wird ein 
Hektar mit etwa 6000 DM belastet, in Ein­
zelfällen weitaus mehr. Abgesehen von al­
len ökologischen Problemen sind weitere 
Flurbereinigungen mit allein landwirt­
schaftlicher Zielsetzung ökonomisch äu­
ßerst zweifelhafte Unterfangen, da der er­
zielte Rationalisierungsgewinn kaum mehr 
in einem angemessenen Verhältnis zu den 
Kosten steht. Gleiches gilt auf weiten Ge­
bieten der Wasserwirtschaft. Die öffentli­
chen Gelder würden vermutlich in anderen 
Einsatzgebieten (Bildung, Dienstleistun­
gen, »Zukunftstechnologien«) einen höhe­
ren Nutzen stiften. Gleichwohl sind die der 
Flurbereinigung dienenden Institutionen 
schon wegen der dort konzentrierten 
Kompetenz erhaltenswert; sie sollten bei 
Weiterführung der bisherigen Finanzie­
rung damit beauftragt werden, die planeri­
schen und kulturtechnischen Vorausset­
zungen für eine ökologische Wiederher­
stellung der Agrarlandschaft zu schaffen. 
Die einschlägigen Tiefbaufirmen haben 
nichts dagegen, wenn sie nun dafür be­
zahlt werden, die Bachverrohrungen w ie­
der herauszureißen, die sie einst gelegt ha­
ben.

Für umfangreiches Zahlenmaterial, wel­
ches die vorliegende, einführende Präsen­
tation nur belasten würde, sei auf die 
schon erwähnte Studie (Ha m p ic k e  et al.
1991) hingewiesen. Um eine grobe Faust­
zahl zu nennen, kann davon ausgegangen 
werden, daß ein Finanzvolumen von etwa 
einer Milliarde DM jährlich  hinreichen wür­
de, um in einem längerfristigen Programm 
Naturschutzwünsche zu befriedigen, die 
nach den Erfahrungen der vergangenen 
Jahrzehnte noch als Utopien erscheinen 
und eine gute Chance eröffnen, die noch 
lebensfähigen Populationen bedrängter 
Arten im Lande zu erhalten, wenn beim 
Mitteleinsatz die richtigen Prioritäten ge­
setzt werden. Der nur stichwortartige 
Überblick über heutige Verschwendungen 
und Fehllenkungen in Milliardenhöhe soll­
te davon überzeugen, daß der erforderli­
che Betrag, wenn man nur politisch wollte, 
durch Korrektur des öffentlichen Ausga­
benspektrums ohne weiteres zu beschaf­
fen wäre.

Übersicht5: Daten zur nationalen Agrarstrukturpolitik der Bundesrepublik

1. Finanzielle Aufwendungen von Bund und Ländern im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
»Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes«, lst-1988, Mio. DM.
Quelle: Statist. Jahrbuch über ELF 1989, Tab. 206, S. 159.

Flurbereinigung, einschließlich agrarstrukturelle Vorplanung, freiw illiger 404,3
Landtausch u.a.

Einzelbetriebliches Investitionsförderungsprogram m  (EFP) und Agrarkredit- 377,1
Programm

W asserw irtschaftliche und kulturbautechnische Maßnahmen 436,0
Ländlicher Wegebau 21,8
Ausgleichszulage 708,8
Summe (Auswahl) 1948,0

2. Finanzierung wasserw irtschaftlicher und kulturbautechnischer Maßnahmen (auch außerhalb 
der Gemeinschaftsaufgabe), lst-1988, Mio. DM.
Quelle: wie oben, Tab. 207, S. 160.

Zuschüsse
Baukosten Eigenmittel Darlehen

Entwässerung durch offene Gräben 64,6 15,0 49,6
Dränung 20,2 9,9 10,3
Landbautechnische Maßnahmen 12,4 4,9 7,5
Sonstige wasserw. u. kult. Arbeiten 132,6 96,3 36,3
Bau von Talsperren u. Hoch- 162,9 35,9 127,0

Wasserrückhaltebecken
W ildbachverbauung 19,6 1,4 18,2
Flußregelungen 206,9 64,6 142,3
Eindeichungen in Binnenland 35,6 5,5 30,1
Bau von ländlichen Wegen 135,4 37,8 97,6
Unterhaltsarbeiten an Gewässern 395,0 188,4 206,6

und Hochwasserschutzanlagen
Summe (Auswahl) 1185,2 459,7 425,5

3. Gesamtaufwendungen für die Flurbereinigung, lst-1988
und Gesamtaufwendungen 1968-1984 zu laufenden Preisen, Mio. DM.
Quellen: Agrarbericht 1990, Textband, S. 107ff. und Materialband, Tab. 146, S. 143.

Investitionen 815 Kosten der Flurbereinigung 1968-1984:
Bund und Länder 485 14580,9M io.DM
Beteiligte 170
Dritte 160
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4 Zusammenfassung
Es werden die gesellschaftlich-ökonomi­
schen Chancen eines umfassenden Natur­
schutzprogramms in der Bundesrepublik 
unter der Voraussetzung erörtert, daß ein 
solches in ökologisch-naturwissenschaft­
licher Sicht (insbesondere in Anbetracht 
bisheriger irreversibler ökologischer Sub­
stanzverluste) als sinnvoll angesehen 
wird. Die fundamentale Zielsetzung lautet, 
möglichst alle noch lebensfähigen Popula­
tionen gefährdeter Arten zu retten; wich­
tigstes Mittel (neben zahlreichen anderen) 
und damit zentrales strategisches Ele­
ment des Programms ist die Bewahrung 
und Wiederherstellung umfangreicher ex- 
tensiv-vorindustrieller Agrarbiotope sowie 
Elemente der noch extensiveren quasi­
mittelalterlichen »Halbkulturlandschaft«. 
Einwände gegen diese Entscheidung und 
Alternativen werden diskutiert. Ein Seiten­
blick auf Naturschutzprobleme im Wald 
zeigt, daß infolge der zunehmenden Un­
wirtschaftlichkeit herkömmlicher intensi­
ver Forstwirtschaft kaum damit zu rechnen 
ist, daß ein auf Extensivierung und teilwei­
ser Nutzungsaufgabe basierendes Natur­
schutzprogramm überhaupt volkswirt­
schaftliche Kosten hervorrufen würde. Im 
Agrarbereich sind infolge des massiven 
staatlichen Protektionismus die echten 
volkswirtschaftlichen Kosten einer ökolo­
gischen Umorientierung nur mit großen 
Schwierigkeiten zu ermitteln. Für prakti­
sche Zwecke steht jedoch fest, daß ein Fi­
nanzvolumen von etwa einer Milliarde DM 
jährlich, sinnvoll eingesetzt, große Erfolge 
in Aussicht stellen würde. Diese Summe 
wäre durch Korrektur von Fehlallokationen 
und Umwidmung vorhandener und für 
nicht überzeugende Zielsetzungen ver­
wendeter Fördermittel ohne weiteres zu 
beschaffen.

Literatur
Agrarbericht 1990 der Bundesregierung. Text­

band, BT-Drucksache 11/6387,145 S., Mate­
rialband (einschließlich Buchführungser­
gebnisse), BT-Drucksache 11/6388, 297 S. 
Bonn.

Ambio 6 (2-3), 95-182,1977: Schwerpunktheft 
über den globalen Stickstoffkreislauf.

Bellmann, H., 1985: Heuschrecken beobach­
ten -  bestimmen. Melsungen (Neumann- 
Neudamm), 216 S.

BFANL (Bundesforschungsanstalt für Natur­
schutz und Landschaftsökologie), 1989: 
Leitlinien des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege in der Bundesrepublik 
Deutschland. Bonn, 16 S. Beilage zum Bei­
trag von U. Bohn, K. Bürger und H.-J. Mader: 
Leitlinien des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege, Natur und Landschaft 64, 
379-381.

BFANL (Bundesforschungsanstalt für Natur­
schutz und Landschaftsökologie), 1989a: 
Kolloquium über Naturwaldreservate in der 
Bundesrepublik Deutschland und benach­
barten Ländern. Natur und Landschaft 64 
(12) (das gesamte Heft).

Bu b , J., 1986: Grundlagen des Biotopschutzes 
für Tiere. 2. Aufl., Bonn-Bad Godesberg, 
Greven (Kilda), 257 S.

Bu b , J.; Kudrna, 0., 1982: Hilfsprogramm für 
Schmetterlinge. Greven (Kilda), Schriftenrei­
he Naturschutz Aktuell 6., 135 S.

BMELF-Informationen Nr. 6/1990: Bonn (Bun­
desministerium für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten).

Bolin, B.; Arrhenius, E„ 1977: Nitrogen -  An 
Essential Life Factor and a Growing Environ­
mental Hazard. Report from Nobel Sym­
posium No. 38. Ambio 6 (2-3), 96-105.

Briemle, G., 1990: Über die Wirkung minerali­
scher Düngung auf die Vegetation einer En- 
zian-Magerwiese der Schwäbischen Alb. 
Natur und Landschaft 65,315-319.

Dierssen, K., 1989: Extensivierung und Flä­
chenstillegung -  Naturschutzkonzepte in 
der Agrarlandschaft im Widerstreit zwi­
schen Pflegenutzung und spontaner Ent­
wicklung. Grüne Mappe 1989: 18-24. Kiel 
(Landesnaturschutzverband Schleswig- 
Holstein).

Ellenberg, H. jun., 1985: Veränderungen der 
Flora Mitteleuropas unter dem Einfluß von 
Düngung und Immissionen. Schweizerische 
Zeitschrift für Forstwesen 136,19-39.

-  1989: Eutrophierung -  das gravierendste 
Problem im Naturschutz? Zur Einführung. 
NNA-Ber. 2 (1), 4-13. Schneverdingen 
(Norddeutsche Naturschutzakademie).

Frankel, O.H.; Soulé, M. E., 1981: Conserva­
tion and Evolution. Cambridge u.a. (Cam­
bridge University Press), 327 S.

Germann, D., 1989: Erlauben die defizitären 
Wirtschaftsergebnisse eine unveränderte 
Beibehaltung der forstpolitischen Zielset­
zung? Forstarchiv 60,219-222.

Hampicke, U., 1988: Extensivierung der Land­
wirtschaft für den Naturschutz -  Ziele, Rah­
menbedingungen und Maßnahmen. Schrif­
tenreihe Bayer. Landesamt für Umwelt­
schutz 84,9-35. München (Beiträge zum Ar­
tenschutz?).

Hampicke, U.; Horlitz, T; Kiemstedt, H.; Tampe, 
K.; Timp, D.; Walters, M., 1991: Kosten und 
Wertschätzung des Arten- und Biotopschut­
zes. Berlin (Erich Schmidt Verlag), 629 S. + 
Anhang. Umweltbundesamt, Berichte 3/91. 

Helversen, O. von, 1989: Schutzrelevante 
Aspekte der Ökologie heimischer Fleder­
mäuse. Schriftenreihe Bayer. Landesamt für 
Umweltschutz 92, 7-17. München (Beiträge 
zum Artenschutz 8).

Kaule, G., 1986: Arten- und Biotopschutz. 
Stuttgart (Ulmer/UTB), 461 S.

Korneck, D.; Sukopp, H., 1988: Rote Liste der in 
der Bundesrepublik Deutschland ausge­
storbenen, verschollenen und gefährdeten 
Farn- und Blütenpflanzen und ihre Auswer­
tung für den Arten- und Biotopschutz. 
Bonn-Bad Godesberg, 210 S. (Bundesfor­
schungsanstalt für Naturschutz und Land­
schaftsökologie).

Kratochwil, A., 1989: Biozönotische Um­
schichtungen im Grünland durch Düngung. 
NNABer. 2 (1), 46-58. Schneverdingen 
(Norddeutsche Naturschutzakademie).

Mühlenberg, M., 1992: Das Zielartenkonzept. 
Vorl. Band.

Naturlandstiftung Hessen (Hrsg.), 1987: Na­
turschutzprogramme mit der Landwirt­
schaft. Extensivierungs-, Flächenumwand- 
lungs- und Landschaftspflegeprogramme in 
der Agrarlandschaft. Symposiumsbericht 
und Katalog. Bad Nauheim, 274 S. (Schrif­
tenreihe Angewandter Naturschutz 4).

Niesslein, E., 1985: Forstpolitik. Hamburg und 
Berlin (Parey), 150 S.

NNABer. 2 (1), 1-70 (1989): Eutrophierung-das 
gravierendste Problem im Naturschutz? 
Schneverdingen (Norddeutsche Natur­
schutzakademie).

NNABer. 2 (3), 140-191 (1989a): Naturgemäße 
Waldwirtschaft und Naturschutz. Schnever­

dingen (Norddeutsche Naturschutzakade­
mie).

Obermann, H., 1992: Eingreifen oder laufen las­
sen -  Was soll der Naturschutz wollen? vorl. 
Band.

Pfadenhauer, J., 1989: Gedanken zur Pflege 
und Bewirtschaftung voralpiner Streuwie­
sen aus vegetationskundlicher Sicht. Schrif­
tenreihe Bayer. Landesamt für Umwelt­
schutz 95, 25-42. München (Beiträge zum 
Artenschutz 9).

Ringler, A., 1987: Gefährdete Landschaft. Le­
bensräume auf der Roten Liste, eine Doku­
mentation in Bildvergleichen. München, 
Wien, Zürich (BLV), 195 S.

Ruthsatz, B., 1989: Anthropogen verursachte 
Eutrophierung bedroht die schutzwürdigen 
Lebensgemeinschaften und ihre Biotope in 
der Agrarlandschaft unserer Mittelgebirge. 
NNABer. 2 (1), 30-35. Schneverdingen 
(Norddeutsche Naturschutzakademie).

Statistisches Jahrbuch über Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten, 1989, hrsgg. vom 
Bundesministerium für ELF. Münster-Hiltrup 
(Landwirtschaftsverlag), 479 S.

Tampe, K.; Hampicke, U., 1989: Die voraussichtli­
che Belastung der öffentlichen Haushalte 
durch Ausgleichszahlungen an die Land- 
und Forstwirtschaft aufgrund der geplanten 
Novellierung des §3b BNatSchG. Kassel, 
39 S. + Anhang (Gutachten im Auftrag des 
Bundesministers für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit).

Wilmanns, O., 1989: Ökologische Pflanzenso­
ziologie. 4. Aufl. Heidelberg, Wiesbaden 
(Quelle und Meyer/UTB), 382 S.

Literaturnachtrag. Seit Abfassung des
Beitrags sind einige für den Zusammen­
hang interessante Beiträge erschienen,
die nicht unerwähnt bleiben sollen:
Frey, R. L ; BlOchinger, H., 1991: Schützen oder 

Nutzen. Ausgleichszahlungen im Natur- und 
Landschaftsschutz. Chur, Zürich (Rüegger), 
168 S.

Hampicke, U., 1991: Naturschutz-Ökonomie. 
Stuttgart (Ulmer/UTB), 342 S.

Horlitz, T; Kiemstedt, H., 1991: Flächenansprü­
che des Arten- und Biotopschutzes. Natur­
schutz und Landschaftsplanung 23,243-254.

Kuratorium für Technik und Bauwesen in der 
Landwirtschaft (KTBL) und Verein Deut­
scher Ingenieure (VDI) (Hrsg.), 1991: Ammo­
niak in der Umwelt. Kreisläufe, Wirkungen, 
Minderung. Münster-Hiltrup (Landwirt­
schaftsverlag), unterschied!, pag.

Plachter, H., 1991: Naturschutz. Stuttgart (Gu­
stav Fischer/UTB), 463 S.

Quinger, B.; Biedermann, E.; Fiegle, M., 1991: 
Naturschutzwert und Pflegemodellfunktion 
einiger Schafhutungen Südwest-Thürin­
gens. Naturschutz uand Landschaftspla­
nung 23,220-228.

Rohlf, D., 1991: Finanzierung des Naturschut­
zes. Natur und Recht 10,473-478.

Roweck, H., 1990: Zum Problem der Umset­
zung von Naturschutzkonzepten. Ökologie 
und Naturschutz 3/1990,37-54.

Volk, H.; Schlenstedt, J „ 1991: Rote Listen und 
Forstwirtschaft. Der Wald -  kein sicherer 
Schutz für gefährdete Pflanzen? Forst und 
Holz 46,2-8.

Anschrift des Verfassers
Prof. Dr. Ulrich Hampicke 
Gesamthochschule Kassel 
Fachbereich 7
(Wirtschaftswissenschaften) 
Nora-Platiel-Straße4 
W-3500 Kassel



1 8  NNA-Berichte 5/1,1992

Langfristige Trends der Veränderung der Gefäßpflanzenflora 
in M ecklenburg
Von Franz Fukarek

Studien zu Veränderungen von Flora und 
Vegetation gehören durchaus zu aktuellen 
Forschungsgebieten, sicher auch in der 
nächsten Zeit, da Flora und Vegetation sich 
auch weiterhin verändern werden. Es ist ab­
zusehen, daß in Mecklenburg -  und auch 
in anderen Ländern der ehemaligen DDR -  
ein gewisser Wechsel der W irkfaktoren 
eintreten wird. Teure Meliorationen selbst 
kleinster Feuchtgebiete (wie bisher üblich) 
w ird sich die Landwirtschaft künftig hof­
fentlich nicht mehr leisten können; und da 
auch Düngemittel und Pestizide Geld ko­
sten, w ird man sie sicher weitaus sparsa­
mer als bislang einsetzen usw. Es wird also 
Änderungen der bisherigen Landnut­
zungsformen geben, und w ir haben dies­
bezüglich einen vorsichtigen Optim ismus. 
Unterschiedliche Landnutzungsformen 
haben sich auch in der Vergangenheit sehr 
tiefgreifend auf Flora und Vegetation aus­
gew irkt. Diese Problematik hat m.E. erst­
malig R e in h o l d  T ü x en  erkannt; bereits 
1956 -  damals war der Begriff »Rote Liste« 
noch nicht einmal geboren! -  veröffentlich­
te er ein kleines Schema zum quantitativen 
Verhältnis von Ersatzgesellschaften ver­
schiedenen Grades zu natürlichen Pflan­
zengesellschaften. Die Ordinate, der »zu­
nehmende menschliche Einfluß«, stellt zu­
gleich eine Zeitskala dar, auch wenn das 
Schema keine zeitlichen Angaben enthält. 
Das war eine der Anregungen, die mich zu 
späteren Untersuchungen zu diesem Be­
reich anregten.
Die andere Anregung erfolgte durch die Ar­
beiten an verschiedenen Fassungen der 
»Roten Liste der Gefäßpflanzen von Meck­
lenburg«. Hieraus ließ sich eine schemati­
sche Darstellung der zeitlichen Verände­
rungen der Flora ableiten (wenn im weiteren 
von »Flora« gesprochen wird, bezieht es 
sich auf die Gefäßpflanzenflora). Wohl wur­
de dieses Schema (Fu k a r e k  1980) eigent­
lich von den damals bekannten floristi- 
schen Verhältnissen von Mecklenburg ab­
geleitet, da aber nur die Zeit-Ordinate kon­
kret dargestellt werden konnte, Artenzah­
lenangaben auf der Abszisse jedoch nicht 
möglich waren, konnte dieses Schema 
ebensogut ±  auf Mitteleuropa bezogen gel­
ten. Eine aktuelle »Flora von Mecklenburg« 
gab es 1980 noch nicht. Die letzte Bearbei­
tung einer mecklenburgischen Flora, die in 
etwa dem Gebiet des jetzigen Mecklenburg 
(d. h. dem Territorium der Bezirke Rostock, 
Schwerin und Neubrandenburg) entsprach, 
stam mt von E. H. L. K r a u s e  1893, war so­
mit längst revisionsbedürftig. Z. B. bedür­
fen %-Angaben der in verschiedene Ge­
fährdungskategorien eingestuften Arten/ 
Sippen einer Basiszahl, und eine solche 
gab es einfach nicht. Daher besaßen die 
bisherigen %-Angaben von Gefährdungs­
kategorien nur den Wert von Schätzungen.

Aber das war nur die statistische Seite des 
Dilemmas. Durch Zufall stießen wir auf Ar­
ten, die früher in Mecklenburg einmal oder 
mehrere Male festgestellt worden waren, in 
letzter Zeit aber nicht m e h r- und die somit 
die Liste der »verschwundenen« Arten zu­
nehmend »bereicherten«. Eine der Grund­
voraussetzungen aller »Roten Listen« ist, 
soweit mir bekannt ist, der einfache choro- 
logische Vergleich, d.h. die Bewertung 
wird ausschließlich nach dem früheren 
und dem jetzigen Vorkommen abgeleitet. 
Ein solches Vorgehen führte aber in man­
chen Fällen zu Unklarheiten oder sogar zu 
Fehlschlüssen, z. B. bei Sippen, die in 
Mecklenburg nur als »Vorposten« auftre- 
ten. Um eine möglichst sichere Basis für 
die Rote Liste zu bekommen, genügte es 
also nicht, nur eine Flora nach dem gegen­
wärtigen Stand zu erarbeiten-sozusagen 
die KRAUSE-Flora von 1893 zu aktualisie­
ren - ,  sondern es mußte für jede Art bzw. 
Sippe eine zusätzliche Charakterisierung 
durch Status-Angaben erfolgen. Solche 
Status-Angaben zum Grad der Naturalisa­
tion (= N-status), der Einwanderungsform 
(= F-Status) und der Einwanderungszeit 
(= T-Status) gab es zwar bereits von J a l a s  
(1955), SCHROEDER (1974) oder SUKOPP
(1976); sie waren theoretisch erarbeitet, 
aber nur an Beispielen überprüft worden. 
Es ist aber nicht selten ein Unterschied, ob 
man nur mit ±  ausgewählten Beispielen ar­
beitet oder ob man gezwungen ist, solche 
Angaben auf eine Gebietsflora anzuwen­
den. Da erst zeigen sich die Lücken, die 
dem theoretischen Gebäude noch anhaf­
ten. So ergaben sich bei der Anwendung 
der N-F-T-Formel auf die Flora von Meck­
lenburg einigeÄnderungen bei den Status­
angaben (z. B. gegenüber S c h r o e d e r ). 

1982 begannen wir mit der Erarbeitung der 
neuen Flora. Sie sollte nicht nur die Status­
angaben enthalten, sondern auch Klein- 
und Unterarten umfassen, d.h. der Kriti­
schen Exkursionsflora von Ro t h m a l e r  
entsprechen. Die folgenden Zahlen bezie­
hen sich daher nicht auf Arten (Species), 
sondern auf Sippen (Taxa).

Für unsere Fragestellung genügt es, sich auf 
den N-Status zu beschränken, also nur die 
Naturalisation zu betrachten (siehe Abb.).

N?-Sippen
Die Gruppe derjenigen Sippen, deren Na­
turalisationsstatus noch unklar ist, ist im 
Schema ganz links angeordnet. Die ange­
deutete Zunahme im Laufe der Zeit ist 
durch Fakten nicht belegbar, muß aber 
prinzipiell erfolgt sein. Es handelt sich um 
105 Sippen, davon zu einem erheblichen 
Teil um Subspecies, auf die bisher wenig 
geachtet wurde. 15 Sippen davon gehören 
zu den Ausgestorbenen.

N1-Sippen:
Heimische (Idiochorophyten)
Die Florenentwicklung setzte in Mecklen­
burg nach dem letzten Glazial nahezu 
beim Punkt Null ein; nur ein verhältnismä­
ßig kleines Gebiet im SW war unverglet- 
schert geblieben und daher nicht vegeta­
tionslos. Wie viele Arten dort überdauern 
konnten, ist unbekannt. Etwa um 13000 
v. u.Z. begann das Eisfreiwerden des Ge­
bietes nördlich der nördlichen Endmoräne 
und damit die Wiederbesiedelung durch 
die Flora. Die Artenzahlen, die das Dia­
gramm suggerieren könnte, sind hypothe­
tisch, daher ist die Kurve gestrichelt darge­
stellt. Zwar kann man mit Recht anneh­
men, daß es stärkere Einwanderungs­
schübe während des Alleröd (ca. 10 0 00 - 
9000 v.u.Z.) und nach der endgültigen 
postglazialen Erwärmung zu Beginn des 
Boreais (etwa um 6800-7000 v.u.Z.) ge­
geben hat, wie aus pollenanalytischen Be­
funden hervorgeht. Konkrete Zahlenanga­
ben sind jedoch nicht möglich, da durch 
pollenanalytische wie auch Großrest-Un­
tersuchungen nur ein Bruchteil der Flora 
erfaßbar ist. Die nacheiszeitliche natürli­
che Floreneinwanderung dürfte im we­
sentlichen etwa zur Zeitrechnungswende 
abgeschlossen gewesen sein; die Kurve 
verläuft von etwa Obis etwa 1850 praktisch 
senkrecht.
Wir stellen zur Gruppe der Heimischen 
jetzt 978 Sippen, das sind 60,8 % der Flo­
ra. Davon sind 41 Sippen ausgestorben, 
und nicht weniger als 338 Sippen gehören 
zu den Gefährdeten (= Summe der vom 
Aussterben bedrohten, der stark gefähr­
deten, der gefährdeten und der wegen Sel­
tenheit potentiell vom Aussterben bedroh­
ten Sippen). Die durch die Ausgestorbe­
nen bedingte Linksneigung der Kurve be­
ginnt im letzten Viertel des vorigen Jahr­
hunderts. Es ist außerdem die Kurve der 
gefährdeten Sippen eingetragen, und die­
se zeigt mit bedrückender Deutlichkeit, 
wohin die Entwicklung führen wird, wenn 
es nicht gelingt, die jetzt bestehenden Ge­
fährdungsfaktoren wenigstens zu min­
dern.

N2-Sippen:
Kulturunabhängige (Agriophyten)
Es handelt sich bei ihnen um »Neuheimi­
sche«, die oft erst in jüngster Zeit einge­
wandert sind oder eingeschleppt wurden 
-  somit überwiegend zu den Neophyten 
gehören - ,  denen es jedoch gelang, sich 
einen festen Platz in der natürlichen oder 
naturnahen Vegetation zu erobern. Sie 
würden bei Aufhören des menschlichen 
Einflusses Bestandteil der Flora von Meck­
lenburg bleiben.
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Diese kleine Gruppe von nur 69 Sippen 
(= 4,3 % der Flora) stellt die einzige, meist 
anthropogen bedingte, echte Florenbe­
reicherung dar, die somit außerordentlich 
gering ist. Dabei muß diese Gruppe noch 
weiter differenziert werden: 33 Sippen 
müssen als »Küstenagriophyten« bezeich­
net werden. Bei ihnen handelt es sich um 
Sippen, die im Binnenland den Status N3 
besitzen und meist Archäophyten sind, de­
nen es jedoch gelang, bis zur Küste vorzu­
dringen und in den hier von Natur aus 
waldfreien und konkurrenzarmen Standor­
ten (Spülsaum-, Dünen-Gesellschaften 
usw.) Fuß zu fassen. Sie würden hier auch 
ohne menschlichen Einfluß weiter beste­
hen können. Hätte Mecklenburg keine Kü­
ste, wäre die »Bereicherung« durch N2- 
Sippen nur gut halb so groß.
Die nur geringe Zahl der N2-Sippen zeigt 
andererseits deutlich, daß natürliche oder 
naturnahe Pflanzengesellschaften -  so­
fern es sich nicht um Pioniergesellschaf­
ten handelt -  in ihrer Artengarnitur in sehr 
hohem Maß »abgesättigt« sind, so daß es 
nur wenigen, extrem konkurrenzstarken Ar­
ten gelingt, in ihnen festen Fuß zu fassen.

N3-Sippen:
Kulturabhängige (Epökophyten)
Diese Sippen konnten erst auftreten, 
nachdem der Mensch für sie geeignete 
Standorte geschaffen hatte. Die Einfüh­
rungsform ist unterschiedlich: z. T. wurden 
sie eingeschleppt, z.T. wanderten sie 
»spontan« ein. Diese Sippen gehören zur 
heimischen Wildpflanzenflora und haben 
einen festen Platz in der vom Menschen 
geschaffenen Vegetation, sie sind jedoch 
nicht Bestandteil der natürlichen Vegeta­
tion. Bei Aufhören des anthropogenen Ein­
flusses oder Änderungen dieses (z. B. ge­
änderte Wirtschaftsweisen) würden sie 
wieder verschwinden.

Zu dieser Gruppe rechnen wir nicht weni­
ger als 441 Taxa, das sind bezogen auf die 
Gesamtflora 27,7 % und bezogen auf die 
Idiochorophyten (N1) sogar rund 45 %! 
Diese Florenbereicherung auf Grund direk­
ter oder indirekter menschlicher Einwir­
kung ist somit sehr beträchtlich und viel 
höher, als man sich das bisher vorstellte. 
Der Beginn der Einschleppung bzw. Ein­
wanderung und der Herausbildung anthro­
pogen bedingter Biotope kann gleichge­
setzt werden mit dem Auftreten der neoli- 
thischen Trichterbecherleute, deren frühe­
ste archäologische Nachweise aus der 
Uckermark um 3200 v. u.Z. belegt sind. 
Der quantitative Zuwachs bis etwa 1700 
u.Z. ist nicht konkret belegbar. Der über­
wiegende Teil der Epökophyten sind Ar­
chäophyten; nur 38 Sippen gehören zu 
den Neophyten. Eine maximale Entfaltung 
erreichte diese Gruppe in der Zeit von etwa 
1700-1820, mancherorts bis 1850, d.h. in 
der »Vorindustriellen Kulturlandschaft«; 
diese Zeit brachte die größte Biotopman­
nigfaltigkeit hervor. Da ein großer Teil der 
Epökophyten an extensiv bewirtschaftete 
Biotope angepaßt ist, erfolgte mit der Um­
stellung auf eine Intensivbewirtschaftung 
ein starker bis sehr starker Rückgang, und 
es verwundert nicht, daß das Ausmaß an 
ausgestorbenen oder gefährdeten Sippen 
bei dieser Gruppe besonders hoch ist.
Von den 441 Epökophyten Mecklenburgs 
sind 34 bereits ausgestorben, und weitere 
164 sind in verschiedenem Grad gefährdet 
(stark nach links weisender Teil der roten 
Kurve).
Der anthropogene Einfluß auf die Flora be­
trifft nicht nur die erwähnten N 2- und N 3- 
Sippen. Auch die folgende Gruppe geht 
auf ihn zurück.

N4-Sippen: Passante 
Adventive (Ephemerophyten)
Deren Einwanderungsform ist ebenfalls 
recht verschieden: sie können einge­
schleppt oder eingebracht sein oder auch 
spontan auftreten. Letzteres gilt vor allem 
für solche Sippen, die leicht und weit ver­
breitungsfähige Diasporen ausbilden. Ei­
ne Einschleppung oder Einführung kann 
mehrfach erfolgen und dadurch eine Ein­
bürgerung Vortäuschen. Kennzeichnend 
für die Ephemerophyten ist, daß sie unter 
unseren klimatischen Bedingungen nur 
vorübergehend gedeihen können, somit 
kein Bestandteil der Wildflora sind. Damit 
ist auch die Angabe eines »Gefährdungs­
grades« gegenstandslos.
Die Zahl der bisher nachgewiesenen Ephe­
merophyten ist mit etwa 730 Taxa auffallend 
hoch. Dabei ist ihre Zahl in Wirklichkeit 
noch weit höher, da einmal mit einer hohen 
Dunkelziffer gerechnet werden muß -  denn 
viele dieser Sippen werden gar nicht er­
faßt - , zum anderen für nicht wenige eine 
Bestimmung bisher noch nicht gelang.
Mit dem Auftreten von Ephemerophyten 
ist seit dem 14. Jahrhundert zu rechnen, 
als die Mecklenburgische Hanse ihren 
Handel nicht mehr auf das Ostsee- und 
Nordseegebiet beschränkte, sondern auf

Spanien und Portugal ausdehnte. Gerade 
der Weinhandel, der damals in großem 
Ausmaß betrieben wurde, bedingte die La­
dung von viel Ballast, wodurch Diasporen 
leicht verschleppt werden konnten. Die 
Zahl der Ephemerophyten dürfte sich von 
da an kontinuierlich erhöht haben, ent­
sprechend den zunehmend besseren und 
umfangreicheren Verkehrsverhältnissen. 
Solche passante Adventive werden auch 
in Zukunft auftreten, so daß dieser »varia­
ble« Teil der Flora zahlenmäßig weiter an- 
wachsen wird. Als »Bereicherung« der Flo­
ra können die Ephemerophyten keines­
wegs angesehen werden.
Eine Gebietsflora setzt sich, wie ich ver­
sucht habe aufzuzeigen, aus recht ver­
schiedenen Elementen zusammen, die 
verschiedene Entwicklungstrends aufwei­
sen. Diese zu analysieren und zu kennen, 
stellt zumindest eine Grundlage dafür da, 
um z. B. Schutzstrategien ausarbeiten zu 
können. Eine N4-Sippe »schützen« zu 
wollen, wäre sinnlos. Eine N3-Sippe zu 
schützen und zu erhalten, bedarf meist der 
Simulation derjenigen Bewirtschaftungs­
weise, die dieser Sippe das Gedeihen erst 
ermöglicht hat. Vielfach läuft das auf eine 
Simulation extensiver Wirtschaftsweisen 
hinaus. Wie schwer so etwas zu erreichen 
ist, ist mir aus unserem Gebiet bekannt. Es 
gibt jedoch erfreulicherweise einige Fälle, 
bei denen engagierte Kollegen zeigten, 
daß eine Extensivierung erfolgreich vorge­
nommen werden kann, selbst wenn die 
»ökonomische Decke« mehr als dünn ist.
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D okum entation des Artenrückgangs m ittels floristischer 
Rasterkartierungen -  M öglichkeiten und Grenzen
Von Erwin Bergm eier

Einleitung
Läßt sich mit den Ergebnissen aus floristi- 
schen Rasterkartierungen der Artenrück­
gang dokumentieren?

Diese Frage wird gemeinhin als selbstver­
ständlich bejaht und mag daher vielen 
überflüssig erscheinen. Schließlich wer­
den neben chorologischen meist auch 
Aspekte des Naturschutzes genannt, 
wenn der beträchtliche Zeit- und Arbeits­
aufwand begründet werden soll, der für ei­
ne Kartierung der Gefäßpflanzenflora er­
forderlich ist. Wenn man sich freilich die Er­
gebnisse und Auswertungen anschaut, 
die Atlanten, Verbreitungskarten, Gebiets­
floren, so steht -  ausgesprochen oder 
nicht -  stets der chorologische Aspekt im 
Vordergrund der Kartiererbemühungen. 
Es geht darum, die Sippenareale zu erm it­
teln und regionale Verbreitungsmuster 
nachzuzeichnen und zu interpretieren. Da­
her nochmals und etwas allgemeiner ge­
fragt: Welche Möglichkeiten für Natur­
schutzauswertungen bieten floristische 
Rasterkartierungen, und wie lassen sich 
diese Möglichkeiten künftig ausweiten 
und verbessern?

Auswertungsm öglichkeiten von 
Rasterkartierungen für den 
Naturschutz
Die soeben getroffene Feststellung soll die 
Verdienste der hauptsächlich ehrenamtli­
chen Kartierer gewiß nicht schmälern, de­
ren Aktivitäten in vielfältiger Weise auch 
dem Naturschutz zugute gekommen sind. 
Manch bemerkenswerter Pflanzenfund ist 
aktenkundig gemacht worden, diente als 
Grundlage für Schutzgebietsanträge, als 
Argument gegen Eingriffe in die Land­
schaft. Auf diese Weise sind Kartierungs­
ergebnisse durchaus in die konkrete Na­
turschutzarbeit eingeflossen. Außerdem 
ist das während einer Kartierung ange­
sammelte Wissen von Kartierern oft argu­
mentativ bei Planungsvorhaben oder bei 
der Erstellung von Roten Listen eingesetzt 
worden. Dies alles war jedoch gewisser­
maßen ein Nebenprodukt, das von der In­
itiative und der Interessenlage Einzelner 
abhing.
Diese Tatsache ist bei näherem Hinsehen 
nicht weiter verwunderlich, denn eine d i­
rekte und obligatorische Nutzung flo ris ti­
scher Kartierungen als Datenquelle für 
spezielle Planungsvorhaben erfordert 
m öglichst exakt lokalisierbare Daten. Sol­
che liefern herkömmliche Rasterkartierun­
gen, die je nach Größe des Untersu­
chungsgebietes auf Kartierungseinheiten 
zwischen 2 und 130 km2 basieren, jedoch 
in keinem Fall. Um die Naturschutzrele­

vanz zu erhöhen, müssen daher zusätzli­
che Angaben gewonnen werden. Beson­
ders für die seltenen Arten sind Daten zur 
Bestandesgröße, zur Lokalität und zur lo­
kalen Gefährdung unerläßlich. Kartie­
rungsprojekte mit diesem erweiterten An­
spruch gibt es allerdings erst in wenigen 
Bundesländern, seit einigen Jahren zum 
Beispiel in Niedersachsen, Hessen und 
Bayern, seit kurzem in Nordrhein-Westfa­
len und Thüringen (vgl. Ahlmer und Berg­
meier 1991).

Neben der direkten Anwendung von Kar­
tierungsdaten für lokale Naturschutz- und 
Planungsvorhaben ist aber noch eine an­
dere -  statistische -  Form der Auswertung 
denkbar, deren Ergebnisse in übergeord­
nete naturschutzpolitische Forderungen 
und Zielsetzungen einmünden können. 
Und damit komme ich zurückzur eingangs 
gestellten Frage, ob durch die bisher vor­
liegenden Ergebnisse aus floristischen Ra­
sterkartierungen der Artenrückgang doku­
mentiert werden kann. Diese Frage soll am 
Beispiel der Rote-Liste-Arten Niedersach­
sens und Bremens (Haeupler u.a. 1983) 
beantwortet werden.

Beispiel: Rückgang der nieder­
sächsischen Rote-Liste-Arten
Abbildung 1 zeigt die prozentuale Vertei­
lung der untersuchten niedersächsischen 
Rote-Liste-Arten, bei denen merkliche 
Verluste schon früh oder aber vermutlich 
erst in jüngerer Zeit eingetreten sind. Für 
das Diagramm wurden mehr als 530 Ver­
breitungskarten des »Atlas der Farn- 
und Blütenpflanzen der Bundesrepublik 
Deutschland« (Haeupler, Schönfelder 
und Schuhwerk 1988) ausgewertet. Die 
Rasterfeldnachweise im Bereich Nieder­
sachsen und Bremen während des Zeit­
raums 1945 bis 1980 (im Atlas: Punktsigna­
tur) wurden gezählt und mit der Gesamt­
zahl der Rasterfeldnachweise ins Verhält­
nis gesetzt. Letztere umfaßt zusätzlich die 
im Atlas mit Kreissignatur und mit hoher 
Wahrscheinlichkeit heute erloschenen Vor­
kommen vor 1945, die meist auf Literatur­
quellen beruhen, sowie die nachweislich 
erloschenen Vorkommen. Ist das Verhält­
nis (der Abszissenwert) klein, so hat die 
betreffende Art bereits früh, vor 1945, er­
hebliche Bestandseinbußen erlitten; nä­
hert sich das Verhältnis der 100 %-Marke, 
so hat ein spürbarer Rückgang erst später 
eingesetzt. Er wird in diesem Falle durch 
den Verbreitungsatlas der Bundesrepublik 
nicht aufgedeckt. Fazit: Bei etwa einem 
Viertel der niedersächsischen Rote-Liste- 
Arten läßt sich bei der im Atlas vorgegebe­
nen Zeitgrenze von 1945 noch keinerlei 
Rückgang erkennen, bei mindestens ei­

nem weiteren Viertel ist er wenig signifi­
kant. (Die Zahl der Vorkommen dieser Ar­
ten kann gleichwohl schon vor 1945 abge­
nommen haben, doch führt erst das Ver­
schwinden a//erVorkommen der betreffen­
den Art in einem Rasterfeld mit Gewißheit 
zu einer Signaturänderung.)

Die im Atlas angesetzte Zeitgrenze von 
1945 istim  H inblickauf den Artenrückgang 
fraglos eine ungünstige Zäsur. Zwar gab 
es in Niedersachsen und Bremen schon 
früh erhebliche Rückgänge im Artenbe­
stand, die auf Moor- und Heidekultivierun­
gen, Abnahme der Schafhaltung und Ent­
wässerungen zurückgehen. Aber die Ursa­
chen, die heute maßgeblich am Rückgang 
der Artenvielfalt beteiligt sind, Nutzungs­
intensivierung, Nutzungsaufgabe, Eutro­
phierung und Entwässerung, haben in die­
ser Intensität erst nach 1950, vor allem in 
den 60er Jahren und später eingesetzt und 
wirken sich gegenwärtig in vorher nie ge­
kannter Weise flächendeckend aus (M ei- 
s e l  1984; Ko r n e c k  und S u k o p p  1988).

Vor diesem Hintergrund muß man die bei 
Ha e u p l e r , S c h ö n f e l d e r  und S c h u h w e r k

(1988) dargestellte Situation für sehr viele 
Arten als »historisch« bezeichnen. Die Kar­
tenbilder sind zum erheblichen Teil infolge 
der rasch fortschreitenden Biotopverän­
derung und -nivellierung überholt. Schon 
bald nach Abschluß der Geländeerhebun­
gen für den westdeutschen Atlas 1980 
sind deshalb weitere regionale und lokale 
Kartierungsprojekte initiiert worden. Für 
Niedersachsen und Bremen gibt es seit 
1982 das Pflanzenarten-Erfassungspro- 
gramm der Fachbehörde für Naturschutz 
im Niedersächsischen Landesverwal­
tungsamt (Ha e u p l e r  und G a r ve  1983; 
G a r ve  1990), bei dem es vorrangig um die 
Erfassung der Rote-Liste-Arten geht. 
Nach fünfjähriger Laufzeit ist ein Zwi- 
schenstand veröffentlicht worden (Gar ve

1987), auf den sich die nachfolgende Aus­
wertung bezieht (siehe Abb. 2).

Da es sich nur erst um eine Zwischendar­
stellung handelt, liegen erst von etwa 70 % 
der Rasterfelder Daten vor. Man darf daher 
Vergleichszählungen der niedersächsi­
schen Rasterfeldnachweise des Zeit­
raums 1945 bis 1980 (Quelle: Ha e u p l e r , 
S c h ö n f e ld e r  und S c h u h w e r k  1988) und 
der des Zeitraums 1982 bis 1986 aus dem 
Niedersachsen-Atlas (Ga r ve  1987; Gitter­
netz vergröbert auf TK-25-Raster) nur mit 
Vorsicht interpretieren. Immerhin zeigt Ab­
bildung 2, daß die aktuelle Rasterfelddich­
te bei fast zwei Dritteln der kartographisch 
dargestellten Arten nur zwischen 20%  
und 60%  liegt, verglichen mit der histori­
schen aus der früheren Kartierung. Diese 
breite Kluft wird sich mit verbessertem 
Durchforschungsgrad in der zweiten Hälf-
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Abb. 1. Die Zahl der Rasterfeldnachweise des Zeitraums 1945-1980 in 
Prozent der Gesamtzahl der Rasterfeldnachweise bei niedersächsi­
schen Rote-Liste-Arten. Weitere Erläuterungen im Text.
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Rasterfe1dnachweise 1982 - 1986 
Rasterfe1dnachweise 1945 - 1980

Abb. 2. Die Zahl der Rasterfeldnachweise des Zeitraums 1982-1986 in 
Prozent zu derjenigen 1945-1980 bei niedersächsischen Rote-Liste- 
Arten. Weitere Erläuterungen im Text.

te der Laufzeit des niedersächsischen Er­
fassungsprogramms sicherlich noch ver­
engen, aber wohl nur bei wenigen Arten 
durch noch ausstehende Funde gänzlich 
überbrücken lassen.
Obwohl die Datenerfassung noch unvoll­
kommen ist, zeigt das Beispiel des »Nie­
dersächsischen Pflanzenarten-Erfas- 
sungsprogramms« die prinzipielle Eig­
nung floristischer Wiederholungskartie­
rungen, wenn es gilt, Artenrückgänge in ei­
nem Gebiet zu dokumentieren und ihr Aus­
maß zu erfassen. Die »Floristische Kartie­
rung der Bundesrepublik Deutschland« 
war in mancher Hinsicht ein Pilotprojekt; 
es ist jetzt erforderlich, Folgekartierungen 
auf regionaler Ebene durchzuführen, um 
die Datenbasis zu aktualisieren und um 
Vergleichsdaten zu gewinnen.

Begrenztheit der Aussagekraft
Um den Rückgang einer Art zu quantifizie­
ren, kann man -  wie oben gezeigt -  die Ra­
sterfeldnachweise aus unterschiedlichen 
Erhebungszeiträumen vergleichen. Bei 
der Interpretation dieser Vergleichszahlen 
darf man es sich freilich nicht zu einfach 
machen und den Rückgang der Bestände 
einer Art lediglich danach bemessen, in 
wievielen Rasterfeldern die betreffende 
Art gegenüber früher nicht mehr vor­
kommt. Diese Quantifizierung kann zu irri­
gen Schlußfolgerungen führen (siehe 
Abb. 3). Eine Abnahme der Fundorte einer 
Art in einem Rasterfeld wirkt sich solange 
nicht auf das Ergebnis -  den Nachweis­
punkt -  aus, solange noch ein übriggeblie­
bener Bestand nachgewiesen wird. Ist ei­

ne stark im Rückgang befindliche Art noch 
nicht ausgesprochen selten, kann ihr 
Rückgang durch das bloße Studium von 
Rasterkarten verschleiert werden. Je grö­
ber das Gitternetz, um so wahrscheinli­
cher bleibt der wahre Sachverhalt unbe­
merkt. Quantitative Aussagen, die nicht 
mit der konkreten Zahl der Bestände, der 
Einzelvorkommen, sondern mit der der Ra­
sterfeldnachweise operieren, können zu 
allzu optimistischen Einschätzungen füh­
ren. So wird eine Abnahme der Rasterfeld­
dichte um »nur« 50 % in der Regel bedeu­
ten, daß die Zahl der Bestände um einen 
ungleich höheren Prozentsatz zurückge­
gangen ist (im Beispielfall der Abbildung 3 
um 90%!).

Aus diesem Sachverhalt lassen sich zwei 
Empfehlungen ableiten:

-  Die Rasterung sollte nicht zu grob sein. 
Je gröber das Gitternetz, um so wahr­
scheinlicher ist es, daß bei der Betrach­
tung der Karten auch erhebliche Fund­
ortrückgänge unbemerkt bleiben, weil 
noch ein Rasterfeldnachweis gelingt.

• •
•
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•
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-  Für bemerkenswerte Arten, vor allem 
solche mit mutmaßlicher Rückgangs­
tendenz, sollten über den bloßen Nach­
weispunkt hinaus zusätzliche Detail­
angaben zum Fundort und zur Bestan­
desgröße erhoben werden, damit auf ei­
ne exaktere Datengrundlage zurückge­
griffen werden kann. Wie erwähnt, wird 
in mehreren Bundesländern inzwischen 
so verfahren. Trotz des zusätzlichen 
Aufwandes ist es meiner Ansicht nach 
erforderlich und gerechtfertigt, nicht 
nur extrem seltene Arten zu berücksich­
tigen, sondern auch und gerade Arten 
mittlerer Häufigkeit, deren Lebensräu­
me gegenwärtig merklich zurückgehen.

Bei der Auswertung von Rasterkartierun­
gen ist ferner zu bedenken, daß die Kartie­
rungsergebnisse in starkem Maße vom 
Durchforschungsgrad abhängen. Dieser 
ist bei der Bundeskartierung recht unein­
heitlich gewesen. Eine gründlichere 
Durchforschung eines Gebietes führt so­
gar bei Arten, deren Lebensräume abge­
nommen haben, scheinbar zu einer »Zu­
nahme« der Vorkommen.

Abb. 3. Zahl der Vorkommen (Fundorte) -  Zahl der Rasterfeldpunkte: Das Ausmaß des Rückgangs 
wird durch die Rasterfeldpunkte nur unvollkommen verdeutlicht. •  Vorkommen, Bestände, •  Raster­
feldpunkt.
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Abb. 4. Rückgangtrends bei Rote-Liste-Arten. 
Erläuterungen im Text.

Rückgangtrends
Den Rückgang einer Art exakt zu quantifi­
zieren, ist allerdings wohl nur in Ausnah­
mefällen erforderlich. Wichtiger und für ei­
ne begründete Naturschutzarbeit eigent­
lich unerläßlich ist es, Entwicklungstrends 
aufzuzeigen. Dazu werden drei Basisda­
ten benötigt, und im Falle Niedersachsens 
verfügen w ir darüber:
-  die Gesamtzahl der Rasterfeldnachwei­

se einschließlich derjenigen vor 1945,
-  die Nachweise aus dem Zeitraum 1945 

bis 1980 und
-  die des Zeitraums 1982 bis 1986.
Die ersten beiden Daten erschließt der 
BRD-Verbreitungsatlas (Ha e u p le r , S c h ö n ­
fe ld e r  und S c h u h w e r k  1988), die dritte 
der Niedersachsen-Atlas (Ga r ve  1987). 
Obwohl dieser nur Zwischenergebnisse 
liefert, sind einfacheTrendeinschätzungen 
möglich und statthaft. Dabei bin ich zu vier 
verschiedenen Trendaussagen gelangt, 
die in Abbildung 4 schematisch dargestellt 
sind.
Arten mit Trend A waren von jeher selten 
und besaßen nur wenige Vorkommen. Sie 
waren aus pflanzengeographischen oder 
ökologischen Gründen stets nur in eng be­
grenzten Gebieten anzutreffen. Die Zahl 
der Rasterfeldnachweise kommt der Zahl 
der Kartierungseinheiten nahe, in denen 
es potentielle Lebensräume gibt. Diese 
Zahl ist auch in jüngerer Zeit konstant ge­
blieben. Die Arten sind aktuell wenig oder 
nur potentiell gefährdet, die betroffenen 
Lebensgemeinschaften anscheinend hin­
reichend geschützt oder gebietsweise 
nicht selten. Hierher gehören viele Sippen 
mit dem Rote-Liste-Status4 (potentiell ge­
fährdet).
Als Beispielarten für diese Trendeinschät­
zung seien Juncus anceps La Harpe und 
Meum athamanticum  Jacq. genannt. Die 
Zweischneidige Binse ist eine Art salzbe­
einflußter Weiderasen und Flutmulden der 
Friesischen Inseln. Die Zahl der Raster­
feldnachweise dieser ökologisch speziali­
sierten Art hat durch Eingriffe in ihren Le­
bensraum bisher nicht spürbar abgenom­
men.
Die Bärwurz kommt vor allem in den Berg­
wiesen und Borstgrasrasen des Hochhar­
zes vor. Man darf vermuten, daß durch 
Nutzungsintensivierung und Aufforstun­
gen dort etliche Vorkommen erloschen 
sind, doch spiegelt sich dies in den Raster­
karten einstweilen nicht wider. Es gibt ge­
eignete Lebensräume noch in nahezu al­
len potentiell geeigneten Rasterfeldern.
Arten mit dem Rückgangstrend B haben 
bereits früh erhebliche Bestandseinbußen 
erlitten; die entsprechenden Lebensraum­
typen sind im Vergleich zur historischen Si­
tuation nur noch reliktisch erhalten. Diese 
Reste scheinen gegenwärtig hinreichend 
geschützt, oder es gibt seltene A lternativ­
lebensräume. Der Bestand dieser Arten er­
scheint auf niedrigem Niveau stabilisiert.
Adonis vernalis L. und Prunellagrandiflora 
(L.) Scholler verkörpern diesen Trendtyp. 
Die beiden Halbtrockenrasenarten waren

durch die Folgen der Aufgabe extensiver 
Schafbeweidung im südöstlichen Nieder­
sachsen drastisch zurückgegangen. Die 
wenigen Restbestände sind m ittlerweile 
nicht nur geschützt, sondern werden of­
fenbar auch angemessen gepflegt, so daß 
die geringe Zahl der Rasterfeldnachweise 
seit 1980 nicht weiter abgenommen hat.

Auch Arten mit Rückgangstrend C haben 
massive Bestandseinbußen bereits vor 
1945 hinnehmen müssen. Doch setzen 
sich diese im Gegensatz zur vorigen Kate­
gorie ungebremst fort. Schutzmaßnah­
men greifen nicht ausreichend; A lternativ­
lebensräume fehlen offenbar. Der Bestand 
dieser Arten ist akut gefährdet.

Zahlreiche, früher nicht unbedingt seltene 
und weit verbreitete Arten repräsentieren 
diesen Typ; als Beispiele sei auf die Ver­
breitungskarten von Orchis morio L. und 
Hieracium lactucella Wallr. verwiesen. Bei 
diesen und vielen anderen vergleichbaren 
Arten ist es nicht gelungen, das rasche Da­
hinschwinden der Vorkommen zu stoppen 
oder auch nur zu verlangsamen. Bei Or­
chis morio ist es inzwischen zu spät; die 
Art ist in Niedersachsen ausgestorben. 
Das leicht zu übersehende Hieracium lac­
tucella ist mit seinen Lebensräumen -  
Borstgrasrasen und ähnliche bodensaure 
Magerrasen -  stark bedroht. Da obendrein 
die Vegetation etwas lückig und extrem 
niedrigwüchsig sein muß, genügen schon 
mäßig unterbeweidete Flächen der kon­
kurrenzschwachen Art nicht mehr. Not­
wendig ist eine angemessene Weide- oder 
Mahdnutzung ohne jede exogene Nähr­
stoffzufuhr.

Arten mit Trend D wiesen eine hohe Raster­
felddichte auf; die betreffenden Lebens­
raumtypen waren bis vor kurzem häufig bis 
sehr häufig. Erst in jüngerer Zeit ist ein dra­
matischer Rückgang der Rasterfeldnach­
weise zu verzeichnen. Schutzmaßnahmen 
greifen allenfalls punktuell. Falls es Alter­
nativlebensräume gibt, ist eine Stabilisie­
rung auf niedrigstem Niveau zu erwarten, 
andernfalls rapide weitere Verluste und ei­
ne akute Bedrohung.

Repräsentanten dieses Typs sind Genista 
anglica L. und Centaurea cyanus L. Der 
Englische Ginster, eine der Charakterarten 
der nordwestdeutschen Heiden, hat die 
frühen Heidekultivierungen offenbar über­
standen und blieb in den meisten Raster­
feldern von Meßtischblattgröße präsent, 
fällt nun aber der Nutzungsaufgabe und 
den Aufforstungen zum Opfer. Auch die 
Kornblume war noch während der Gelän­
deerhebungen zum BRD-Atlas nahezu flä ­
chendeckend verbreitet und zeigt heute 
ein stark aufgelockertes Verbreitungsbild. 
Ihr Samenpotential im Ackerboden ist 
durch fortgesetzte Herbizidanwendung 
augenscheinlich erschöpft.

Schlußfolgerung
Obwohl die aufgezeigten Rückgangs­
trends generalisiert sind und sippenspezi­
fische Bestandserfassungen keinesfalls 
ersetzen können, so geben sie doch An-
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haltspunkte für Prioritäten im regionalen 
und überregionalen Naturschutz. Beson­
ders dringlich erweisen sich danach Bio­
topschutzmaßnahmen bei Arten der 
Trendtypen C und D, bei denen herkömmli­
che Schutzkonzepte offensichtlich nicht 
greifen. An den vergleichsweise (noch) 
häufigen D-Arten zumal, die oft noch nicht 
einmal in den Roten Listen geführt wer­
den, wird deutlich, daß ein punktueller Na­
turschutz auf einem oder wenigen Prozent 
der Landesfläche gänzlich unzureichend 
ist. Selbst bei einer Erhöhung der Natur­
schutzprioritätsflächen auf 10%, wie öf­
ters gefordert, sind die Chancen einer 
grundlegenden Besserung eher skeptisch 
zu beurteilen angesichts der flächenhaf­
ten Eutrophierung, die von den Intensiv­
nutzungsflächen ausgeht. Ein konsequen­
ter Naturschutz, dessen Richtschnur die 
Sicherung der gesamten Arten- und Le­
bensraumvielfalt ist, muß auf einer scho­
nenden Landbewirtschaftung als einer der 
wichtigsten Voraussetzungen bestehen;

die Landnutzung muß auf der Gesamtflä­
che umweit- und naturschutzbezogen re­
formiert werden.
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Spontane Waldentwicklung auf diluvialen Sandböden 
und ihre Bedeutung für den Naturschutz
Eine Fallstudie aus der Veluwe, Niederlande

Von J. Fanta

Einleitung
Für den niederländischen Teil des nord­
westeuropäischen Diluviums ist die Velu­
we charakteristisch. Sie ist ein ausge­
dehntes Moränengebiet inmitten des Lan­
des, das im Laufe der kontinentalen Ver­
gletscherung entstanden ist. In den letzten 
Interglazialen wurde das Gebiet stellen­
weise mit Decksand, der aus dem trocken­
gefallenen Nordsee-Becken verweht wur­
de, überdeckt. Die Kolonisierung der Velu­
we durch den Menschen hatte eine um­
fangreiche Entwaldung und Verheidung 
des Gebietes zur Folge. Die größten Ände­
rungen vollzogen sich im 7. und im 13. Jahr­
hundert (Koster 1978), letztere zweifellos 
unter dem Einfluß einer mittelalterlichen 
Bevölkerungsexplosion sowie einer Klima­
veränderung (vgl. Lamb 1984). Die Über­
weidung der Heide und die Klimaverände­
rung haben in den trockenen Decksandge­
bieten letzten Endes zur Entwicklung der 
Flugsandlandschaft -  einer »atlantischen 
Wüste«-geführt.
Im 18. Jahrhundert wurden die »ursprüng­
lichen«, auf der Heidenutzung beruhen­
den, agrarischen Strukturen größtenteils 
unwirtschaftlich. Ursache hierfür waren 
die Verwendung chemischer Düngemittel 
sowie die Einfuhr billigerer und besserer 
Schafwolle aus Australien. Ab 1750 und 
vor allem nach 1850 wurden die brachlie­
genden Heiden und Flugsandgebiete vor­
wiegend mit Kiefern schrittweise aufgefor­
stet. Zum Teil breitete sich der Wald auch

spontan aus. Einige kleine Flugsandgebie­
te sind in den Niederlanden jedoch noch 
erhalten geblieben. Als Reste der mittelal­
terlichen Umgestaltung der ursprüngli­
chen Decksandlandschaft und eigenarti­
ge Landschaftstypen stehen sie heute un­
ter Naturschutz. In einem dieser Flugsand­
gebiete untersuchten wir die Prozesse der 
Landschaftsentwicklung und die sponta­
ne Waldsukzession. Das Gebiet »Hulshor- 
ster Zand -  Leuvenumse Bos« ist Eigen­
tum der Stiftung »Natuurmonumenten Ne- 
derland«. Der Naturschutz und die Erhal­
tung des Flugsandgebietes sind die 
Hauptziele der Verwaltung des ganzen Ge­
bietes.

Einige Ergebnisse der 
Untersuchungen

Sukzessionsmodell

Aufgrund einer großen Anzahl von Vegeta­
tionsaufnahmen wurde ein Modell der 
Waldsukzession auf den trockenen Sand­
böden der Veluwe entwickelt und geprüft 
(Fanta 1982, 1986a -  Abb.1). In diesem 
Modell werden unterschieden:

-  die primäre Sukzession: dargestellt als 
eine mehr oder weniger gerade verlau­
fende Entwicklung von kahlem Substrat 
über verschiedene baumlose Stadien 
zu einem Pionierwald und zuletzt zu ei­
ner Klimax-Waldgesellschaft;

-  die sekundäre Sukzession: wird in dem 
Modell als ein nahezu zyklischer Prozeß 
dargestellt, der sich auf verschiedene 
Weise vollziehen kann. Die Art des Wald­
zerfalls spielt dabei eine entscheidende 
Rolle. Es können drei verschiedene Zer­
falltypen auftreten, die im Laufe der 
Sukzession als Entwicklungsstrategien 
funktionieren:

A -  die iterative Strategie -  stellt eine 
sich wiederholende Entwicklung dar 
(z. B. ein Buchenwald zerfällt, und an 
seiner Stelle kommt wieder ein Buchen­
wald aus der natürlichen Verjüngung zu­
stande);

B -  die alternative Strategie- nach dem 
Waldzerfall entwickelt sich ein anderer 
Waldbestand (z. B. eine Pioniergesell­
schaft von Birken anstelle eines Bu­
chenwaldes);

C -  die deflektive Strategie -  eine ab­
weichende Entwicklung: nach dem 
Waldzerfall entsteht eine baumlose Er­
satzgesellschaft; die Waldentwicklung 
wird dann für längere Zeit blockiert. 
Über die progressive Sukzession kann 
wieder eine Entwicklung zurück zum 
Wald stattfinden. Eine regressive Suk­
zession (Degradierung) kann bis zu ei­
ner vegetationslosen Landschaft, z. B. 
dem Flugsand, führen. Die baumlose Er­
satzgesellschaft kann vom Menschen 
für sehr lange Zeit fixiert werden (z. B. 
Heide).
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treeless stage

Legend:

Succession strategy after perturbation 
A-iterative strategy 
B-alternative strategy 
C-deflective strategy

forest stages within the primary succession 
treeless stages within the primary succession 
forest stages within the secondary succession 
treeless stages within the secondary succession 
degradation

Abb. 1. Schema der Waldsukzession auf den Sandböden der Veluwe, Niederlande (Fanta 1983,
1986a).

Mit diesem Konzept gelangen wir zu einer 
dynamischen Auffassung von der Wald­
biozönose als ein Kontinuum inder Zeit an­
stelle des statischen Konzepts von der 
Stabilität des Waldes. Die Waldbiozönose 
verstehen wir als ein Mosaik von verschie­
denen Sukzessionsstadien an einem be­
stimmten Standort, wobei Störungen (per- 
turbations) eine ihr inhärente Eigenschaft 
sind.

Primäre Sukzession

Eine Flugsandlandschaft ist meistens sehr 
reich an verschiedenen Reliefformen: aus­
gewehte Flächen, kleine Dünen, hohe und 
umfangreiche Sandakkumulationen und 
Überreste des ursprünglichen Reliefs (Ter­
rassen, Plateaurestdünen/Forten) wech­
seln einander ab. Es ist eine Kleinflächen­
landschaft mit verschiedenen Kleinstand­
orten. Die ausgewehten Flächen sind in 
dieser Landschaft meist vorherrschend. 
Auf diese Flächen konzentrierten sich un­
sere Untersuchungen, wobei folgende 
Fragen zentral standen:
-  Wie kommt ein Waldökosystem zustan­

de?
-  Wann, unter welchen Bedingungen und 

wie beginnt ein Pionierwald als ein öko­
logisches System zu funktionieren?

1 Gemeint ist die Streuauflage.

-  Was sind die treibenden Kräfte bei der 
Entwicklung eines Waldökosystems?

-  Welche Unterschiede ergeben sich da­
bei abhängig von den (Klein-)Standor- 
ten? usw.

Aufgrund einer Analyse der Vegetations­
entw icklung in drei Quadraten von je 
200 x  200 m (mit denselben Kleinstandor­
ten, jedoch mit unterschiedlichem Alter 
des spontan entstandenen Waldes) wurde 
eine Chronosequenz mit Hilfe von A lters­
analysen der bestehenden Kiefernbäume 
zusammengestellt (Pr ach  1989 -  Abb. 2). 
Die Altersspanne der Kiefernbäume be­
trug 1-175 Jahre. In der Abbildung sind die 
w ichtigsten Sukzessionsstadien und ihre 
Abfolge in diesen 175 Jahren dargestellt. 
Die Sukzession im Flugsand beginnt mit 
Ammophila arenaria und Corynephorus 
canescens, gefolgt von einem Stadium, in 
dem Polytnchum piliferum  dominiert. 
Dann fo lg t -  in einigen Wellen -  die sponta­
ne Verjüngung der Kiefer, begleitet von 
Festuca ovina. In dem ungefähr 40jähri- 
gen, schon nahezu geschlossenen Kie­
fernbestand verschwinden die für offene 
Flächen typischen Arten; in der Kiefern­
streu kommen nur stellenweise einige 
Flechten vor. Nach 40 Jahren übernehmen 
Deschampsia flexuosa und Hypnum cu- 
pressiforme  die leere Nische und dominie­
ren die Sukzession für einige Dezennien.

Der Zerfall der Drahtschmiele ermöglicht 
die spontane Einsamung von Laubbäu­
men (Birke, Stieleiche, später Buche) und/ 
oder der Kiefer (2. Generation) und die 
Ausbreitung verschiedener Waldpflanzen 
und Waldmoose wie Empetrum nigrum, 
Vaccinium myrtillus und V. vitis idaea und 
Pleurozium schreberi.
Der Wildverbiß spielt eine sehr wichtige 
Rolle in der Sukzession des Waldes: Bei 
einem niedrigen Wildstand wird auf diesen 
Standorten die zweite Generation des Wal­
des größtenteils ein gemischter Laubwald 
(Birke, Stieleiche, Buche) mit beigemisch­
ter Kiefer. Ein starker Wildverbiß dagegen 
(Hirsch, Reh, Kaninchen) kann die Laub­
bäume in der Verjüngungsphase völlig eli­
minieren. Die zweite Waldgeneration wird 
dann, wie im vorliegenden Fall, wieder ein 
Kiefernwald. Es liegt ein vom Wild abhän­
giger Disklimax vor (Fa n ta  1986b).

Das organische Profil1, sein Chemismus 
und seine Beziehungen zur 
Bodenvegetation
Die Abwechslung der einzelnen Stadien im 
Laufe der Sukzession findet synchron mit 
der Entwicklung und den Veränderungen 
im organischen Profil statt. Erst in unge­
fähr 30jährigen Kiefernbeständen beginnt 
die Streu zu fermentieren und entwickelt 
sich ein deutlicher F-Horizont. Das Draht- 
schmiele-Stadium ist deutlich an die Ent­
w icklung dieses F-Horizontes gebunden. 
Der echte Waldhumus (Moder) beginnt 
sich erst nach ungefähr 80 Jahren, zu­
nächst als isolierte »pockets«, zu bilden. 
Nach 100 Jahren entwickelt sich ein deutli­
cher H-Horizont (M ettivier  M eyer  et al. 
1986; VAN B e r g h e m  et al. 1986). Die Ent­
w icklung dieses Horizontes bringt den 
Zerfall der Drahtschmielematten mit sich; 
hiermit eröffnet sich eine Möglichkeit für 
die Einsiedlung und Ausbreitung der vor­
her genannten Waldpflanzen.
Welche treibende Kraft steht hinter diesen 
Entwicklungen in der Waldvegetation? 
Aus den Analysen geht hervor, daß ein Zu­
sammenhang vor allem mit dem sich ver­
ändernden Chemismus des organischen 
Profils, der Umsetzung des toten organi­
schen Materials und dem Freikommen der 
Nährstoffe bestehen muß. Dies soll ein 
Beispiel aus vielen Analysen veranschauli­
chen (Tab.1). Diese Tabelle zeigt:
-  die Moose und die Drahtschmiele akku­

mulieren mehr S tickstoff als andere 
Pflanzenarten;

-  die Drahtschmiele akkumuliert viel Kali; 
Kalk-, Magnesium- und Mangangehalt 
ist dagegen sehr gering;

-  die Heidelbeere enthält mehr Kalk, Ma­
gnesium und Mangan als die Draht­
schmiele, hingegen weniger Phosphor;

-  im Vergleich zur Heidelbeere akkumulie­
ren die Preisei- und die Krähenbeere 
mehr Phosphor und weniger Kalk, Ma­
gnesium und Mangan.

Aus derTabelle geht hervor, daß jede Pflan­
zenart im Laufe der Sukzession in der für 
sie typischen Weise auf die chemischen 
Zustände im organischen Profil reagiert.
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Abb. 2. Abfolge der Stadien im Laufe der Sukzession im Flugsand (Prach 1989).
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Tab. 1. Elementgehalte (% Trockenmasse) verschiedener Pflanzenarten (Fanta und van Hees, 1990 
aufgrund von Analysen von Moszynska, 1991)

Plant species
Elements

N P K Ca Mg Mn

Hypnum cupressiforme 1.880 0.075 0.13 0.13 0.66 0.012
Pleurozium schreberi 2.229 0.095 0.36 0.13 0.82 0.018
Dicranum polysetum 2.142 0.065 0.42 0.11 0.78 0.013
Deschampsia flexuosa 1.930 0.072 1.47 0.01 0.095 0.029
Vaccinium myrtillus 1.609 0.060 0.54 0.74 0.192 0.114
Vaccinium vitis idaea 1.276 0.104 0.74 0.15 0.012 0.053
Empetrum nigrum 1.463 0.120 0.99 0.01 0.059 0.033

Zeitlich aufeinanderfolgende Arten haben 
oft einen ganz unterschiedlichen Bedarf 
an Nährstoffen. Daher spielt jede Pflan­
zenart in der Sukzession eine spezifische 
Rolle. Am besten kann dies anhand der 
Drahtschmiele demonstriert werden.
Wie schon erwähnt, ist die Entwicklung 
und Dominanz der Drahtschmiele an die 
Entwicklung des F-Horizontes im organi­
schen Profil gebunden. Dieses Stadium 
dauert ungefähr 50-60 Jahre. In dieser 
Zeit dom iniert die Schmiele völlig im Unter­
wuchs des Waldes (siehe Abb. 2). Im Laufe 
der Sukzession ändern sich die chem i­
schen Eigenschaften des organischen 
Profils folgendermaßen (Abb. 3 -  Em m e r  
und S e v in k , in Vorbereitung):
In den anfänglichen Stadien der Sukzes­
sion kommt Kali ziemlich schnell aus der 
Kiefernstreu frei, Kalk und Magnesium hin­
gegen viel langsamer. In diesen Stadien 
der Sukzession steht also den Pflanzen 
viel Kali zur Verfügung. Dies ist für die 
Drahtschmiele günstig, da sie mehr als 
andere Pflanzen viel Kali absorbieren und 
akkumulieren kann (vgl. Tab.1). In den 
späteren Stadien der Sukzession nimmt 
der Vorrat an Kalk und Magnesium im 
organischen Profil jedoch stark zu, wäh­
rend der Kaligehalt nahezu gleich bleibt. 
Diese Änderung des K:(Ca+Mg)-Verhält- 
nisses in den späteren Stadien der Suk­
zession bewirkt andere chemische Eigen­
schaften des organischen Profils. Diese 
manifestieren sich vor allem in der Bildung 
eines deutlichen H-Horizontes, aber auch 
in der Artenzusammensetzung der Boden­
vegetation als Reaktion auf diese Ände­

rung: die Bedeckung der Drahtschmiele 
nimmt ab und andere Pflanzen und Wald­
moose (Heidel-, Preisei- und Krähenbee­
re, Pleurozium schreberi) können die frei­
gewordene Nische einnehmen. An der 
Stelle der eintönigen Grasmatte entwik- 
kelt sich ein Vegetationsmosaik von Wald­
pflanzen, in dem die Schmiele nur mit einer 
Bedeckung von ungefähr 20%  erhalten 
bleibt.

Konsequenzen für den 
Naturschutz
Die Untersuchungen vertieften die Kennt­
nis der Prozesse, die im Laufe der Wald­
sukzession auf diesem pleistozänen 
Standort stattfinden. Sie beantworteten 
die Frage nach dem Zustandekommen ei­
nes Waldökosystems auf diesem Stand­
ort, seinem Funktionieren in den frühen 
und den Übergangsstadien sowie nach 
der Abfolge der einzelnen Stadien, ihrem 
Wie und Warum. Es wurden die Ursachen 
für die Vergrasung des Kiefernwaldes auf 
den pleistozänen Sandböden geklärt: Es 
handelt sich dabei um ein Entwicklungs­
stadium, das im Laufe der spontanen Suk­
zession unter der ersten Generation der 
Kiefer zustande kommt (kommen muß!); 
im weiteren Verlauf der Entwicklung des 
Ökosystems wird dieses Stadium von ei­
nem anderen Stadium mit einer anderen 
Artzusammensetzung abgelöst. Mit ande­
ren Worten: es ist jetzt bekannt, wie sich 
die Entwicklung der Natur auf diesem 
Standort vollzieht. Die Kenntnis dieser 
spontanen Naturentwicklung eröffnet

Abb. 3. K: (Ca+Mg)-Verhältnis in L/F- und H-Horizontedes organischen Profils im Laufe der Sukzes­
sion (Emmer und Sevink, in Vorbereitung).

neue Möglichkeiten für den Naturschutz 
und den Waldbau sowie für den Schutz 
und die Erhaltung der noch bestehenden 
Flugsandlandschaft. Somit leisten diese 
Untersuchungen einen Beitrag zur Reali­
sierung der Zielsetzungen des Natur­
schutzes, wie sie von der Stiftung »Natuur- 
monumenten« vertreten werden: einer­
seits die offene Landschaft des bestehen­
den Flugsandgebietes zu erhalten und an­
dererseits die Weiterentwicklung des be­
waldeten Teiles zu einer Klimax-Waldge­
sellschaft zu unterstützen.

Auf höherer Ebene können aber auch all­
gemeinere Schlußfolgerungen in Hinblick 
auf die gängigen Auffassungen und die 
Strategien des Naturschutzes gezogen 
werden:

1. Das Konzept der Naturentwicklung er­
weitert die Möglichkeiten des Naturschut­
zes um beträchtliches. Ein planmäßiger 
Naturschutz sollte sich nicht nur auf die 
Konservierung, sondern auch -  und in der 
Zukunft wahrscheinlich immer mehr -  auf 
die Stimulierung der spontanen Entwick­
lung der Biozönosen richten.

2. Um die Anwendung dieses Konzeptes 
und der darauf aufgebauten Strategien 
des zukünftigen Naturschutzes zu ermög­
lichen, müssen manche bisher geltende 
Auffassungen geändert bzw. angepaßt 
werden.

3. Es ist vor allem wünschenswert, die 
statischen Auffassungen über die Stabili­
tät einer Biozönose durch eine flexible Auf­
fassung von der Dynamik der Natur zu er­
setzen.

4. Auch der Begriff «Klimax« als der 
Gleichgewichtszustand der Biozönose 
sollte »entmythologisiert« und von seiner 
bisherigen Außergewöhnlichkeit befreit 
werden. Alle Stadien der Sukzession einer 
Biozönose -  von den initialen bis zu den 
terminalen -  sind einmalig und gleicher­
maßen wichtig. Das bedeutet, daß nicht 
nur die (manchmal nur anscheinend) natür­
lichen Klimaxstadien, sondern auch die 
vorangehenden und auch die regressiven 
Stadien (Störungen/perturbations) einer 
Biozönose verdienen, geschützt zu wer­
den. Es geht nicht um den Status einer Le­
bensgemeinschaft, sondern um ihre Ent­
w icklungsmöglichkeiten.

5. Um einen solchen Naturschutz betrei­
ben zu können, muß eine gute Kenntnis 
der Dynamik der Populationen, der Gesell­
schaften und Ökosysteme entwickelt wer­
den. Das Studium der Dynamik der N a tu r- 
der natürlichen wie auch der anthropoge­
nen -  ist eine der w ichtigsten Aufgaben 
der zukünftigen Naturforschung und eine 
grundlegende Voraussetzung für einen ef­
fektiven Naturschutz. Ziel des Naturschut­
zes sollte eigentlich sein, die Wege der 
spontanen Ökosystementwicklung für je ­
den Standort kennenzulernen, nicht um ih­
rer selbst willen, sondern als ein wichtiges 
Instrument zur aktiven Steuerung der Ent­
w icklung der Natur in der anthropogen 
stark geänderten und sich immer weiter 
ändernden Umwelt.
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Ansätze für Langzeitbeobachtungen von Waldökosystemen -  
Erfahrungen und Einsichten aus der Schweiz
Von Nino Kuhn

Aktueller Anlaß der 
Langzeitbeobachtung
Windwürfe erschreckenden Ausmaßes in 
einigen Berggegenden der Schweiz des 
vergangenen Spätwinters haben die Ge­
mütererhitzt:
Die verantwortlichen Forstorgane sind mit 
der baldigen Beseitigung des am Boden 
liegenden Holzes beschäftigt,
-  weil ein Teil der Öffentlichkeit es nicht 

verstehen könnte, wenn wertvolles Holz 
einfach liegengelassen würde,

-  weil man eine Vermehrung des Borken­
käfers und eine um sich greifende Kala­
mität in umliegenden Waldbeständen 
befürchtet.

Die Bedürfnisse und Befürchtungen der 
Forstorgane und der Waldeigentümer sind 
verständlich und berechtigt, wenn auch 
nicht immer sachlich begründet.
Natur- und Landschaftsschutzkreise er­
achten die Windwürfe allerdings als Chan­
ce
-  um die gleichaltrigen, einförmigen und 

zudem oft nicht standortsheimische 
Baumarten enthaltenden Bestände auf 
eine stabilere Basis zu stellen,

-  um die Regenerationskraft der Natur zu 
beweisen,

-  um die Stabilität natürlicher Waldöko­
systeme zu prüfen.

Sie schlagen deshalb vor, ausgedehnte 
Windwurfflächen mitsamt dem liegenden 
Holz sich selbst zu überlassen.
Die Hoffnungen und Vorschläge der Natur- 
und Landschaftsschutzkreise sind ebenso 
berechtigt, wenn auch teilweise aus Un­
kenntnis gewisser Zusammenhänge und 
örtlicher Besonderheiten einseitig beur­
teilt.

Es sind aber nicht nur Naturschützer, die 
solche Forderungen stellen, sondern auch 
weitblickende Forstleute, z. B. eine »Ar­
beitsgruppe Gebirgswaldbau«, aber auch 
einzelne Forscher oder Forschungsinstitu­
tionen.
Während sie sich um Anerkennungund Fi­
nanzierung ihrer Ideen und Projekte bemü­
hen, laufen die Aufräumarbeiten mit Son­
dermitteln des Bundes und mit Hilfe von 
Armee und Zivilschutz auf Hochtouren. 
Die Unternehmer reißen sich um die letz­
ten Flächen, die ihnen jahrelange Beschäf­
tigung sichern. Und sie räumen jeden Ast 
und jedes Holzstück weg, das den Holz­
stapel vergrößert. Danach richtet sich 
schließlich die Bezahlung.
Wollte man solche Sturmflächen im Sinne 
von Experimenten verwenden, müßte jetzt 
eine Reihe von Planungsmaßnahmen ge­
troffen werden.
Jedenfalls wird aber die wissenschaftliche 
Betreuung der Flächen eine intensive Ar­
beit und eine Langzeitaufgabe sein. Die 
Windwürfe stellen einen konkreten aktuel­
len Anlaß der Dauerbeobachtung dar.

Dringende Bedürfnisse der 
Langzeitbeobachtung von 
Waldökosystemen
Außer diesen Sturmflächen gibt es seit 
Jahren Bedürfnisse für Langzeit- oder 
Dauerbeobachtung von Waldökosyste­
men. Diese wurden zu Beginn des »Wald­
sterbens« vor bald einem Jahrzehnt ange­
meldet und in genehmigten Forschungs­
projekten verankert. Sie konnten aber we­
gen der Knappheit der Mittel nicht ausge­
führt werden.

Die Zeiten haben sich inzwischen geän­
dert und mit ihnen die Einsichten und Be­
dürfnisse, wenn auch z.T. unter Druck. 
Man ist ganz allgemein zum Schluß ge­
langt, daß die bisherige Waldschadenin­
ventur nur in Zusammenhang mit intensi­
ven Untersuchungen des gesamten Wald­
ökosystems auf sogenannten Dauerbeob­
achtungsflächen und -einrichtungen ei­
nen Sinn haben können. In deutschen 
Bundesländern gehört die Dauerbeobach­
tung schon seit geraumer Zeit zum Alltag. 
Sie wird auf einem Unterstichprobennetz 
der Waldschadeninventur durchgeführt.

Auswahlkriterien für 
Dauerbeobachtungsbestände
ln der Schweiz ist die Waldschadeninven­
tur auf einer Unterstichprobe der Landes­
forstinventur eingerichtet. Aus topogra- 
phisch-geomorphologischen und anderen 
naturgegebenen Gründen sind die Stich­
probenflächen nur ausnahmsweise für ihre 
weitere oder gar engere Umgebung reprä­
sentativ. Deshalb ist die Wahl eines Stich­
probennetzes für Dauerbeobachtung von 
Waldbeständen wenig geeignet.
Fast alle das Wachstum und damit auch 
das Konkurrenzverhalten der Bäume (In­
dividuen, Rassen, Herkünfte, Arten etc.) 
beeinflussenden Faktoren sind auf den 
Standort als Gesamtheit der Umweltfakto­
ren zurückzuführen. Die gesamtstandörtli­
che Wirkung wird im ertragskundlichen 
Sinne schon lange als »Bonität« (Bestan­
desoberhöhe im Alter von 50 Jahren) be­
zeichnet, kommt aber in allgemeiner Wei­
se in der Pflanzenartenkombination der 
Waldgesellschaft zum Ausdruck. Aus die­
sem Grunde müssen bei der Auswahl der
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Dauerbeobachtungsbestände die Wald­
gesellschaften die ausschlaggebende 
Rolle spielen.
Weitere wichtige Auswahlkriterien sind Be­
standesausbildung und heute besonders 
empfindliche Wissenslücken im Bereich 
der Verjüngung der Waldbestände. Des­
halb wird die Wahl besonders auf reife A lt­
bestände fallen, welche das Endstadium 
der Vegetationsentwicklung etwa erreicht 
haben und in absehbarer Zeit in das Ver­
jüngungsstadium kommen. Die Verjün­
gung soll aber erst dann eingeleitet wer­
den, wenn wir die normalen floristischen 
Fluktuationen, z.T. unter Ausschluß der 
W ildäsung, über einige Jahre verfolgt ha­
ben. Die intensive Begehung dieser Be­
stände w irft dabei das Problem der Beein­
flussung durch die Beobachtungstätigkeit 
auf.
Außer W irtschaftswäldern sollen selbst­
verständlich die bestehenden etwa 40 
Waldreservate für die Dauerbeobachtung 
genutzt werden. Es gibt jedoch auch eine 
Reihe von langfristigen Versuchsflächen 
der Forschungsanstalt für Wald, Schnee 
und Landschaft (Birmensdorf, ZH), wo 
zum Teil seit über hundert Jahren gute Da­
ten über Zuwächse, Holzerträge und -qua- 
litäten und dergleichen erhoben worden 
sind). Die Bestandesgeschichte, auch die 
S truktur betreffend, ist ziemlich genau re­
konstruierbar. Es ist auch von jedem 
Baumstum pf bekannt, wann der Baum ge­
nutzt worden ist. Das erlaubt z. B. Studien 
über den Verrottungsprozeß der Baum­
stüm pfe als Basis zukünftiger Beobach­
tungen. Es wäre schade um die wertvolle 
Information, wenn man in der Dauerbeob­
achtung darauf verzichtete.
Eine Reihe weiterer Rücksichten betreffen 
andere Meßnetze, in welche die Dauerbe­
obachtung integriert werden soll oder von 
deren Daten man bei der Dauerbeobach­
tung profitieren sollte (W itterungs-, Klima- 
und phänologische Beobachtungen der 
Schweizerischen Meteorologischen An­
stalt, Nationale Meßnetze der Luft- und 
Bodenbelastungen usw.).
Keines der genannten Auswahlkriterien, 
aber auch keine der weiteren Anforderun­
gen an die Dauerbeobachtungsbestände 
sprechen für die Benutzung eines S tich­
probennetzes in der Dauerbeobachtung 
von Waldökosystemen unter den kleinräu­
mig wechselnden natürlichen Vorausset­
zungen im Gebirgsland Schweiz.

Wahrnehmungs- und Aus­
bildungsdefizite im Forstwesen
Eines der wesentlichen Ziele in bezug auf 
Zustände und Veränderungen in W aldöko­
systemen ist die Kompetenz aller M itglie­
der der Forstdienste. Zu dieser Kompe­
tenz gehört einerseits ein Wissen und Kön­
nen und andererseits das Vertrauen der 
Ö ffentlichkeit in die Fähigkeiten der Forst­
leute. Forstingenieure und Förster wie 
Waldarbeiter sind die Fachleute des Wal­
des. Sie müssen den Wald kennen und al­
les, was dazugehört. Die Öffentlichkeit hat 
ein Anrecht darauf, von ihren Wald-Fach­

leuten kompetent über den Zustand und 
die Veränderungen im Wald beraten zu 
werden. Das bedingt, daß die Forstleute in 
ihren Bereichen selber gut dokumentierte 
Beobachtungen durchführen. Spezial­
dienste des Bundes und der Kantone kön­
nen ihnen dabei behilflich sein. Zu diesem 
Zwecke wird vom Bund eine Koordina­
tionsstelle für Dauerbeobachtung und 
Waldreservate eingesetzt. Deren Aufgabe 
ist die Errichtung und Betreuung einer be­
grenzten Anzahl von Wald-Dauerbeobach- 
tungsbeständen und Waldreservaten, u. a. 
um darin geeignete Methoden der Dauer­
beobachtung zu entwickeln und diese me­
thodischen Grundlagen den Forstdiensten 
in geeigneter Form weiterzuvermitteln. Die 
kantonalen Forstdienste müssen dabei ei­
ne Mitverantwortung und Mitbeteiligung 
an der Beobachtung übernehmen. Die 
Form der Zusammenarbeit ist bis jetzt 
noch nicht studiert worden. Es ist das Pri­
vileg von Behörden und Politikern, sich für 
ihre politische Arbeit informieren zu las­
sen. Es geht aber nicht an, daß Fachleute 
der vordersten Front sich lediglich infor­
mieren lassen und dazu den Wald beob­
achten lassen.

Schluß
Waldökosysteme sind zu keiner Zeit im­
merwährend gleichbleibende Konstruktio­
nen gewesen. Es sind vielmehr sich wan­
delnde Lebensgemeinschaften, in denen 
die einzelnen Partner artenspezifischen 
und individuellen Altersentwicklungen un­
terliegen. Es bedarf sehr guter Kenntnisse 
dieser natürlichen Sukzessionserschei­
nungen, um exogene Einflüsse erkennen 
zu können. Dies bedingt, daß die heutigen 
Verhältnisse nicht durch einfache Zu­
standserhebungen, sondern nur durch ei­
ne Folge von Erhebungen erfaßt werden 
können, welche der Bestandesdynamik 
Rechnung tragen.
Nachdem die Beeinflussung von Pflanzen 
durch heutige atmosphärische Schadstof­
fe nur in kontrollierten Experimenten, nicht 
aber in Waldökosystemen selbst nachge­
wiesen wurde und das Waldsterben nur 
dank begriffsloser Wortneuschöpfungen 
für kurze Zeit über die Runde gebracht 
werden konnte, kommt bereits eine neue 
Welle äußerer Bedrohung des Waldes auf 
uns zu: Die stetige Zunahme des Kohlen­
säuregehaltes der Atmosphäre mit der 
kontroversen und trotzdem befürchteten 
Erwärmung und Klima- bzw. W itterungs­
veränderung. Für das Jahr 2020 wird die 
Verdoppelung des C ö 2-Gehaltes in der A t­
mosphäre vorausgesagt. Während Phy­
siologen für das pflanzliche Wachstum 
aufgrund von Gewächskammerversuchen 
nur Vorteile sehen, können für ökologische 
Auswirkungen auf die Beziehungsgefüge 
der Pflanzengemeinschaften keine Aussa­
gen gemacht werden, weil sie sich dem 
einfachen Experiment entziehen. Die li­
neare Übertragung physiologischer Er­
gebnisse auf Pflanzenbestände ist jeden­
falls nicht zulässig. Das ökologische Expe­
riment findet in der spontanen Vegetation 
statt.

Falls die für den Wald zuständigen Organe 
dannzumal eine schlüssige Aussage über 
die Auswirkungen von C 0 2-Zunahme und 
Erwärmung der Atmosphäre auf Wald­
pflanzen und Walkökosysteme machen 
sollen, so ist es jetzt allerhöchste Zeit, die 
gegenwärtigen Zustände und Veränderun­
gen reproduzierbar festzuhalten. Außer­
dem müssen die Forstdienste aller Stufen 
auf ihre neue Aufgabe der Waldbeobach­
tung vorbereitet werden. Sollten nämlich 
die Forstleute bei der nächsten Bedrohung 
des Waldes die Öffentlichkeit in bezug auf 
die aufgetretenen und zu erwartenden 
Schäden wieder in der Ungewißheit las­
sen, so wird ihnen die Zuständigkeit für 
den Wald abgesprochen.
Daß die Ausbildung der Revierförster den 
Anforderungen der heutigen Gesellschaft 
mit Umweltbelastungs-, Waldsterbe-, Kli- 
maänderungs- und anderen Syndromen 
nicht mehr genügt, wurde an entscheiden­
den Stellen eingesehen. Deshalb wird die 
Ausbildung in Zukunft auf eine neue Basis 
gestellt. Die Försterschule wird zum Tech­
nikum aufgewertet und die Ausbildungs­
zeit verlängert. Zudem wird die Weiterbil­
dung auf verschiedenen Wegen gefördert. 
Es ist unumgänglich, daß der Entwicklung 
der Beobachtungsfähigkeit, der Selbstän­
digkeit des Denkens und des Verantwor­
tungsbewußtseins in bezug auf Naturvor­
gänge im Wald sowie auf die Bedürfnisse 
der menschlichen Gesellschaft genügend 
Rechnung getragen wird. 
Dementsprechend muß auch für den 
Forstingenieur als Forstamtsleiter und da­
mit Vorgesetzter des Revierförsters ein 
neues Berufs- und Führungsverständnis 
entwickelt werden. Dieser Forderung wur­
de bei den letzten Studienplanrevisionen 
noch nicht Rechnung getragen. Natur- 
und Landschaftsschutz sollten vor allem 
hier aktiv werden. Denn Natur- und Land­
schaftsschutz sind zur Verwirklichung 
wichtiger Anliegen im Waldbiotopschutz 
auf die Forstleute als Verbündete angewie­
sen. Deshalb tun sie gut daran, bei der In­
formation der Öffentlichkeit die Kompe­
tenz der Forstleute für die Belange der 
Waldpflege nicht in Frage zu stellen. Viel­
mehr sollten sie sich für einen starken 
Forstdienst mit umfassender Ausbildung 
einsetzen. Der Weg dazu führt über die 
Schaffung und Aufrechterhaltung einer 
Vertrauensbasis.
Auf der sachlichen Ebene der Lebensvor­
gänge in Waldökosystemen und bei deren 
waldbaulicher Lenkung zur Erreichung be­
stimmter Strukturen oder anderen Zielen 
gibt es nur die unvoreingenommene Fest­
stellung von Zuständen, Maßnahmen und 
Veränderungen in konkreten Waldbestän­
den. Deren langfristige Dauerbeobach­
tung hat damit eine wichtige politische 
Funktion im Forstwesen wie im Natur- und 
Landschaftsschutz.

Anschrift des Verfassers
Dr. Nino Kuhn
Eidgen. Forschungsanstalt für Wald, 
Schnee und Landschaft 
CH-8903 Birmensdorf
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Modellierung von Waldentwicklungen/-sukzessionen
Die Entwicklung eines subalpinen Fichtenwaldes 
unter veränderten Klimabedingungen

Von Norbert Kräuchi

1 Einleitung
Die Forstwirtschaft sieht sich in zuneh­
mendem Maße mit weitflächigen Wald­
schäden konfrontiert. Dabei stellt sich ne­
ben dem Problem der Ursachen für diese 
Schäden immer mehr die Frage nach der 
Entwicklung von Waldbeständen unter 
dem Einfluß verschiedener anthropogener 
und biogener Faktoren (Luftschadstoffe, 
Klima, Wild etc.). Waldökosysteme sind in 
ihrer Funktionalität derart komplexe Ge­
füge, daß auch heute noch viele Regelme­
chanismen und Rückkoppelungseffekte 
nur teilweise bekannt sind. Neben der rein 
statischen Betrachtung und Beschrei­
bung von Waldzuständen (Waldwirt­
schaftspläne, Bestandeskarten) interes­
sieren sich Forstmann und Naturschützer 
in erster Linie für die langfristige Entwick­
lung solch vielfältiger Ökosysteme. Da sol­
che Prozesse jedoch lange Zeiträume um­
fassen, fehlen uns bis heute Langzeitbe­
obachtungen von Waldbeständen weitge­
hend. Andererseits verfügen wir jedoch 
über ausgezeichnete Grundlagen über 
das Wachstums- (M itscherlich 1981; 
Kramer 1988) und Konkurrenzverhalten 
(Leibundgut 1984; Ellenberg  1978) unse­
rer einheimischen Baumarten. In der Form 
von Ertragstafeln -  einfachen, in der Forst­
wirtschaft weit verbreiteten Modellen zur 
Schätzung der Holzproduktion -  verfügen 
wir über ein Instrument, die Waldentwick­
lung in bezug auf den Vorrat zu beschrei­
ben. Da die Ertragstafeln jedoch nicht fle­
xibel genug sind, um den wechselnden 
Umweltbedingungen gerecht zu werden, 
wurden in den vergangenen Jahren immer 
detailliertere mathematische Modelle ent­
wickelt. Die Komplexität von Waldökosy­
stemen bewirkt, daß diese nur teilweise 
mathematisch beschreibbar sind. Die gel­
tenden Beziehungen werden daher verein­
facht, bis diese handbar sind. Das Ziel sol­
cher Computermodelle ist in erster Linie 
der Erkenntnisgewinn in bezug auf das 
Systemverhalten.

2 Simulation und Modellierung
Der Begriff Simulation stammt aus dem la­
teinischen simulare und heißt sinngemäß 
übersetzt nachahmen oder ähnlich ma­
chen. Die Simulation ist also der Versuch, 
das Verhalten technischer oder biologi­
scher Systeme zu beschreiben. Dabei wird 
nicht das System selbst, sondern ein Ab­
bild desselben, ein Modell, benutzt. Insbe­
sondere versucht man das zeitliche Verhal­
ten eines Systems zu analysieren und Auf­
schlüsse über dessen Kybernetik zu er­
halten.

Modelle werden in deterministische und 
stochastische Modelle unterteilt. Eine Si­
mulation ist deterministischer Natur, wenn 
für jedes Merkmal, welches in der Simula­
tion abgebildet wird, ein einziger Wert fest­
gelegt ist. Das heißt: der Output ist durch 
den Input genau determiniert. Von einer 
stochastischen Simulation spricht man 
hingegen dann, wenn mindestens eine Zu­
fallsvariable mit ihren Eigenschaften (nor­
mal-, binominal- etc. verteilt) im Modell be­
rücksichtigt wird. Das heißt: der Output für 
einen gegebenen Input ist nicht genau vor­
hersagbar, da er selber eine Zufallsvaria­
ble ist.
Unter dem eigentlichen Prozeß der Simu­
lation versteht man das Durchrechnen des

Modells über eine vorgegebene Zeitperio­
de hinweg, für ein vorgeschriebenes Da­
tenset von Um- bzw. Mitweltfaktoren und 
mit vorbesetzten Anfangsbedingungen. 
Die Tauglichkeit eines Modelles wird ge­
prüft, indem man die rechnerisch erzeug­
ten Zahlenmengen mit den verfügbaren 
Daten des realen Systems vergleicht. Die 
Prüfung gegen abhängige Größen be­
zeichnet man als Verifikation, diejenige ge­
gen unabhängige Werte als Validierung.

3 Waldentwicklungsmodelle
ln einem Überblick über Waldsukzessions­
modelle haben Shugart und W est (1980) 
gemäß Diversität, sowie räumlicher und
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Abb. 1. Simulationskonzept eines Waldsukzessionsmodelles vom Typ JABOWA/ FORET. Die Bestan­
desentwicklung wird auf einer Vielzahl von Gaps, unter Berücksichtigung der aufgeführten Stand­
orts- und artspezifischen Faktoren, simuliert.
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zeitlicher Struktur, drei Grundtypen unter­
schieden: nämlich Waldmodelle, zu denen 
die erwähnten Ertragstafeln gehören, Ein­
zelbaum modelle und »Gap«-Modelle. Das 
Modell FORECE von F. K ie n a s t (1987), mit 
welchem die nachfolgenden Simulationen 
gerechnet wurden, reiht sich in dieser Ter­
m inologie in die Gruppe der »Gap«-Model- 
lee in.

Gapmodelle beruhen in ihrem Prinzip dar­
auf, daß Waldökosysteme durch die gem it­
te lte W achstumsdynamik einer Vielzahl 
von Gaps (Lücken) unterschiedlicher Suk­
zessionsstadien (vgl. Abb. 3a-d) beschrie­
ben werden können (B ray  1956; Fo r m a n  
und G o d r o n  1981). Der exakte Standort 
der einzelnen Individuen einer Fläche ist 
nicht bekannt, hingegen kann über die be­
kannte Höhe des Baumes seine soziologi­
sche Klassenzugehörigkeit (herrschend, 
intermediär, unterdrückt) erm ittelt werden. 
Der W ettbewerb der Individuen wird fo lg ­
lich im Modell nur in der vertikalen und 
n icht in der horizontalen Dimension ausge­
tragen.

4 Modellbeschreibung
FORECE (FOREsts of Central Europe) ba­
siert auf JABOWA/FORET-Modellen von 
B o t k in  (1972) und Pa s t o r  und Po s t

(1985). Die Verjüngung, das Wachstum 
und das Absterben der einzelnen Bäume 
w ird auf einer Vielzahl von V12 ha-Flächen 
(Gaps) stochastisch simuliert. Dabei kön­
nen die einzelnen Vorgänge durch anthro­
pogene und biogene Faktoren modifiziert 
werden (vgl. Abb.1). Die Berechnung der 
über alle Plots gemittelten Stammzahl- 
und Biomassewerte läßt Rückschlüsse 
auf die kleinräumige Entwicklung der 
Baumartenzusammensetzung zu. Die 
Größe der einzelnen Gaps entspricht der 
Fläche, die entsteht, wenn ein herrschen­
der Baum abstirbt. Es handelt sich dabei 
n icht um die Kronenprojektion eines sol­
chen Baumes, sondern um die Fläche, in 
w elcher er kompetitiv gewirkt hat.

Die Verjüngung-. Beginnt man die Simula­
tion m it unbestockten Flächen, so werden 
die Sämlinge mit einem Zufallsgenerator 
stochastisch für jede Baumart bestimmt 
( 0  Bhd 1,27 cm). Im Bestand tr itt die Ver­
jüngung immer dann ein, wenn die L icht­
verhältnisse am Boden eine Keimung und 
ein Jugendwachstum zulassen.

Das Wachstum : Das Wachstum des Ein­
zelbaumes wird mit Hilfe eines für einen 
bestimm ten Brusthöhendurchmesser ma­
ximalen Durchmesserzuwachs erm ittelt, 
welcher durch zuwachslimitierende Fak­
toren reduziert wird. Die theoretische 
W achstum sfunktion basiert auf der An­
nahme, daß der maximale Biomassezu­
wachs in einem Jahr proportional zur ein­
gestrahlten Energie ist und sich lediglich 
durch Atmungsverluste reduziert.

Das Absterben: Das Absterben der Bäume 
beruht auf einer altersunabhängigen und 
einer altersabhängigen Komponente. Die 
altersabhängige Komponente drückt sich

in einer artspezifischen Mortalitätsrate 
aus, welche besagt, daß nur ein Prozent al­
ler Individuen das physiologische Maxi­
malalter erreichen. Die altersunabhängige 
Komponente kann durch den Programm- 
benützer über den Minimaldurchmesser­
zuwachs gesteuert werden. Ein Baum 
stirbt dann ab, wenn er mehrere Jahre hin­
tereinander den vorgegebenen Schwel­
lenwert nicht erreicht.

Der M odelloutput
-  Stammzahl und totale Biomasse aller 

Baumarten,
-  Artspezifische Stammzahl- und Bio­

masseentwicklung,
-  Entwicklung des Blattflächenindexes,
-  Anzahl Trockentage pro Vegetationspe­

riode,
-  Temperaturtage (degree days).

5 Entwicklung eines subalpinen 
Fichtenwaldes unter verän­
derten Klimabedingungen

Im Zusammenhang mit den prognostizier­
ten Klimaveränderungen stellt sich die Fra­
ge, wie unsere Wälder auf die sich ändern­
den Standortsbedingungen reagieren wer­
den. Im Bereiche der subalpinen Stufe 
kommt speziell dem Stabilitätsverhalten 
eine besondere Bedeutung zu, handelt es 
sich bei diesen Beständen doch oft um 
Schutzwälder, welche Dörfer und Ver­
kehrswege vor Lawinen, Steinschlägen 
und Erdrutschen schützen.

Unser Untersuchungsobjekt liegt im Chu- 
rer Rheintal auf 1350 m .ü.M . (oberhalb 
Untervaz). Unter den gegebenen klimati­
schen Bedingungen, mit einer Jahresmit­
teltem peratur von ca. 4,2 °C und 1250 mm 
Niederschlag, entwickeln sich einigerma­
ßen homogene Fichtenbestände. Je nach 
Mikroklima und Bewirtschaftung durch 
den Förster finden wir jedoch auch Lär­
chenwälder mit Fichte, Tanne, Buche und 
anderen Laubhölzern.

5.1 Klimaszenarien

Gemäß Rechnung vieler Klimamodelle 
wird sich unser Klima in naher Zukunft än­
dern. Trotz unterschiedlicher Annahmen 
stimmen die Modelle in bezug auf die Grö­
ße der zu erwartenden Veränderung über­
ein. Gemittelt über die Erdoberfläche pro­
gnostizieren sie einen Temperaturanstieg 
von 3 ,5 -4 ,2 ° C  (Ga s s m a n n  und W eber

1989) in einem Zeitraum von weniger als 
100 Jahren.

Den nachfolgend durchgeführten Klimas­
zenarien liegt eine C 0 2-Verdoppelung bis 
ins Jahr 2050 zugrunde. Der C 02-Anstieg 
bewirkt eine Erhöhung der Monatsmittel­
temperatur um +3°C (März bis November) 
bzw. + 3 ,5 °C (Dezember bis Februar) (K ie ­
n a s t  und K r ä u c h i 1989).

Klimaszenario 1:
C 0 2-Verdoppelung bis zum Jahr 2050 mit 
darausfolgendem linearem Temperaturan­
stieg. Niederschlagsverhältnisse wie heu­
te.

Klimaszenario 2:
C 0 2-Verdoppelung bis zum Jahr 2050 mit 
darausfolgendem linearem Temperaturan­
stieg, bei gleichzeitigem Niederschlags­
rückgang um 30 % auf 875 mm/Jahr.

Klimaszenario 3:
Status quo: Keine Klimaveränderung wäh­
rend der gesamten Simulationsdauer.
Klimaszenario 4:
C 0 2-Verdoppelung bis zum Jahr 2050 mit 
darausfolgendem linearem Temperaturan­
stieg, bei gleichzeitigem Niederschlags­
anstieg um 30 % auf 1625 mm/Jahr.

5.2 Resultate

Sämtliche Resultate beruhen auf M ittel­
werten von 100 Plots.

Abbildung 2 stellt die Biomasse in Abhän­
gigkeit der Zeit dar. Wir stellen fest, daß 
das Modell für das Szenario 3 (Status quo) 
geringe Biomasseschwankungen vorher­
sagt und daß sich die Fichte auch weiter­
hin als die dominante Baumart behaupten 
kann. Im Nebenbestand sind noch einige 
Pionierbaumarten vertreten, die jedoch 
nur sehr wenig Material an die Biomasse­
produktion beisteuern. Betrachten wir nun 
die entsprechende Darstellung für das 
Szenario 1, so stellen wir markante Unter­
schiede fest. Schon kurz nach der erfolg­
ten Klimaänderung sind die wärmebedürf­
tigen Baumarten, d. h. die Laubhölzer und 
die Tanne, in der Lage, sich anzusamen 
und im Konkurrenzkampf mit der Fichte zu 
bestehen. Insbesondere die sinkende 
Spätfrostgefahr w irkt sich positiv auf die 
Artenvielfalt des Standortes aus, und die 
Buche kann sich neben der Eiche als 
Hauptbaumart etablieren. Die Gesamtbio­
masse des Bestandes variiert auch nach 
erfolgter Klimaänderung im bisherigen 
Schwankungsbereich. Bei parallel zur 
Temperaturerhöhung auftretender Nieder­
schlagserniedrigung um 30 % (Szenario 2) 
zeigt sich ein abrupter Biomasserückgang 
und eine in der Folge deutlich verminderte 
Standortsgüte. Die Tanne wird neben der 
Buche zur Hauptbaumart in einem Bu- 
chen-Tannenwald mit zahlreichen weite­
ren Laubbaumarten. Die Eibe vermag sich 
im Schatten von Tanne und Buche als nicht 
trockenheitsempfindliche und sehr schat­
tentolerante Spezies ebenfalls zu behaup­
ten. Keine wesentlichen Veränderungen in 
bezug auf die Baumartenzusammenset­
zung sowie die Biomasse bewirkt eine Nie­
derschlagserhöhung (um 30 %) bei gleich­
zeitiger C 0 2-Verdoppelung (Szenario 4).

Die Stammzahlverteilung einzelner Gaps 
am Ende der Simulation (Szenario 1) ergibt 
einen Eindruck über den Bestandesauf­
bau (Abb. 3a-d). Die über 100 solche Plots 
gemittelte Verteilung (Abb.3e) verdeut­
licht das Prinzip der gemittelten Wachs­
tumsdynamik, auf welcher die Gap-M o­
delle bekanntlich beruhen. Das kleinflächi­
ge Mosaik der verschiedenen Sukzes­
sionsstadien hat sich zu einem Ökosystem 
vereinigt. Die Ergebnisse der Biomasse­
verteilung (Abb. 2) werden durch die 
Stammzahlverteilungen (Abb.3f, g) der 
entsprechenden Szenarien verdeutlicht.
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a) - d): Auf ha-Werte umgerechnete Stammzahlverteilung 
für vier verschiedene Gaps im Jahre 2690. Das angenommene 
Szenario rechnet mit einer Kohlendioxid - Verdoppelung bis 
ins Jahr 2050 und danach mit konstanter C 02 - Konzentration.
e) Die über 100 Gaps gemittelte Stammzahlverteilung als 
Weiser für die Bestandesstruktur des Oekosystems in
700 Jahren (unter Annahme des oben erwähnten Szenarios).
f) Die über 100 Gaps gemittelte Stammzahlverteilung in 
500 Jahren bei gleichbleibendem Klima wie heute.
g) Die über 100 Gaps gemittelte Stammzahl Verteilung in 700 
Jahren für ein Szenario mit C 02 - Verdoppelung und 
gleichzeitigem Niederschlagsrückgang um 30 %.

Durchmesserklassen: 0-8 cm, 8-16, ..,96-104 cm und > 104 cm

a)

Stammzahl pro ha

■  Nadelholz 
□  Laubholz

d)

■  Nadelholz 
□  Laubholz

b)

Stammzahl pro ha

c)

Stammzahl pro ha

e)

Stammzahl pro ha

Abb. 3. Sukzessionsprinzip von Gap-Modellen am Beispiel der Stammzahlentwicklung eines subalpinen Fichtenwaldes.
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Klimaszenario: C02-Konzentration in der Atmosphäre 
bleibt auf dem heutigen Niveau bestehen

Klimaszenario: Verdoppelung des C02-Gehaltes bis 
zum Jahr 2050

b)

a)

Niederschlagmenge

c)

Niederschlagmenge

Abb. 4. Einfluß einer Klimaänderung auf verschiedene Bestandesparameter: a) Stammzahl, b) Biomasse, c) Blattflächenindex.

Den Einfluß einer eventuellen Klimaände­
rung auf die Stammzahl können wir der Ab­
bildung 4a entnehmen. Es zeigt sich, daß 
eine C02-Verdoppelung zu signifikant hö­
heren Stammzahlen pro Bestandesfläche 
führt. Ein Vergleich mit den entsprechen­
den Stammzahlverteilungskurven (Abb. 3) 
zeigt weiter, daß insbesondere das Verjün­
gungspotential stark erhöht wird, wohin­
gegen in den stärkeren Stufen ein Rück­
gang zu verzeichnen ist. Diese Verlage­
rung wirkt sich folglich auch auf die Ge­
samtbiomasse der Bestände aus. Bei Ein­
treffen einer entsprechenden Temperatur­
erhöhung stellen wir weiter fest, daß die 
Niederschlagsmenge keine signifikanten 
Unterschiede der Stammzahl zur Folge 
hat. Hingegen zeigt sich (Abb.4b), daß 
eine Niederschlagsverminderung auf 80 
bzw. 70% des heutigen Niederschlages 
signifikante Auswirkungen auf das Bio­
massepotential eines Standortes hat. 
Ähnliche Tendenzen lassen sich auch bei 
der Betrachtung des Blattflächenindexes 
feststellen (Abb. 4c).

6 Diskussion
Wie die Analyse der einzelnen Klimaszena­
rien gezeigt hat, reagiert das Ökosystem 
Wald auf veränderte Klimabedingungen. 
Ein Temperaturanstieg, wie er von den Kli- 
matologen prognostiziert wird, wirkt sich 
für die hier betrachtete subalpine Stufe in 
einer größeren Artenvielfalt aus. Die Fich­
tenwälder werden in relativ kurzer Zeit 
durch stabilere Laubmischwälder ersetzt.

Es stellt sich hingegen die Frage nach der 
räumlichen und zeitlichen Ordnung des 
Ablösungsprozesses. Wachsen die neuen 
Baumarten dank ihrer verbesserten Wett­
bewerbsfähigkeit sukzessive ein, so sollte 
die Stabilität der Schutzwälder gewährlei­
stet bleiben. Findet hingegen ein gehäuf­
tes und flächiges Absterben der heutigen 
Bestände statt, so wird dies mit einer er­
höhten Gefahr von Naturereignissen (La­
winen, Murgänge, Rutschungen) einher­
gehen. Diese Frage erhält eine spezielle 
Bedeutung für den Fall, daß neben der 
Temperaturerhöhung noch eine Nieder­
schlagsabnahme auftritt (Abb. 2, Szenario
2). Der signifikante Biomasserückgang 
kann aufgrund der durchgeführten Simula­
tionen nur auf ein gehäuftes Absterben 
des Altbestandes zurückgeführt werden. 
Um jedoch gesicherte Aussagen über die 
zu erwartende Entwicklung in subalpinen 
Fichtenwäldern zu machen, sind noch wei­
tere Untersuchungen an unterschiedli­
chen Standorten notwendig.
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Eingreifen oder laufen lassen -  was soll der N aturschutz wollen?
Von Horst Oberm ann

Das mir gestellte Thema ist nicht neu. Es 
wurde nicht erst in den letzten Jahren in­
tensiv und engagiert diskutiert. Auch die 
berühmtesten deutschen Dichter und 
Denker ließen dieses Thema nicht aus. 
Friedrich Schiller schwärmte von der w il­
den Natur, indem er schrieb:

»Sehen Sie sich um: In Ihrer herrlichen Na­
tur! Auf Freiheit ist sie gegründet, und wie 
reich ist sie durch Freiheit.«

Johann Wolfgang von Goethe befaßte sich 
intensiv m it diesem Thema, insbesondere 
im Zusammenhang mit der Gartenkunst. 
Das Ergebnis seiner zunächst wechseln­
den Ansichten ergibt sich aus folgenden 
Zeilen:

»Natur und Kunst, sie scheinen sich zu flie­
hen,

und haben sich, eh man es denkt, gefun­
den:

der W iderwille ist auch mir verschwunden, 
und beide scheinen gleich mich anzuzie­

hen.«

Schon Goethe fand mit dieser Aussage 
den richtigen Weg in der Mitte. Das ist 
auch das Ergebnis der meisten Diskussio­
nen in den letzten Jahren. Es geht nicht um 
entweder -  oder, sondern es geht um so­
wohl -  als auch! Doch damit ist die Frage 
noch lange nicht beantwortet. Die Mitte 
hat eine breite Spanne und bedarf der 
Definition. Um Ihnen langes Rätseln über 
meine Position zu ersparen, will ich mich 
sofort bekennen. Für mich lautet die Ant­
w ort: So viel natürliche Sukzession (laufen 
lassen) wie möglich, so viel Kulturbiotop­
pflege (eingreifen) wie nötig.

Bevor ich diese Position begründe, will ich 
-  um Mißverständnisse zu vermeiden -  
noch eine Abgrenzung der natürlichen 
Sukzession von der Kulturbiotoppflege 
versuchen. In beiden Fällen betrachte ich 
längere Zeiträume. Bei der natürlichen 
Sukzession halte ich in sehr vielen Fällen 
Initialeingriffe, z. B. in Form von Vernäs­
sungen, Einstellung der Bewässerung, 
Entfernung von Verrohrungen, Aushage­
rungen, teilweise auch die W iedereinbrin­
gung standortspezifischer Arten für not­
wendig. Es handelt sich bei diesen Eingrif­
fen allerdings eigentlich gar nicht um ech­
te Eingriffe, sondern vielmehr um die Kor­
rektur früherer Eingriffe. Auch geringfügi­
ge Pflegeeingriffe im Zeitraum von mehre­
ren Jahren schließe ich bei der natürlichen 
Sukzession nicht aus. Natürliche Sukzes­
sion ist also bei meiner Betrachtung nur 
grundsätzlich eingriffsfrei, die genannten 
Ausnahmen schränken die Zuordnung zur 
natürlichen Sukzession nicht ein. Kultur­
b iotoppflege umfaßt dauerhafte oder kon­
tinuierliche Bewirtschaftungs- oder Pfle­
gemaßnahmen.

Ich habe mit dieser Abgrenzung mögli­
cherweise das mir gestellte Thema gegen

den Willen des Veranstalters etwas abge­
ändert, indem ich anstelle von »laufen las­
sen« die »natürliche Sukzession« und an­
stelle von »eingreifen« die »Kulturbiotop­
pflege« setzen möchte. Ich halte diese Ab­
grenzung aber für zweckmäßiger und ziel­
gerichteter, weil »laufen lassen« im rein­
sten Sinne der Worte bei der vorhandenen 
flächendeckenden Verformung von Natur 
und Landschaft und angesichts der auf 3 
bis höchstens 5%  zusammenge­
schrumpften Reste natürlicher und natur­
naher Flächen allein kein erfolgverspre­
chendes Rezept zur Erfüllung der Natur­
schutzziele mehr sein kann. Wir haben 
z. B. zu wenig Feuchtstandorte, weil diese 
drainiert oder entwässert wurden; dieser 
menschliche Eingriff muß zunächst rück­
gängig gemacht werden, bevor sich in na­
türlicher Sukzession die dort ursprünglich 
vorhandenen Biozönosen wieder entwik- 
keln können. Nach dieser Abgrenzung der 
Begriffe und des Themas will ich meine Po­
sition begründen.

Die Naturschutzkonzeption des BMU 
setzt sich -  aufbauend auf den in den letz­
ten Jahrzehnten erarbeiteten w issen­
schaftlichen Erkenntnissen -  aus folgen­
den drei Komponenten zusammen:

1. Es müssen Naturschutzvorrangflächen 
in Form von Biotopverbundsystemen 
geschaffen werden. Sie sollen aus na­
türlichen und naturnahen Flächen be­
stehen und mindestens 10-15%  der 
nicht besiedelten Fläche umfassen.

2. Die flächendeckenden stofflichen Bela­
stungen durch Luft- und Gewässer­
emissionen müssen soweit zurückge­
führt werden, daß in ausreichend gro­
ßen Regionen auch die empfindlich­
sten Glieder der Ökosysteme nicht ge­
fährdet werden. Außerdem muß die An­
wendung von Pflanzenschutz- und 
Düngemitteln verringert werden.

3. Auf allen Flächen, die vorrangig den 
verschiedenen Nutzungen dienen, sind 
zusätzlich zu der Verringerung der 
stofflichen Belastungen die Belange 
des Naturschutzes soweit wie möglich 
zu berücksichtigen. Dazu gehören z. B. 
die Verringerung der Bodenerosion, 
vielfältigere Fruchtfolgen, naturgerech­
ter Waldbau oder die Begrünung der 
Siedlungsbereiche.

Diese Konzeption orientiert sich an den 
drei Naturschutzzielen,
1. die Funktionsfähigkeit der Naturhaus­

halte und die Regenerationsfähigkeit 
der Naturgüter,

2. die Tier- und Pflanzenwelt sowie
3. die Eigenart, Vielfalt und Schönheit von 

Natur und Landschaft
zu schützen, zu entwickeln und wiederher­
zustellen. Diese Ziele stehen im Bundes­
naturschutzgesetz grundsätzlich gleich­

rangig nebeneinander. In bezug auf den 
Vollzug und die Maßnahmengestaltung 
besteht jedoch weitgehende Übereinstim­
mung, daß unter den gegebenen Verhält­
nissen in der Bundesrepublik Deutschland 
bei Zielkonflikten die Priorität der Ziele in 
der genannten Reihenfolge gilt. Diese 
Prioritätensetzung ergibt sich aus der Er­
kenntnis, daß in unserem dicht besiedel­
ten Land mit den intensiven und vielfälti­
gen Nutzungsansprüchen an Natur und 
Landschaft die Funktionsfähigkeit des Na­
turhaushaltes und die Regenerationsfä­
higkeit der Naturgüter ganz besonderer 
Beachtung bedürfen. Ihre Sicherung ge­
währleistet die Lebensbasis für die Men­
schen und gleichzeitig die heimische Tier- 
und Pflanzenwelt. Der Schutz heimischer 
Tier- und Pflanzenarten ist von großer Be­
deutung, weil Artenverluste in ihren ur­
sprünglichen Lebensräumen meistens ir­
reversibel sind. Das 3. Ziel hebt in erster Li­
nie auf die Landschaftsästhetik ab, für die 
allgemeingültige Normen nur schwer be­
gründet werden können.

Zur Realisierung der Flächenansprüche 
des Naturschutzes müssen unter Berück­
sichtigung der noch vorhandenen Reste 
erhebliche Flächenanteile, schätzungs­
weise mindestens 10% der land- und 
forstw irtschaftlich genutzten Fläche, aus 
der intensiven Nutzung genommen wer­
den, um sie in Vorrangflächen für den Na­
turschutz zu überführen. Dabei ist vor al­
lem konkret die Frage zu beantworten, 
welche Flächen der natürlichen Sukzes­
sion überlassen und welche Flächen als 
Kulturbiotope gepflegt oder bewirtschaf­
tet werden sollen. Aus naturschutzfachli­
cher Sicht sind zunächst die Funktionen zu 
betrachten, die die Naturschutzvorrang­
flächen erfüllen sollen. Die Biotopver­
bundsysteme bestehen aus Kernzonen, 
Pufferflächen und Vernetzungselementen.

Die Kernzonen sollen alle heimischen Bio­
tope und Ökosysteme repräsentieren. Die 
bedeutendsten in unserem Land natürli­
cherweise vorkommenden Biotope und 
Ökosystemtypen sind Wälder mit vielzähli- 
gen unterschiedlichen natürlichen und na­
turnahen Waldgesellschaften. Viele davon 
sind auf völlig unzureichende Reste zu­
sammengeschrumpft; die M indestforde­
rung des Naturschutzes lautet, daß ca. 3 -  
5%  der Waldfläche in Form von Natur­
waldreservaten und Kernzonen von Wald­
nationalparken, a lso-abgesehen von evtl, 
notwendigen Initialeingriffen -  ohne jeg li­
che Eingriffe als Naturschutzvorrangflä­
chen dienen müssen. Außerdem sind noch 
großflächige Waldnaturschutzgebiete mit 
einem Flächenanspruch von ca. 10% der 
Waldfläche erforderlich, in denen ein na­
turgerechter Waldbau geduldet werden 
kann. Aus Naturschutzgründen ist im Wald 
weder eine Pflege noch eine Bewirtschaf-
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tung erforderlich. Wälder können dement­
sprechend vollständig der natürlichen 
Sukzession überlassen werden. Das gilt 
auch für die notwendige Rückgewinnung 
von Wäldern aus der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche, wie z. B. Auwälder und Wälder 
in ausgeräumten Agrarlandschaften. Die 
Erhaltung historischer Waldnutzungsfor­
men wie Hutewälder, Mittel- und Nieder­
wälder kann in den Naturschutzzielen kei­
ne Begründung finden. Sie sind lediglich 
unter waldgeschichtlichen Gesichtspunk­
ten interessant.

In unserem Raum sind als weitere bedeu­
tende natürlicherweise vorkommende 
Biotope bzw. Ökosysteme, die Kernzonen 
der Biotopverbundsysteme bilden, vor al­
lem zu nennen:

Moore, Röhrichte, Großseggenrasen, Fel­
sengesellschaften, Zwergstrauchheiden, 
Galmeienfluren sowie Seen, Teiche, Flüs­
se und Küsten jeweils mit ihren terrestri­
schen Randbereichen. Diese Ökosysteme 
gliedern sich in zahlreiche Subtypen mit 
unterschiedlichen Biozönosen. Auch die­
se Biotope und Ökosysteme sind auf unzu­
reichende Reste zusammengeschrumpft; 
sie bedürfen der qualitativen Verbesse­
rung sowie der Vergrößerung, insbesonde­
re durch Renaturierung ihrer Randberei­
che. Danach sind auch diese Biotope und 
Ökosysteme der natürlichen Sukzession 
zu überlassen; sie benötigen in der Regel 
keine weiteren Eingriffe.

Die natürlicherweise bei uns vorkommen­
den Biotope und Ökosysteme sind die be­
sonderen Kernbereiche, die zur ökologi­
schen Stabilität beitragen. Natürliche Suk­
zessionen streben einem sich selbst regu­
lierenden Klimaxstadium zu; sie können 
besser als unreife, durch menschliche Ein­
griffe in labilen Entwicklungsstadien ge­
haltene Biotope und Ökosysteme Bela­
stungen ertragen und ausgleichen. Das 
zeigen z. B. die Einwirkungen von Luft­
schadstoffen auf Urwälder in Polen. Aber 
auch in bezug auf den Artenschutz haben 
diese Biotope und Ökosysteme eine viel 
größere Bedeutung als ihnen bisher zuge­
messen wurde. Ich vermute, daß sie mit 
Abstand den weit größten Teil der heimi­
schen Arten beherbergen. Ich habe leider 
noch keine wissenschaftliche Bilanz gese­
hen. Meine Vermutung stützt sich auf eini­
ge Zahlenangaben, wie z. B., daß in der 
Bundesrepublik die Hälfte aller Farn- und 
Blütenpflanzen und 3700 von 5700 heimi­
schen Käferarten in den Wäldern Vorkom­
men oder daß von den 45 000 Tierarten al­
lein ca. 7000 im Buchenwald leben. Außer­
dem ist die Frage zu stellen, ob der Schutz 
der heimischen Arten nicht Vorrang haben 
muß vor eingewanderten oder einge­
schleppten Arten, die weltweit nicht ge­
fährdet sind. Auch der evolutionären An­
passung an veränderte Bedingungen -  
auch Klimaveränderungen -  würde bei der 
natürlichen Sukzession mehr Raum gege­
ben.

Dementsprechend müßte unter Beach­
tung der Prioritäten der Naturschutzziele 
bei der Auswahl und Gestaltung der Natur­

schutzvorrangflächen flächenanteilsmä­
ßig den natürlicherweise bei uns vorkom­
menden Biotopen und Ökosystemen und 
damit der natürlichen Sukzession ein weit 
größerer Anteil zugemessen werden, als 
das bisher der Fall war. Dagegen kann 
auch die flächendeckende stoffliche Bela­
stung nicht als Argument angeführt wer­
den, weil es unverzichtbarer Bestandteil 
der Naturschutzkonzeption des BMU ist, 
diese Belastung weiter zurückzuführen. 
Bisher hat sich aber der Naturschutz -  wie 
die vielen Länderprogramme zeigen -  auf 
den Kulturlandschaftsschutz konzentriert. 
Der Schutz und die Entwicklung der be­
sonders wichtigen Biotop- und Ökosy­
stembereiche des eigentlichen Natur­
schutzes wurden vernachlässigt.

In die Kernbereiche des Naturschutzes 
müssen auch zukünftig Kulturbiotope der 
Landwirtschaft einbezogen werden. Sol­
che Biotope tragen zwar selbst bei natur­
schutzgerechter Bewirtschaftung kaum 
zur ökologischen Stabilität bei, sie sind 
aber zur Erhaltung der an diese Biotope 
gebundenen Pflanzen- und Tierwelt un­
entbehrlich. Es handelt sich in erster Linie 
um extensiv genutztes Grünland mit sei­
nen verschiedenen Biotoptypen, vor allem 
trockene und nasse. Einbezogen sind be­
reits bestehende Grünlandflächen, deren 
Nutzung extensiviert werden muß, und Ak- 
kerflächen, die in Talbereichen in Extensiv­
grünland zurückverwandelt werden müs­
sen. Der Flächenbedarf an diesen Exten­
sivgrünlandflächen wird auf rd. 0,5 Mio ha 
geschätzt; das sind knapp 4 % der land­
wirtschaftlichen Nutzfläche oder 40 % der 
von der Landwirtschaft benötigten Natur­
schutzvorrangflächen. Dieser Flächenan­
spruch bezieht sich nicht nur auf Grünland 
für Kernzonen, sondern beinhaltet auch 
Grünland, das vor allem oder zugleich Puf­
fer- oder Vernetzungsfunktionen erfüllt.

Zu den Kernzonen der Naturschutzvor- 
rangflächen gehören auch Grünländereien 
wie Trockenrasen, Halbtrockenrasen und 
Hutungen. Diese Flächen können entwe­
der extensiv genutzt werden, oder sie be­
nötigen in Zeiträumen von mehreren Jah­
ren Pflegeeingriffe in Form von Entbu- 
schungen. Ich würde diese Flächen aus 
Kostengründen nicht extensiv nutzen las­
sen, sondern sie mit möglichst minimalen 
Pflegeeingriffen vor einer gänzlichen Be­
waldung bewahren und somit mehr der na­
türlichen Sukzession zurechnen.

Für die Einbeziehung von Ackerflächen in 
die Kernzonen des Naturschutzes sehe 
ich keinen Bedarf. Der Ackerbau ist und 
bleibt in jeder Form ein Eingriff in den Na­
turhaushalt, der seine Funktionsfähigkeit 
stört. Ackerflächen sind allerdings Le­
bensräume für die spezifische Ackerwild­
krautflora und -fauna. Ihre Lebensmög­
lichkeiten können weitgehend in den Puf­
fer- und Vernetzungsflächen der Biotop­
verbundsysteme in Form von nicht ge­
spritzten und nicht gedüngten Ackerrand­
streifen gewährleistet werden. Extensive 
Ackerflächen sind damit als Kernflächen 
des Naturschutzes kaum erforderlich. Der 
Flächenbedarf für die zu pflegenden bzw.

extensiv zu nutzenden Ackerbiotope ist 
dementsprechend relativ gering.

In die Kernbereiche der Biotopverbundsy­
steme sind bei allen Kulturbiotopen auch 
Flächen einzubeziehen, die der natürli­
chen Sukzession überlassen werden. Da­
mit wird die Diversität, insbesondere in 
den Strukturen, und letztlich auch die öko­
logische Stabilität erhöht. Das Einbinden 
von Sukzessionsflächen in Kulturbiotope 
ist auch aus Artenschutzgründen nützlich, 
weil jede Bewirtschaftung oder Pflege 
auch zu Verlusten von Individuen und da­
mit zur Beeinträchtigung von Populatio­
nen führt. Die Einbindung von Sukzes­
sionsflächen schafft Rückzugsräume für 
die Zeit der Bewirtschaftung der Kultur­
biotope und Lebensräume für andere Ar­
ten, diezurbiologischen Stabilisierung der 
Kulturbiotope beitragen können.

Zu den Puffer- und Vernetzungselementen 
in den Biotopverbundsystemen gehören 
neben den bereits genannten Grünland­
biotopen und Ackerrandstreifen vor allem 
Hecken, Gewässerrandstreifen, Brachflä­
chen, Ödland, Wegraine und nicht befe­
stigte Feldwege. Wegraine und Feldwege 
bedürfen keiner besonderen Pflege im Sin­
ne des Naturschutzes, sondern der Pfle­
gebeschränkungen bei Pflegemaßnah­
men aus Nutzungsgründen. Bei allen an­
deren Flächen ist grundsätzlich die natürli­
che Sukzession vorzuziehen, weil sie bes­
ser zur biologischen Stabilisierung bei­
trägt; sie ist außerdem kostengünstiger als 
kontinuierliche Eingriffs- und Pflegemaß­
nahmen.

Damit bin ich bei einem weiteren wichtigen 
Punkt, der meine Position zum Vorrang der 
natürlichen Sukzession beeinflußt, näm­
lich den Kosten von extensiven Bewirt- 
schaftungs- oder Pflegemaßnahmen. 
Nach einer im Auftrag des BMU erstellten 
Berechnung ist bei den augenblicklichen 
Preis-Kostenverhältnissen in der Land­
wirtschaft bei der naturschutzgerechten 
extensiven Bewirtschaftung von Kultur­
biotopen durchschnittlich grob mit folgen­
den Ausgleichsansprüchen der Landwirte 
zu rechnen:

-  Bei Umwandlung intensiver Grünland­
nutzung in extensive Grünlandnutzung 
1200 DM/ha/Jahr.

-  Bei Umwandlung von Acker in extensi­
ves Grünland mit Pflege und ohne Nut­
zung 1950 DM/ha/Jahr.

Für die Anlage von Hecken in der Agrar­
landschaft hat ein Gartenbauwissen­
schaftler einen Preis von 10,- DM/qm er­
rechnet. Die Pflegekosten wurden, in einer 
Größenordnung bis zu 3 ,- DM/qm und 
Jahr angegeben. Ich bevorzuge die »Ben- 
jes-Hecke«, die in der Anlage fast kosten­
los ist, weil die natürliche Sukzession die 
Kosten übernimmt und gelegentliche Pfle­
geeingriffe erst nach vielen Jahren erfor­
dert. Bei dieser Kostenpräsentation ist je­
doch zu berücksichtigen, daß bei der na­
türlichen Sukzession diese Flächen für die 
Eigentümer relativ wertlos sind. Sie müß­
ten also in der Regel für den Naturschutz 
gekauft oder angepachtet werden. Ledig-
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lieh auf größeren Flächen, auf denen sich 
langfristig Wald entwickelt, ist in sehr fer­
ner Zukunft mit einem gewissen ökonomi­
schen Nutzen zu rechnen.
Zur Ermittlung der finanziellen Vorteilhaftig- 
keit sind die Kauf- oder Pachtpreise mit den 
Ausgleichszahlungen bei extensiver Nut­
zung in Bezug zu setzen. Bei Pachtpreisen 
von ca. 400 bis 1000 DM/ha und Kaufprei­
sen von 10 000 bis 50 000 DM/ha erscheint 
in vielen Fällen die natürliche Sukzession 
mit Pacht oder auch Kauf der Flächen gün­
stiger als die langfristigen Ausgleichszah­
lungen für extensive Nutzung, selbst wenn 
die genannten Beträge für die Ausgleichs­
zahlungen unter Berücksichtigung betrieb­
licher Anpassungsmaßnahmen um 1/4 nied­
riger angesetzt werden können. In jedem 
Fall überschreiten die Ausgleichszahlun­
gen die Pachtpreise. Wenn die Kaufpreise 
mit den Ausgleichszahlungen verglichen 
werden, sind in 10 bis 20 Jahren in der Re­
gel die Flächen durch Ausgleichszahlun­
gen schon »bezahlt«.
Zu betrachten sind auch mögliche Aus­
gleichszahlungen bei natürlicher Sukzes­
sion, mit denen der Nutzungsverzicht jähr­
lich abzugelten wäre. Diese sind noch hö­
her als bei extensiver Nutzung; sie liegen 
bei Umwandlung von Intensivgrünland in 
natürliche Sukzession bei durchschnitt­
lich 2350 ,- DM/ha/Jahr und bei Acker in 
der Größenordnung von durchschnittlich 
1950,- DM/ha/Jahr, wiederum allerdings 
ohne Berücksichtigung von betrieblichen 
Anpassungsmöglichkeiten. Da aber Pacht 
oder Kauf in diesen Fällen in der Regel 
ganz eindeutig für den Naturschutz günsti­
ger ist, kommen Ausgleichszahlungen in 
der Regel bei der natürlichen Sukzession 
nicht in Betracht; sie sind damit fürden Ko­
stenvergleich nicht relevant.
Bei diesen Kostenüberlegungen wurden 
nur die reinen Kosten für den Naturschutz 
betrachtet. Nicht berücksichtigt wurden 
die Agrarsubventionen, die mit jeder land­
w irtschaftlichen Flächenbewirtschaftung 
verbunden sind; sie liegen bei der Grün­

landbewirtschaftung aufgrund der Über­
produktion bei 1500 DM/ha zuzüglich 
Agrarsozialsubventionen von durch­
schnittlich 500 DM/ha. Damit verursacht 
eine naturschutzgerechte Bewirtschaf­
tung von Grünland (2000 DM/ha Agrar­
subvention und ca. 1000 DM/ha Aus­
gleichszahlungen für naturschutzbeding­
te Nutzungsbeschränkungen) volksw irt­
schaftliche Kosten in Höhe von rd. 3000 
D M /ha jährlich!

Die Kosten sind ein entscheidender Fak­
tor, weil Geld immer knapp ist und für den 
Naturschutz besonders. Naturschutz hat 
trotz aller Bekenntnisse zu mehr Umwelt­
schutz nicht den Stellenwert in unserer 
Gesellschaft, der ihm gebührt. Entspre­
chend ist die finanzielle Ausstattung seit 
Jahren ungenügend. Ich fürchte, diese Si­
tuation läßt sich auch zukünftig nur schwer 
ändern.

Gegen die natürliche Sukzession werden 
oft landschaftsästhetische Gründe ange­
führt. Es wird behauptet, nur die gepflegte 
Kulturlandschaft würde den landschafts­
ästhetischen Erfordernissen der Gesell­
schaft gerecht. Ich vermag dieser Ein­
schätzung nicht zu folgen, weil die Land­
schaftsästhetik von unterschiedlichen sub­
jektiven Empfindungen und Gewohnhei­
ten abhängig ist. Außerdem kann von der 
gepflegten Kulturlandschaft auch eine für 
den Naturschutz abträgliche Erziehungs­
w irkung und Bewußtseinsbildung ausge­
hen, weil sie das Ordentliche und Nützli­
che zu sehr in den Vordergrund rückt und 
damit das Naturverständnis beeinträchtigt. 
Besonders wichtig ist aber, daß es gepfleg­
te Kulturlandschaft in großem Umfang im­
mer geben wird; denn auch in Zukunft wer­
den die meisten Flächen vorrangig land- 
und forstw irtschaftlich genutzt. An Mög­
lichkeiten zum Kulturlandschaftsgenuß 
wird es also nicht fehlen. Übrigens möchte 
auch ich den landschaftsästhetischen Ge­
nuß der Heide nicht missen. Es geht also 
auch hier nicht um »entweder oder«, son­
dern um »sowohl als auch«.

Der nicht eintretende Mangel an Kultur­
landschaft ist ein zusätzliches Argument 
dafür, daß auch aus Gründen des Arten­
schutzes der Flächenanteil der Kulturbio­
tope in den Naturschutzvorrangflächen re­
lativ gering sein kann. Dabei ist noch zu be­
rücksichtigen, daß generell die Nutzung 
von Flächen umweltverträglicher gestaltet 
werden soll. Damit verbessern sich auch 
die Lebensmöglichkeiten w ildlebender 
Pflanzen- und Tierarten auf den vorrangig 
den verschiedenen Nutzungen dienenden 
Flächen selbst.

Ich will abschließend versuchen, den Flä­
chenanteil der natürlichen Sukzession zu 
quantifizieren. In den Wäldern wäre sie aus 
Naturschutzgründen sogar überall vorzu­
ziehen; auf einem Anteil von 3 bis 5 % der 
Waldfläche ist sie unverzichtbar. In Agrar­
landschaften sollte sie mindestens gut die 
Hälfte der Naturschutzvorrangflächen um­
fassen, denn die Kulturbiotoppflege bzw. 
extensive Bewirtschaftung sollte sich dort 
auf die genannten extensiven Grünlandflä­
chen in Kernbereichen der Naturschutz­
vorrangflächen und auf Ackerrandstreifen 
beschränken. Die genannten natürlicher­
weise bei uns vorkommenden Nicht-Wald- 
Biotope und Ökosysteme sollten grund­
sätzlich vollständig der natürlichen Suk­
zession überlassen werden.

Das sind sehr konkrete Aussagen, die ich 
auch deshalb wage, weil sie doch wohl 
nicht weit von der Mitte entfernt sind. Den­
noch sollten meine Ausführungen bewußt 
auch ein Plädoyer für mehr natürliche Suk­
zession sein. Ich hoffe, daß ich dafür auch 
gute Gründe liefern konnte.
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Prämisse
Quantitative Flächenforderungen im Na­
turschutz können gesellschaftlicher Kon­
sens sein, ohne sich an den Anforderun­
gen von natürlichen Systemen zu orientie­
ren (z. B. 10 % der Fläche von Deutschland 
sollen NSG werden), oder müssen objek­
tiv, d .h . wissenschaftlich begründet wer­
den.
Für den zweiten Weg zeigen wir die Vorge­
hensweise. Wir setzen voraus, daß die 
Zielsetzung von Naturschutzmaßnahmen 
die Zukunftssicherung von Arten ist (§1 
BNSG).

1 Flächenbedarf von Ökosyste­
men ist für Naturschutzziele 
nicht quantifizierbar

Ökosysteme sind im wesentlichen typolo- 
gisch klassifiziert und räumlich nicht ein­
deutig begrenzbar. Der Schutz von Ökosy­
stemen sichert nicht per se das Überleben 
der in ihnen wohnenden Arten. Bisher wür­
de ein Buchenwald auch dann als Öko­
system »Buchenwald« gekennzeichnet, 
wenn z.B . die Spechte fehlen würden. 
Ebenso sagt der Begriff »Trockenrasen« 
als Lebensraum nichts darüber aus, w ie­
viele Wildbienen im speziellen Fall dort le-
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ben und in welcher Individuendichte die 
Arten dort Vorkommen.
Während die Funktionen in Ökosystemen 
(z. B. Stoffkreisläufe) die Lebensgrundla­
gen für die in ihnen lebenden Tiere darstel­
len, ist ihr quantitativer Bezug zum Vor­
kommen einzelner Arten schwer oder gar 
nicht herzustellen. Eine Reihe von Funktio­
nen (z. B. Zersetzung der Primärproduk­
tion) können von verschiedenen Tierarten, 
auch ersatzweise, übernommen werden 
und sind viel weniger an Flächengröße ge­
bunden als die Überlebensfähigkeit einzel­
ner Tierarten. So gibt es für die Zukunfts­
sicherung einzelner Arten keine biologi­
schen Vorgaben über Grenzwerte der Öko­
systembelastung, es sei denn, man einigt 
sich z. B. auf eine bestimmte, durch die Be­
lastung verursachte Sterberate. Die Fest­
legungen auf Grenzwerte der Belastung, 
auf Mindest-Flächengrößen und Mindest­
qualität von Ökosystemen sind mit dem 
Wunsch nach einem »funktionstüchtigen 
Naturhaushalt« nicht in der Weise quanti­
tativ bestimmbar, daß alle Arten des Öko­
systems sicher überleben werden. Das 
Ziel, Ökosysteme als Lebensräume für die 
Vielfalt der Arten schützen zu wollen, stellt 
zwar eine erste Sicherung dar, kann aber 
im Konfliktfall verschiedener Nutzungsin­
teressen nicht klar genug quantitativ be­
stimmt werden.

2 Die Erkenntnisse aus der 
Inselbiogeographie sind nur 
begrenzt für den Naturschutz 
anwendbar

Die Inselbiogeographie wurde begründet 
von MacArthur und Wilson (1967) und 
beschäftigt sich in erster Linie mit dem Zu­
sammenhang zwischen Flächengröße 
und Artenzahl. Aus diesen Erkenntnissen 
hat man versucht, für die Größe und Ge­
staltung von Schutzgebieten wissen­
schaftlich begründete Vorschläge abzulei­
ten (z.B. Wilson und Wilbis 1975, Dia­
mond und May 1976).
Die wichtigste Feststellung besagt, daß 
große Flächen mehr Arten erhalten können 
als kleine Flächen. Dieser Satz ist an sich 
banal, aber für den Naturschutz dennoch 
von entscheidender Bedeutung. Siche­
rung von naturnahen Flächen ist für den 
Naturschutz durch keine Maßnahme er­
setzbar, es sei denn, wir finden uns mit ei­
ner »Zootierhaltung« in freier Wildbahn ab,
d. h. die Existenz der Arten ist nur bei stän­
diger Versorgung durch den Menschen ge­
währleistet.
Wenn wir als Kriterium bei der Auswahl von 
Schutzgebieten eine möglichst hohe Ar­
tenzahl ansehen, dann erlaubt dieses Kri­
terium keine Aussage über das Schicksal 
bestimmter Arten, obwohl ausgewählte 
Arten für den Naturschutz von vorrangi­
gem Gewicht sein können (Diamond 1976; 
Diamond und May 1976; Simberloff und 
Abele 1982; Janzen 1983; NOSS 1983; Ra- 
PAPORTet al. 1986).
Eine Reduktion der Flächengröße zieht un­
weigerlich eine Reduktion des ursprüngli­
chen Artenbestandes bzw. den Ersatz von

spezialisierten Arten durch Generalisten 
nach sich. Dies ist in vielen Fällen (zu­
nächst) nicht mit der Reduktion lokaler Ar­
tenvielfalt, sondern mit einer regionalen 
Vereinheitlichung der Artenbestände und 
somit mit einem Verlust der gamma-Diver- 
sität bis hin zur Verminderung der regiona­
len Diversität (vgl. Noss 1983; Wiens 1989) 
verbunden.

Je kleiner die Flächen, um so häufiger ster­
ben die Populationen lokal aus. Lokales 
Aussterben ist eine häufige und natürliche 
Erscheinung als Ausdruck der dynami­
schen Eigenschaften natürlicher Ökosy­
steme (z.B. Sukzession). Für keine Art 
kann aus ihrem Vorkommen in einem Ge­
biet sicher geschlossen werden, daß in ei­
nem Habitat auch in Zukunft ausreichende 
Bedingungen für eine gesicherte Existenz 
»vorliegen«.

Die Inselbiogeographie wurde nach Er­
gebnissen auf Ozeaninseln entwickelt. Die 
Situation von Schutzgebieten in der heuti­
gen Kulturlandschaft ist jedoch mit der von 
ozeanischen Inseln kaum zu vergleichen. 
Habitatinseln erfahren rasche Veränderun­
gen der gesamten ökologischen Rahmen­
bedingungen und durch die Existenz star­
ker Randeffekte einen ständigen Zustrom 
von habitatfremden Arten bzw. Habitatge­
neralisten. Den Habitatinseln fehlt i.d.R. 
ein Artengleichgewicht, welches eine Vor­
aussetzung für die Anwendung der Theo­
rie der Inselbiogeographie bildet. Es sind 
also Voraussagen im Sinne der Inselökolo­
gie nicht berechtigt, obwohl wir durchaus 
viele Belege für positive Korrelationen zwi­
schen Artenzahl und Flächengröße auch in 
Habitatinseln haben. Die Arten-Arealkur- 
ven steigen auf dem Festland weniger steil 
an als im Vergleich zu echten, d. h. stärker 
isolierten Inseln.

3 Zukunftssicherung der Arten 
mit dem Konzept der »Über­
lebensfähigen Population 
(MVP)«

Für Planungen im Naturschutz sind Kennt­
nisse über Habitatanforderungen, Le­
bensweise, Populationsökologie und Inte­
raktionen einer bestimmten Art mit ande­
ren Arten die wesentliche Vorbedingung.

Die Zielsetzung im Naturschutz ist es, dem 
Aussterben von Populationen entgegen­
zuwirken. Grundsätzlich wissen wir, daß 
kleinere Populationen eher aussterben als 
große. Dies läßt sich deutlich an den Fol­
gen der zunehmenden Verkleinerung und 
Isolierung geeigneter Lebensräume (Habi­
tatfragmentierung) erkennen, die ohne 
Zweifel eine der wesentlichen Ursachen 
für den Verlust von Arten ist (Terborgh 
1974; SOULÉ 1983; Salwasser et al. 1984; 
Mühlenberg 1985).

Wie groß muß eine Population sein bzw. 
welche Rahmenbedingungen (Habitat­
qualität, Größe und Lage der bewohnten 
Fläche) müssen existieren, damit eine Po­
pulation mit hoher Wahrscheinlichkeit 
über einen langen Zeitraum überleben 
kann?

Zur Beantwortung dieser Frage ist ein ge­
naues Verständnis von natürlichen Zufalls­
ereignissen erforderlich, die Ursachen für 
das Aussterben von Lokalpopulationen 
sein können (Hovestadt 1990).
Das Konzept der »minimalgroßen überle­
bensfähigen Population« (MVP für »mini­
mum viable population«) erlaubt den Flä­
chenbedarfquantitativzu untersuchen: Ei­
ne MVP für eine bestimmte Art in einem be­
stimmten Habitat ist die kleinste isolierte 
Population mit einer definierten Überle­
benschance (z.B. 95%) über einen be­
stimmten Zeitraum (z.B. 100 Jahre) unter 
Berücksichtigung der absehbaren Effekte 
von demographischen und genetischen 
Zufallsprozessen, Umweltschwankungen 
und Naturkatastrophen auf die Population 
(nach Shaffer 1981).
Die in der MVP-Definition aufgeführten 
Faktoren beeinflussen die Entwicklung ei­
ner Population und können eventuell zu 
deren Aussterben führen (z. B. ein strenger 
Winter). Wir bezeichnen sie deshalb zu­
sammenfassend als Risikofaktoren. Im 
Rahmen einer »Risikoanalyse für Popula­
tionen« (PVAnach »Population Vulnerabili­
ty Analysis«) untersuchen wir die Bedeu­
tung dieser Risikofaktoren unter Berück­
sichtigung der vorgegebenen Rahmenbe­
dingungen und im Lichte der Biologie der 
betrachteten Art. Wir können eine Risiko­
analyse benutzen, um die Überlebens­
wahrscheinlichkeit einer Population unter 
den aktuellen oder unter veränderten Rah­
menbedingungen zu bestimmen. Genau­
so können wir aber die Größe einer Popu­
lation -  und die dafür erforderlichen Rah­
menbedingungen -  ermitteln, die das 
MVP-Kriterium erfüllen.
Für die praktische Durchführung einer Ge­
fährdungsgradanalyse (PVA) müssen eine 
Reihe von biologischen Daten und Infor­
mationen über Habitatqualität und Land­
schaftsentwicklung gesammelt und aus­
gewertet werden (vgl. MARCOTet al. 1988; 
Mühlenberg 1989; Mühlenberg et al. 
1991; Hovestadt et al. 1991). Die Informa­
tionen betreffen den Bestand der betrach­
teten Population (Verbreitung, Abundanz, 
deterministische Gefährdungsursachen), 
den Raumanspruch (Reproduktionsein­
heit und deren Aktionsraumgröße), die ei­
gentliche Populationsbiologie (Fortpflan- 
zungs- und Überlebensrate, Paarungs­
und Brutsystem, Verbreitungsverhalten, 
Struktur der Metapopulation und Interak­
tionen mit anderen Arten) und Fragen zur 
Habitatqualität (Mikrohabitate zur Repro­
duktion und für das Überleben der Indivi­
duen, Habitatqualitäten für die Nahrungs­
aufnahme sowie die Dynamik des Habi­
tats).
Unter Umgehung der aufwendigeren Ge­
fährdungsgradanalyse können wir die 
Überlebenswahrscheinlichkeit einer Po­
pulation z. T. schon aus beobachtbaren Ei­
genschaften der Population selbst grob 
abschätzen. Insbesondere das Ausmaß 
der Populationsdynamik und die Popula­
tionsstruktur (räumliche Verteilung), ge­
paart mit basalen Informationen über Po­
pulationswachstum und Verbreitungsver-
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halten, können wir zu einer Abschätzung 
des Risikos heranziehen. Die Wahrschein­
lichkeit des Aussterbens kann durch die 
M öglichkeit der Rekoionisierung entschei­
dend verringert oder beseitigt werden, 
wenn Besiedlungsquellen in geeigneter 
Entfernung vorhanden sind. Zumindest 
bei einer unklaren Situation und bei hoher 
Gefährdung wird eine umfangreiche Ana­
lyse erforderlich werden.

4 Das Zielartenkonzept
Die Sammlung und Auswertung umfang­
reicher Daten ist nicht für alle Arten mög­
lich, und sie kann nur an ausgewählten Po­
pulationen durchgeführt werden. Durch ei­
ne derartige Analyse können dann aber 
auch Erfolgskontrollen von Naturschutz­
maßnahmen auf ein eindeutiges Ziel bezo­
gen werden.

Wir glauben, daß das Schutzziel in der 
langfristigen Sicherung von Populationen 
durch Erhalt ihrer artspezifischen Lebens­
grundlagen unter Freilandbedingungen 
liegt. Unter dieser Voraussetzung kann 
man »Repräsentanten« bestimmter Bio­
tope als Zielarten  (vgl. M ühlenberg 1989) 
auswählen. An diesen Zielarten können 
Fachleute mit w issenschaftlichen Metho­
den die Qualität der Schutzmaßnahmen 
eindeutig durch die jeweiligen Zukunfts­
prognosen und Populationsentwicklun­
gen bewerten und eventuell Nachbesse­
rung der Schutzmaßnahmen empfehlen.

Die Zukunftssicherung der Arten setzt eine 
weitgehende Reduzierung allgemeiner 
Belastungen, wie z. B. Bodenbelastung 
durch Eutrophierung und Chemikalienein­
satz oder Veränderungen im Wasserhaus­
halt, voraus. Da eine derartige Reduzie­
rung auf absehbare Zeit nicht vollständig 
möglich ist, ist ein kontinuierliches M onito­
ring  der Zielarten erforderlich, um negative 
Bestandesentwicklungen rechtzeitig zu 
erkennen und geeignete Gegenmaßnah­
men einzuleiten (vgl. Mühlenberg 1990).

Je nach Flächenanspruch einer langfristig 
überlebensfähigen Population gibt es ver­
schiedene Vollzugsebenen, auf denen wir­
kungsvolle Schutzmaßnahmen ergriffen 
werden können:

Vollzugs­
ebene Zielart-Beispiel

Rote
Liste
BRD

mit Land­
wirten

Schlanke Windel­
schnecke (Vertigo heidi)

1

einzelne
Kommunen

Kleiner Schillerfalter 
(Apaturailia)

3

in Land­
kreisen

Ortolan
(Emberiza hortulana)

1

in Bundes­
ländern

Fischotter 
(Lutralutra)

1

im gesamten 
Bundesgeb.

Schwarzstorch 
(Ciconia nigra)

1

Über die Kriterien zur Auswahl von Zielar­
ten haben w ir einen Prioritäten-Katalog er­
stellt, der auch eine Anpassung an regio­
nale und lokale Gegebenheiten berück­
sichtig t (vgl. Mühlenberg 1989).

Die Zielarten, auf die sich der Naturschutz 
in der Zukunft konzentrieren sollte, emp­
fehlen w ir nach folgenden Kriterien auszu­
wählen:
1. Höchste Priorität haben die Arten mit 
dem größten überregionalen Gefähr­
dungsgrad. Sie sind bei Verlust nicht er­
setzbar. Es soll erreicht werden, daß der 
Gefährdungsgrad dieser Art verringert 
wird (Rückstufung in der Roten Liste). Der 
Gefährdungsgrad wird nicht nur nach dem 
vorhandenen Bestand, sondern auch 
nach dem Verbreitungsareal (Chorologie- 
index nach Kudrna 1986) beurteilt.
2. Wenn Geld für Maßnahmen eingesetzt 
wird, sollten auch andere (gefährdete) Ar­
ten davon profitieren. Deshalb sind beson­
ders solche Arten geeignet, deren Haupt­
gefährdung in der Veränderung des Le­
bensraumes und nicht z. B. in direkter Ver­
folgung liegen. Arten mit fleckenhafter Ver­
teilung (patchy distribution) in spezifi­
schen Habitattypen sind Ubiquisten vor­
zuziehen. Arten, die an bestimmte Sukzes­
sionsstadien gebunden sind, verdienen 
besondere Beachtung.
3. Schlüsselarten (keystone species), de­
ren Verschwinden das Aussterben vieler 
weiterer Arten nach sich zieht, sind zu­
nächst zu bevorzugen.
4. Arten, die nur in unserem geographi- 
chen Einflußbereich Vorkommen, sind 
besser kontrollierbar und in ihrem Bestand 
zu beeinflussen. Für Fernzieher müssen 
gleichzeitig internationale Schutzmaßnah­
men ergriffen werden.
5. Die Chancen der Populationssiche­
rung werden von den Geldmitteln abhän- 
gen; hier sind reale Grenzen zu erkennen.
6. Die Bereitschaft, viel Geld zu investie­
ren, steigt mit der Popularität der ausge­
wählten Zielart. Eine entsprechende Öf­
fentlichkeitsarbeit wird derartige Schutz­
projekte immer fördern.
Die Auswahl der Zielarten ergibt eine Prio­
ritätenliste für ein bestimmtes Gebiet, z. B. 
für die Bundesrepublik Deutschland. Eine 
derartige Zielartenliste sollte für einzelne 
Maßnahmen regional angepaßt werden.
Zur regionalen Anpassung können folgen­
de Kriterien verwendet werden (Erstellen 
einer regional angepaßten Zielartenliste -  
»RAZ«),
7. Sind die Habitatvoraussetzungen für 
bestimmte Arten lokal überhaupt gege­
ben?
8. Kommt die Art in der Region aktuell 
vor?
9. Wie groß ist der regionale Bestand?
10. Hat die betreffende Population reelle 
Chancen einer Sicherung (z. B. bei Berück­
sichtigung des Regionalplanes)?
11. Um eine möglichst flächendeckende 
Naturschutzpolitik mit dem Instrumenta­
rium der Zielartensicherung durchzufüh­
ren, sollten Repräsentanten verschiede­
ner Raumansprüche hierarchisch ausge­
wählt werden: Erste Priorität haben Arten 
mit großen Raumansprüchen (»umbrella 
species«, W ilcox 1984), die i.d .R . große

Körpergröße besitzen (Großherbivoren) 
oder an der Spitze derTrophieebenen mit 
hohen Stoffwechselansprüchen stehen 
(Topcarnivoren unter den Säugetieren, 
Greifvögeln und Eulen). Selbst wenn die 
Ansprüche dieser »umbrella species« be­
friedigt werden, sind dadurch noch nicht 
unbedingt die Voraussetzungen für kleine­
re Arten mit speziellen M ikrohabitatanfor­
derungen gegeben. Daher sollen in der 
gleichen Region auch Zielarten ausge­
wählt werden, deren Raumansprüche klei­
ner sind und spezifische Habitatmerkmale 
einschließen, wie z. B. alte Obstbäume, 
Waldrandstrukturen, feuchte oder trocke­
ne Standorte. Aufgrund der lokalen Kennt­
nisse über Verbreitung und Standortwahl 
kämen auch Schmetterlinge als »indicator 
taxa« (W ilcox 1984) in Betracht.

12. Wenn keine überregional bedeuten­
den Arten Vorkommen, dann werden 
raum- und nutzungsspezifisch regional 
gefährdete Arten für die Naturschutzpra­
xis ausgesucht. Die Schutzstrategie kann 
daher sehr kleinflächig wirksam werden.

13. Findet sich keine Zielart (z. B. im Be­
reich von Stadtgebieten), dann kommen 
andere gesellschaftliche Ziele des Natur­
schutzes, z. B. Erholung, Bildung (Lehrpfa­
de) oder Sicherung des »Naturhaushalts« 
zur Anwendung.

Insgesamt sollte versucht werden, in der 
Summe alle ausgewählten Zielarten in den 
regional angepaßten Zielartenlisten zu be­
rücksichtigen. Große Arten erfordern koor­
dinierte Aktion verschiedener Verwaltungs­
gebiete. Die RAZ weist also nicht nur die 
Arten aus, die in einer Region tatsächlich 
in einem Programm geschützt werden, son­
dern alle Arten, die in der Region sinnvoll 
geschützt werden könnten.

Von den Schutzmaßnahmen für die Zielar­
ten profitieren dann weitere gefährdete Ar­
ten. Die Zukunftssicherung von Zielarten 
in hierarchisch abgestuften Ebenen, z. B. 
durch Vertreter der verschiedenen trophi- 
schen Ebenen unterschiedlicher Größen­
klassen, gewährleistet den Schutz einer 
ganzen Fläche mit ihrer Lebensgemein­
schaft. Wir sprechen von Biotopschutz 
durch Sicherung von Zielarten.

Wenn künftig Schutzmaßnahmen mit der­
artigen Forschungen an Zielarten begleitet 
werden, können wir einen wirkungsvollen 
Schutz unserer Natur und eine größere 
Durchsichtigkeit der Ausgabe von Steuer­
geldern durch die möglichen Erfolgskon­
trollen erwarten.

Die Anwendung des Zielartenkonzepts 
führt auch zu neuen Kriterien in der Habi­
tatbewertung. Während bisher Habitate 
und die Schutzwürdigkeit von Biotopen 
vor allem nach Diversität, Natürlichkeit, 
Seltenheit von Habitaten und/oder Arten, 
Flächengröße, Bedrohung durch anthro­
pogene Faktoren, landschaftlichem Reiz, 
Wert für die Ausbildung und Repräsentati­
vität beurteilt wurden (vgl. Sukopp 1971; 
Gehlbach 1975; Usher 1986; Kaule 1986), 
orientiert sich nach dem Zielarten-Kon- 
zept die Habitatbewertung an den Bedürf­
nissen der betroffenen Zielarten. Damit
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Abb. 1. Die Bedeutung der »Verbreitungsfähigkeit« für die Naturschutzplanung.
Mit dem Schema soll ausgedrückt werden, daß der Wert kleiner Schutzgebiete (ohne eigenständige Population) vom Austausch mit weiteren Schutzge­
bieten abhängt.
Ein offener Kreis steht als Symbol für eine bestimmte Anzahl von Individuen einer Population, ein geschlossener Kreis für Neubesiedlung, die Pfeile für 
die durchschnittliche Reichweite in der Besiedlung. Für eine Zukunftssicherung von Arten nach dem Zielartenkonzept sind nur die gerasterten Flächen 
sinnvoll in eine mit Kosten verbundene Planung mitaufzunehmen.

sind Fragen nach der Habitatgröße und 
spezifischen Habitatqualität, der Popula­
tionsgröße und der Entfernung zur nächst­
gelegenen Population entscheidend (vgl. 
Abb. 1). Es gibt dann auch eine Möglichkeit 
zur eindeutigen Entscheidung hinsichtlich 
unseres gesellschaftlich vereinbarten 
MVP-Kriteriums -  wann ein Schutzgebiet 
sinnvoll ist oder nicht, im Unterschied zur 
früheren Einstufung in ein kontinuierliches 
Gefälle zwischen wertvoll bis wenig taug­
lich (vgl. Abb. 2).

5 Zum Schluß: Eine kritische 
Diskussion des Zielarten­
konzepts

Mit dem Zielartenkonzept wird die in 
Deutschland z.Z. favorisierte Natur­
schutz-Strategie, nämlich Schutz der Ha­
bitate bzw. Ökosysteme zur Erhaltung der 
Vielfalt scheinbar wieder auf den Kopf ge­
stellt. Daraus ergeben sich eine Reihe von 
Kritikpunkten, die wir mit der Beantwor­
tung von 7 Fragen aufklären wollen:

5.1 Sind technische Maßnahmen für 
den Schutz der Umwelt (Luft, Was­
ser, Boden) nicht wichtiger als der 
Schutz einiger ausgewählter Arten?

Zielartenschutz widerspricht nicht dem 
Umweltschutz, Zielartenschutz ist eine 
notwendige Weiterführung. Reinhaltung

von Luft, Wasser und Boden bilden die Vor­
aussetzung, die Lebensgrundlagen für die 
meisten Arten. Es hätte keinen Sinn, bei­
spielsweise die Flußperlmuschel als Ziel­
art auszuwählen, wenn keinerlei Chance 
oder Willen für die Verbesserung der Was­
serqualität eines Baches bestünde. Auf 
der anderen Seite garantiert sauberes 
Wasser allein nicht das Vorkommen und

Überleben der Flußperlmuschel. Unser 
Konzept ist ein Instrumentarium (Argu­
mentation mit der Überlebenswahrschein­
lichkeit ausgewählter Zielarten), mit des­
sen Hilfe sinnvoll entschieden werden 
kann, wieviel an Maßnahmen und Geld für 
Naturschutzzwecke (auf abgrenzbaren 
Flächen in vorgegebenen Zeiten) benötigt 
werden.

groß

K.

Ü

§

gering

k le in
M indestgröße

FLÄCHENGRÖSSE

g ro ß

Abb. 2. Quantitative Abschätzung des Wertes von Reservaten nach ihrer Flächengröße. Während 
man früher duch Artenlisten (a) z. B. eine kontinuierliche Abstufung nach der Qualität vornahm, stellt 
das Zielartenkonzept (b) eindeutige Grenzen, unter denen bestimmte Populationen nicht überleben 
können.
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5.2 Hat der Schutz einzelner Arten in der 
Vergangenheit nicht versagt?

In der Tat ist dies einer der Gründe für die 
Favorisierung eines globalen Ökosystem­
schutzes. Artenhilfsprogramme durch 
Ausbringung von Nistkästen, Zufütterung 
im Winter oder (oft eigenmächtige) Kon­
trolle potentieller Feinde (Beutegreifer un­
ter Vögeln und/oder Säugetieren) haben 
die eigentliche Ursache des Populations­
rückganges nicht bekämpft: die Zerstö­
rung der Habitate. Die Habitate müssen 
von Natur aus die entsprechenden Res­
sourcen bieten, ohne stützende Eingriffe 
speziell für die Zielart, das is t die Forde­
rung des Zielartenkonzepts. Die Qualität 
eines Habitats wird an der Populationsent­
w icklung der betrachteten Zielart beur­
teilt, nicht nach vorgegebenen, vereinheit­
lichten Maßstäben.

5.3 Ist die Konzentration auf wenige 
ausgewählte Arten nicht zu riskant 
für den Schutz aller Arten?

Mit gezielten Maßnahmen können w ir 
grundsätzlich nicht alle Arten schützen. 
Ein diffuser Schutz von »Vielfalt« sichert 
nicht die bedrohtesten Arten. Es mag 
durchaus sein, daß wir nicht alle »Habitat­
typen« mit dem Zielartenkonzept erfassen 
und in einen Schutzstatus bringen. Dafür 
kann es uns aber, nach Prioritäten gestaf­
felt, die gefährdetsten Arten sichern hel­
fen. Unter Umständen sind mit zunehmen­
der Kenntnis der Biologie und Ansprüche 
der betrachteten Zielart auch stets größe­
re Forderungen mit mehr Geld vonnöten. 
Bei steigendem Bevölkerungsdruck oder 
anderen Nutzungsinteressen kann auch 
bei hohem Geldaufwand die Sicherung ei­
ner bestimmten Art aussichtslos werden. 
Diese Gefahr besteht aber genauso beim 
Biotopschutz, kann dort aber oft gar nicht 
erkannt werden. Bei der Auswahl von Ziel­
arten als »Repräsentanten« bestimmter 
Habitate ist eine breite Streuung bis hin zur 
flächendeckenden Kontrolle der Lebens­
räume durchaus möglich (vgl. RAZ, 
Kap. 4).

5.4 Wird der spezifische Schutz einer 
Zielart nicht andere Arten ausschlie­
ßen?

Da sich die Arten in ihren Ansprüchen an 
den Lebensräumen durchaus unterschei­
den und miteinander in Konkurrenz leben 
können, kann die Förderung einer Art eine 
andere Art benachteiligen. Ein verbu- 
schender Trockenhang z. B. ist für eine 
Reihe von Singvögeln attraktiv, während 
Arthropodenarten der Freiflächen zurück­
gedrängt werden. Mit unserem Zielarten­
konzept werden derartige Konflikte im vor­
aus deutlich angesprochen und zu einer 
Entscheidung gebracht, vermieden wer­
den können sie auch mit keiner anderen 
Strategie. Kompromisse können in sol­
chen Konfliktfällen nur durch wesentliche 
Vergrößerung der Schutzgebiete erreicht 
werden, in denen dann beispielsweise

mehrere Sukzessionsstadien nebeneinan­
der die Koexistenz verschiedener Artenge­
meinschaften ermöglichen. Wenn eine 
Zielart mit großen Raumansprüchen aus­
gewählt wird (z. B. ein Top-Carnivor), dann 
können Arten mit spezifischeren Habitat­
ansprüchen in demselben Gebiet auch 
m itberücksichtigt werden. Gewöhnlich 
profitieren von dem Schutz einer Zielart 
auch viele andere gefährdete Arten. Wenn 
beispielsweise eine Population des Orto­
lans gesichert werden sollte, würden auch 
Schwarzstirnwürger, Rotkopfwürger, Wen­
dehals, Steinkauz, Gartenschläfer, diverse 
Schmetterlingsarten der Obstbäume so­
wie Spinnen und Käfer der Feldraine geför­
dert.

5.5 Bleiben wir nicht zu »defensiv«, 
wenn wir von nötigen »Minimalflä­
chen« oder dem Konzept der »mini- 
mum viable population« sprechen?

Wenn w ir fordern, mindestens die Überle­
bensfähigkeit einer Population zu sichern, 
so schließt diese Forderung die Beseiti­
gung bzw. Reduzierung aller Faktoren ein, 
welche zu einer Abnahme der Population 
führen. Damit werden z. B. für Arten auf o li­
gotrophen Standorten auch generelle Ge­
genmaßnahmen gegen die Eutrophierung 
(sowohl über die Luft als auch über das 
Wasser) verlangt.

Selbst ohne detaillierte Untersuchungen 
haben alle Überlegungen über den Flä­
chenanspruch einer »MVP« einen Flächen­
bedarf offengelegt, der über alle bisheri­
gen Vorstellungen weit hinausgeht. Für ei­
ne Singvogelpopulation von nur 100 Paa­
ren sind oft Flächen von mehr als 1000 ha 
nötig, Größen die von den meisten unserer 
Naturschutzgebiete nicht erreicht werden.

Es bleibt uns jederzeit überlassen, dar­
über hinausgehende Naturschutz-Pläne 
politisch umzusetzen.

5.6 Planen wir mit dem Zielartenkon­
zept nicht zuviele Maßnahmen in 
der Natur?

Natürlich wäre es das beste, große Natur­
flächen für das Überleben der Arten ohne 
weitere Maßnahmen zu reservieren. Es ist 
das ausdrücklich erklärte Ziel unseres 
Konzepts, die natürlichen Lebensgrundla­
gen für die Art zu erhalten, also möglichst 
wenig einzugreifen.

Da aber in Mitteleuropa der Bevölkerungs­
druck mit den verschiedenen Nutzungsin­
teressen unsere Landschaft durch Stra­
ßenbau, Bewirtschaftung u.a. überall be­
einflußt, sind auch für die Sicherstellung 
von Lebensräumen Planungen nötig. In 
vielen Fällen müssen auch sog. Pflege­
maßnahmen zur Erhaltung bestimmter 
Sukzessionsstadien durchgeführt wer­
den, eine Folgederzu geringen Fläche, die 
für Naturschutzzwecke zur Verfügung 
steht -  sofern man sich für die Erhaltung 
bestimm ter Arten der »offenen Land­
schaft« entschieden hat.

5.7 Fordert das Zielartenkonzept nicht 
zuviel, und ist seine Ausführung 
nicht zu aufwendig?

Das Zielartenkonzept fordert viel, und Ge­
fährdungsgradanalysen sind aufwendig. 
Aber es gibt auch keinen Grund anzuneh­
men, daß in unserer vom Menschen ge­
prägten Kulturlandschaft sich gefährdete 
Arten ohne jeden Aufwand erhalten ließen. 
Allein die Vermeidung bzw. Reduzierung 
der Umweltbelastungen durch Industrie 
und Landwirtschaft kostet scheinbar enor­
me Summen. Die Reparation von Umwelt­
schäden kann freilich noch teurer werden. 
Wenn w ir unserem Gesetz zur Erhaltung 
der Arten nachkommen wollen, dann se­
hen wir mit unserem Zielartenkonzept ein 
Instrument für die lokal konkretesten Vor­
schläge und Erfolgskontrollen. Viele der 
benötigten Informationen liegen bereits 
vor, um sofort geeignete Schutzmaßnah­
men in die Wege zu leiten. Eine begleiten­
de Forschung und Beobachtung (Monito­
ring) ist aber unerläßlich, um eine Anpas­
sung und Optimierung der Maßnahmen in 
der Zukunft zu ermöglichen.

Es bleibt eine gesellschaftliche Frage, w ie­
viel w ir für die Erhaltung der Natur bereit 
sind zu bezahlen. Wir treten dafür ein, daß 
es höchste Zeit ist, unser Werte-System 
neu zu überdenken und entsprechende 
Prioritäten zu setzen. Das Zielartenkon­
zept kann helfen, Klarheit zu schaffen über 
unsere Wünsche, und es kann uns Auf­
schluß über die erforderlichen Mittel für 
Naturschutz geben. Im Unterschied zur 
bisher meist üblichen Praxis, Schaden ab­
zuwenden ohne die Zukunftsentwicklung 
zu kennen, bietet das Zielartenkonzept die 
Möglichkeit prüfbarer Prognosen, wieviel 
bzw. was im einzelnen durch gezielte Maß­
nahmen erreicht werden kann.

Aus dem bisher Gesagten läßt sich folgen­
de kurze Formel ableiten: Für den Natur­
schutz wird am zielführendsten eine 
»Kombinations-Strategie« sein: M inde­
rung von Eutrophierung bzw. anderen Um­
weltbelastungen -  Konzentration auf gro­
ße Flächen -  Erfolge messen an der Über­
lebensfähigkeit der Zielarten-Populatio- 
nen.
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Bebauung, Zersiedlung und Zerschneidung von Biotopen -  
Entwicklungstrends
Von Siegfried Losch

1 Nutzunqswandel Tab.1: Flächennutzung im Bundesgebiet 1985 und 1989

Flächennutzung

Nutzungsari
1985 1989

Entwicklung 
1985 bis 1989

1000ha in% 1000 ha in% 1000ha in%

Siedlungs-und Verkehrsfläche 2918 11,7 3045 12,2 + 127 + 4,3
insgesamt

davon
-  Gebäudefläche und Freifläche 1488 6,0 1549 6,2 + 61 + 4,1
-  Betriebsfläche (ohne Abbauland) 51 0,2 52 0,2 + 1 + 2,0
-  Erholungsfläche 146 0,6 180 0,7 + 30 + 23,3
-  Verkehrsfläche 1212 4,9 1242 5,0 + 30 + 2,5

Landwirtschaftsfläche 13537 54,4 13355 53,7 -1 8 2 -  1,3
(ohne Moor und Heide)

Waldfläche 7361 29,6 7401 29,8 + 40 + 0,5
Wasserfläche 446 1,8 450 1,8 + 4 + 0,9
Moor, Heide 173 0,7 133 0,5 -  40 -23 ,1
Abbauland 76 0,3 84 0,3 + 8 + 10,5
Fläche anderer Nutzung 379 1,5 415 1,7 + 36 + 9,5

Katasterfläche 24869 100 24862 100 -  7 -

Quelle: Statistisches Bundesamt, Flächenerhebung 1985 und 1989

Nutzungswandel bzw. Landschaftswan­
del kann sich grundsätzlich ohne und mit 
Gefährdung der natürlichen Lebensgrund­
lagen vollziehen. Die Lebensgrundlagen 
dürften dann nicht gefährdet werden, 
wenn das Prinzip der Nachhaltigkeit zu­
grunde gelegt wird; d. h. Natur und natürli­
che Ressourcen (wie Wasser, Boden, Luft, 
Pflanzen, Tiere u.a.) dürfen nach Art und 
Ausmaß nur soweit in Anspruch genom­
men werden, daß ihre Fähigkeit zur Selbst­
regulation nicht zerstört, sondern dauer­
haft gewährleistet bleibt. In diesem Rah­
men wäre Nutzungs- und Landschafts­
wandelunbedenklich.

Der ständige Zugriff hingegen auf nicht er­
neuerbare Ressourcen, die ständigen Flä­
cheninanspruchnahmen durch Siedlun­
gen und Verkehr in Verbindung mit einer 
teilweisen Zerstörung von Böden oder von 
Pflanzen und Tieren über deren Regenera­
tionsfähigkeit hinaus, aber auch die Im­
missionen belastender Stoffe in die Bio­
sphäre bewirken eine mehr oder weniger 
rasche Schwächung und letztlich die Zer­
störung von Teilen des Naturhaushaltes 
und mit ihm seiner Biotope.

2 Ausweitung der Bebauung
Besonders nachhaltig wird die Freifläche 
durch den Nutzungswandel zur Sied-

lungs- und Verkehrsfläche verändert. Bei 
diesem Umwandlungsprozeß werden 
nicht nur Bodenflächen versiegelt und be­
einträchtigt, sondern auch die Lebensräu­
me von Pflanzen und Tieren durch die bau­
lichen Anlagen total verändert. Bei der Er­
stellung von Gebäuden und Anlagen wie 
auch bei ihrer Benutzung und der eines Ta­
ges fälligen »Beseitigung« ergeben sich

nicht nur direkte, sondern auch teilweise 
noch höhere indirekte Flächenansprüche, 
bei denen auf den Grundflächen Boden 
zerstört oder im hohen Maße mit Schad­
stoffen belastet, biologische, hydrologi­
sche und andere natürliche Zusammen­
hänge zerteilt und sonstige Funktionen für 
den Naturhaushalt beeinträchtigt werden 
können.
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Abb. 1. Veränderung der Bodennutzung von 1985 bis 1989 für die Bundesrepublik Deutschland 
(Gesamtfläche 24,9 Mio. Hektar). Tägliche Veränderung in Hektar.

In der Flächenstatistik wird nur der direkte 
Landschaftsverbrauch, d. h. nur die unmit­
te lbar für eine Nutzung beanspruchte Flä­
che erfaßt. Häufig ist das nur der kleinere 
Teil der für eine Nutzung beanspruchten 
Fläche. Denn einzelne Nutzungen wirken 
m it ihrer stofflichen, energetischen, funk­
tionstrennenden, visuell-ästhetischen und 
nutzungsstrukturellen Belastung weit in 
den benachbarten Raum (indirekte Flä­
cheninanspruchnahme). Sie können das 
Mehrfache der in der Flächenstatistik er­
faßten Flächen ausmachen und müßten 
für eine Bilanz der Flächeninanspruchnah­
men zugerechnet werden. Daher beschö­
nigen die Zahlen der Flächenstatistik, die 
nur die direkten Flächenansprüche erfas­
sen, das tatsächliche Ausmaß des Land­
schaftsverbrauches1.
Dieser Zugriff auf den Freiraum ist in den 
letzten Jahren weitergegangen, wie die 
Zahlen der Flächenstatistik ausweisen 
(siehe Tab. 1).
Im Gebiet der früheren Bundesrepublik er­
höhte sich die Siedlungs- und Verkehrsflä­
che um 126500 ha von 2,918 Mio. ha 1985 
auf 3,045 Mio. ha Anfang 1989. Das bedeu­

1 Vgl. dazu: LOSCH, S. /  Nake , R.: Landschafts­
verbrauch durch linienhafte technische Infra­
strukturen, in: lzR -Heft8, Bonn 1990.
2 Zu den Siedlungs- und Verkehrsflächen zäh­
len: Gebäude- und zugehörige Grundstücksfrei­
flächen einschließlich Betriebsflächen (ohne 
Abbauland), städtische Grünanlagen, Parks 
und Sportanlagen sowie sämtliche Verkehrsflä­
chen. Es sind also nicht nur die versiegelten Flä­
chen, die hier erfaßt werden, sondern auch die 
zu den Siedlungs- und Verkehrsnutzungen zu­
gehörenden Freiflächen.

tet, daß täglich die Siedlungs- und Ver­
kehrsfläche um 87 ha zugenommen hat. 
Im Vergleich zu dem davorliegenden Erhe­
bungszeitraum 1981 bis 1985 mit täglich 
113 ha ist der Zuwachs jedoch deutlich ge­
ringer ausgefallen2 (Abb.1).
Dieser Nutzungswandel ist vor allem zu La­
sten der Landwirtschaftsfläche gegangen. 
Von dem hohen Rückgang an Landwirt­
schaftsfläche (125 ha täglich) haben ne­
ben den Siedlungs- und Verkehrsflächen 
auch die Wald- und Gewässerfläche mit 
täglich 30 ha profitiert. Jedoch dürften die­

se Flächenzunahmen aus Aufforstungen 
(u. a. von Marginalstandorten) und £it<s neu 
geschaffenen Gewässerflächen (u. a. Bag­
gerseen) entstammen. Unter Berücksichr 
tigung der Entwicklungsgeschichte sol­
cher Flächen sind sie jedoch noch nicht als 
ökologisch vollgültige Biotopflächen an­
zusehen, weil sie sich erst im Laufe der 
Jahre dazu entwickeln müßten. Beson­
ders bedenklich ist im Zusammenhang mit 
dem Nutzungswandel der weitere Rück­
gang von Moor- und Heideflächen von täg­
lich 28 ha. Biotopflächen dieser Art mit ih­
rer spezifischen Flora und Fauna können 
sich nur in sehr langen Zeiträumen entwik- 
keln und sind deshalb wahrscheinlich 
nicht wieder herzustellen.
Räumlich stellt sich der Nutzungswandel 
vom Freiraum zur bebauten Fläche auf 
dem Gebiet der früheren Bundesrepublik 
jedoch sehr unterschiedlich dar. Dieser 
Nutzungswandel ist in den Ballungsräu­
men der Bundesrepublik besonders aus­
geprägt. Rund ein Drittel aller Umwand­
lungsprozesse laufen in Regionen mit gro­
ßen Verdichtungsräumen, d .h. in Regio­
nen, die ohnehin schon hoch belastet sind. 
Dabei konzentriert sich der Nutzungswan­
del vor allem auf das Umland großer Städ­
te (Kernstädte). Generell haben sich zwar 
zwischen den beiden Vergleichszeiträu­
men 1981 bis 1985 und 1985 bis 1989 die 
täglichen Zuwachsraten in dem letztge­
nannten Zeitabschnitt deutlich reduziert, 
nicht aber die größere Dynamik der Um­
wandlungsprozesse im Umland gegen­
über den Kernstädten, wie die Zahlen in Ta­
belle 2 zeigen. Diese Entwicklung ist des­
halb problematisch, weil dem Umland eine 
gewisse kompensatorische Freiraumfunk­
tion zu den hochbelasteten Kernstädten 
zuerkannt wird, die das Umland aber auf­
grund der baulichen Entwicklungen dort 
nicht voll einlösen kann.
Je nach Agglomerationsgrad der Städte 
und Gemeinden liegen die Siedlungs- und 
Verkehrsflächenanteile in den alten Bundes­
ländern zwischen rd. 4 % und 74 % der ge­
meindlichen Katasterfläche (siehe Abb. 2).

Tab. 2: Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsflächen im Bundesgebiet nach siedlungsstrukturel­
len Gebietstypen 1981-1985 und 1985-1989

Gebietstyp

Veränderung der 
S iedlungs-und 
Verkehrsfläche

Veränderung der 
Siedlungs- und 
Verkehrsfläche

Siedlungs­
und

Verkehrsfläche

1000 ha
1981-1985

ha/Tag 1000 ha
1985-1989

ha/Tag
1989 

1000 ha

I. Regionen mit großen 63,5 43,27 50,3 34,46 1247
Verdichtungsräumen
davon
-  Kernstädte 16,2 11,07 12,3 8,40 393
-  Verdichtetes Umland 28,5 19,51 24,8 16,98 489
-  Ländliches Umland 18,5 12,70 13,3 9,08 365

II. Regionen mit 62,0 42,45 44,3 30,31 1087
Verdichtungsansätzen
davon
-  Kernstädte 3,5 2,38 3,5 2,42 100
-  Umland 58,5 40,08 40,7 27,89 987

III. Ländlich geprägte Regionen 40,2 27,55 31,9 21,84 711

Bundesgebiet 165 113,28 126,5 86,62 3045
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Abb. 2. Siedlungs- und Verkehrsfläche 1989.
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Hohen Anteilen an Siedlungs- und Ver­
kehrsfläche in den hochbelasteten Bal­
lungszentren stehen relativ niedrige Sied­
lungs- und Verkehrsflächenanteile in den 
ländlichen Räumen gegenüber. Für die al­
ten Bundesländer allein ergibt sich daraus 
ein durchschnittlicher Siedlungs- und Ver­
kehrsflächenanteil von 12,1 % an der Ge­
samtfläche.
Auf die Darstellung einer langjährigen 
S iedlungs- und Verkehrsflächenentwick­
lung wird wegen der mangelnden Daten­
qualität verzichtet. So ergaben sich im Ge­
biet der ehemaligen DDR z. B. für die Ze it­
räume 1970-1980 und 1980-1989 in einer 
Phase reger Bautätigkeit keine oder ab­
nehmende Zuwachsraten bei den Sied­
lungs- und Verkehrsflächen. Das erscheint 
nicht plausibel.

3 Zunehmende Zerschneidung 
und Verinselung der 
Landschaft

Nicht nur die städtischen Bereiche sind in­
tensiv genutzt, sondern auch die sie um­
gebende nähere und weitere Landschaft 
und deren Elemente werden durch Infra­
strukturanlagen über, auf und unter der 
Oberfläche tiefgreifend verändert. Dabei 
überlagern Netze der Gas-, Produkt- und 
Stromleitungen, des Straßen-, Schienen- 
und Luftverkehrs, des Wasser- und A b­
wassertransports, der Schutzdeiche an 
Küsten, Flüssen und Kanälen, der Kabi­
nenbahnen und Skitrassen und nicht zu­
letzt R ichtfunkstrecken wie ein Schnittm u­
sterbogen die »freie« Landschaft und wir­
ken auf sie zurück.
Die Netzlängen wachsen bei der überw ie­
genden Anzahl der Infrastruktureinrichtun­
gen, wie die Zahlen in Tabelle 3 für die alten 
Bundesländer ausweisen3.
Die in letzter Zeit erkennbare Tendenz zur 
Abweichung von den Achsenkonzepten der 
Raumordnung und Landesplanung durch 
“Quer-Feldein-Planungen« von Hochspan­
nungsleitungen, Gasleitungen, Autobah­
nen und auch Ortsumgehungen zerstük- 
keln die Landschaft weiter. Indiz für diese 
Tendenz sind die allenthalben auftretenden 
Konflikte zwischen Schutz- und Schoninte­
ressen und den neuen Eingriffsplanungen 
in noch wenig beanspruchte Landschafts­
teile. Auch Widersprüche zwischen erklär­
ten landschaftspflegerischen Vorrang- und 
Vorbehaltsgebieten, den Achsen- und 
Bündelungszielen und der tatsächlichen 
Darstellung der geplanten Infrastrukturter­
rassen abseits der Achsen in den neueren 
Regionalplänen weisen darauf hin4.

3 Tabelle 3  wurde entnommen aus LOSCH, S. /  
Na k e , R.: Landschaftsverbrauch durch linien- 
hafte technische Infrastruktur, a.a.O.
4 So z. B. im Regionalplan Oberfranken-Ost (in 
Kraft 1.9.1987). Hrsg.: Regionaler Planungsver­
band Oberfranken-Ost, Bayreuth 1987. Im Be­
reich zwischen Naila-Bad Steben verläuft eine ge­
plante 110 kV-Trasse abseits der Entw icklungs-/ 
Bündelungsachse quer durch »landschaftliches 
Vorbehaltsgebiet«; es g ibt viele ähnliche Bei­
spiele nicht nur in Bayern und nicht nu rfü r Ener­
gie-, sondern auch für Verkehrstrassen.

Tab. 3: Netzlängen von Infrastruktursystemen in der Bundesrepublik Deutschland 1970-1987/1989

Jahr1

Nr. Infrastruktur Einheit 1970 1980 1987 1989

1 Straße
2 -  Bundesautobahn 1000 km 4,1 7,3 8,5 8,7
3 -  Bundesstraßen, gesamt 1000 km 32,2 32,2 31,4 31,1
3.1 -  Bundesstraßen, außerorts 1000 km 25,0 25,2 24,6 24,5
4 -  Landesstraßen, gesamt 1000km 65,4 65,5 63,4 63,4
4.1 -  Landesstraßen, außerorts 1000km 51,7 51,5 49,5 49,4
5 -  Kreisstraßen, gesamt 1000 km 60,7 66,4 70,3 70,4
5.1 -  Kreisstraßen, außerorts 1000km 49,4 53,2 55,7 55,6
6 überörtliche Straßen gesamt 1000km 162,3 171,5 173,5 173,7
6.1 überörtliche Straßen außerorts 1000km 130,2 137,2 138,2 138,2
7 -  Gemeindestraßen, gesch. 1000km 270,0 308,0 319,0 323,0
7.1 -  Gemeindestraßen, außerorts 1000km 118,3 121,7 124,4 126,0
8 Summe außerorts (i. Freir.) 1000km 248,5 258,9 262,6 264,2
9 -  Wegef. Land-/Forstwirtschaft 1000 km -  gesch.:250,0 -

10 Schiene
11 -  Streckenlänge, öff. Verkehr 1000 km 33,1 31,6 30,5 (30,4)

darunter:
11.1 -  mehrgleisig 1000 km 12,2 12,2 12,2 (12,4)
11.2 -  nurfür Güterverkehr 1000 km 3,9 5,3 6,6 (6,3)

12 Luftverkehr, zivil
13 -  Verkehrsflughäfen Anzahl 10 10 10

(für Linienverkehr)
14 -  Startsund Landungen Mio. 1,61 1,64 2,18 (2,38)

(Summe der Vorgänge)

15 Luftverkehr, militärisch
16 -  Flugplätze (für Strahlflugz.) Anzahl 35 35 35
17 -  Tiefstfluggebiete (75-150 m) Anzahl 7
18 -  Tiefflugstunden h/a 68000

19 Strom-Hochspann-Netz 
-  Stromkreislängen 110-380 KV 1000km 50,5 73,5 81,1

19.1 -  dar. Freileitungen 1000km 49,0 70,5 77,6

20 Gas-Fernleitungen (Ferngas-, 
Förder-, Liefergesellschaften)

1000km 12,5 19,1 28,4

21 Rohr-Fernleitungen 
(Rohöl- und Ölprodukte)

km 2058 2086 2222 2222

22 Flüsse und Kanäle
23 -  Flüsse ca. km 6590 6590 6590
24 -  befahrene Binnenwasserstr. km 4383 4395 4365 4398
25 -  ausgebaute Bäche 1960/70 1000 km -  (25,0) -

26 Deiche
27 -  Nordsee-Deiche km ca. (2000)

28 Ski-alpin
29 -  Lifte, Seilbahnen u. a.

-  alleAlpenländer Anzahl (ca. 12--15000)
-  Bundesrepublik Deutschi. Anzahl (1975:1624)

32 -  Pisten
-  alleAlpenländer 1000 km (ca. 40,0)

1 Angaben in ( ) weichen vom Jahr der Spalte oder dem Bundesgebiet ab bzw. sind An­
haltswerte aus der nichtamtlichen Literatur.
2 Streckenlängen der Trassen sind infolge von Mehrfachaufhängung kürzer. Faustregel nach Er­
fahrungswerten ca. Streckenlänge = 50 % der Stromkreislängen.
(Streckenlänge 1987 für 110-380 kV rd. 41 000 km).
Quellen zu den Netzlängen von Infrastruktursystemen:
-  Straße, Schiene, Rohr (Ölleitung), Wasserstraßen, Luftverkehr: Verkehr in Zahlen (jährl. S tati­

stik), Hg.: Bundesminister für Verkehr; Umweltgutachten 1987, BT-Drs. 11/1568: 415 f. Stat. 
Jb. BRD.

-  Stromleitungen: Die Elektrizitätswirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland (jährl. Statistik 
des BMW:), VDEM-Statistik 1987 +  jährl. Hg. VDEW. Frankfurt.

-  Gas: Gasstatistik (jährlich), Hg. Bundesverband d. dt. Gas- und W asserw irtschaft, Bonn.
-  Flüsse: Statistisches Jahrbuch f. d. Bundesrepublik Deutschland 1988.
-  Bach-Ausbau: Blab , J.: Grundlagen des Biotopschutzes für Tiere, Greven 1984:29.
-  Deiche: Heydemann, B. u. Mitarb.: Ökologie und Schutz des Wattenmeeres, BML (Hg.), Münster 

H iltrup 1981:124.
-  Wege der Land- und Forstwirtschaft: Materialien zur Bodenschutzkonzeption der Bundesre­

gierung, UBA (Hg.), Texte 27/1985:391.
-  Ski-alpin: Hamele, H.: Gravierende Folgen, in: Naturopa 5 9 -1 9 8 8 :5 f.; Ruhl, G.: Belastungsur­

sache Fremdenverkehr, in: Stadtbauwelt 59 (1978): 200 f.
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4 Zukünftige Entwicklungs­
trends

Insgesamt ergibt sich, daß bestehende 
und wachsende Flächenansprüche der 
Gesellschaft aufgrund von Defiziten im 
herkömmlichen Informationssystem über 
die Nutzung des Bodens unterschätzt wer­
den. Ursache hierfür ist sowohl die man­
gelhafte Dokumentation der direkten als 
auch die Vernachlässigung der indirekten 
Flächenansprüche.
Diese Flächenansprüche werden insge­
samt weiter wachsen5. Sie gehen aus von

4.1 Bevölkerungszunahmen

Am 25. Mai 1987 wohnten ca. 61,1 Mio. Per­
sonen im Gebiet der früheren Bundesrepu­
blik. Im Vergleich zur letzten Volkszählung 
1970 zeigt sich nur eine leichte Zunahme 
der Bevölkerung von 0,7%. Diese Zahlen 
haben sich in den Jahren 1987, 1988 und 
1989 durch Zuwanderung aus dem Ost­
block und aus der ehemaligen DDR dra­
stisch erhöht. Die Wanderungsgewinne 
von knapp 200 000 Personen im Jahr 1987 
wurden 1988 mit ca. 480000 Personen 
weit übertroffen. Im Jahr 1989 trugen die 
Aus- und Umsiedler mit über 720000 Per­
sonen zum höchsten Wanderungsgewinn 
seit Bestehen der Bunderepublik bei. Ins­
gesamt ergeben sich für diese 3 Jahre 1,4 
Mio. Menschen mehr im Bundesgebiet.
Vermutlich werden zukünftig insbesonde­
re ökonomisch motivierte Wanderungen 
aus den heutigen ostdeutschen Bundes­
ländern wie auch die politisch motivierten 
Auswanderungen in das Gebiet der frühe­
ren Bundesrepublik anhalten und zusätzli­
che Flächenansprüche in den verschiede­
nen Bereichen auslösen.

4.2 Haushaltszunahmen

Die räumliche Relevanz privater Haushalte 
ist auf den Wohnungsmärkten am offen­
sichtlichsten. 1987 belief sich die Zahl der 
privaten Haushalte in den alten Bundes­
ländern auf 26,22 Mio. Das sind fast 20 % 
mehr Haushalte gegenüber 1970. Vor al­
lem wachsen Einpersonenhaushalte, die 
seit 1970 um fast 60 % auf 8,77 Mio. Haus­
halte anstiegen. Die durchschnittliche 
Haushaltsgröße sank daher von 2,74 Per­
sonen 1970 auf 2,35 Personen 1987, wobei 
sich die Tendenz zur Verkleinerung der 
Haushalte in den 80er Jahren noch be­
schleunigte. Je kleiner der Haushalt wird, 
desto größer ist der Wohnflächenbedarf je 
Person und damit auch der Baulandbe­
darf.

4.3 Wohnungszunahmen
Nach der Gebäude- und Wohnungszäh­
lung 1987 stehen in den alten Bundeslän­
dern 26,59 Mio. wohnberechtigte Haus­
halte (ohne Haushalte mit Freizeitwohnun­
gen) 25,47 Mio. bewohnten Wohnungen 
und rd. 316000 sonstigen Wohneinheiten 
gegenüber. Die Differenz in Höhe von ca. 
800000 Haushalten bilden im wesentli­

chen Untermieterhaushalte bzw. zweite 
oder dritte Haushalte in Wohnungen. Zum
o.g. Stichtag standen 467000 Wohnun­
gen leer. Aus einer Bilanzierung von Unter­
mieter- bzw. Zweithaushalten einerseits 
und Wohnungsleerständen andererseits 
kann allerdings keine Aussage über einen 
etwaigen Wohnungsfehlbestand abgelei­
tetwerden.
Dennoch muß die inzwischen erfolgte Zu­
wanderung von 1,4 Mio. Menschen zu er­
heblichen Wohnungsengpässen in den al­
ten Bundesländern führen. Hinzu kommt 
eine zunehmende Anzahl privater Haus­
halte im Bundesgebiet, die Nachfragen 
auf dem Wohnungsmarkt auslösen. Sie 
führen zu Engpässen in der Wohnungsver­
sorgung der Bevölkerung. So wird die Zahl 
der Haushalte gegenüber 1985 bis zum 
Ende dieses Jahrtausends um ca. 1 Mio. 
Haushalte gestiegen sein. Dafür müssen 
Wohnungen bereitgestellt werden. So wur­
den bei dem Anhörungsverfahren des 16. 
Bundestagsausschusses zum Thema 
»Wohnungspolitik« Ende 1989 von Exper­
ten 2,5 Mio. Neubauwohnungen überein­
stimmend als Mindestbedarf für die näch­
sten 6 Jahre genannt. Für diesen Bedarf an 
Neubauwohnungen müßten nach Modell­
rechnungen der BfLR 6 Jahre täglich ca. 
48 bis 54 ha oder insgesamt ca. 106000 
bis 117000 ha Bruttowohnbauland bereit­
gestellt werden6.
Die Nachfrage nach mehr Wohnungen 
wird nicht nur durch Bevölkerungszuwan­
derungen und durch die zunehmenden 
Haushaltszahlen, sondern auch durch 
wachsende individuelle Wohnflächenan­
sprüche bestimmt. So erhöhte sich die in­
dividuelle Wohnfläche pro Person von 23,8 
m2 im Jahre 1968 auf 35,5 m2 Wohnfläche 
pro Person 1987. Eine Wohnflächensteige­
rung von 1 m2 Wohnfläche pro Bundesbür­
ger bedeutet -  nach Überschlagsrechnun­
gen und bezogen auf das Gebiet der frühe­
ren Bundesrepublik -  einen Bedarf von ca. 
500000 bis 700 000 Wohnungen mehr 
bzw. zusätzliches Bauland von ca. 25000 
bis 30 000 ha (Bruttowohnbauland).

4.4 Wirtschaftliche Entwicklungen

Die allgemeine wirtschaftliche Entwick­
lung ist seit 1983 durch einen anhaltenden 
Aufschwung gekennzeichnet, der sich in 
den Jahren 1988 bis 1989 mit realen Zu­
wachsraten des Bruttosozialproduktes 
von 3,6 bis 4% noch verstärkte. Dieses 
Wirtschaftswachstum hat zu einer seit 
1983 anhaltenden Zunahme der Erwerbs­
tätigen um 1,5 Mio. auf 26,3 Mio. Erwerbs­
tätigegeführt.
Nicht nur neue Arbeitsplätze benötigen 
gewerbliche Baufläche, sondern auch be­
stehende Arbeitsplätze unterliegen einer 
ständigen Erneuerung. Hierbei bestim­
men technologische Innovationen die ge­
samte Wirtschafts- und Beschäftigtenent- 
wicklung. Als besonders bedeutsam sind 
bei den neuen Technologien zwei flächen­
relevante Bereiche zu nennen7:
-  Die Informationstechnologien (Büroau­

tomaten, Telekommunikation u.a.); sie

wirken trendverstärkend. Dabei werden 
die wirtschaftlichen und gesellschaftli­
chen Trends nicht abgelöst, sondern er­
halten eher eine neue Schwungkraft. 
Sie können räumlich sowohl zentralisie­
rende als auch dezentralisierende Effek­
te bewirken.

-  Die Produktionstechnologien (Roboter­
einsatz u. a.); hier steigen häufig die Flä­
chenansprüche, weil neue Fertigungs­
techniken die früher isolierten Ferti­
gungsprozesse stärken. Neue Anforde­
rungen an Umfang und Qualität der Flä­
chen führen häufig zu weiteren neuen 
Flächenansprüchen. Flächeneinspar­
potentiale hingegen infolge möglicher 
Reduzierungen von Lagerhaltungen 
und von geringeren Durchlaufzeiten ste­
hen jedoch diesen weiteren Flächenan­
sprüchen gegenüber.

4.5 Verkehrsentwicklungen
Die Zahl der Kraftfahrzeuge erhöhte sich in 
den alten Bundesländern zwischen 1985 
und 1989 um 4,29 Mio. auf 34,5 Mio. Kraft­
fahrzeuge. Dabei stieg der Pkw-Bestand 
auf 29,76 Mio. und der Lkw-Bestand auf 
1,35 Mio. Im gesamten Zeitraum wuchs die 
Gesamtfahrleistung um 65,9 Mio. km auf 
insgesamt 427,4 Mrd. km. Das gesamte 
örtliche und überörtliche Straßennetz 
nahm im gleichen Zeitraum um 6700 km 
auf 496700 km zu8. Nach der Shell-Pro­
gnose werden im Gebiet derfrüheren Bun­
desrepublik um die Jahrtausendwende 
bei dem »Fortbestand einer konstruktiven 
gesamtwirtschaftlichen Grundstimmung« 
wahrscheinlich 34,3 Mio. Pkws auf den 
Straßen sein9.

5 Ausblick
Dieses Wachstum in den beispielhaft ge­
nannten, aber auch in anderen Bereichen 
bedeutet gleichzeitig nicht nur mehr Sied- 
lung$- und Verkehrsfläche und mehr Ener­
gieverbrauch, sondern auch mehr C02 und 
mehr Schadstoffanfall, mehr Abwasser, 
mehr Abfall, mehr technische Infrastruk­
tur. Hinzu kommen die Zuwanderungen 
aus dem Ausland, das Zusammenwach­
sen in der Europäischen Gemeinschaft 
und der Einigungsprozeß Deutschlands, 
die insgesamt zu erhöhten Nachfragen 
nach Gütern und Leistungen führen wird.
Insgesamt werden also die 90er Jahre für 
die Bundesrepublik mit hoher Wahrschein­
lichkeit ein Wachstumsjahrzehnt, dessen 
soziale, wirtschaftliche und vor allem öko­
logische Risiken bis heute niemand abzu-

5 Vgl. dazu: Raumordnungsbericht 1990 der 
Bundesregierung, Drucksache 11/7589, 
S.61 ff., Bonn 1990.
6 Vgl. dazu: BfLR-Mitteilungen, 3. Juli 1990, S. 1 
und 2 ,Bonn 1990.
7 Vgl. dazu: Raumordnungsbericht 1990, 
a.a.O., S.13 und 14.
8 BMV (Hrsg.): Verkehr in Zahlen 1989, S.96, 
Bonn 1990.
9 Deutsche Shell AG: Grenzen der Motorisie­
rung in Sicht -  Shell-Prognose des PKW-Be- 
standesbiszum Jahr2010,S.8-10ff., Hamburg 
1989.
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schätzen in der Lage ist. Die »neue« Devise 
heißt heute: Engpässe überwinden,
Hemmnisse beseitigen und Platz schaf­
fen. Planungen scheinen zum Engpaßfak­
to r geworden zu sein. Daher werden Plan­
ungszeiten verkürzt, Bebauungsmöglich­
keiten im Außenbereich gelockert und Nut­
zungsdichten auf den Grundstücken er­
höht. Die Haupttrends deuten in Richtung 
mehr Bebauung und dichtere Bebauung in 
alten und neuen Wohn- und Nichtwohnbe- 
reichen und damit eine weitere massive 
Freiraumbeanspruchung in den Städten 
und Gemeinden bis hin zur weiteren Zer­
siedlung der Landschaftsräume -  wenn 
auch durch Planung legalisiert. Zerschnei­
dungen und Verkleinerungen der Land­
schaftsräume werden weiter zunehmen.

Auch die Belastungen der verbleibenden 
Freiräume durch direkte und indirekte Flä­
chenansprüche einer sich ausweitenden 
linienhaften Infrastruktur, durch intensive­
re Landbewirtschaftung oder durch eine 
zunehmende Belastung überden Luftpfad 
scheinen vorprogrammiert zu sein. Dane­
ben verlaufen schleichende kleinräumige 
Veränderungen in den Landschaften: hier 
eine Straße, dort eine neue Kiesgrube, hier 
eine geringfügige Beseitigung von Bäu­
men und Sträuchern und dort ein neuer 
landwirtschaftlicherr Erschließungsweg. 
Das äußere Bild ändert sich langsam, 
kaum wahrnehmbar. Über die Zeit und in 
der Summe aber werden sich demnächst 
neue Landschaften herausgebildet haben.

Diese für Natur und Landschaft problema­
tischen Entwicklungen werden durch den 
massiven Einsatz von Finanzmitteln ge­
stützt. Zu denken ist an die Milliardenbe­
träge zur Subvention der Agrarpreise, die 
weiterhin die Massenproduktion und die 
Intensivierung der Landwirtschaft fördern, 
an die Finanzierungsmittel für die Ver­

10 BMBau (Hrsg.): Baulandbericht 1986, Schrif­
tenreihe des Bundesministers für Raumord­
nung, Bauwesen und Städtebau, Heft Nr. 03.116, 
Bonn 1986.

kehrswegepläne, die mehr Straßen erwar­
ten lassen, an die Wohnungs- und Städ­
tebauförderungsmittel, die generell Bautä­
tigkeiten und damit weitere Flächenan­
sprüche auslösen werden. Hinzu kommt 
eine wachsende Motorisierung und Aus­
weitung des Güterverkehrs auf der Straße. 
Entwicklungen dieser Art sind keine unab­
änderlichen Sachzwänge wirtschaftlicher, 
historischer, kultureller Art, sondern sind 
Folgen politischer Entscheidungen und 
Weichenstellungen. Solche Entwicklun­
gen können nicht von heute auf morgen 
gestoppt oder umgepolt werden. Ände­
rungen setzen jedoch langfristige Entwick­
lungsstrategien voraus, die z. B. bei Nach­
fragestrukturen ansetzen könnten. Nach­
fragestrukturen können z. B. durch höhere 
Preise wirksam verändert werden. Eine 
Verteuerung der nachgefragten Güter 
könnte sich dämpfend auf höheren Ener­
gieverbrauch, auf mehr Wohnflächenkon­
sum und auf höhere Müll- und Abwasser­
raten auswirken.
Daneben könnten steigende Wohnflä­
chenansprüche auch mit einer besseren 
Ausnutzung der Bauflächen und mit einem 
gezielteren Recycling belasteter s tädti­
scher Flächen beantwortet werden. Auch 
sollten Anreize für solche Bauformen ge­
schaffen werden, die erhebliche Einspar­
effekte an Bauland, Infrastruktur und Ener­
gie bewirken. Wichtig sind auch städte­
bauliche Konzepte, bei denen die Stand­
ortverteilung von Wohnungen und Arbeits­
plätzen noch besser zugeordnet ist und 
noch besser mit dem öffentlichen Perso­
nennahverkehr verzahnt ist. Überlegun­
gen dieser Art stehen eher heute als mor­
gen an, um verhängnisvolle Folgen einer 
für Natur und Landschaft problematischen 
Entwicklung in den Städten aufzufangen. 
Auch weist die zunehmende Verinselung 
von Landschaftsräumen -  als ein w ichti­
ges Umwelt- und Freiraumqualitätskrite­
rium -  auf die Notwendigkeit konzeptio­
nellen Umdenkens und Umschwenkens in 
der Art der Raumnutzung hin. Wenn das im

Prinzip richtige Bündelungskonzept nicht 
mehr eingehalten werden kann oder die 
Netzmaschen zwischen Entwicklungs­
achsen bis zur Selbstaufhebung ihres 
Zwecks verdichtet werden, muß im Inter­
esse des Freiraumschutzes nach alternati­
ven Lösungen gesucht werden. Das be­
deutet u. a., daß die Grundsätze der Innen­
entwicklung, wie sie etwa der Baulandbe­
richt 1986 des Bundesministers für Raum­
ordnung, Bauwesen und Städtebau ver­
deutlicht10, sinngemäß auch auf die frei­
raumbelastenden Infrastrukturnetze anzu­
wenden sind. Es geht hierbei darum, die 
Siedlungsansprüche qualitativ und quanti­
tativ weitgehend innerhalb des Siedlungs­
bestandes zu befriedigen. Um den Frei­
raum jedoch vor weiterer Verinselung zu 
bewahren, wäre demnach beispielsweise 
die Transportbedürftigkeit von Energie, 
Personen und Gütern durch die Entwick­
lung örtlicher Konzepte der Bedarfsbefrie­
digung abzubauen. Z. B. wirken ausgegli­
chene dezentrale Relationen zwischen Er­
werbspersonenpotential und Arbeitsplät­
zen dem täglichen Fernpendeln entgegen. 
Oder organisatorische, technische und 
rechtliche Maßnahmen zur dezentralen, 
verbrauchernahen Energieerzeugung und 
die Aktivierung von Einsparmöglichkeiten 
und regenerativen Energiequellen erleich­
tern den Verzicht auf überörtliche Energie- 
trassen zwischen verbrauchsfernen Kraft­
werken bzw. Gas- und Ölfeldern und den 
Siedlungsbereichen. Derartige aus zahl­
reichen Planungskonzepten bekannte An­
sätze müßten für eine der Verinselung der 
Landschaft entgegenwirkende Planungs­
praxis herangezogen und stärker geför­
dert werden.
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Siegfried Losch 
Bundesforschungsanstalt für 
Landeskunde und Raumordnung 
Postfach 20 01 30 
W-5300 Bonn 2

Kum ulation von Schadstoffe inträgen und -W irkungen
Von Robert Mayer

1 Einleitung
Dieses Referat soll eine Übersicht über 
problematische Stoffeinträge in Ökosyste­
me geben. Damit bleiben die quantitativen 
Zusammenhänge, die von mir aufgezeigt 
werden, notwendigerweise recht allge­
mein und sind nicht ohne weiteres auf eine 
konkrete Fläche, ein bestimmtes Ökosy­
stem übertragbar. Es ist aber die Voraus­
setzung für alle Anstrengungen bezüglich 
des Schutzes von Biotopen, Populationen 
oder Arten, daß dies auf einem prinzipiel­
len Verständnis des Stoffhaushalts von 
Ökosystemen und seiner steuernden Fak­
toren in einer anthropogen beeinflußten 
Umwelt geschieht. Denn Schutzmaßnah­

men sind immer durch bestimmte Rah­
menbedingungen begrenzt, die ggf. verän­
dert werden müssen, um das Schutzziel zu 
erreichen.
Bei Stoffeinträgen in Ökosysteme haben 
wir es in der Regel mit zwei Arten von Ein­
trägen zu tun:
1. mit den beabsichtigten oder zumindest 
bewußten, wenn auch in ihrer Wirkung oft 
falsch eingeschätzten Einträgen. Beispie­
le: Düngemittel, Klärschlamm, Abfälle (auf 
Deponien);
2. mit den unbeabsichtigten, oft unbe­
wußten oder zumindest nicht offen dekla­
rierten und auf genau definierte Quellen 
zurückzuführenden Einträgen. Hierzu zäh­

len insbesondere die Ablagerung von Luft­
verunreinigungen und der Zufluß von Stof­
fen mit den Fließgewässern oder dem 
Grundwasserstrom.
In diesem Referat soll hauptsächlich auf 
diesen zweiten Typus von Stoffeinträgen, 
insbesondere auf den Eintrag von Luftver­
unreinigungen, eingegangen werden.
Das Referat basiert auf folgenden Grund­
thesen, die nicht weiter diskutiert werden, 
weil sie m. E. allgemein akzeptiert sind:
1. Stoffeinträge durch Luftverunreinigun­
gen beeinflussen die Ökosysteme in Indu­
strieländern überall, auch dort, wo es sich 
explizit um geschützte Gebiete (z.B. Na­
turschutzgebiete) handelt.
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2. Ein vollkommener Schutz von Flächen 
vor dem Eintrag von Luftverunreinigungen 
(Objektschutz) ist nicht möglich, ohne die 
betroffenen Ökosysteme selbst zu zerstö­
ren.
3. Der (teilweise) Objektschutz ist oft mit 
schwer kalkulierbaren Risiken und mit 
sehr hohen Kosten verknüpft.
In diesem Referat soll der Versuch unter­
nommen werden, die in ihren Folgewirkun­
gen wichtigsten (weil bedenklichsten) 
Stoffe zu benennen, sie zu quantifizieren 
und sie schließlich zu bewerten. Für eine 
Bewertung ist dabei die »natürliche« Bela­
stung durch den jeweiligen Stoff ein wichti­
ges Kriterium. Die Bewertung aus der Fol­
gewirkung heraus ist niemals ein rein na­
turwissenschaftliches Problem. Vielmehr 
ist der Naturwissenschaftler aufgerufen, 
die Folgewirkungen möglichst präzise an­
zugeben und den verbleibenden Rest an 
Nicht-Wissen (oder Nicht-Verständnis) im­
mer aufzuzeigen, damit die Risiken von 
Fehlentscheidungen in der Planung er­
kannt werden können.
Schließlich will ich auf zeitliche Trends und 
kurz auf die Wirksamkeit von Abwehrmaß­
nahmen eingehen.

2 Stoffgruppen mit 
Gefährdungspotential

ln der folgenden Übersicht sind die wich­
tigsten atmosphärischen Fremdstoffe mit 
einem Gefährdungspotential für Böden 
und/oder Vegetation sowie deren wichtig­
ste Quellen aufgeführt:

Stoffgruppen/Stoffe

Säuren und Säure­
bildner:
S02,N 0x,CI2,HCI,
HF,NH4+
Schwermetalle: 
z. B.Pb,Cd,Cu,Ni, 
Zn, Hg, TI, Cr, As,...
Persistente organi­
sche Verbindungen: 
z. B. PAK, HCH, HCB 
Dioxine, PCP
Radioaktive Stoffe

Wichtigste Quellen

Verbrennung von Kohle 
und öl, Müllverbren­
nung, chemische In­
dustrie, Landwirtschaft 
Verbrennung von Kohle 
und öl, chemische In­
dustrie, Landwirtschaft
Müllverbrennung, Ver­
brennung von Kohle 
und öl, Landwirtschaft, 
chemische Industrie
kerntechnische An­
lagen, Medizin, Kern­
waffen

Dieses Referat beschäftigt sich haupt­
sächlich mit den ersten beiden Stoffgrup­
pen, da hierüber umfangreiches Datenma­
terial vorliegt und meine eigenen Arbeiten 
auch in diesem Bereich liegen.

2.1 Säuren und Säurebildner

Für die Beurteilung der Säureeinträge 
durch Niederschläge sind folgende Sach­
verhaltewichtig:
1. Sämtliche Komponenten, die zur Azidi­
tät und Basizität der Niederschläge beitra­
gen, sind zu berücksichtigen (Tab. 1).
2. Ob ein Stoff Säurecharakter hat oder 
nicht, entscheidet sich erst am Ort der 
chemischen Umsetzung, beispielsweise 
an der Blattoberfläche oder im Boden (vgl. 
pH-BereicheinTab.1).

3. Der Säurewirkung von atmosphäri­
schen Stoffeinträgen ist die bodeninterne 
Säureproduktion gegenüberzustellen.
(vgl. hierzu Matzner und Ulrich 1984; 
Mayer 1987; Matzner 1988; Mayer 1990).
Unter Berücksichtigung dieser Gesichts­
punkte können wir aus einer Vielzahl von 
Untersuchungen, die im Bereich der Bun­
desrepublik Deutschland und in den an­
grenzenden Ländern durchgeführt wur­
den, folgendes ableiten:
Die wichtigsten Säurekomponenten in der 
atmosphärischen Deposition sind die star­
ken Mineralsäuren Schwefelsäure (H2S04) 
und Salpetersäure (HN03) sowie deren 
Vorläufer. Hinzu kommen in Gebieten mit 
intensiver landwirtschaftlicher Tierpro­
duktion das Ammoniak (NH3) bzw. das Fol­
geprodukt Ammonium (NH4+) (hierzu van 
Breemen et al. 1986). Die Kohlensäure aus 
der Atmosphäre bzw. aus der Bodenat­
mung spielt als Säurequelle nur in Böden 
mit einem pH-Wert über 5 eine Rolle, also 
in einem Bereich, in welchem die Säure­
pufferung durch die Verfügbarkeit von Ba­
sizität im Mineralboden meist gewährlei­
stet ist.
Auf die Gesamtfläche der Bundesrepublik 
bezogen, beträgt die mittlere Emission 
von Säureäquivalenten ungefähr 

7 kmol H+ pro ha und Jahr.
Hierbei sind nur Schwefel und Stickstoff 
aus Verbrennungsprozessen berücksich­
tigt, nicht jedoch die Emission von Ammo­
niak aus der Landwirtschaft (da in diesem

Tab. 1:

Die wichtigsten Säurebildner bei der atmo­
sphärischen Deposition

Wirksamer
pH-Bereich

1. C02 und Kohlensäure pH>5,0
2. Organische Säuren pH >5,0
3. Starke Mineralsäuren und 

deren Vorläufer (S02/H2SÖ4; 
N0x/HN03;CI2/HCI)

gesamter
Bereich

4. Metallkationen, die schwache 
Hydroxide bilden (»Ma-Kat- 
ionen«, z. B. AI, Mn, Fe und 
Schwermetalle)

gesamter
Bereich

5. Ammonium-Ionen NH4+ 
wenn sie zu Ammoniak um­
gewandelt werden 
(NH4+^ N H 3+H +) 
oder wenn sie in die Bio­
masse eingebaut werden 
(NH4+-»N org+H+)

pH >6,5

gesamter
Bereich

Die wichtigsten Komponenten für Basizität in 
Niederschlägen

Wirksamer
pH-Bereich

1. Bicarbonat neos-
aus dem Cö2-Gleichgewicht 
in der Atmosphäre bzw. aus 
gelösten carbonatischen 
Staubpartikeln

pH >5.5

2. Nitrat N03~
wenn es in die Biomasse ein­
gebaut wird (N03 -  +H +-* N 0

gesamter
Bereich

g)

Tab. 2: Depositionsraten von Säureäquivalenten 
in der Bundesrepublik

kmolH+ pro 
ha und Jahr

Vegetationsform/Nutzung
Depositions­

raten

Landwirtschaftliche Nutzung 0.5 bis 1.5
Laubwälder -Schutzlagen

-exponierte Lagen 
(Mittelgebirge)

1.2 bis 2.6 
2.0bis3.5

Nadelwälder-Schutzlagen
-exponierte Lagen 

(Mittelgebirge)

2.0 bis 2.7 
2.9 bis 6.5

Gebiete in Süddeutschland liegen eher an der 
unteren Grenze der angegebenen Spannen, 
Gebiete im mittleren und nördlichen Deutsch­
land liegen eher an der Obergrenze.

Jährliche Emissionsrate von 
Säuren und Säurebildnern ca. 7

Fall die Verteilung auf die Fläche der BRD 
sehr viel ungleichmäßiger ist). Diesem 
Wert stehen die Säure-Depositionsraten, 
wie in Tabelle 2 angegeben, gegenüber:
Wenn wir die zeitliche Entwicklung der 
Emission verfolgen, so stellen wir einen 
Anstieg seit Beginn des Industriezeitalters 
fest, der sich insbesondere in der Zeit 
nach dem 2. Weltkrieg außerordentlich ver­
stärkt hat. Die Emission von Schwefelver­
bindungen erreichte ihren Maximalwert et­
wa zu Beginn der sechziger Jahre, blieb 
dann für ca. 10 Jahre gleich und geht seit­
her langsam zurück, Folge von emissions­
mindernden Maßnahmen. Die Emission 
von Stickstoffverbindungen steigt bis heu­
te an, Folge des noch immer zunehmen­
den Kfz-Verkehrs als dem Hauptverursa­
cher (s. Vortrag von R. Friedrich).
Die bodeninterne Säureproduktion (durch 
Bildung organischer Säuren, Nitrifikation 
und Biomassezuwachs) ist nicht direkt 
meßbar, vielmehr muß sie aus der gesam­
ten Stoffbilanz für einzelne Ökosysteme in­
direkt ermittelt werden (vgl. hierzu Matz­
ner 1988; Matzner und Ulrich 1984). Aus 
den wenigen Ökosystem-Studien, bei de­
nen eine solche Abschätzung vorgenom­
men wurde, kann gefolgert werden, daß 
die interne Säureproduktion in der Grö­
ßenordnung von 20 bis 50 % der externen 
Belastung durch anthropogene Säure­
emission liegt (dies gilt für regulär genutzte 
Forst-Ökosysteme, nicht jedoch für land­
wirtschaftliche Nutzung; bei Ökosyste­
men ohne Biomasse-Export und/oder ge­
ringer Biomasse-Produktivität liegt der in­
terne Anteil noch niedriger).
Was ist nun die Folge der Säureeinträge für 
den Boden bzw. für das Boden-Komparti­
ment der Ökosysteme?
Der Boden reagiert auf den Eintrag von 
Säuren mit chemischen Umsetzungen, die 
darauf hinauslaufen, daß die Säure-Proto­
nen neutralisiert, d.h. durch einen Reak­
tionspartner so gebunden werden, daß sie 
nicht mehr wirksam sind (»Pufferung«). Für 
die Organismen im Ökosystem ist es be­
deutsam, ob nun das Folgeprodukt der je-
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Abb. 1. M ittlere jährliche Flußraten von Blei in einem Buchenwald-Ökosystem im Solling (1974-1979).

weils ablaufenden Reaktion »verträglich« 
ist oder nicht. Für den Boden und für die 
Folgesysteme ist es bedeutsam, ob durch 
die Reaktion dem Boden Stoffe entzogen 
und der Umgebung zugeführt oder ob 
Stoffe im Boden angereichert werden. In 
beiden Fällen ändert der Boden notwendi­
gerweise seine chemischen und physikali­
schen Eigenschaften.

Die Reaktionen der Säurepufferung sind 
abhängig vom Mineralbestand des Bo­
dens und vom jeweiligen chemischen Bo­
denzustand. Dabei kommen folgende Re­
aktionsmechanismen vor:

1. Reaktionen, bei denen Alkali- und Erd­
alkalimetalle durch Verwitterung von Mine­
ralen (Carbonate und Silikate) oder durch 
Kationenaustausch an Tonmineralen und 
Flumus freigesetzt werden,
2. Reaktionen, bei denen Aluminium und 
Eisen durch Verwitterung von Silikaten frei­
gesetzt werden und ionar in Lösung ge­
hen.

Die unter 1. genannten Reaktionsmecha­
nismen sind ökologisch »verträglich« inso­
fern, als Metallionen mit Nährstoff-Funk­
tion (K, Mg, Ca) in die Lösung gelangen. 
Diese Ionen sind für die Pflanzen verwert­
bar, können aber auch ausgewaschen wer­
den und damit dem Boden verlorengehen. 
Sollen diese Reaktionen ablaufen, so müs­
sen im Boden ausreichende Mengen an 
verwitterbaren Carbonaten oder Silikaten 
vorhanden sein, und diese müssen rasch 
genug verwittern, damit die Neutralisation 
(Pufferung) mit der Säurebelastung Schritt 
halten kann. Dies trifft erfahrungsgemäß 
allenfalls für carbonathaltige Böden zu, 
nicht jedoch für Böden, deren Mineralbe­
stand im wesentlichen von primären Silika­
ten (solche mit den o .g . A lkali- und Erdal­
kalimetallen) ausgemacht wird. Aus ver­
schiedenen Untersuchungen läßt sich ab­
leiten, daß die genannten Pufferreaktionen 
(Typ 1) in derartigen Böden Raten von

weniger als 0.1 bis 0.6 (Maximalwerte 
bei 1.0) kmol/ha und Jahr

erreichen (N ils s o n  und G r e n n e fe lt  1988). 
Stellen wir diesem Betrag die aktuelle Säu­
rebelastung (Tab. 2) von bis zu 7 kmol pro 
ha und Jahr gegenüber, so fo lg t daraus: 
die nicht-karbonathaltigen Böden sind 
heute nicht mehr in der Lage, die Säurebe­
lastung durch ökologisch »verträgliche« 
Reaktionsmechanismen abzupuffern. Erst 
recht gilt dies für Böden mit hohen Anteilen 
an Quarz, Al-Oxiden und/oder sekundären 
Silikaten ohne Alkali-Erdalkali-Anteile. 
S tatt dessen erfolgt die Pufferung nach 
der unter 2. beschriebenen Reaktion, bei 
der das Proton lediglich durch andere po­
tentielle Säuren, die Kationen Al3+ und 
Fe2+ (sowie andere Schwermetalle) er­
setzt wird (»Kationsäuren«). Diese werden 
in den Unterboden, also in Richtung auf 
das Grundwasser verlagert oder aber im 
Boden gespeichert. Die meisten unserer 
stark sauren Waldböden haben auf diese 
Weise große Säuremengen gespeichert, 
die auch nach einem Rückgang der Säure­
einträge (durch Emissionsminderung) wei­
ter das Sickerwasser belasten.

Fehlende Säurepufferung im Boden ist 
ökologisch »unverträglich«, sei es durch 
die erhöhten Gehalte an Protonen oder Ka­
tionsäuren (AI, Fe) in der Bodenlösung, 
durch welche Bodenorganismen und Wur­
zeln höherer Pflanzen beeinträchtigt wer­
den, sei es durch den Austrag dieser Stoffe 
in die Gewässer (Grundwasser, Oberflä­
chenwasser). Der Boden selbst ist aber 
auch einer Veränderung unterworfen, die 
sich in einer Abnahme der Säure-Neutrali­
sationskapazität und/oder in einer Zunah­
me der Basen-Neutralisationskapazität 
äußert. Eine Absenkung des Boden-pH 
findet dann statt, wenn die Säurestärke 
der sauren Gruppen an den verschiedenen 
Bodenkomponenten (mineralische Fest­
phase, Humus) zunimmt. Das Ausbleiben 
einer pH-Absenkung ist jedoch kein Indiz 
dafür, daß sich der chemische Bodenzu­
stand nicht verändert hat.
Weitere Literatur zum Thema Bodenver­
sauerung, pH-Absenkung, Gewässerver­
sauerung: Mayer 1987, UBA 1984 und
1987, BRECHTEL1989, MAYER 1989, ULRICH 
und M a ye r  1987; zum Thema Belastbar­
keit von Ökosystemen durch Säureeinträ­
ge, critical loads: N ils s o n  und G r enn felt

1988, Mayer 1987 und 1990.

2.2 Schwermetalle
Der Umsatz bzw. die Akkumulation von 
Schwermetallen, die durch atmosphäri­
sche Deposition oder auf anderem Wege 
in Ökosysteme eingetragen werden, wird 
im Prinzip durch zwei sich überlagernde 
oder miteinander konkurrierende Reak­
tionsmechanismen bestimmt:

1. die Bildung von stabilen chemischen 
Bindungen vor allem an Tonmineralen und 
organischer Substanz (Humus),
2. die Lockerung dieser Bindung und da­
mit die Mobilisierung gefolgt von Pflanzen­
aufnahme bzw. Auswaschung bei erhöhter 
Säurebelastung und Absinken des pH- 
Werts.
Der Vorgang der Akkumulation (1.) sei am 
Beispiel des Bleis für ein Buchenwald- 
Ökosystem im Solling gezeigt (Abb. 1).
Es zeigt sich, daß der größte Teil des atm o­
sphärisch eingetragenen Bleis in der Hu­
musauflage und im humosen Oberboden 
festgelegt wird (> 80 %), während nur 5 % 
den Boden wieder mit dem Sickerwasser 
verlassen.
Die Mobilisierung (2.) von Schwermetallen 
steigt im allgemeinen unterhalb eines Bo­
den-pH von 4,5 exponentiell an. Die Bin­
dungsfestigkeit im Boden nimmt dabei in 
der folgenden Reihung ab:

Pb, C r>  Cu, Ni >  Cd >  Zn >  Mn, Co.
Aufgrund dieser Unterschiede dominiert in 
unseren stark sauren Waldböden die Ak­
kumulation von Pb und Cr, während Cd, 
Zn, Mn und Co kaum festgelegt, meist so­
gar aus den verwitternden Bodenminera­
len freigesetzt und in den tieferen Boden 
ausgewaschen werden. In allen weniger 
sauren Böden dominiert in der Regel die 
Festlegung.
Für die Schwermetalle als nicht-abbauba­
re potentielle Schadstoffe gilt: sowohl 
Festlegung wie auch Mobilisierung sind 
ökologisch »unverträglich« wegen der An­
häufung eines Schadpotentials (bei Fest-
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legung) bzw. wegen der Gefahr der Auswa­
schung in die Gewässer und den Über­
gang in die Pflanzen und damit in die Nah­
rungskette (bei Mobilisierung).

Weitere Literatur zum Thema Wirkungen 
von Schwermetallen auf Organismen un­
ter den Bedingungen saurer Waldböden: 
Mayer 1986; Veränderung der Schwerme­
tallgehalte in Waldböden während der letz­
ten Jahrzehnte, Umverteilung innerhalb 
des Bodenprofils durch Bodenversaue­
rung: v. Zezschwitz 1986, Andreae und 
Mayer 1988, Mayer 1989; Schwermetalle 
in Fließgewässern und Sedimenten: Hein­
richs et al. 1986, Matschullatet al. 1987; 
Schwermetallbilanzen von Waldökosyste­
men: Schultz 1987, Schultz und Mayer 
1987, Schultz, Schmidt et al. 1987.

3 Eintrag von Stoffen mit 
Nährstoffcharakter

Die bisher genannten Stoffe mit Säurecha­
rakter haben gleichzeitig auch Nährstoff­
charakter. Das gilt insbesondere für die 
Stickstoff-Verbindungen. Daneben wer­
den aber auch andere Nährstoffe eingetra­
gen, so z. B. die Alkali- und Erdalkalimetal­
le (K, Ca, Mg). Dies hat zur Folge, daß die 
Vegetation einen Teil -  im Falle von Ökosy­
stemen mit geringem Biomasse-Entzug 
(Wälder, Heiden usw.) sogar einen erhebli­
chen Teil -  ihrer Nährstoffversorgung aus 
der Atmosphäre bezieht und nicht mehr 
auf den Boden angewiesen ist (für einen 
Vergleich der atmosphärischen Deposi­
tion mit der Nährstoff-Festlegung in der 
Biomasse eines Waldes vgl. Ellenberg et 
al. 1986). Damit sind andererseits alle die­
jenigen Ökosysteme in ihrem Bestand ge­
fährdet, die an Böden mit geringer Nähr­
stoff-Nachlieferung angepaßt sind (oligo­
trophe Systeme: Heiden, Moore). Ein 
Schutz dieser Ökosysteme vor Nährstoff­
einträgen ist nicht möglich, als Ausweg 
bleibt nur die Rücknahme der entspre­
chenden Emissionen.

4 Zusammenfassung
Anhand der ausgewählten Beispiele wur­
de gezeigt, daß der Eintrag von atmosphä­
rischen Fremdstoffen mit den nassen und 
trockenen Niederschlägen zu einer Verän­
derung der Ökosysteme geführt hat. Das 
Gleichgewicht der Bodenmatrix mit dem 
Chemismus der Niederschläge und des 
Sickerwassers, das sich über Jahrhunder­
te eingespielt hat, ist infolge des veränder­
ten Chemismus gestört. Ein neues (statio­
näres) Gleichgewicht hat sich auf großer 
Fläche noch nicht wieder eingestellt, und 
dies wird auch nicht geschehen, ohne daß 
sich die Böden und damit die Ökosysteme 
und Gewässer verändern. Tempo und Aus­
maß dieser Veränderungen hängen nicht 
zuletzt von den Bodeneigenschaften (Puf­
ferfähigkeit) ab, sie sind aber auf großen 
Flächen bereits nachweisbar. Indikatoren 
dieser Veränderungen sind Bodenver­
sauerungen, Waldschäden, Gewässerver­
sauerung mit allen damit zusammenhän­

genden Änderungen im organischen und 
anorganischen Bereich. Stoffeinträge auf 
anderem Wege als über die atmosphäri­
sche Deposition vergrößern die stoffliche 
Belastung noch. Da viele unserer Ökosy­
steme, und hier vor allem die Boden- 
Kompartimente, ein beträchtliches Puffer­
vermögen aufweisen, sind die sichtbaren 
Schäden sehr viel geringer als die latenten 
Veränderungen. Jahrzehntelange Aufspei­
cherung von Einträgen potentieller Schad­
stoffe (Säuren, Schwermetalle, Organika) 
stellen ein Gefahrenpotential dar, welches 
unter veränderten Bedingungen (z. B. bei 
fortschreitender Bodenversauerung, Nut­
zungsänderungen usw.) zur Wirkung kom­
men kann. Die Konsequenz daraus ist frei­
lich, daß eine Wiederherstellung des Zu­
standes bei Rückgang oder Beendigung 
der stofflichen Belastung -  sofern über­
haupt möglich -  nur mit großer zeitlicher 
Verzögerung erreichbar ist. Um so dringli­
cher ist daher die rasche Realisierung von 
Entlastungsmaßnahmen.
Das einzige Instrument, das es erlaubt, die 
stofflichen Veränderungen zu quantifizie­
ren, ist die Stoffbilanz. Mit dieser Aussage 
soll nicht zum Ausdruck gebracht werden, 
daß strukturellen Veränderungen im Öko­
system keine Bedeutung zukäme. Diese 
zu beobachten und zu beschreiben, ist 
vielmehr Voraussetzung für eine Bewer­
tung der stofflichen Veränderungen. Die 
Ableitung von »critical loads« (kritische 
Belastungsgrenzen, vgl. Nilsson und 
Grennfelt 1988) ist ein Schritt in diese 
Richtung.
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Klim aänderung: Folgen fü r naturnahe Ö kosystem e
Von H artm ut Graßl

Vorwort
Wir stehen an der Schwelle einer se lbst­
verschuldeten Erwärmung der Erde. Bei 
weiterhin anhaltender »Verschmutzung« 
der Atmosphäre werden naturnahe Ökosy­
steme ihren derzeitigen Charakter verän­
dern. Besonders am Beispiel der periphe­
ren »Nationalparke im Hochgebirge und 
an der Küste« werden die bevorstehenden 
Veränderungen geschildert.

Einleitung
Weil das Klima der Erde von kleinen Bei­
mengungen in der Atmosphäre regiert 
w ird und der Industriemensch mit allen 
Techniken viele direkt oder erst nach Um­
wandlung klimawirksamer Beimengen un­
kontrolliert entläßt, ist folgende Frage -  
beim ersten Lesen vielleicht unverständ­
lich -  doch eine geraffte Problembeschrei­
bung:
Was haben Autos (mit Klimaanlage) mit der 
Verkleinerung der Nationalparks im Wat­
tenm eerzutun?
Zur Beantwortung dieser Frage wird zu­
nächst die überragende Bedeutung der 
Temperatur und des Niederschlages für 
die Zusammensetzung eines Ökosystems 
an Beispielen erläutert. Danach sind die 
Empfindlichkeit der Lebensgemeinschaf­
ten gegenüber natürlichen Klimaänderun­
gen und die Abhängigkeit des Klimas von 
Spurenstoffen aus der Biosphäre dran, be­
vor schließlich der zu erwartende Druck 
auf Vegetation und Nationalparks bei feh­
lender Eindämmung der Spurenstoff­
emissionen skizziert wird.

Das Klima bestim m t den 
Ökosystemtyp
Allein die mittlere Temperatur des wärm ­
sten Monats definiert die Waldgrenze. 
Liegt sie unter + 10°C, gibt es keinen hoch­
stämmigen Wald mehr, egal welcher Bo­
den, welche geographische Breite und 
welche Höhenlage vorliegt. Also gibt es 
keinen Wald in 3500 m Höhe in den ganz­
jährig warmen und feuchten inneren Tro­
pen, aber wohl in gleicher Höhe in den 
recht trockenen und im Sommer heißen 
Subtropen wie im Süd westen der Vereinig­
ten Staaten von Amerika und im nordost­
sibirischen Tiefland nördlich 70° N, wo im 
Januar im Mittel -4 0 °C  unterschritten 
werden.
Korallen leben nur in Meerwasser, das 
ganzjährig über 20 °C warm ist, sie sind da­
her auf tropische Gewässer beschränkt, 
ihr nördlichstes Verbreitungsgebiet liegt 
im Persischen Golf.
Bei Niederschlägen um 450 mm pro Jahr 
und etwa 10°C mittlerer Temperatur liegt in 
unseren Breiten die Grenze zwischen trok-

kenen Wäldern und Steppe. In Mitteleuro­
pa unterstreichen diese Aussagen kleine 
natürliche Steppengebiete am Oberrhein 
und in Rheinhessen sowie die größeren 
Steppengebiete in Ungarn. Steigt die M it­
teltemperatur, dann ist die Grenze Steppe/ 
Wald erst bei höheren Niederschlägen zu 
finden.
Inseln ständig gefrorenen Bodens in weni­
gen Metern Tiefe existieren auf fast allen 
Kontinenten bei Jahresmitteltemperatur 
unter -1  °C, stets jedoch bei Werten unter 
— 7°C.
Palmen zieren viele Gärten westirischer 
Bauernhäuser bei 52° N, nicht aber Orte in 
der Wüste Negev, weil sie die dortigen Win­
terfröste nicht tolerieren können, in Westir­
land starker Frost aber unbekannt ist.
Die äquatornahen Niederungen beherber­
gen immergrünen tropischen Feuchtwald, 
meist tropischer Regenwald genannt, nur 
bei Niederschlagsmengen über 1800 mm 
pro Jahr. Die höchste Artenvielfalt erreicht 
dieser wiederum, je weniger Temperatur­
schwankungen von Tag zu Tag, Jahreszeit 
zu Jahreszeit und Jahr zu Jahr bei gleich­
zeitig ganzjähriger hoher Feuchte und ver­
gleichsweise geringer Sonneneinstrah­
lung auftreten.
Die Marschniederungen an den Küsten 
größerer Tropeninseln sind immer dort be­
sonders ausgeprägt, wo Wirbelstürme 
prinzipiell nicht entstehen und wo sie nicht 
hinziehen können: 7 bzw. 4 -5  Breitengra­
de vom Äquator entfernt.
Ein idealer Ort, um viele Vegetationszonen 
als Funktion der Temperatur bei etwa 
gleich hohem Niederschlag übereinander 
zu beobachten, ist das Eisbachtal unter­
halb der Eiskapelle am Fuß der Watzmann- 
Ostwand. Vom niedrigsten Kleingletscher 
der Alpen in 800 m NN geht es aufwärts 
über Tundra, Krüppelkiefer (Latschen), 
Lärchen- und Fichtenwald zu Buchen und 
zurück über Fichten- und Lärchenwald, 
Latschen zur alpinen Tundra in 1900 m 
Höhe.

Die Vegetation reagiert auf 
Temperatur und Niederschlag 
sowie deren Schwankungen
Nicht nur Mittelwerte der Temperatur und 
des Niederschlages, sondern auch deren 
Schwankungen innerhalb eines Tages, von 
Tag zu Tag, in Wochen, Monaten und Jah­
ren bestimmen den Vegetationstyp und Ei­
genheiten der Artenzusammensetzung.
Jeder kennt die großen Unterschiede der 
Vegetation zwischen Sonnen- und Schat­
tenhang, die in Breiten um 45° N beson­
ders ausgeprägt sind und die vom Klima­
parameter Energiefluß von der Sonne be­
stimmt werden und wesentlich auf da­
durch erhöhte Tagesamplitude derTempe-

ratur und geringere Bodenfeuchte am 
Sonnenhang zurückgehen.
Eine Folge der mittleren W interschneehö­
he und der Sommertemperatur ist zum 
Beispiel auch die Höhenlage der obersten 
Bauernhöfe in Alpentälern. Je trockener, 
also schneeärmer eine Region ist, um so 
höher liegen die obersten Höfe, z. B. bei 
2000 m im inneren ö tzta l oder im südli­
chen Wallis.
Unregelmäßig vorkommende Schwankun­
gen einzelner Klimaparameter sorgen für 
die Synchronisation der Baumblüte über 
großen Regionen. So löst z. B. die beson­
dere Trockenheit im indonesisch-hinterin- 
dischen Bereich während der sogenann­
ten El-Niho-Ereignisse die gemeinsame 
Blüte der Merantis, einer Baumgruppe aus 
der Familie der Dipterocarpazeen, aus. 
Eigentlicher Anlaß sind besonders kühle 
Nächte mit Temperaturen unter 20°C, die 
dort nur bei außergewöhnlich geringem 
Wasserdampfgehalt der Luft auftreten 
können, also bei unüblich länger anhalten­
der Trockenheit. Eine positive Temperatur­
anomalie vor der südamerikanischen Kü­
ste im Pazifik sorgt also Tausende von Kilo­
metern entfernt für die Baumblüte und ihr 
folgend für die Vermehrung bestimmter 
Vogelarten, die sich auf deren Früchte spe­
zialisiert haben.

Klima als Ergebnis der 
Spurenstoffkonzentration in der 
Atmosphäre
Die vergleichsweise starke Variabilität des 
Klimas auf der Erde ist Folge einer Beson­
derheit der Erdatmosphäre. Nur die Spu­
renstoffe, allen voran einige langlebige 
Gase wie Kohlendioxid, Distickstoffoxid 
(Lachgas) und Methan, bestimmen über 
die Abstrahlung der Wärmeenergie in den 
Weltraum. Sind sie hoch konzentriert, ist 
es an der Erdoberfläche warm, sind sie ge­
ring konzentriert, kalt. Obwohl alle zusam­
men vor der Industrialisierung weniger als 
0,3 Promille aller Moleküle in der Atm o­
sphäre stellten, entscheiden sie mit den
2,5 %0 Massenanteil des Wasserdampfes 
(den sie wegen seiner hohen Temperatur­
abhängigkeit mitbestimmen) über das Kli­
ma. Nimmt man die rascher variierenden 
Spurenstoffe wie Ozon und Aerosolparti­
kel hinzu, so entsteht ein von winzigen Bei­
mengungen dominiertes System Erde, 
das bei jeder regionalen oder globalen Än­
derung der Konzentration eines dieser 
Stoffe globale Klimaänderungen zeigt, die 
durch positive Rückkopplungen im Was­
serkreislauf massiv verstärkt werden, und 
zum vergleichsweise raschen Wechsel 
zwischen Eiszeit und Warmzeiten fähig ist. 
Der folgende Satz scheint eine Übertrei­
bung zu sein, ist dennoch wahr. Das Spu­
rengras Ozon, mit etwa 0,3 cm Säulenhö-
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he, falls bei Bodendruck zusammenge- 
bracht, bestimmt die Größe des größten 
Hagelkorns. Denn die maximale Höhe der 
Gewitter wird von der Höhe der Sperr­
schicht Tropopause und letztere von der 
Höhenverteilung des Ozon festgelegt.

Welche Klimaänderungen stehen 
bevor?
ln das System Erde hat der Industrie­
mensch nachhaltig eingegriffen. Kohlen­
dioxid, das von 190 ppm auf 280 zwischen 
Eis- und Warmzeit anstieg, ist durch uns 
Menschen auf 355 ppm geklommen. Für 
Methan lauten diese Zahlen 0,35, 0,65 
bzw. 1,75 ppm. Die Klimatologen sagen 
deshalb eine starke Erwärmung von 3°C 
(Spannweite 2-5 °C) im nächsten Jahr­
hundert vorher (Abb.1), wenn die Spuren­
gasemissionen nicht reduziert werden. 
Das wäre eine in der Klimageschichte 
nicht bekannte, extrem rasche Klimaum­
stellung, von vielen »Klimakollaps« ge­
nannt.
Bevor die Wanderung der Vegetationszo­
nen skizziert wird, sollen ein paar Maßzah­
len aus der Klimatologie das Bevorstehen­
de verdeutlichen:
-  Eine Temperaturerhöhung um 1 °C ver­

schiebt die Vegetationsgrenze im Gebir­
ge um 150 bis 200 m aufwärts, die 
Schneefallgrenze um mindestens 100 
m, typischerweise um 150 m, in Einzel­
fällen um 500 m nach oben.

-  Die nördlichen Waldgebiete sind je nach 
Region bei einer Temperaturerhöhung 
von 1 °C erst nach einer Nordwärtsver­
schiebung von bis zu 200 km wieder an 
das Klima angepaßt.

-  Nimmt in einem semiariden Gebiet (z. B. 
Südspanien) die Temperatur um 1-2 °C 
zu und der Niederschlag um 10% ab, 
schrumpft die Wasserführung in Flüs­
sen um 40-70%.

-  Bei Temperaturzunahme um einige 
Zehntel Grad in den vergangenen 100 
Jahren verlor der Vernagtferner im Ötz- 
tal, einer der größten Gletscher der Ost­
alpen, die Hälfte seiner Masse.

-  Seit 1850 ist die Zahl der Gletscher in 
den nördlichen Kalkalpen bei einer 
ebenfalls nur etwa 0,5 Grad betragen­
den Ewärmung von 50 auf 16 ge­
schrumpft.

Wanderung der Vegetations­
zonen und Anstieg des 
Meeresspiegels
Die vorhergesagten Temperaturänderun­
gen, weil ungleichmäßig verteilt, müssen 
auch zu einer Verschiebung der Nieder­
schlagsgürtel führen, so daß weltweit eine 
Anpassung der Vegetation an das neue Kli­
ma notwendig ist, d.h. geprüft werden 
muß, ob die Pflanzen rasch genug wan­
dern können. Dazu können Analogien aus 
der Klimageschichte herangezogen wer­
den, die wenigstens die Verschiebung zei­
gen, diejedoch überdie Wandergeschwin­
digkeit im nächsten Jahrhundert nichts

Abb. 1: Mittlere globale Temperaturänderung bis2085 bei »Business as usual« (A) sowie starken Ein­
griffen (D) in die Spurengasemissionen, berechnet vom Intergovernmental Panel on Climate
Change (IPCC) (------ ) sowie von einem gekoppelten Ozean-Atmosphäre-Modell des Max-Planck-
Instituts für Meteorologie, Hamburg (Cubasch u.a. 1991).

Verschiebung der Waldgebiete durch mittlere globale 
Temperaturänderung: 1,8°C bis 2,0°C
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Abb. 2: Verschiebung der Vegetationszonen im nordrussischen Gebiet zwischen heute und der 
Eem-Warmzeit vor 125 000 Jahren, als die Erde im Mittel knapp 2 °C wärmer war. Die Grenztempera­
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wendet worden. Intergovernmental Panel on Climate Change, Working Group II »Impacts«, 1990, 
WMO, Genf.
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Abb. 3: Meeresspiegelanstieg bis 2100 für das Szenario A mit Unsicherheitsbereich sowie der An­
stieg bei Stop der Emissionen im Jahre 2030. Übernommen aus Intergovernmental Panel on Climate 
Change, W orking Group I »Scientific Assessment, 1990, WMO, Genf.

aussagen können. Zwei Zeitabschnitte 
sind dazu geeignet. Die etwas wärmere 
Zeit vor 6000 Jahren, als im globalen Mittel 
die Temperatur um knapp 1 °C höher lag, 
und die Eem-Warmzeit vor 125 000 Jah­
ren, als die Erde knapp 2 °C wärmer war als 
vor der Industrialisierung. Abb. 2 zeigt die 
massive Verschiebung der nördlichen Wäl­
der auf dem eurasischen Kontinent. Sie 
war durch um wenige Grad wärmere Som­
mer verursacht. So lag die Grenze zw i­
schen Mischwald und Nadelwald vor 
125 000 Jahren um etwa 500 km nördlicher 
die Waldgrenze lag bei 69° N statt bei 67°
N. Die W intertemperaturen waren gar um 
bis zu 12 °C (bei 55° N) höher. Im oberen Teil 
der Abbildung ist zusätzlich die im Jahr­
hundert mögliche Verschiebung einzelner 
Baumarten, abgeleitet aus den stärksten 
Klimaänderungen in der Klimageschichte, 
eingezeichnet. Sie ist erstaunlich gering, 
oder in anderen Worten, im kommenden 
Jahrhundert können die nördlichen Wäl­
der mit hoher Wahrscheinlichkeit sich 
nicht an die Änderungen anpassen. Sie

werden bei starkem Klimastreß besonders 
anfällig für Krankheiten sein.

Eine weitere Folge globaler Klimaänderun­
gen ist der Meeresspiegelanstieg (Abb. 3), 
der im nächsten Jahrhundert überwie­
gend durch die Ausdehnung des oberflä­
chennah erwärmten Meerwassers und 
das Abschmelzen von Gebirgsgletschern 
getragen wird. Der wahrscheinlichste An­
stieg (bei Nichtstun) ist auf 65±35 cm im 
Jahre 2100 abgeschätzt (Abb. 3), jedoch 
mit weiterem über viele Jahrhunderte an­
haltenden Anstieg, angedeutet für den hy­
pothetischen Fall eines kompletten Emis- 
sionsstops im Jahre 2030.

Folgen für Nationalparks
Die Einrichtung der Nationalparks in hoch- 
entwickelten Ländern erst kurz vor der 
Nutzung der letzten fast unberührten und 
für Landwirtschaft wenig attraktiven Ge­
biete hat die Vielfalt der geschützten Ge­
biete stark eingeschränkt. So liegen alle

deutschen Nationalparks an der Periphe­
rie des Landes, und die meisten sind be­
sonders stark klimaabhängig, sei es we­
gen der großen mittleren Hangneigung, 
der Lage an Vegetationsgrenzen oder we­
gen der Gefährdung durch veränderten 
Meeresspiegel. In allen Fällen stehen die 
Verwaltungen vor der Frage: Zusehen oder 
eingreifen?

Was bedeutet Zusehen?
Erstens: Stetige Verkleinerung der Natio­
nalparks im Wattenmeer, weil bei Festhal­
ten an jetzigen Deichlinien bei beschleu­
nigt steigendem Meeresspiegel nicht 
nur bisherige Wattenmeerteile über­
schwemmt werden, sondern durch erhöh­
te Geschwindigkeit des Ebbe- und Flut­
stromes auch verbleibende Wattflächen 
ausgeräumt.

Zweitens: Gefährdung der Schutzwald­
funktion im Nationalpark Berchtesgaden, 
weil aufgrund fehlender Böden Wald nicht 
rasch nach oben steigt, der bisherige aber 
klimatisch unangepaßt und durch Schad­
stoffe gestreßt an Biomassendichte ver­
liert und obendrein erhöhte Starknieder­
schläge im wärmeren Sommer die Ero­
sionsgefahr sogar bei intaktem Wald stei­
gern.

Drittens: Verstärkter Wunsch zur eigent­
lich verbotenen Nutzung der National­
parks, weil z. B. im Falle des Nationalparks 
Berchtesgaden die bisherigen Skigebiete 
im Vorfeld des Nationalparks oder am Sün­
denfall Jenner nur noch abschnittsweise 
solche sind und weil die Schrumpfung bei 
Größe und Vielfalt des Wattenmeeres die 
Einsicht in die Schutzwürdigkeit vermin­
dert.

Viertens: Sorgfältige Meßprogramme zur 
frühen Entdeckung von Trends bei Klima, 
Pflanzengesellschaften und Tierpopula­
tionen, um emissionsmindernde Maßnah­
men noch stärker fordern zu können.

Was bedeutet Eingreifen?
Zuerst sich einsetzen für eine verminderte 
Emission von klimarelevanten und ande­
ren Spurenstoffen durch persönliche Re­
aktion sowie politische und w irtschaftli­
che Entscheidungen im globalen Maß­
stab. Erst danach Vergrößerung der Natio­
nalparks im Wattenmeer durch Rücknah­
me der Deiche und noch weit weniger not­
wendig Erosionsschutz der systemati­
schen Einpflanzung zur Vorwegnahme ei­
ner Klimaänderung in anderen National­
parks. Denn bei unverstandener Komple­
xität der Ökosysteme und in Unkenntnis 
ihrer zukünftigen natürlichen Zusammen­
setzung führt das eher zu Pfusch, als daß 
es echte Hilfe wäre.
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Luftschadstoffemissionen und Flächenverbrauch 
durch die Energieversorgung
Von Rainer Friedrich

Von der Energieversorgung gehen eine 
Vielzahl von Umweltbeeinträchtigungen 
aus (siehe Abb.1). Am stärksten diskutiert 
werden dabei derzeit die Luftschadstoff­
emissionen, die z. B. für Waldschäden, Be­
einträchtigungen der menschlichen Ge­
sundheit, Materialschäden, Versauerung 
von Boden und Gewässern und die Folgen 
eines verstärkten Treibhauseffektes ver­
antwortlich gemacht werden. Im folgen­
den soll daher die Vergangenheits- und 
Zukunftsentwicklung der Luftschadstoff­
emissionen, soweit sie bei der Energieum­
wandlung entstehen, untersucht werden. 
Außerdem wird auf eine andere Beein­
trächtigung der Umwelt durch die Energie­
versorgung, die in Zukunft an Bedeutung 
gewinnen könnte, nämlich den Flächen­
verbrauch, eingegangen.

Entwicklung der 
Energieversorgung
Abb.2 zeigt die Entwicklung des Primär­
energieverbrauchs in der Bundesrepublik 
Deutschland ab 1950. Diese Entwicklung 
ist in der Vergangenheit immer wieder 
durch Änderungen der Rahmenbedingun­
gen der Energieversorgung entscheidend 
beeinflußt worden.
-  Ende der 50er Jahre wurde zunehmend 

billiges Erdöl eingesetzt. Die bis dahin 
hauptsächlich verwendete Steinkohle 
wurde zurückgedrängt. Anfang der 70er 
Jahre liegt der Anteil von Mineralöl am 
Primärenergieverbrauch bei weit über 
50%.

-  Ende der 60er Jahre beginnt ein wach­
sender Einsatz von Erdgas.

-  1973/74 sorgt die OPEC für einen ersten 
Anstieg der Ölpreise. Der Energiever­
brauch sinkt -  bedingt vor allem durch 
energiesparendes Verhalten -  vorüber­
gehend ab.

-  1979/80 erfolgt -  ausgelöst durch die 
Revolution im Iran -  ein weiterer drasti­
scher Anstieg der öipreise. Der zuneh­
mende Einsatz energieeffizienter Tech­
niken führt in der Folge zu stagnieren­
dem Energieverbrauch.

-  Anfang der 80er Jahre rückt das Auftre­
ten neuartiger Waldschäden in das Be­
wußtsein der Öffentlichkeit. In der Folge 
gewinnt der Umweltschutz mehr und 
mehr an Bedeutung; die Gesetze und 
Verordnungen für die Luftreinhaltung 
werden novelliert, strengere Grenzwer­
te müssen eingehalten werden.

-  1985/86 kommt es zu einem drasti­
schen Verfall der Öl- und Gaspreise, 
weil bei ständig steigendem Angebot an 
Öl und stagnierender Nachfrage die 
hohen von der OPEC diktierten Preise 
nicht zu halten waren.

' Abwärme in Abwasser/Kühlwasser 
' feste Abfälle

' Grundwasserabsenkung durch Bau­
maßnahmen und Wasserentnahme
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Abb. 1. Umweltauswirkungen der Energieversorgung.
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-  1986 löst der Reaktorunfall von Tscher­
nobyl eine weltweite Diskussion über 
die Vertretbarkeit des Einsatzes der 
Kernenergie aus.

-  Ende der 80er Jahre verdichten sich Er­
kenntnisse, daß die Emissionen von 
C02, Methan und anderen klimarelevan­
ten Spurengasen auf Grund des Treib­
hauseffektes zu Klimaänderungen, Er­
höhungen des Meeresspiegels und an­
deren Effekten führen. Eine drastische 
Reduzierung der Verbrennung fossiler 
Energieträger wird gefordert.

-  Mitte 1990 steigen auf Grund des Irak/  
Kuwait-Konfliktes Öl- und Gaspreise 
vorübergehend stark an.

Wie in der Vergangenheit geschehen, ist 
wohl auch in Zukunft mit weiteren, die 
Energieversorgung verändernden Ereig­
nissen zu rechnen. Aus den Erfahrungen 
der Vergangenheit kann zudem abgeleitet 
werden, daß insbesondere der rationellen 
Energieverwendung eine besondere Be­
deutung zukommt, weil sie auf jeden Fall 
dazu beiträgt, ökonomische und ökologi­
sche Folgen von Änderungen der Energie-
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Jahr
Abb. 3. SOo-, NOx- und CO-Emissionen in der Bundesrepublik 1966-1986. Quelle: Umweltbundes­
amt (1).

Versorgung, die durch unvorhersehbare 
Änderungen der Rahmenbedingungen 
verursacht werden, zu begrenzen.

Luftschadstoffem issionen
Die wohl wesentlichste Beeinträchtigung 
der Umwelt durch die Energieversorgung 
erfo lg t durch die Emission von Luftschad­
stoffen. Daher soll die Entwicklung der 
Emissionen der w ichtigsten Luftschad­
stoffe im folgenden dargelegt werden. 
Abb. 3 zeigt die Entwicklung der S 0 2-, 
NOx- und CO-Emissionen in der Bundes­
republik von 1966-1986.

S 0 2 entsteht bei der Verbrennung durch 
den im Brennstoff enthaltenen Schwefel. 
Der Schwefelgehalt der Brennstoffe ist 
stark unterschiedlich. Deutsche Steinkoh­
le enthält etwa 1 % (Gewichtsprozent) 
Schwefel, schweres Heizöl je nach Sorte
1,9 % (Normalwäre) oder 1 % (schwefelar­
me Ware), für leichtes Heizöl waren zw i­
schen 1975 und 1987 maximal 0,3%  vor­

geschrieben, ab 1988 beträgt der Maxi­
malwert 0,2% , Erdgas ist praktisch 
schwefelfrei.
Die S 0 2-Emissionen haben seit 1979 stän­
dig abgenommen, weitere erhebliche Min­
derungen wurden in den Jahren 1987/88 
durch den Einbau von Rauchgasent­
schwefelungsanlagen in Kohlekraftwerke 
erzielt.
CO entsteht durch unvollständige Ver­
brennung. Bei kleinen Feststoffeuerungen 
und bei Pkw-Motoren sind daher die Emis­
sionen am höchsten. Unter anderem be­
dingt durch die Verminderung der Zahl von 
Kohleheizungen, sind die jährlichen CO- 
Emissionen seit 1974 kontinuierlich gefal­
len.
NOx entsteht bei der Verbrennung durch 
Oxidation von Stickstoff. Dabei sind drei 
komplexe Reaktionsmechanismen betei­
ligt:
-  Thermisches NOx entsteht vor allem bei 

Temperaturen oberhalb 1300-1600 °C 
durch Oxidation des molekularen Stick-

VOC Ges. VOC nur Energie Staub Ges. Staub nur Energie |
-------- ■ --------  -  —  b —  ■ -------- • --------  ------ e —  ■

Abb. 4. VOC- und Staubemissionen in der Bundesrepublik: gesamte und durch Energieumwand­
lung verursachte Emissionen 1966-1986. Quelle: Um weltbundesamt (1).

Stoffs in der zugeführten Verbrennungs­
luft mit atomarem Sauerstoff. Die NO- 
Bildung steigt mit steigender Tempera­
tur an und ist direkt proportional zur 
Stickstoffkonzentration, zur Quadrat­
wurzel der Sauerstoffkonzentration und 
zur Verweilzeit.

-  Promptes NOx bildet sich durch Oxida­
tion von HCN, welches wiederum durch 
Reaktion des molekularen Stickstoffs 
mit Brennstoffkohlenwasserstoffen 
während der Brennstoffumsetzung ent­
steht. Die Entstehung des prompten 
NOx hängt vom Luftüberschuß und der 
Temperatur in der Flamme ab, sein An­
teil an den gesamten NOx-Emissionen 
ist relativ gering.

-  Brennstoff-NOx entsteht durch Oxida­
tion des organisch im Brennstoff gebun­
denen Stickstoffs. Die Menge an Brenn­
stoff-NOx hängt nur wenig von der Tem­
peratur ab. Bestimmend ist neben der 
Sauerstoffkonzentration in der Verbren­
nungszone vor allem der S tickstoffge­
halt im Brennstoff. Dieser beträgt bei 
Steinkohle ca. 0,8 bis 1,5 %, bei schwe­
rem Heizöl ca. 0,3% ; Erdgas enthält 
kaum chemisch gebundenes N. Es wird 
jedoch nur ein Teil des B renn Stoff-NOx 
umgewandelt (ca. 10 -25%  bei Kohle). 
Der Umwandlungsgrad sinkt mit stei­
gendem Stickstoffgehalt im Brennstoff. 
Bei Verbrennungstemperaturen unter 
ca. 800-1100°C bildet das Brennstoff- 
NOx den Hauptanteil der gesamten 
NOx-Emissionen.

Die NOx-Bildung hängt somit nicht nur 
vom eingesetzten Brennstoff, sondern we­
sentlich auch vom Typ und der Bauart der 
Feuerung, der Brennereinstellung und der 
Last bzw. bei Fahrzeugen von der Motor­
bauart und der Motoreinstellung ab. NOx- 
Emissionen unterliegen daher starken 
Schwankungen.

Ein großer Teil der NOx-Emissionen ent­
steht durch den Straßenverkehr. Das An­
steigen des Verkehrs hat bewirkt, daß die 
NOx-Emissionen in den letzten Jahren 
noch leicht angestiegen sind.

Abb. 4 zeigt die Entwicklung der Staub­
und VOC-Emissionen (VOC = volatile or- 
ganic compounds =  gasförmige organi­
sche Stoffe). Während bei den Schadstof­
fen S 0 2, NOx und CO die Emissionen ganz 
überwiegend aus Energieumwandlungs­
prozessen stammen, ist dies bei VOC und 
Staub anders. Bei Staub spielen Um­
schlag von Schüttgütern und Abriebpro­
zesse eine große Rolle, bei VOC stammt 
ein erheblicher Teil der Emissionen aus der 
Verdunstung von Lösungsmitteln. Staub­
emissionen sind in den letzten Jahren 
ganz erheblich gesunken, die VOC-Emis­
sionen haben sich dagegen nur wenig ge­
ändert.

Flächenverbrauch
Der Flächenverbrauch der Energiewand­
lungsanlagen ist derzeit, verglichen mit an­
deren Flächennutzungen, sehr gering. Die 
Tab.1 und 2 zeigen typische spezifische
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Tab. 1: Spezifischer Flächenbedarf von Stromerzeugungsanlagen. Quelle: 
Jentsch (3), eig. Berechnungen.

elektr. Nennleistung 
pro Block

spez. Flächenbe­
darf in m2/MW

%o der BRD-Fläch 
bei 50 GW

1, Dampfkraftwerke

Kernbrennstoffe 700-1300 MW 60-180 0,024
Steinkohle 300 - 700 MW 150-350 0,050
Braunkohle 300 - 700 MW 100-250 0,035
Heizöl - S 300 - 700 MW 100 - 250 0,035
Erdgas 300 - 700 MW 70 - 200 0,027
Solar - Farm 0,5 - 1 MW 40000 - 90000 13,067
Solar - Turm 0,5 - 100 MW 25000 - 50000 7,539

2. Gasturbinenkraftwerke

Aufwindkraftwerke 50 kW ca. 1.000.000 201,038

3--KambiKraftwerKe

Erdgas 80 - 200 MW 15-40 0,005
4. Blockheizkraftwerke

Erdgas (TOTEM) 15 KW 400-700 0,110
(125-210) (0,034)

50 - 200 kW 150-300 0,045
(55-110) (0,017)

0,5- 2 MW 50-100 0,015
(20 - 40) (0,006)

5, Nutzung potentieller und

kinetischer Energie

Windenergieanlagen 10- 100 kW 200-1000 0,121
0,5- 3 MW 50 - 200 0,025

6, Photovoltaik - Anlagen

Solarzellenmodule (amorph) 5- 50 W 20000 - 30000 5,026

(mono-, multikristallin) 10- 100 MW 10000 - 20000 3,016

Photovoltaische Kraftwerke 0,5 - 1 MW 40000 - 90000 13,067

Tab. 2: Spezifischer Flächenbedarf von Wärmeerzeugungsanla­
gen. Quelle: Jentsch (3).

Thermische
Nennleistung

spez. Flächenbedarf 
m2/MW

1. K e s s e la n la a e n

Öl- / Gaskessel1) 10-100 kW 10-200
0,1 - 1 MW 20- 70

1 - 10 MW 5- 20

Öl- / Gas-Heizwerke 50 MW 25-100

autom. Festbrennstoff- 0,01 - 0,1 MW 150 - 500
kessel 1) 0,1 - 1 MW 40-150

1 - 10 MW 15- 40

Steinkohle-Heizwerke 50 MW 100 - 200

2. S o n s t ia e  z e n tra le  W ä rm e e rz e u q u n q s s v s te m «

Kollektoren - 1500-3000

3. D e z e n tra le  W ä r m e e rz e u a e r

Gas-Einzelöfen 1 - 10 kW 100-250
elektr. Nachtspeicheröfen 1 - 10 kW 200 - 450

1) ohne Brennstofflager

Flächenbedarfe für verschiedene Strom- 
und Wärmeerzeugungsanlagen (3). Groß 
ist lediglich der spezifische Flächenbedarf 
von erneuerbaren Energieträgern, deren 
Beitrag zur Energieversorgung ist aber 
derzeit noch gering.
Der Flächenverbrauch der Stromnetze ist 
nur dann erheblich, wenn man die gesam­
te Fläche der Schneise unter den Leitun­
gen berücksichtigt. Diese Fläche kann al­
lerdings, von einigen Einschränkungen 
(z. B. die Wuchshöhe betreffend) abgese­
hen, noch anderweitig genutzt werden.

Zukünftige Entwicklung der 
Energieversorgung
Im Rahmen einer vorausschauenden Um­
weltschutzstrategie sollte man nicht nur 
die derzeitigen Umweltbeeinträchtigun­
gen durch die Energieversorgung vermin­
dern. Es kommt vielmehr auch darauf an, 
zukünftig neu entstehende Belastungen 
zu erkennen, um ihrer Entstehung mög­
lichst schon im Vorfeld entgegenzuwirken. 
Um mögliche künftige Umweltprobleme 
zu erkennen, müssen zunächst Vorstellun­
gen über die zukünftige Energieversor­
gung entwickelt werden.
Die folgenden Abbildungen zeigen ein 
Szenario einer möglichen zukünftigen Ent­

wicklung der Energieversorgung der Bun­
desrepublik (ohne das Gebiet der ehemali­
gen DDR).
Es wurden Annahmen überden Energiebe­
darf von Prognos (2) übernommen; mit Hil­
fe eines Optimierungsmodells wurde an­
schließend die Struktur der Energieversor­
gung berechnet.
Der Berechnung des Bedarfs liegen u.a. 
folgende Annahmen zugrunde:
-  Die Bevölkerung (1988 61,3 Mio) sinkt 

auf 60,1 Mio bis 2005 und 39-50 Mio. 
bis 2050.

-  Der Ölpreis (1988 ca. 15 $/barrel) be­
trägt 2050 ca. 40-50 $/barrel, dies ent­
spricht etwa 1,20-1,70 DM/I Heizöl.

-  Durch technologische Verbesserungen 
werden erhebliche Verminderungen des 
spezifischen Energieverbrauchs er­
reicht (z. B. Durchschnittsverbrauch der 
Pkw 4-51/100 km).

-  Besondere Maßnahmen zur Verringe­
rung der C02-Emissionen wurden nicht 
berücksichtigt.

Abbildung 5 zeigt die Entwicklung des Pri­
märenergieverbrauchs. Bis 2005 bleibt bei 
steigendem Erdgasanteil der Primärener­
gieverbrauch etwa konstant; danach 
kommt es zu einer deutlichen Reduktion 
des Verbrauchs.

Zukünftige Entwicklung der 
Emissionen
Aus der Entwicklung der Energieversor­
gung läßt sich die Entwicklung der Schad­
stoffemissionen ableiten. Dabei wird vor­
ausgesetzt, daß die in den letzten Jahren 
verschärften Grenzwerte für Luftschad­
stoffemissionen bestehen bleiben bzw. 
zum Teil auch weiter verringert werden 
(z. B. im Bereich der Lastkraftwagen).

Es ergeben sich die in Abb.6 gezeigten 
S02-Emissionen. Bereits im Jahr 2005 
sind die S02-Emissionen wesentlich ge­
ringer als 1987. Dies wird vor allem durch 
den Einbau von Rauchgasentschwefe­
lungsanlagen in Großfeuerungen, die wei­
tergehende Entschwefelung von leichtem 
Heizöl, die Verwendung schwefelarmer 
Ware bei schwerem Heizöl und die Substi­
tution schwefelhaltiger Brennstoffe durch 
Erdgas erreicht.

Auch die N02-Emissionen (Abb.7) sinken 
kräftig. Um dies tatsächlich zu erreichen, 
sind über die derzeitigen Bedingungen 
hinausgehende Anstrengungen im Be­
reich Verkehr erforderlich. Insbesondere 
die NOx-Emissionen der Lkw müssen dazu 
zusätzlich drastisch reduziert werden. Die 
weiteren Reduktionen werden durch DE- 
NOX-Anlagen bei Großfeuerungen, Kata-
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Abb.5. Szenario der zukünftigen Entwicklung des Primärenergieverbrauchs der Bundesrepublik 
(ohne Gebiet der ehemaligen DDR). Quelle: prognos, eig. Berechnung.
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lysatoren bei Pkw, NOx-arme Brenner und 
verstärkten Erdgaseinsatz erreicht.
Sowohl bei S 02 als auch bei NOx ist somit 
eine erhebliche Reduzierung der Emissio­
nen zu erwarten. Anders beim C 0 2 
(Abb.8). Die hier ausgewiesenen Emis­
sionssenkungen sind nicht ausreichend, 
um die von verschiedenen Seiten gefor­
derte Reduktion der C 02-Emissionen zu 
erreichen. So hat die Bundesregierung ei­
ne Senkung der C 0 2-Emissionen um 25 % 
bis 2005 angekündigt, für 2050 fordert die 
Enquetekommission »Vorsorge zum 
Schutz der Erdatmosphäre« eine Reduzie­
rung um 80 %.

C 0 2-M inderungsstrategie
Soli eine weitergehende Verminderung der 
C 0 2-Emissionen erfolgen, so müssen zu­
sätzlich energiepolitische Maßnahmen er­
griffen werden. Dabei wird man solche 
Maßnahmen auswählen, die besonders ef­
fizient sind, bei denen die erzielte Emis­
sionsminderung pro eingesetzter DM also 
besonders hoch ist.
Im Rahmen der Arbeiten der Enquetekom­
mission wurden verschiedene Reduk­
tionsstrategien zusammengestellt. Tab. 3 
zeigt die Strategie, die die jeweils effizien­
testen Maßnahmen zu einer »zielorientier­
ten« Reduktionsstrategie zusammenfaßt. 
Aus Tab. 3 ist erkennbar, daß insbesondere 
die rationelle Energieverwendung einen er­
heblichen Beitrag leisten könnte. Daneben 
kann auch der verstärkte Einsatz erneuer­
barer Energieträger zur C 0 2-Minderung 
beitragen.

Tab. 3: Z ielorientiertes Reduktionsstrategie- 
Szenario 2005.

A n n a h m e n :  *  k e in e  z u s ä t z l i c h e n  K e r n k r a f t w e r k e

*  A b b a u  v o n  H e m m n is s e n

*  v e r ä n d e r t e r  " m o d a l - s p l i t "

Zusammensetzung  der Möglichkeiten:

Abb. 6. Szenario der Entwicklung der S 0 2-Emissionen in der Bundesrepublik.

1987 2 00 5  2 0 5 0  U.V. 2050 O.V.

Abb. 7. Szenario der Entwicklung der NOx-Emissionen in der Bundesrepublik.

R a t io n e l le  E n e r g ie v e r w e n d u n g M io .  t  C O 2
- z u s ä t z l i c h e  E in s p a r u n g e n  in  E n d e n e r g ie -  

S e k t o r e n  ( e i n s c h l i e ß l i c h  “ m o d a l - s p l i t ' - P o l i t i k )
- 7 5 , 0 - 1 0 , 5 %

-  E in s p a r u n g  im  U m w a n d l u n g s s e k t o r  u n d  
d u r c h  d e n  E in s a t z  v o n  K W K - 4 5 , 0 - 6 , 3  %

E r n e u e r b a r e  E n e r g ie q u e l le n - 3 0 , 0 - 4 , 2  %

S u b s t i t u t i o n  f o s s i l e r  E n e r g ie t r ä g e r - 2 6 , 5 - 3 , 7  %

K e r n k r a f t w e r k e  m i t  8 5 %  A u s la s t u n g - 2 5 , 0 - 3 , 7  %

e n e r g i e b e w u ß t e s  V e r h a l t e n - 1 3 , 0 - 1 , 8 %

S u m m e ,  v e r g l i c h e n  m i t  1 9 8 7  - 2 1 5 , 0  - 3 0 , 0 %

Langfristige Tendenzen der 
Energieversorgung
Während kurz- und m ittelfristig vor allem 
die mit dem Treibhauseffekt zusammen­
hängenden Probleme zu Veränderungen 
der Energieversorgungsstruktur Anlaß ge­
ben könnten, ist langfristig auch das all­
mähliche Aufbrauchen der endlichen Vor­
räte an fossilen Energieträgern zu berück-
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sichtigen. Für die nächsten Jahrzehnte 
sind hier jedoch noch keine Verknap­
pungstendenzen zu erwarten. Zwar be­
trägt die statische Reichweite (Reserven 
geteilt durch Verbrauch) bei Öl derzeit
(1989) nur rund 44 Jahre, bei Gas sind es 
etwa 56 Jahre. Dies bedeutet jedoch nicht, 
daß nach 40 Jahren, also 2030, kein Öl 
mehr verfügbar wäre. Vielmehr liegt die 
statische Reichweite schon seit Jahrzehn­
ten bei etwa 30-45 Jahren, weil im Durch­
schnitt jährlich mindestens so viele Reser­
ven neu durch Exploration hinzukommen, 
wie verbraucht werden (Tab. 4). Daher ist 
Öl und Gas auch in 100 Jahren noch ausrei­
chend verfügbar, wenn auch voraussicht­
lich zu höheren Preisen, weil die Abbau­
kosten steigen. Die Kohle reicht ohnehin 
noch für mehrere 100 Jahre. Dennoch er­
scheint es sinnvoll, über die Struktur zu­
künftiger Energiesysteme ohne Gas und 
Öl nachzudenken, um bereits jetzt For­
schung und Entwicklung von Alternativen 
in die Wege leiten zu können.

1987 2005 2050 u.V. 2050 O.V.

Abb. 8. Szenario der Entwicklung der C02-Emissionen in der Bundesrepublik.

Abb. 9. Mögliche Struktur zukünftiger Energiesysteme.

Abb. 9 zeigt mögliche Strukturen einer zu­
künftigen Energieversorgung ohne Öl und 
Gas. Erkennbar ist, daß nur drei Sekundär­
energieträger eingesetzt werden, nämlich 
Strom, Wasserstoff sowie Fernwärme aus 
Kraft-Wärme-Kopplungsprozessen. Zur 
Erzeugung dieser Sekundärenergieträger 
werden Solarstrahlung, Wind, Wasserkraft 
und Biomasse eingesetzt. Daneben wer­
den Strom und Wasserstoff aus dem Aus­
land importiert (z. B. aus Photovoltaikanla­
gen in der Sahara oder Spanien).
Als weitere mögliche Option ist die Kernfu­
sion zu nennen. Diese ist allerdings frühe­
stens Mitte des nächsten Jahrhunderts 
technisch verfügbar.
Die Erwähnung der Kohle in Abb. 9 soll dar­
auf hinweisen, daß Kohle auf Grund der 
sehr großen Vorräte noch sehr lange Zeit 
eine wesentliche Rolle bei der Energiever­
sorgung spielen kann.
Welche zusätzlichen Umweltprobleme 
können bei solchen zukünftigen Energie­
systemen auftreten?
Bei der Fusion ist insbesondere die Tri- 
tium-Rückhaltung problematisch. Außer­
dem entstehen große Mengen an hochra­
dioaktivem Abfall, die mindestens etwa 
1000 Jahre sicher gelagert werden müs­
sen.

Auch der Einsatz erneuerbarer Energieträ­
ger belastet die Umwelt. An erster Stelle ist 
dabei der Flächenverbrauch zu nennen.
Die mittlere jährliche solare Einstrahlung in 
der Bundesrepublik beträgt etwa 1000 
kWh/m2-a. Dies entspricht dem Energie­
betrag von 1001 Heizöl. Die verschiedenen

Techniken zur Nutzung der Solarenergie 
können aber nur einen kleinen Teil der ein­
gestrahlten Energie nutzen. Solarkollekto­
ren haben eine Ausbeute von ca. 180 kWh 
Wärme/m2-a. Photovoltaikanlagen stellen 
etwa 30-80 kWh Strom/m2-a bereit. 
Durch den Anbau von Biomasse lassen 
sich 2-12 kWh/m2-a gewinnen.
Würde man den derzeitigen Strombedarf

Tab. 4: Zeitliche Entwicklung der nachgewiesenen Erdölreserven in der Welt. von 350 TWh allein durch Photovoltaik ge-

Jahr Nachgewiesene
Gewinnbare

Reserven
(106 t)

Ölproduktion
(weltweit)

(10* t)

Verhältnis von Reserven 
zu Produktion (Statische 

Reichweite)
[A]

winnen wollen, so wären dazu 12 000 km2 
erforderlich. Dabei ist noch nicht berück­
sichtigt, daß die Stromproduktion zeitlich 
nicht mit dem Strombedarf zusammen­
fällt, so daß zusätzlich Stromspeicher er­
forderlich wären. Dieses Problem entfällt

1950 10 600 521 20
bei der Nutzung der lagerfähigen Biomas­
se zur Stromerzeugung, allerdings wären

1955 21 600 771 36 dann etwa 150000 km2 zur Biomasseer-
1960 41 000 1 085 38 zeugung erforderlich.
1965 47 600 1 547 31

Zur Deckung des gesamten Endenergie­
verbrauchs von (1988) 7400 PJ (2000 TWh)1970 83 400 2 336 36

1975 89 500 2 707 33 mit Strom aus Photovoltaikanlagen wür-
1980 88 352 3066 29 den 70000 km2 benötigt. Zur Befriedigung
1985 95 800 2 789 34 des Primärenergiebedarfs (11 400 PJ =
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3200 TWh) durch Biomasse würden etwa 
500 000 km2 benötigt, d .h . mehr, als die 
Bundesrepublik überhaupt an Fläche auf­
weist.

Diese Zahlen verdeutlichen die Dimension 
des Problems des Flächenverbrauchs bei 
intensiver Nutzung erneuerbarer Energie­
träger. Der Einsatz erneuerbarer Energie­
träger kann zudem noch andere Umwelt­
einwirkungen verursachen, von denen 
einige im folgenden stichwortartig zusam­
mengefaßt sind:

Photovoltaik:
-  sehr hoher Flächenverbrauch bei zen­

traler Anwendung,
-  Verwendung von giftigen und leicht ent­

flammbaren Gasen bei der Herstellung,
-  Sonderabfälle (Cadmium- und Arsen­

verbindungen) bei der Herstellung,
-  visuelle Beeinträchtigung bei zentraler 

Anwendung.

W indenergiekonverter:
-  visuelle Beeinträchtigung,
-  Lärm (Abstand von 400-2000 m zu 

Wohngebieten erforderlich).

Biomasse:
a) Produktion:
land- und forstw irtschaftliche Abfälle:
-  Verringerung der Bodenqualität, Bo­

denerosion,
-  Zurückhaltung von S tickstoff und Was­

ser im Boden wird geringer, dadurch hö­
here Stickstoffkonzentration in Aquife- 
ren;

Energiefarmen:
-  sehr hoher Flächenverbrauch,

-  typische Nachteile intensiver landwirt­
schaftlicher Nutzung (Verringerung der 
Bodenqualität, Bodenerosion, Artenar­
mut und verringerte Widerstandskraft 
bei Monokulturen, u. a.);

b) Umwandlung:
-  hohe Schadstoffemissionen bei Ver­

brennung in kleinen Einheiten, vor allem 
Staub, CO, VOC,NOx,

-  bei Müllverbrennung Emissionen von 
Dioxinen und anderen toxischen Sub­
stanzen,

-  Asche,
-  Wasserverschmutzung (z. B. bei Fer- 

mentation/Destillierung);
Wasserkraft:
-  Flächenbedarf,
-  Sedimentation im Reservoir, dadurch 

Erosion unterhalb des Dammes,
-  Änderung des Mikroklimas,
-  Änderung des biologischen Subsy­

stems (Fische, Insekten, Pflanzen, Zoo­
plankton, Phytoplankton),

-  Vernichtung bzw. Änderung der Uferve­
getation.

Diese Liste zeigt, daß auch der Einsatz er­
neuerbarer Energieträger Umweltproble­
me schafft, denen mit zunehmender Be­
deutung der erneuerbaren Energieträger 
zunehmend Beachtung geschenkt wer­
den muß.

Zusammenfassung
-  Sinkende Bevölkerungszahlen, verbes­

serte Techniken zur Energieeinsparung, 
Änderungen der Industriestruktur und

steigende Energiepreise führen m ittel­
fristig zu stagnierenden und langfristig 
zu sinkendem Energieverbrauch.

-  Die Belastung der Atmosphäre durch 
die klassischen Schadstoffe S 0 2, NOx, 
CO und vermutlich auch VOC nimmt in 
Zukunft deutlich ab.

-  Auf Grund zunehmenden Einsatzes von 
Rauchgasreinigungsverfahren nimmt die 
Menge an festen Abfallstoffen (Asche, 
Sulfat/Sulfitgemische) etwas zu.

-  Langfristig nimmt der Anteil erneuerba­
rer Energieträger an der Energieversor­
gung zu. Dies führt zu Änderungen der 
Umweltbelastungen, insbesondere zu 
höherem Flächenverbrauch.
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N aturschutz in den N iederlanden: Ein kleiner S chritt nach vorn
Von S. M. ten Houte de Lange, Doorn 

Einleitung

Im Rahmen einer Diskussion über Ziele 
des Naturschutzes, die an einer Tagung 
der Norddeutschen Naturschutzakademie 
im Juni 1990 gehalten wurde, wird in die­
sem Beitrag dargestellt, wie sich in den 
Niederlanden der Naturschutz auf die an­
no 1990 gegebenen Rahmenbedingungen 
einstellt. Zuerst wird dazu die heutige La­
ge bezüglich Umwelt und Natur in den Nie­
derlanden in großen Zügen beschrieben. 
Dann wird das Mitte 1990 von der Nieder­
ländischen Regierung dem Parlament an­
gebotene »Nationale Maßnahmenpro­
gramm Naturschutz« (Natuurbeleidsplan) 
vorgestellt. Schließlich werden einige aus 
der Sicht des Autors w ichtige Probleme 
des Naturschutzes und der niederländi­
schen Naturschutzpolitik erörtert.

Um welt in den Niederlanden 
anno 1990
Zur Beantwortung der Frage, welchen 
Rahmenbedingungen sich der Natur­
schutz heute in den Niederlanden gegen­

übergestellt sieht, muß zuerst die heute in 
diesem kleinen und sehr dicht bevölkerten 
Land bestehende Umweltsituation darge­
stellt werden. Im Rahmen dieses Beitra­
ges ist dabei eine Beschränkung auf die 
für die Natur wichtigsten Umweltaspekte 
notwendig.

Wasser

Der Zustand des Grund- und Oberflächen­
wassers in den Niederlanden kann wie 
fo lgt angedeutet werden. Das Flußwasser, 
das durch den Rhein und die Maas und 
einige kleinere Flüsse in die Niederlande 
einströmt, ist zum größten Teil beim Errei­
chen der Landesgrenze schon hoch mit 
Schadstoffen belastet und stark eutro- 
phiert. Dieses Flußwasser beeinflußt heu­
te die Wasserqualität fast aller Oberflä­
chengewässer im Lande.

Innerhalb des Landes wird an der Ver­
schmutzung und Eutrophierung der Ge­
wässer durch die Industrie und durch die 
sehr intensiv betriebene Landwirtschaft 
beigetragen (Näheres darüber im Ab­
schnitt Boden).

In den Niederlanden werden fast überall 
die Niederschlagsüberschüsse im Früh­
jahr sehr schnell abgeführt und wird -  zu­
gunsten einer möglichst frühen landwirt­
schaftlichen Nutzung der Böden -  eine 
schnelle und tiefe Senkung des Grund­
wasserspiegels angestrebt. Folge dieser 
Manipulation des Wasserhaushaltes ist ei­
nerseits eine Austrocknung vieler aus öko­
logischer Sicht wertvollen Feuchtgebiete. 
Andererseits entsteht dadurch im Sommer 
vielerorts auch für die Landwirtschaft 
selbst Wassermangel. Diesem Wasser­
mangel wird heute in fast allen Teilen des 
Landes entgegengewirkt durch Zufuhr von 
gebietsfremdem und qualitativ schlech­
tem Flußwasser. Resultat: Verlust der ur­
sprünglich großen Vielfalt an gebietseige­
nen (oder gebietsspezifischen) Wasserty­
pen und der dazu gehörenden hydrobiolo- 
gischen Diversität.
In den wenigen noch existierenden, mehr 
oder weniger isolierten Gewässern wird 
die Wasserqualität heute durch die 
schlechte Qualität des Niederschlagswas­
sers negativ beeinflußt. Auch erreicht 
manchmal verschmutztes Grundwasser 
diese Gewässer.
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Die Unterwasserböden sind in den Nieder- 
landen-auch in Naturgebieten-vielerorts 
schwer verseucht (u.a. mit Schwermetal­
len).

Boden

Als Beispiel für die besorgniserregende Si­
tuation der Böden in den Niederlanden 
möge die sehr starke Eutrophierung durch 
die Landwirtschaft dienen. Die landwirt­
schaftlich genutzte Fläche beträgt unge­
fähr 2 Mio. Hektar, wovon 1,5 Mio. für die 
Produktion von Viehfutter benötigt wird. 
Die Viehdichte in den Niederlanden ist mo­
mentan aber so hoch, daß die Fütterung 
den Einsatz von zusätzlichen ± 5,4 Mio. 
Hektar für Viehfutterproduktion in anderen 
Teilen der Welt erfordert (Bakker 1984).

Diese Viehdichte hat einen enormen Mist­
überschuß zur Folge, der momentan unge­
fähr 35 Mio. Tonnen Gülle pro Jahr beträgt. 
Dieser Gülleüberschuß führt, zusammen 
mit dem angewendeten Kunstdünger, zu 
einem jährlichen Überschuß von 169 Mio. 
kg Phosphor (P) (Logeman, in Vorb.). Der 
Stickstoffüberschuß in den Niederlanden 
beträgt momentan jährlich gut 850 Mio. kg 
N (Gossensen und Meeuwissen 1990).

Die Überdüngung mit Gülle hat dazu ge­
führt, daß heute nachgewiesenermaßen 
300000 Hektar landwirtschaftlich genutz­
ter Boden nicht nur nitrat-, sondern auch 
schon phosphatgesättigt sind, das heißt, 
daß neben Nitrat auch Phosphat in den 
Untergrund und ins Grundwasser durch­
sickert. Das wirkliche Ausmaß der Phos­
phatsättigung der Böden ist allem An­
schein nach noch erheblich umfangrei­
cher. Schätzungsweise geht es dabei 
schon um 400 000 bis 500 000 Hektar (Lo­
geman, in Vorb.).

Die Niederlande werden also langsam zu 
einem riesigen Misthaufen. Trotz dieser 
gravierenden Situation wird bis heute nur 
am Symptom kuriert. Gülle wird verfrach­
tet in Landesteile, die noch weniger bela­
stet sind, und man versucht mit Hilfe von 
Mistaufbereitungsfabriken das Über­
schußproblem etwas einzudämmen. Ob­
wohl nicht nur Gülle, sondern auch viele 
landwirtschaftliche Produkte im Über­
schuß produziert werden, ist erstaunli­
cherweise eine Verringerung des Viehbe­
standes noch kaum diskutabel.

Luft

Als Beispiel sei hier die Stickstoffbela­
stung der Luft hervorgehoben, die vieler­
orts in erheblichem Maße eine Folge der in­
tensiven Viehzucht ist.

Für die in den Niederlanden noch verblie­
benen 40000 Hektar Heide wurde eine 
mittlere jährliche Stickstoffimmission von 
40 bis 50 kg N pro Hektar gemessen. Eine 
Folge dieser Immission ist eine starke »Ver­
grasung« der Heideflächen unter anderem 
mit Molinia. Von den feuchten Erica-Hei­
den sind heute nur noch etwa 1000 Hektar 
einigermaßen gesund.

Natur in den Niederlanden heute
Die Natur in den Niederlanden ist, als Fol­
ge der in fast allen Bereichen ständig in­
tensiver gewordenen Raumnutzung und 
der dadurch verursachten besonders 
schlechten Umweltqualität sowie der rapi­
den Veränderungen der räumlichen Struk­
tur der Landschaft, stark bedroht. Der 
Ernst der heutigen Situation kann am be­
sten anhand einiger Zahlen deutlich ge­
macht werden. Dabei sollen die wichtig­
sten systematischen Artengruppen kurz 
besprochen werden.

Bei den Pflanzen ergibt sich folgendes 
Bild: von den gut 3200 Pilzarten in den Nie­
derlanden sind heute 944 Arten bedroht 
bis sehr bedroht. Am gravierendsten ist die 
Situation bei den Mycorrhiza-Pilzen, von 
denen fast 80 % in ihrem Vorkommen zu­
rückgegangen sind. Gut 15 % der seit dem 
letzten Jahrhundert in den Niederlanden 
bekannten Flechtenarten wurden nach 
1970 nicht mehr wahrgenommen. Die An­
zahl der Stickstoffzeiger unter den Flech­
ten nimmt zu. Von den Laubmoosen zei­
gen etwa 40 % der säuremeidenden Arten 
einen Rückgang. Die höheren Pflanzen zei­
gen ein ähnliches Bild. Von den gut 1400 
Arten, die vor 1930 vorkamen, sind fast 
500 Arten zurückgegangen. 71 Arten sind 
ausgestorben (Weinreich und Musters 
1989; Anon. 1990).
Die Zahlen für die niederländische Fauna 
zeigen Folgendes: Von den etwa 50 Arten 
der Süßwasserfische ist mehr als die Hälf­
te stark zurückgegangen oder verschwun­
den. Von den verbliebenen Arten sind 16 
sehr selten geworden. Zwei Drittel der 14 
in den Niederlanden vorkommenden Am­
phibienarten ist in der Anzahl zurückge­
gangen, ebenso alle 7 einheimischen Rep­
tilienarten. Bei den Vögeln wurden für un­
gefähr 180 Arten die Veränderungen im 
Brutvogelstand ermittelt in den Perioden 
1950 bis 1970 und 1971 bis 1984. In beiden 
Perioden ist ungefähr ein Drittel dieser Ar­
ten in der Anzahl zurückgegangen. Von 
den 65 Säugetierarten haben 25 % in Ver­
breitung und Anzahl abgenommen (Wein­
reich und Musters 1989; Anon. 1990). 
Seit kurzem werden in den Niederlanden 
der Fischotter und zwei Fledermausarten 
als ausgestorben betrachtet.

Ursachen des allgemeinen Artenrückgan­
ges sind neben den genannten Umweltbe­
lastungen der Flächen- oder Biotopver­
lust, die Zerschneidung und Isolation von 
Biotopen und die Störung der Lebensräu­
me durch Freizeitaktivitäten.

Naturschutz anno 1990:
Das nationale Maßnahmen­
programm Naturschutz
Man muß heute leider feststellen, daß alle 
Anstrengungen des privaten und amtli­
chen Naturschutzes in den letzten Jahr­
zehnten nicht haben verhindern können, 
daß in den Niederlanden der Artenrück­
gang weiterging. Gravierend ist, daß sogar 
das Tempo des Artenschwundes noch 
nicht abgenommen hat. Angesichts dieser

Feststellung wird seit einiger Zeit im gan­
zen Feld des Naturschutzes über Ziele und 
über Strategien nachgedacht, um diese 
Ziele zu erreichen. Dies hat unter anderem 
zu einer neuen Richtung im amtlichen Na­
turschutz geführt, die im Nationalen Maß­
nahmenprogramm Naturschutz festgelegt 
ist. Dieses Programm, auf holländisch 
»Natuurbeleidsplan« genannt, wurde im 
Juni 1990 von der niederländischen Regie­
rung aufgestellt.
Das neue Naturschutzprogramm der Re­
gierung befaßt sich nicht nur mit der Natur, 
sondern auch mit dem Schutz kulturhisto­
risch wertvoller Landschaftsbestandteile 
und geomorphologisch wertvoller Gebie­
te. In diesem Beitrag wird nur der Teil über 
Naturschutz in den Niederlanden kurz er­
läutert.
Im Programm steht folgendes im Mittel­
punkt:
-  die Schafftung einer dauerhaften Struk­

tur für die niederländische Natur durch 
ein sogenanntes ökologisches Ver­
bundsystem;

-  die Entwicklung neuer Naturgebiete in­
nerhalb dieses Verbundsystems (Natur­
entwicklung neben Naturerhaltung);

-  das Zustandebringen einer Arten­
schutzpolitik;

-  das Vergrößern der gesellschaftlichen 
Basis der niederländischen Naturpolitik.

Das ökologische Verbundsystem

Für die dauerhafte Erhaltung, Wiederher­
stellung und Entwicklung der Naturwerte 
in den Niederlanden soll ein nationales 
ökologisches Verbundsystem (im Pro­
gramm wird wörtlich gesprochen von einer 
»ökologischen Hauptstruktur«) geschaf­
fen werden. Das zukünftige zusammen­
hängende Netz wichtiger Naturgebiete 
soll bestehen aus (1) Kernzonen (schon 
bestehende ökologisch wertvolle Gebie­
te), (2) Naturentwicklungszonen (Gebiete 
mit guten Möglichkeiten für die Entwick­
lung von Natur von nationaler oder interna­
tionaler Bedeutung) und (3) Verbindungs­
zonen (Gebiete, die Kernzonen und Natur­
entwicklungszonen miteinander verbin­
den und so die Artenverbreitung und die 
Auswechslung zwischen Teilpopulationen 
ermöglichen).
Die Zonen, innerhalb denen das zukünfti­
ge nationale ökologische Verbundsystem 
liegen wird, sind auf der abgebildeten Kar­
te (entnommen aus dem Nationalen Maß­
nahmenplan Naturschutz) ersichtlich. Die 
Karte zeigt aber nicht die endgültige Form 
und Lage des Verbundsystems: Die ange­
gebene Landoberfläche des Verbundsy­
stems auf der Karte beträgt rund 10600 
km2. Die bis zum Jahre 2020 zu realisieren­
de Oberfläche wird allerdings wesentlich 
kleiner sein. Schlußendlich wird das Ver­
bundsystem (exklusive Oberflächenge­
wässer) nur rund 6800 km2 umfassen. Un­
gefähr 1000 km2 davon werden Kulturwald 
sein, bestehend aus nicht einheimischen 
Baumarten, und etwa 1000 km2 werden 
weniger intensiv genutzte, aber nicht end­
gültig geschützte Agrarflächen sein.
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Innerhalb des Verbundsystems soll, zum 
Teil mit Hilfe einer Pufferzonenpolitik, da­
für gesorgt werden, daß die Natur vor ne­
gativen äußeren Einflüssen geschützt 
wird.

Natur außerhalb des ökologischen 
Verbundsystems

Außerhalb des zukünftigen nationalen 
ökologischen Verbundsystems liegen 
aber viele für den Naturschutz wichtige 
Gebiete, unter anderem die meisten Natur­
gebiete kleiner als 500 Hektar, viele für 
Wiesenbrüter wichtige Gebiete größer als 
500 Hektar, viele Gebiete die von großer 
Bedeutung sind für Gänse und andere 
Wintergäste und schließlich natürlich viele 
kleine ökologisch bedeutsame Land­
schaftselemente.
Die Verantwortung für die Erhaltung der 
Naturwerte außerhalb des ökologischen 
Verbundsystems wird von der Regierung 
in erster Linie als Sache der Provinzen und 
Gemeinden gesehen. Diese haben dazu 
aber nur beschränkt finanzielle Mittel zur 
Verfügung.

Artenschutzpolitik

Zusätzlich zu den Anstrengungen für die 
Realisierung des ökologischen Verbund­
systems sind im Programm spezifische Ar­
tenschutz-Maßnahmen vorgesehen. Die­
se Maßnahmen richten sich zum Teil auch 
auf Gebiete, die außerhalb des Verbundsy­
stems liegen (zum Beispiel Gebiete, wo 
Wiesenbrüter, Gänse, Sing- und Zwerg­
schwäne in großer Zahl Vorkommen). Bei 
der Artenschutzpolitik geht es namentlich 
um (1) bedrohte Arten, (2) Arten, für deren 
Erhaltung die Niederlande eine internatio­
nale Verantwortung haben, (3) Arten, die 
durch Biotopverlust stark zurückgegan­
gen sind, und (4) Arten, die in kleinen Zah­
len in für die Niederlande charakteristi­
schen Biotopen Vorkommen.

Probleme und Aussichten
Das neue Maßnahmenprogramm Natur­
schutz mit seiner Idee des ökologischen 
Verbundsystems ist ein deutlicher Schritt 
vorwärts, sei es auch vorläufig nur auf dem 
Papier. Erstens stellt sich der Naturschutz 
auf nationaler Ebene in diesem Programm 
nun erstmals etwas offensiver dar, unter 
anderem, indem neben Naturerhaltung 
auch Naturentwicklung deutlich zum Zuge 
kommt. Diese offensive Strategie ist si­
cherlich notwendig, um der Verwirkli­
chung der Ziele etwas näher zu kommen. 
Zweitens wird mit dem Verbundsystem 
nun wenigstens versucht, etwas anzustre­
ben, das rein vom Umfang her die Chance 
einiger Dauerhaftigkeit hat. Und drittens 
macht die Idee des ökologischen Verbund­
systems für Politiker und Bevölkerung 
deutlich, daß für die Erhaltung wichtiger 
ökologischer Funktionen unserer Land­
schaft recht große Naturräume reserviert 
werden müssen (siehe zu diesem Thema 
auch den Beitrag von Prof. Kaule).
Es ist aber trotzdem sehr fraglich -  wie 
in den folgenden Zeilen deutlich werden

wird - ,  ob das neue Maßnahmenpro­
gramm Naturschutz die besorgniserre­
gende Lage der Natur in den Niederlanden 
wesentlich verbessern kann.

Im Maßnahmenprogramm steht die Schaf­
fung des nationalen ökologischen Ver­
bundsystems an zentraler Stelle. Schon 
jetzt zeigt sich, daß es im heutigen politi­
schen Kräfteverhältnis ein schwerer und 
langer Weg sein wird, um dieses Verbund­
system oder auch nur größere Teile davon 
zu verwirklichen. Auch wenn dies gelingen 
sollte, ist damit das Ziel einer dauerhaften 
Erhaltung von Naturwerten und ökologi­
schen Prozessen noch bei weitem nicht er­
reicht. In einem Gutachten des Niederlän­
dischen Sachverständigenrates für Natur­
schutz wurde ausführlich dargelegt, daß 
mit dem Verbundsystem nur einige der Ur­
sachen des Naturschwundes angegangen 
werden: Flächenverlust und Zerschnei­
dung. Und auch diesen Ursachen wird mit 
dem Verbundsystem nur teilweise entge­
gengewirkt. Die im Maßnahmenprogramm 
angegebene Form und Lage des Verbund­
systems fußt nur lückenhaft auf bioge­
ographischen Erkenntnissen, besteht zum 
großen Teil aus den schon existierenden 
größeren Natur- und Waldgebieten und 
spricht nur den nationalen Maßstab an 
(Natuurbeschermingsraad 1989).

Die wichtigen Ursachen wie Eutrophie­
rung und Verschmutzung von Wasser, Luft 
und Boden werden durch die Schaffung ei­
nes nationalen Verbundsystems nur ört­
lich (unter anderem durch die Pufferzonen­
politik) mehr oder weniger abgeschwächt, 
aber nicht weggenommen (Natuurbe­
schermingsraad 1989). Maßnahmen, um 
die starke Belastung der Umwelt (sowie al­
ler natürlichen Lebensräume) zu verrin­
gern, sind von der niederländischen Re­
gierung in dem 1989 erschienen Nationa­
len Umweltplan angegeben. Die in diesem 
Plan angestrebte sogenannte »Allgemeine 
Umweltqualität« ist aber erstens in der 
Hauptsache humanhygienisch und nicht 
ökologisch definiert. Zweitens wird es, 
wenn wir sehen, wie wenig bis heute mit 
den notwendigen Umweltmaßnahmen 
ernstgemacht wird, kaum gelingen, diese 
allgemeine Umweltqualität innerhalb ab­
sehbarer Frist zu verwirklichen. Wenn wir 
uns vergegenwärtigen, daß manche Öko­
systeme eine ganz besondere Umwelt­
qualitätvoraussetzen, die in ihren Anforde­
rungen noch viel weiter geht als die allge­
meine, wird klar, wie schlecht die Aussich­
ten für unsere Flora und Fauna sind.

Eine vielerorts ausgesprochene große Sor­
ge im Hinblick auf das Nationale Maßnah­
menprogramm Naturschutz ist die Tatsa­
che, daß die nationale Behörde sich mit 
dem Einsatz ihrer Mittel weitgehend »zu­
rückzieht« auf das Verbundsystem. Für die 
notwendige »grüne Durchaderung« oder 
die Aufrechterhaltung der ökologischen 
Funktionen der Gebiete außerhalb des Ver­
bundsystems bleiben nur wenig Instru­
mente und Mittel übrig. In diesen Gebieten 
werden hingegen immer noch kostspielige 
und manchmal veraltete Flurbereinigungs­
maßnahmen durchgeführt, die einerseits

stark negative Auswirkungen für Natur- 
und Landschaft haben und andererseits 
zu einer weiteren Erhöhung der landwirt­
schaftlichen Überschüsse führen.
Im Nationalen Maßnahmenprogramm Na­
turschutz ist angegeben, daß die Regie­
rung in Zukunft etwas mehr Mittel für Na­
tur- und Landschaftsschutz einsetzen will 
als bisher. Dies ist erfreulich. Im Hinblick 
auf den Umfang der Probleme und die Not­
wendigkeit der Lösung für die Zukunft un­
serer Gesellschaft ist dieses Mehr (bis 
1994 ist im Nationalhaushalt lediglich ca. 
eine halbe Milliarde Gulden vorgesehen) 
aber kaum der Rede wert. Aus dem Um­
fang der Mittel geht klar hervor, daß der po­
litische Wille, wirklich etwas für die fernere 
Zukunft zu tun, noch ungenügend vorhan­
den ist. Bis heute werden in der Politik viel 
zu viel kurzfristige Lösungen gesucht, und 
es wird an den Symptomen kuriert. Not­
wendige, aber unpopuläre Maßnahmen, 
die dazu beitragen, eine dauerhafte 
Raum- und Bodennutzung, eine dauerhaf­
te Gesellschaft näherzubringen, werden 
hinausgeschoben. Die Chancen für eine 
lebbare Zukunft werden dadurch immer 
geringer und die Kosten, um diese zu reali­
sieren, immer höher.
Mit Prof. Hampicke (siehe seinen Beitrag 
in dieser Publikation) bin ich der Meinung, 
daß Natur- und Umweltschutz nicht eine 
Frage der Kosten, sondern des politischen 
Willens ist.
Hoffentlich wird die vor kurzem allen Re­
gierungen angebotene, in Zusammenar­
beit zwischen IUCN (The World Conserva­
tion Union), UNEP (United Nations Envi­
ronment Programme) und WWF (World 
Wide Fund for Nature) aufgestellte Strate­
gie »Caring for the Earth« dazu beitragen, 
daß dieser politische Wille wächst.
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Die E instellung des Naturschutzes auf die Rahm enbedingungen 
in der Schw eiz

Tab. 1a. Neuere gesetzliche Grundlagen zum Naturschutz in der Schweiz (vgl. J enni 1990)

Eidg. Gewässerschutz-Gesetz
(oberirdische Gewässer, Ufer etc.) 
(Restwassermengen, Verbau, Korrektion, Ersatz)

EGSchG

Eidg. Natur- und Heimatschutz-Gesetz
(Biotopschutz, Lebensraum, Walderhaltung, 
Uferbereich, Wiederherstellung etc.)

NHG

(Eidg.) Wasserbaugesetz (verhängt mit EGSchG)
(Eidg.) Raumplanungsgesetz (Biotopschutzgesetz) RPG
Bundesverfassung (spez. Biotopschutz, z. B. Moorschutz) BV

Von Frank Klötzli

A. Grundlagen und 
Rahmenbedingungen

Nach Einstellung, Erziehung und Tradition 
wurden die Schweizer seit dem Hochmit­
te la lter (11./12. Jh.) in eher utilitaristischer 
Hinsicht über das Bannwaldprinzip auf 
einen punktuellen Naturschutz verpflich­
te t (Lawinengefahr). Dies bedeutet: Grö­
ßere Flächen kamen nicht von vornherein 
unter Schutz. Es gab weder »Heilige Ber­
ge«, besonders geschützte Seen oder un­
genutzte Wälder in erreichbaren Lagen. 
Eine bedrohliche Situation für das Land 
entstand erst durch die weitgehende Ver­
wüstung der Wälder durch Schlag und 
Weide. Deshalb waren in logischer Folge 
Forstgesetze ab 1874/1902 auch unter den 
»Naturschutzgesetzen«. Ein eigentliches 
umfassendes Naturschutzgesetz gibt es 
erst seit 1966. Im kantonalen Schul- und 
Erziehungswesen wurde indessen doch 
ab etwa Ende des 1. Weltkrieges auf den 
Schutz von außergewöhnlichen Objekten 
(Organismen, Lebensgemeinschaften, 
geologische Besonderheiten) hingewirkt. 
Auch die Schaffung des Nationalparks 
in einem früher stark exploitierten, stark 
bewaldeten Gebiet der Bündner Alpen 
(Tiroler Salzbergbau, Eisenhütten) fiel in 
diese frühen Jahre (1914). Verschiedene 
ornamentale Alpenpflanzen (Edelweiß, En­
zian), aber auch Lilien (Feuerlilie, Türken­
bundlilie) und Orchideen (Frauenschuh) 
wurden örtlich schon früh unter Schutz 
gestellt. Dazu kamen einige seltenere oder 
w iedereingebrachte Tierarten (Steinbock, 
W appentier Graubündensl), was vor al­
lem jagdgesetzlich geregelt wurde. Wei­
tergehende Bestimmungen und umfas­
sende nationale Kataloge ergaben sich 
erst ab den 60er Jahren (vgl. z. B. La n d o lt

1971).

1. S taatliche Grundlagen

1.1 Gesetze

An gesetzlichen Grundlagen lassen sich 
verschiedene Interessenbereiche aus Ge­
wässerschutz, Wasserbau, Raumpla­
nung, Fischerei und Jagd sowie Forstwe­
sen beiziehen, und deren Vernetzung mit 
neueren Naturschutzgesetzen ist recht in­
tensiv (J e n n i 1990). Da es in zahlreichen 
Fällen jedoch um Interessenabwägungen 
im nationalen Rahmen geht (Landesvertei­
digung, Kraftwerkbau, Straßenbau, Land­
w irtschaft, Raumplanung usw.), »ziehen« 
die Naturschutzgesetze nicht einfach alle 
berechtigten Begehren durch. Außerdem 
enthalten viele Gesetzesartikel »kann«- 
Abschnitte. Deshalb können wegen sol­
cher »Lücken« oder »Lecks« weitere Ein­
bußen an Natur und Landschaft auch heu­

Tab. 1 b. Ökologische Forderungen an die 
Raumplanung (nach Ellenberg 1979, ORL-Kol- 
loquium)

1. Keine Trockenlegungen mehr
2. Keine (rein technische) Korrektur von 

Bächen
3. Keine Überbauung landwirtschaftlich 

günstiger Standorte
4. Keine neuen Straßen durch zer­

schnittene Grünräume
5. Zersiedlung vermeiden
6. Keine Veränderung von Sozialbrachen
7. Mangelbiotope schaffen
8. In offener Landschaft großräumig 

planen
9. In Siedlungen Grünnischen erhalten, 

und:
10. Diversität ist kein absolutes Kriterium 

für den Schutzwert

te nicht immer verhindert werden. Indes­
sen sind doch die Beschlüsse des höch­
sten Gerichts (Bundesgericht) in den letz­
ten zehn Jahren zunehmend naturschutz­
w irksamer geworden (vgl. Tab. 1a, Eidge­
nössische Gesetze).
Für die Durchsetzung des Naturschutzge­
setzes auf nationaler Basis sorgt das Bun­
desamt für Wald, Umwelt und Landschaft 
(BUWAL). Da Naturschutz aber Rechtssa­
che der Gemeinden und Kantone ist, ist es 
die Pflicht der Kantone, für den Vollzug zu 
sorgen und entsprechende Ämter mit dem 
zuständigen Fachpersonal einzurichten 
(Einzelheiten s. z. B. A n to n ietti 1990). Be­
rechtigte Ansprüche an die Raumplanung 
wurden schon vor über zehn Jahren neu 
formuliert (Ellen b e r g  1979; Tab. 1 b).

1.2 Inventare, »Rote Listen«, 
Konventionen

An Inventaren über schutzwürdige Gebie­
te lagen vor ca. fünfzehn Jahren die in Ta­
belle 2 zusammengestellten Unterlagen 
vor. Seither wurden die in Tabelle 3 aufge­
führten Inventare erarbeitet. Auch »Rote 
Listen« wurden in der Zwischenzeit erstellt 
(Tab. 3). Im Kanton Zürich wird auf der 
Grundlage all dieser Vorarbeiten unter Ein­
schluß neuerer, alle Schutzwerte umfas­
sender Untersuchungen an einem moder­
nen Naturschutz-Gesamtkonzept gear­
beitet. Dieses beinhaltet detaillierte Ab­

sprachen mit der Landwirtschaft und als 
Ziel ein kantonales Biotopverbundnetz 
(Vorschau in N ieverg elt  1986; s. auch Ma- 
DER 1988).
An wichtigen internationalen Konventio­
nen ist der Beitritt der Schweiz zur Konven­
tion von Ramsar zu erwähnen. An der Kon­
ferenz in Montreux im Juli 1990 wurden 
sechs weitere große Feuchtgebiete von 
höherer ornithologischer Bedeutung auf­
genommen.

2. Erzieherisch-inform ative 
Grundlagen

Durch die gemeinsamen und oft stark in­
tensivierten Bemühungen von SBN 
(Schweiz. Bund für Naturschutz), WWF 
(nationale Organisation des World Wildlife 
Fund) und der SANW (Schweiz. Akademie 
der Naturwissenschaften, als wissen­
schaftliche Dachorganisation auch aller 
biologisch orientierten w issenschaftli­
chen Vereinigungen) konnte nach jahrelan­
gen Vorbereitungen die erste halbstaatli­
che »Naturschutz-Schule« gegründet wer­
den, die »Schweiz. Ausbildungsstätte für 
Natur- und Umweltschutz (SANU)« in Biel. 
Die Schule bietet Standard-, aber auch 
maßgeschneiderte Kurse in allen Natur­
schutzfragen und für alle Berufsrichtun­
gen, die meisten allerdings ab einem Bil­
dungsniveau, die ein Abitur einschließen. 
Ein Modul-System, also Ausbildungsblök- 
ke als Kurs-Manövriermasse, bürgt für ein 
flexibles Angebot an Kursen (s. Tab. 4). Zu­
sätzlich und mit der SANU verbindbar füh­
ren SBN und WWF verschiedene Natur- 
und Umweltschutz-(Erziehungs-)Zentren, 
wo Bürger aller Erziehungsstufen sich wei­
terbilden können (inkl. Naturschutzpra­
xis).
Naturschutzforschung wurde an einigen 
Hochschulen stark gefördert -  zwar nicht 
durchweg finanziell und organisatorisch, 
aber wenigstens dann doch durch die Hal­
tung einiger Dozenten! - ,  so daß viele 
Grundlagen zu Naturschutz-Wert, Natur­
schutzgebiets-Kartierung, Abpufferung 
und Eutrophierung von Naturschutzgebie­
ten usw. behandelt werden konnten. 
Durch die »Arbeitsgruppe für Futterbau« 
(AFGG) an der Landwirtschaftlichen For-
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Tab. 2. Grundlagen für Ausscheidung von Schutzgebieten in der Schweiz (NSG, LSG) (nach Kessler 
1976)

Katalog der Landschafts- und Naturdenkmäler von nationaler Bedeutung (KLN) bzw. Bundesin­
ventar der Landschafts- und Kulturdenkmäler (BLN verbindlich ab 1968!)
-  ca. 10 % der Landesfläche
-  einzigartige Objekte
-  typische Landschaften
-  Erholungsgebiete

Schweiz. Alpenclub (SAC) -  Richtplan (1969)
Schweiz. Heimatschutz (SHS) -  schützenswerte Ortsbilder
Institut für Orts-, Regional- und Landesplanung (ORL) -  Richtlinien (1971). Grundsätze/Kriterien/ 
Möglichkeiten des Landschafts- und Naturschutzes im Rahmen der Orts- und Regionalplanung 
Definition Ufervegetation (1972), Klötzli (1991)
Brachlandproblem, Eidg. Anstalt für das forstliche Versuchswesen (EAFV) (1973)
Seeuferbericht des Delegierten für Raumplanung (1975)
Inventar Naturschutzgebiete und Naturdenkmäler der Schweiz (Schweiz. Bund für Naturschutz, 
SBN) (inkl. 2. Serie, BUWAL1989) (vgl. Antonietti und KESSLER 1984; KESSLER 1986)

Bundesbeschluß über dringliche Maßnahmen in der Raumplanung (1973)
Karte der Gefahrengebiete
Inventar schützenswerter Ortsbilder (ISOS)
Pflanzensoziologisch-ökologische Kartierung zu Naturschutzzwecken (reale Vegetation) nach 
der Gitternetzmethode (erarbeitet aus Luftbildern, Kartenmaterial, Literatur, pers. Mitt.) 
daraus: Verbreitungs-Karten 

Di versitäts-Karten 
Naturschutzwert-Karten 
Belastungs-Karten 
Konflikt-Karten
Intensität der Nutzung und potentielle Gefährdung der NSG 

(vgl. Arbeiten von Beguin, Hegg, Zoller 1977)

schungsanstalt für Pflanzenbau (FAP im 
Reckenholz, Zürich) und andere landwirt­
schaftliche Institutionen (vor allem durch 
den Schweiz. Bauernverband) konnten die 
Probleme der Erhaltung von landwirt­
schaftlich und nicht nur naturschützerisch 
akzeptablen Magerwiesen bearbeitet wer­
den (Probleme von Direktzahlung, Bewirt­
schaftungsbeiträgen, Flächenentschädi­
gungen, Flächen-Stillegung bzw. Extensi- 
vierung sowie schützenswerte Flächenan-

Tab. 3. Neuere Inventare

-  Hoch-/Übergangsmoore 
(Grünig, Vetterli und Wildi 1986)

-  TrockenVMagerrasen (Klein et al. n. p.)
-  Auen i.w .S . (Kuhn und Amiet 1988, 

GOBATet al. 1990)
-  Niedermoore (GALLANDATet al., i. Dr.) 
»Rote Listen« s. z. B. Landolt 1990.

Tab. 4. Information und Ausbildung in der SANU 
(Schweiz. Ausbildungsstätte für 
Natur- und Umweltschutz)

Information und Weiterbildung »für alle« 
Beispiele für Kurse:
-  Natur- und Landschaftsschutz im Wald
-  Naturschutz im Gebirgswald
-  Waldökologie
-  Umsetzung von Biotopinventaren
-  Naturnaher Wasserbau
-  Sport gegen/mit Naturschutz/Land- 

schaftsschutz
-  Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVP-)Anleitung

-  Maßgeschneiderte Kurse nach Bedarf (z. B. 
Kurse für Praktiker, Verwaltungspersonal)

Modulsystem

teile). Diese Untersuchungen wurden 
durch das Nationale Forschungspro­
gramm »Boden« (NFP 22) des Schweiz. 
Nationalfonds für die wissenschaftliche 
Forschung (SNF) unterstützt (vgl. z. B. 
Gfeller und Schmid  1990; B roggi und 
Schlegel 1989; D ietl 1990; Thomet 1990; 
Pfadenhauer 1988, 1990; SBV und SBN
1989).
Neuerdings werden spezielle Hochschul­
lehrgänge und Nachdiplomstudien für 
Naturschutz vorgeschlagen. Vorlesungen 
über Naturschutz gibt es freilich seit über 
25 Jahren und als Konsequenz auch die 
Möglichkeit von Diplomarbeiten und Dis­
sertationen in diesem Fachbereich (s. o.).

B. Vorgehen zur Sicherung von 
Natur- und Landschafts­
schutzgebieten

Die sog. »Naturschutz-Kartierung« bei 
der Erfassung und Inventarisierung von 
schutzwürdigen Flächen umfaßt folgende 
Teilschritte (erstmals für Schweizer Ver­
hältnisse vorgestellt in Klötzli 1978):
1. Inventarisierung
-  Arteninventar (möglichst mit Teilen der 

Fauna)
-  Pflanzensoziologische (Grob-)Kartie- 

rung
-  evtl. Auswertung von Vergleichs-Kartie­

rungen aus früheren Jahren, Abschät­
zung veränderter Flächen

2. Einbindung der Schutzflächen in die 
Kulturlandschaft

-  Erfassung der Rahmenbedingungen für 
das zukünftige Naturschutzgebiet

-  Bewirtschaftung, Pflege

-  Bedrohung durch äußere Einflüsse (z. B. 
Nährstoff-Flüsse, Wasserstandsverän­
derungen, mechanische Wirkungen der 
Besucher)

-  Abpufferungsmöglichkeitengegen 
oben erwähnte Bedrohungen

-  Regenerationsfähigkeit von Teilflächen 
(vgl. Klötzli 1989,1991)

-  Früherkennung irreversibler Verände­
rungen

3. Sozio-politische Maßnahmen
-  Naturschutz und Landwirtschaft (Dis­

kussion der Abschnitte 1 u. 2), Ansprü­
che des Naturschutzes (vgl. Thomet
1990)

-  Entschädigungsansprüche
-  Information der Bevölkerung
-  Schaffung von Lehrpfaden usw. (Weite­

res s. in Lit. cit., WiLDERMUTH 1978; B rö- 
ring und W iegleb 1990; Gfeller und 
Schmid  1990; Berthoud  et al. 1989 
usw.)

C. Zukünftige Entwicklung 
unter veränderten Umwelt­
bedingungen

1. Weitere Veränderungen in Schutz­
gebieten

Trotz befriedigender Absicherung von 
Schutzbereichen in politischer und -  vor­
dergründig gesehen -  auch ökologischer 
Hinsicht verändern sich sogar Gebiete von 
nationaler und übernationaler Bedeutung 
noch laufend und verlieren meist an 
Schutzwert. Unkontrollierbare Störungen 
durch Besucher, unangepaßte Bewirt­
schaftung, Entwässerungsarbeiten in der 
Umgebung und vor allem die Eutrophie­
rung sind auch in Teilbereichen der BLN- 
Gebiete nachweisbar. Immer intensivere 
Nährstoffzuflüsse, eingeleitet durch vor­
rückende Nährstoff-Fronten aus über­
düngten Seen oder dann namentlich aus 
Flächen mit intensiver landwirtschaftli­
cher Nutzung, führen zu irreversiblen Ver­
änderungen in vielen schützenswerten 
Pflanzengesellschaften (vgl. Tab. 5; vgl. 
z.B. Klötzli 1979,1986; Ellenberg 1989; 
Lachavanne 1980, 1982). Seit den 70er 
Jahren haben solche Eutrophierungsvor­
gänge, unterstützt durch die atmosphäri­
sche Zufuhr, an Wirkung noch gewonnen. 
Heute lassen sich derartige Veränderun­
gen in den meisten Gebieten, auch in sol­
chen von nationaler Bedeutung, bis in die 
subalpine Stufe nachweisen. In vielen Ob­
jekten, aber vor allem in den Feuchtgebie­
ten, haben namhafte Flächen an Schut­
zwert verloren. Überdies sind nahezu alle 
vorderen Seeuferbereiche noch heute un­
ter dem kaum kontrollierbaren Einfluß des 
»Schilfsterbens« (vgl. z.B. Klötzli und 
Grünig 1976; Schröder 1987; Sukopp 
und Krauss 1989). Mithin stehen sie unter 
dem kombinierten Einfluß von Nährstoff­
zufuhr und veränderter Wellencharakteri­
stik, bedingt durch die Zunahme des Ge- 
schwemmsels und die anthropogen verän­
derte Anlaufstrecke (Uferbank) dieser be­
lastenden Wellen (Binz 1989).
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2. Veränderungen im BLN-Gebiet

Nach den Untersuchungen von Lanfran- 
chi und Z immerli (1984) im Kerngebiet des 
Robenhauser Riets am Pfäffikersee (Kt. 
Zürich), einem der besterhaltenen und 
vielseitigsten Feuchtgebiete des Schwei­
zer Mittellandes, sind in ca. 10(-20) Jahren 
10(-20) % (1974-1984 bzw. 1962-1984) 
ohne direkte menschliche Eingriffe z.T. 
weitgehend entwertet worden (vgl. Tab. 5).

Aus den ehemaligen niederwüchsigen 
Kleinseggenriedern verschiedenster Art 
entstanden artenarme Großseggen- und 
Hochstaudenrieder (inkl. sog. »Pseudo­
röhrichte«, also Schilfbeständen auf dem 
Standort dieser Pflanzengesellschaften). 
Dieses Beispiel steht stellvertretend für 
die meisten Feuchtgebiete des M ittellan­
des.

3. Weitere Veränderungen durch eine 
allfällige Klimaauslenkung?

Von verschiedenster Seite wird immer w ie­
der auf die mutmaßlichen klimatischen Än­
derungen hingewiesen und gleichzeitig 
die Frage gestellt, ob denn solche Feucht­
gebiete überhaupt zu halten sind.

Nach Unterlagen verschiedener Art aus 
analogen Standorten in benachbarten 
wärmeren Klimazonen darf die Chance 
des Überdauerns durchaus bejaht wer­
den. Feuchtgebiete (und andere Extrem- 
Standorte) sind azonale Vegetation und 
som it durch Klimaveränderungen weniger 
stark beeinflußbar als z. B. Waldvegeta­
tion. Es ist anzunehmen, daß sich z. B. die 
Bewaldungsfähigkeit von offenen Mooren 
ändern mag, aber im wesentlichen dürfte 
doch der Typus erhalten bleiben.

Somit geht es bei azonalen Vegetationsty­
pen in erster Linie um Flächensicherung, 
und so ist jede Absicherung der Feuchtge­
biete gegen Veränderungen von Wasser- 
und Nährstoff-Haushalt notwendig und 
sinnvoll und verhilft zum Überdauern der 
Gebiete auch unter veränderten Klimabe­
dingungen. Im zonalen Bereich ist dage­
gen mit schwer voraussagbaren und kaum 
verhinderbaren Veränderungen zu rech­
nen. Sollen Naturschutz-Bestrebungen

von Erfolg gekrönt sein, dann muß die Zu­
sammenarbeit von Naturschutz und Land­
w irtschaft bzw. Forstwirtschaft auch poli­
tisch verstärkt werden, und unsere Bevöl­
kerung muß über die notwendige Erhal­
tung von wesentlichen Teilen ihres Landes 
besser informiert werden. Nur eine moti­
vierte Bevölkerung wird ihr naturschützeri­
sches Erbe auch nachhaltig zu bewahren 
wissen.

Zusammenfassung
Grundlagen, die für das Funktionieren des 
Naturschutzes unumgänglich sind, liegen 
in einer breiten Gesetzessammlung, in In­
ventaren schutzwürdiger Gebiete, »Roten 
Listen« und Konventionen im internationa­
len Verband vor. Für die Erfassung und 
Durchsetzung sorgen die entsprechenden 
Ämter und Fachstellen. Die Bevölkerung 
verfügt über zentrale Ausbildungs- und Er­
ziehungszentren. Unterlagen für diese In­
stitutionen wurden vor allem an den Hoch­
schulen erarbeitet.

Nachweis und Absicherung sowie die In­
ventarisierung der schützenswerten Ge­
biete erfolgen mit vegetationskundlich- 
ökologischen Methoden (sog. »Natur­
schutzkartierung«). Mit diesen Untersu­
chungen läßt sich das Schutzgebiet sinn­
voll in die Kulturlandschaft eingliedern.

Trotz dieser fundierten Erhaltungsmaß­
nahmen schreitet die Veränderung we­
sentlicher Anteile auch in nationalen 
Schutzgebieten fort. Umwandelnde Ein­
flüsse, ausgehend von vorrückenden 
Nährstoff-Fronten aus dem intensiv kulti­
vierten Landwirtschafts-Gebiet, aus der 
Atmosphäre und durch eutrophiertes See­
wasser, führten innerhalb weniger Jahre 
zur Entwicklung eher hochstauden- und 
hochgrasreicher Vegetation aus vielseiti­
gen Kleinseggenrasen und dergleichen. 
Trotz allfälliger Klimaveränderungen wer­
den die Feuchtgebiete und andere azonale 
Vegetation überdauern, sofern Landwirt­
schaft und Naturschutz Zusammenwirken 
und eine motivierte Bevölkerung für die Er­
haltung ihres Naturerbes sorgt. Verände­
rungen in zonalen Ökosystemen sind da­
gegen zu erwarten -  aber im einzelnen 
schwer vorauszusagen.
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Veränderte Rahmenbedingungen des Naturschutzes 
und ihre Lösungsversuche in der ehemaligen DDR
Von Lutz Reichhoff

Die politische Entwicklung, mit dem Ziel 
der Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten durch den Beitritt der DDR zum 
Geltungsbereich des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland, erlaubt die 
retrospektive Betrachtung des abge­
schlossenen Kapitels des Naturschutzes 
in der ehemaligen DDR. Es geht dabei ein­
mal um die Einbringung der praktischen 
Ergebnisse dieser Arbeit in Form von exi­
stierenden Schutzgebieten und Populatio­
nen von geschützten und gefährdeten Ar­
ten sowie um die Hinterfragung der theore­
tischen Ansätze und ihrer rechtlichen In­
strumentalisierung mit dem Ziel, Weiter­
führendes für die Entwicklung der Natur­
schutzkonzeption zu erkennen und ver­
wertbarzu machen.

In der DDR kamen seit Mitte der 70er Jahre 
Zweifel an der damals bestehenden Natur­
schutzkonzeption auf. Diese führten zu in­
tensiven und kontroversen Diskussionen 
in der Mitte der 80er Jahre, in deren Ergeb­
nis eine neue Naturschutzkonzeption erar­
beitet wurde (vgl. Reichhoff und Böhnert
1987). Ausgangspunkt der Überlegungen 
waren die veränderten Rahmenbedingun­
gen des Naturschutzes, insbesondere der 
dramatische Rückgang von Tier- und 
Pflanzenpopulationen, wie er durch die

Roten Listen aufgedeckt wurde. Daraus
wurde abgeleitet:
-  Der Naturschutz muß zu einer eigen­

ständigen Disziplin neben der Land­
schaftspflege und dem Umweltschutz 
entwickelt werden. Diese Spezialisie­
rung ist notwendig, um den spezifi­
schen Aufgaben umfänglich entspre­
chen zu können, ihre besondere Bedeu­
tung in der Gesamtheit der Bemühun­
gen zur Erhaltung und Gestaltung der 
natürlichen Umwelt hervorzuheben und 
unter Betonung der Notwendigkeit ei­
ner umfangreichen Kooperation mit der 
Landschaftspflege und dem Umwelt­
schutz in ein ganzheitliches Umwelt­
konzept einzutragen.

-  Die spezifische Aufgabenstellung des 
Naturschutzes ist die Erhaltung der Ar­
ten- und Formenmannigfaltigkeit leben­
der Organismen, ihrer Lebensgemein­
schaften, Lebensbedingungen und 
Ökosysteme. Die Eigenständigkeit die­
ser Zielstellung wurde aus einer Charak­
terisierung der natürlichen Ressourcen 
abgeleitet, die die Arten und Formen­
mannigfaltigkeit lebender Organismen 
als erschöpfbare, nicht regenerierbare 
aber entwicklungsaktive natürliche 
Ressource bestimmte.

Die Naturschutzkonzeption leitete sich 
wesentlich aus evolutionsbiologischen 
Überlegungen ab und wurde durch ethi­
sche, ökologische, ökonomische, kulturel­
le und wissenschaftliche Argumente be­
gründet (vgl. Schlosser 1990). Sie baut al­
so auf geistes- und gesellschaftswissen­
schaftlichen wie auf naturwissenschaftli­
chen Erkenntnissen auf. Die Arten- und 
Formenmannigfaltigkeit der Organismen 
wird als Ausdruck der Grundwerte der Na­
tur, nämlich der Mannigfaltigkeit, der Ein- 
maligkeit/Unersetzbarkeit sowie der Dy- 
namik/Entwicklung, verstanden.

Mit der Strategie der Erhaltung der Arten- 
und Formenmannigfaltigkeit lebender Or­
ganismen wird ein übergeordnetes Zielkon­
zept beschrieben. Es soll integrativ Teil­
aspekte aufnehmen. Als solche Teilaspek­
te werden Arten, Biotope, biologische 
Grundfunktionen und abiotische Ressour­
cen als Voraussetzungen für die Errei­
chung des Zielkonzeptes verstanden. Als 
entscheidend wird angesehen, daß mit der 
Arten- und Formenmannigfaltigkeit eine 
quantifizierbare Zielbestimmung besteht. 
Ihre Quantifizierbarkeit ergibt sich aus den 
populationsbiologischen Gesetzmäßig­
keiten, die Gefährdungsansprachen, For­
mulierung von Grenzwerten und Zielgrö-
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ßen von Populationen ermöglichen. Der 
Naturschutz hat damit eine theoretisch be­
gründbare und schlüssige sowie reprodu­
zierbare Zielstellung. Die Effektivität des 
Naturschutzes wird so nicht an seinen M it­
teln (z. B. Anzahl der Naturschutzgebiete) 
gemessen, sondern an den Ergebnissen, 
ausgedrückt in Populationsgrößen. Das 
Zielkonzept des Naturschutzes ist damit 
eigenständig gegenüber Landschaftspfle­
ge und Umweltschutz und zugleich ver­
netzbar mit diesen Disziplinen und damit 
integrierbar in übergeordnete Gesamt­
ziele.

Zugleich kann der Naturschutz aber seine 
besondere Bedeutung besser herausstel- 
len. Die Arten- und Formenmannigfaltig­
keit der Organismen gestattet einen flä­
chendeckenden Ansatz im Handeln und 
schließt die natürliche und die gebaute 
Umwelt ein. Für entscheidend wird weiter­
hin gehalten, daß mit der Formel der Arten- 
und Formenmannigfaltigkeit lebender Or­
ganismen eine eingängige, griffige und ö f­
fentlichkeitswirksame Beschreibbarkeit 
des Zielkonzeptes des Naturschutzes ge­
geben ist.

In den Begriff der Artenmannigfaltigkeit 
werden ganzheitlich alle Arten eingeschlos­
sen, mit dem Begriff der Formenmannig­
faltigkeit wird auf die besondere Bedeu­
tung der Erhaltung der S ippenstruktur ver­
wiesen. Die Arten und Formen lebender 
Organismen sollen in reproduktionsfähi­
gen Populationen erhalten werden. Dies 
schließt auch ein, daß Veränderungen in 
den Populationsgrößen infolge des Wan­
dels ihrer Umwelt als notwendig und ver­
tretbar angesehen werden. Die Grenzen 
dieser Veränderungen sind dort gesetzt, 
wo die Möglichkeit der Ausrottung von Ar­
ten und Formen gegeben ist, eben die For­
derung nach Erhaltung von Arten und For­
men in reproduktionsfähigen Populatio­
nen nicht mehr gewährleistet wird.

Die darzustellende Naturschutzkonzep­
tion geht von der Einheitlichkeit des Arten- 
und Biotopschutzes aus. Sie betrachtet 
A rten- und Biotopschutz als zwei Seiten 
ein und derselben Medaille. Artenschutz 
ist in diesem Sinne nur als Biotopschutz 
möglich und B iotopschutz dient der Erhal­
tung der Lebensgrundlagen der Arten. Der 
Schwerpunkt dieser Bemühungen richtet 
sich auf die gefährdeten Arten und ihre 
Biotope. Zugleich ist aber auch prophylak­
tischer Naturschutz notwendig, der die Er­
haltung und Gestaltung der Mannigfaltig­
keit der Arten und Biotope auch als Vorsor­
ge für nicht gefährdete Teile der Natur ver­
steht. Die Konzeption zur Erhaltung der Ar­
ten- und Formenmannigfaltigkeit betont, 
unter Verweis auf die Roten Listen als Leit­
bilder für das Handeln im Naturschutz, die 
Schwerpunktsetzung im Sinne des Segre­
gationskonzeptes, verbindet dieses aber 
zugleich mit dem Integrationskonzept. 
Hierbei ergeben sich zahlreiche Vernet­
zungen mit den Zielen der Landschafts­
pflege und des Umweltschutzes. Der 
Schutz der Arten in ihren natürlichen Le­
bensräumen (on site protection) hat ein­
deutig Priorität.

Zugleich muß aber die Bereitschaft zu fle­
xiblem Handeln dort bestehen, wo höch­
ste Gefährdung für die Existenz von Arten 
und Formen lebender Organismen be­
steht. Diese Flexibilität schließt Maßnah­
men zur künstlichen Erhaltung und Ver­
mehrung der Arten und Formen (off site 
protection) ein. Die künstliche Erhaltung 
und Vermehrung der Arten und Formen 
sollte stets mit dem Ziel der Wiederansied- 
lung am natürlichen Standort verbunden 
werden. Das Zielkonzept der Erhaltung 
der Arten- und Formenmannigfaltigkeit 
und seine Umsetzung mit den Mitteln der 
»on site protection« und der »off site pro­
tection« erfordert die Zusammenführung 
der Bemühungen zur Erhaltung der Kultur­
pflanzen, ihrer Landsorten und Primitivfor­
men wie wilden Verwandten mit den Be­
mühungen zur Erhaltung der gesamten Or­
ganismenwelt (vgl. Schlosser, Reich­
hoff und Hanelt1991). In der ethischen Ar­
gumentation ist es, bei Kenntnis aller Un­
terschiede, notwendig, Naturschutz und 
Tierschutz zusammenzuführen.

Das rechtlich gefaßte Instrumentarium 
des Naturschutzes in der ehemaligen DDR 
war klar auf die Einheitlichkeit des Arten- 
und Biotopschutzkonzeptes ausgelegt. 
Es umfaßte als Flächenschutzkategorien 
das Naturschutzgebiet und das Flächen­
naturdenkmal bis 5 ha Größe. Als Habitat­
schutzformen gefährdeter Arten existier­
ten Feuchtgebiete von nationaler und in­
ternationaler Bedeutung entsprechend 
der Ramsarkonvention, Schongebiete für 
geschützte Arten und Horstschutzzonen. 
Der traditionelle Artenschutz war in dem 
Sinne mit dem Biotopschutz verknüpft, 
daß die rechtlichen Bestimmungen den 
Schutz der Standorte und Lebensräume 
konkreter Vorkommen geschützter Arten 
einschlossen. Daß hierbei zwischen den 
rechtlichen Bestimmungen und ihrem Voll­
zug große Lücken klafften, sei erwähnt.

Den Ansatz für großflächige Schutzgebie­
te bot das Biosphärenreservat entspre­
chend dem Unesco-Programm Man and 
the Biosphere. Als Schutzkategorie recht­
lich instrumentalisiert, war es eine Etiket­
tierung von Naturschutzgebieten und 
Landschaftsschutzgebieten, die zu Bio­
sphärenreservaten erklärt werden konn­
ten. Daran knüpfte nach der politischen 
Wende im Herbst 1989 das sogenannte 
Nationalparkprogramm an, das mit Be­
schluß des Ministerrates vom 16. März 
1990 23 Nationalparks, Biosphärenreser­
vate und Naturschutzparks (später Natur­
parks) einstweilig sicherte. Das Umwelt­
rahmengesetz schuf eine neue rechtliche 
Grundlage für dieses Programm und zu­
gleich die Möglichkeit für die einstweilige 
Sicherung von drei weiteren Gebieten. 
Fünf Nationalparks, sechs Biosphärenre­
servate und drei Naturparks wurden mit 
Beschluß des Ministerrates vom ^ .S e p ­
tember 1990 endgültig mit Wirkung vom
1. Oktober 1990 festgesetzt.

Die seit M itte der 70er Jahre laufende Dis­
kussion um ein erneuertes und auf die ver­
änderten Rahmenbedingungen ausgeleg­

tes Naturschutzkonzept hatte ihre prakti­
schen Auswirkungen. Am deutlichsten 
wird das an der Entwicklung der Natur­
schutzgebiete sichtbar. Der populations­
biologische Ansatz führte zur Ausweisung 
von populationsbezogenen Schutzge­
bietssystemen (z. B. Biberschutz, Küsten­
vogelschutz) und spezifischen B iotop­
schutzsystemen als Lebensräume gefähr­
deter Arten (z. M. Moorschutzgebiete, Au- 
enschutzgebiete, Trocken- und Magerra­
senschutzgebiete). Dabei fand die Bemes­
sung der Fläche der Schutzgebiete als Le­
bensraum von Arten eine deutliche Beach­
tung. Ebenso wurde bei der Abgrenzung 
der Reservate die Abpufferung der immer 
wirksamer werdenden Randeinflüsse be­
rücksichtigt. Dies brachte einen deutlich 
größeren Anstieg der Fläche der Natur­
schutzgebiete gegenüber deren Anzahl 
hervor, als dessen Effekt die durchschnitt­
liche Größe der Schutzgebiete stetig an- 
stieg. Daraus ergeben sich gänzlich ande­
re Verhältnisse als in der »früheren« Bun­
desrepublik Deutschland.

Die dargestellte Naturschutzkonzeption 
war in weiten Bereichen ein Reagieren auf 
entstandene Problemsituationen. Sie 
wendete ihre Mittel/Instrumente dort an, 
wo die Gefährdung der Arten- und For­
menmannigfaltigkeit zu erkennen war. Erst 
mit ihrem prophylaktischen Ansatz konnte 
sie den Schritt zum agierenden Natur­
schutz gehen. Diesem vorbeugenden 
Schutz, seiner Integration in die Landnut­
zung, stellten sich aber politische und öko­
nomische Forderungen sowie fehlende In­
strumentarien in den Weg. Die Forderung 
nach optimaler Nutzung jedes Quadrat­
meters Boden wurde durch die landnut­
zenden W irtschaftszweige so rigoros 
durchgesetzt, daß für die Erreichung von 
Naturschutzzielen kaum Raum blieb. Dies 
wurde auch dadurch ermöglicht, daß die 
rechtlichen Grundlagen für eine flächen­
deckende Landschaftsplanung, für Ein­
griffsregelungen oder Umweltverträglich­
keitsprüfungen in der früheren DDR gänz­
lich fehlten. So erwuchs mit der Wende die 
Forderung nach Ökologisierung der Land­
nutzung. Als Beispielslösung sollte diese 
zunächst in den großen Schutzgebieten 
des Nationalparkprogramms realisiert 
werden.
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Naturschutz in der Bundesrepublik Deutschland -  
Versuch einer Bilanz
Von Harald Plachter

1 Einleitung

Nur wenige öffentliche Aufgaben finden in 
unserer Gesellschaft eine solch breite Ak­
zeptanz, wie der nachhaltige Schutz der 
Natur. Mit dieser pauschalen Aussage fin­
det der gesellschaftliche Grundkonsens 
zu diesem Thema häufig aber auch bereits 
seine Grenzen. Wenn es um die Konkreti­
sierung der Ziele des Naturschutzes, de­
ren gesetzliche Manifestation und die Rea­
lisierung im praktischen Handeln geht, so 
stehen nur allzuoft anscheinend unüber­
windliche Sachzwänge der Umsetzung 
naturschützerischer Motivationen entge­
gen, die problembezogene Diskussion 
entartet nur allzuoft zu einem Widerstreit 
weltanschaulicher Grundpositionen. Dies 
gilt nicht nur für die öffentliche Meinungs­
bildung, sondern in nicht wenigen Fällen 
ebenso für die interne Fachdiskussion.

Als Erz (1980) vor mehr als 10 Jahren die 
Situation des Naturschutzes in der Bun­
desrepublik Deutschland bilanzierte, wa­
ren Vollzugsdefizite in vielen Bereichen un­
übersehbar. Eine Vielzahl von Autoren hat 
diese in der Folgezeit präzisiert (vgl. z. B. 
Bundesminister des Inneren 1983; Kaule 
1986; Plachter 1991; Rat von Sachver­
ständigen für Umweltfragen 1985,1988; 
Remmert 1988). Andererseits ist in der 
Zwischenzeit vieles geschehen, und es 
bietet sich demzufolge an, erneut eine Bil­
anzierung zu versuchen. Dabei kann es 
nicht Ziel dieser Betrachtung sein, Voll­
ständigkeit zu erreichen. Dies würde zu­
sammen mit dem Für und Wider Bücher 
füllen. Aber es soll der Versuch unternom­
men werden, durch Zusammenschau eini­
ger Eckdaten eine große Statusanalyse 
des Naturschutzes in der Bundesrepublik 
Deutschland zu erreichen. Daß in Auswahl 
und Bewertung der Sachverhalte auch die 
eigene, subjektive Meinung des Verfas­
sers eingeflossen ist, soll nicht verschwie­
gen werden.

2 Aufgaben eines zeitgemäßen 
Naturschutzes

Traditionelle Aufgabenfelder des Natur­
schutzes sind (nach Erz 1987):

-  der protektive Schutz ausgewählter Ar­
ten (Artenschutz),

-  der Schutz bestimmter, meist natürli­
cher oder naturnaher Landschaftsaus­
schnitte in Form von Reservaten (Bio­
topschutz)

-  sowie der Fachbeitrag zur Landschafts­
planung, wobei eine Integration natur­
schützerischer Vorstellungen dort bis 
heute nur sehr ungenügend gelungen 
ist.

Ausgangspunkt dieser Aufgabenfelder ist 
eine überwiegend konservierende Sicht­
weise: schutzwürdig sind jene Naturele­
mente, die global oder regional zu ver­
schwinden drohen. Dynamische Prozesse 
spielen demzufolge nur eine untergeord­
nete Rolle, und wenn, dann eher als nega­
tiv bewertete Faktoren, denen durch ge­
eignete Maßnahmen (z. B. Pflege) entge­
genzuwirken ist.

Zielsysteme und praktische Instrumenta­
rien können vor diesem Hintergrund relativ 
einfach gehalten werden: der einzige Wert­
maßstab ist die Natürlichkeit, die einzige 
Werteskala die aktuelle Gefährdungsdis­
position (des jeweiligen Elementtyps oder 
konkreten Objektes). Anthropogene Bela­
stungen und Nutzungen sind in einem sol­
chen Wertesystem grundsätzlich negativ, 
durch Beschränkung auf ausgewählte Na­
turelemente (geschützte Arten, Reservate) 
können die sehr viel komplexeren gesamt­
landschaftlichen und soziologischen Zu­
sammenhänge, die Belastungen des Na­
turhaushaltes bedingen, im ersten Ansatz 
unberücksichtigt bleiben. Der problembe­
zogenen Forschung wird ein überschau­
bares Aufgabenfeld zugewiesen. Die mehr 
als 150jährige Praxis zeigt allerdings, daß 
die Wichtigkeit der erforderlichen Maß­
nahmen einer breiteren Öffentlichkeit aus 
diesem sektoralen Ansatz heraus nur be­
dingt vermittelt werden kann, da eine logi­
sche Herleitung der Ziele aus Grundbe­
dürfnissen des Menschen nicht ohne wei­
teres gelingt. Dieses grundsätzliche Pro­
blem ist vor allem in unseren auf Effizienz 
und kurzfristigen Erfolg optimierten Indu­
striegesellschaften nicht zu unterschät­
zen.

Diese (Selbst-)Beschränkung des Natur­
schutzes auf den biotischen Teil der Bio­
sphäre und dort auf ausgewählte Objekte 
prägt das praktische Handeln bis heute. 
Abiotische Teile von Natur und Landschaft 
hatten zwar bereits in den frühen Phasen 
des Naturschutzes einen gewissen Stel­
lenwert, allerdings nur dann, wenn es sich 
um herausragende Einzelschöpfungen 
handelte (vgl. Naturdenkmäler in Deutsch­
land, Nationalparke in Nordamerika). Heu­
te gewinnt der Schutz geologischer Objek­
te (Steinbrüche, Höhlen, Dolinen, Felsbil­
dungen etc.) erneut an Bedeutung.

Ansonsten wurde die Zuständigkeit für die 
abiotischen Naturgüter Wasser, Boden 
und Luft (Atmosphäre) aber dem techni­
schen Umweltschutz überlassen. Es zeig­
te sich bald, daß dieser einen umfassen­
den Schutz dieser Naturgüter unter ökosy- 
stemaren Gesichtspunkten nicht leisten 
kann. Objekte des technischen Umwelt­
schutzes sind anthropogene Belastungen 
der Biosphäre, die zu Erkrankungen oder

zum Tod des Menschen führen können. Im 
Verständnis dieses »kurzgeschlossenen« 
Systems Mensch/Mensch sind Wasser, 
Boden und Luft im wesentlichen lediglich 
übertragende Medien. Die Nutzung ökosy- 
stemarer Kompensations-, Filter- und Ab­
bauleistungen spielt allenfalls eine akzes­
sorische Rolle. Instrumente sind techni­
sche Einrichtungen beim Emittenten oder 
beim Rezeptor, die auf der Basis monokau­
saler Ursache-Wirkungszusammenhänge 
einzelne, definierte Belastungsquellen 
herabsetzen, neuerdings auch Verände­
rungen der Produktionstechniken, auch 
hier aber überwiegend nach dem gleichen 
monokausalen Denkansatz.
Der Schutz der abiotischen Naturgüter 
Wasser, Boden und Luft unter ökosyste- 
marem Gesichtspunkt (als integraler Teil 
von Ökosystemen) ist Aufgabe des Natur­
schutzes geblieben, eine Aufgabe, der bis 
heute eine viel zu geringe Aufmerksamkeit 
gewidmet wird. Schutzstrategien fehlen 
ebenso wie ökosystemar verstandene Be­
lastungsgrenzwerte, die von jenen des 
technischen Umweltschutzes, allein auf 
die menschliche Gesundheit bezogenen 
wesentlich abweichen dürften, und Über- 
wachungssysteme, die deren Einhaltung 
gewährleisten. Das Bodenschutzkonzept 
der Bundesregierung (Sonderarbeits­
gruppe Informationsgrundlagen  Bo ­
denschutz 1989) läuft ebenso wie An­
strengungen zum Schutz des Oberflä­
chen- und des Grundwasers Gefahr, wie­
derum unter Negierung ökosystemarer 
Verflechtungen, einzelne stoffliche Bela­
stungen zu sehr in den Vordergrund zu 
stellen.
Ebenfalls erst in den letzten Jahren häufen 
sich Daten, die deutlich machen, wie we­
nig eine konservierende, statische Sicht­
weise dem Geschehen in der Natur ent­
spricht. Eine spezifische Dynamik ist eine 
der charakteristischen Grundeigenschaf­
ten aller Populationen, aller Arten und aller 
Ökosysteme. Die Populationsökologie hat 
hierfür gerade in jüngster Zeit viele Bewei­
se vorgelegt: lokales Aussterben ist ein 
»normaler«, natürlicher Vorgang, ebenso 
wie die Neu- und Wiederbesiedlung von 
Habitaten; örtliche Bestände gruppieren 
sich zu in Raum und Zeit fluktuierenden 
Metapopulationen; solche Fluktuationen 
können eine Lebensstrategie sein und 
sind dann für den Fortbestand von Arten 
entscheidend (Hovestadt et al. 1991, Sou- 
l£ 1986,1987). Und auch auf ökosystema- 
rem Niveau werden statische Klimaxvor­
stellungen zunehmend von dynamischen 
Modellen abgelöst, etwa von der Mosaik- 
Zyklus-Hypothese (Remmert 1991). Ein 
weiterer zentraler Vorgang in der Natur ist 
mit dynamischen Prozessen untrennbar 
verbunden: die Evolution. Wollen wir an
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bestimmten Stellen der Erde natürliche 
evolutive Vorgänge weiterhin gewährlei­
sten, so geht dies nicht ohne natürliche 
Dynamik. Und wir werden hierfür sehr gro­
ße zusammenhängende Gebiete benöti­
gen, wie überhaupt natürliche dynami­
sche Prozesse oft nur in großen Räumen 
denkbar sind.
In M itteleuropa kommen hierfür nur relativ 
wenige Orte noch in Frage. Der Mensch 
hat hier fast durchgängig die natürliche 
Dynamik, beseitigt oder durch seine eige­
ne, künstliche ersetzt. Zentraleuropa be­
steht spätestens seit dem Mittelalter aus 
vom Menschen geprägten Kulturland­
schaften. Auch diese unterliegen einer 
spezifischen, nutzungsgeprägten Dyna­
mik, und wenn im mitteleuropäischen Na­
turschutz zum Schutz natürlicher Verhält­
nisse gleichrangig der Schutz traditionel­
ler Kulturlandschaften und ihrer Elemente 
tritt, so kommen wir nicht umhin, uns mit 
dieser Nutzungsdynamik auseinanderzu­
setzen.
Flächendeckende Strategien des Natur­
schutzes, wie sie seit Anfang der 70er Jah­
re gefordert werden, erlangen nicht nur 
aus diesem Grund heute wieder besonde­
re Bedeutung. Die agrarstrukturellen Rah­
menbedingungen werden auch in den 
nächsten Jahren unsere Landschaften 
entscheidend verändern. Darüber hinaus 
wird aber der Belastungsdruck auf die be­
stehenden Reservate in seiner Summe kei­
neswegs nachlassen. Das, was an unmit­
telbaren landwirtschaftlichen Belastun­
gen vielleicht gemildert werden kann, wird 
durch atmosphärische Immissionen und 
durch einen rapide ansteigenden Besu­
cherdruck überkompensiert werden (vgl. 
Ellenberg 1985; Haarmann und Pret- 
scher 1988). Selbst wenn w ir den selekti­
ven Reservatsschutz als primäre Strategie 
beibehalten und substantiell verbessern, 
werden w ir um die Festlegung von Rah­
menbedingungen für die übrige Land­
schaft nicht umhinkommen. Die M itsteue­
rung der Naturnutzung ist eine zentrale 
Aufgabe des Naturschutzes in M itteleuro­
pa -  gleich, wo er seine Schwerpunkte 
setzt.
Die neuen (oder »wiederentdeckten«) Auf­
gaben eines modernen Naturschutzes, 
Schutz der abiotischen Ressourcen, Dy­
namik und flächendeckende Betrachtung 
der Landschaft, haben nicht nur die Zu­
ständigkeitsbereiche deutlich erweitert. In 
ihrer Summe bedingen sie ein sehr viel 
komplexeres Gedankengebäude, vor des­
sen Hintergrund Ziele zu formulieren und 
Handlungsinstrumentarien zu entwickeln 
sind. So müssen z. B. die bisher ver­
gleichsweise einfachen Bewertungsnor­
men durch sehr viel vielschichtigere und 
regional differenzierte Bewertungsanwei­
sungen ersetzt werden (Plachter 1989). 
N icht zuletzt erfordert als spezifisch deut­
sches Problem der Beitritt der DDR beson­
dere Beachtung, ein Ereignis, das gerade 
aus der Sicht des Naturschutzes die Chan­
ce bietet, aus den in der früheren Bundes­
republik gemachten und erkannten Feh­
lern zu lernen.

3 Versuch einer Statusanalyse
Naturschutz ist eine handlungsorientierte, 
angewandte Disziplin. Parallelen zu tech­
nischen Disziplinen sind unverkennbar 
(Tab.1). Damit fußt Naturschutz aber nicht 
nur auf naturwissenschaftlichen Erkennt­
nissen, sondern ebenso auf gesellschaftli­
chen Werten, Normen und Zielsetzungen. 
Die wertende Komponente unterscheidet 
den Naturschutz von der Ökologie (Erz 
1986; Plachter 1991). Art und Umfang na­
turschützerischen Handelns sind also ab­
hängig vom Stand der Basiswissenschaf­
ten, von der gesellschaftlichen Rahmen­
setzung und von den Vollzugsorganen so­
wie von den (»technischen«) Instrumenta­
rien, die hierfürzurVerfügung stehen.

з. 1 Basiswissenschaften

Hier ist primärdie Biologieais jene Wissen­
schaft zu nennen, in der das Wissens­
gebäude der Ökologie begründet und 
weiterentwickelt wurde. Daneben leisten
и . a. Landschaftsökologie, Geographie, 
Rechtswissenschaften, zunehmend auch 
die Sozial- und Wirtschaftswissenschaf­
ten wichtige Beiträge.
Die naturwissenschaftliche Forschung 
konnte unter Hinweis auf die anstehenden 
Umweltprobleme in den letzten Jahren 
zweifellos deutlich intensiviert werden. 
Während dies im angelsächsischen 
Sprachraum zu der Etablierung eigenstän­
diger Forschungszweige auch in der Bio­
logie führte, sind solche Entwicklungen in 
Deutschland bisher kaum zu erkennen. Ei­
ne Zusammenstellung prioritärer For­
schungsaufgaben, wie sie aus den USA 
seit längerem vorliegt (SOULÉ und Kohm
1989) wurde für Deutschland erst jüngst 
und beschränkt auf die Aufgaben des Ar­
ten- und Biotopschutzes versucht (Henle 
und Kaule 1991). Biologische Forschungs­
leitlinien für die übrigen Aufgaben stehen 
noch aus.

Mit Naturschutzakademien der Länder 
und von Verbänden sowie Biologischen 
Stationen (Nordrhein-Westfalen) wurden 
neue Einrichtungen der Forschung und 
der Forschungsvermittlung geschaffen. 
Ihre Kapazitäten sind aber viel zu gering, 
um die einschlägigen Forschungsdefizite 
in absehbarer Zeit abbauen zu können. 
Durch ihre organisatorische Loslösung 
vom Forschungsbetrieb der Universitäten 
und Forschungs-Großeinrichtungen steht 
außerdem zu befürchten, daß eine Syn­
opse der Einzelergebnisse aus beiden Be­
reichen zu den gerade im praktischen Na­
turschutz dringend benötigten Arbeitshy­
pothesen nicht ohne weiteres gelingen 
könnte.
Andererseits darf nicht übersehen wer­
den, daß die »etablierte« Forschung die 
spezifischen Anforderungen des Natur­
schutzes als praxis- und gesellschaftsbe­
zogene Handlungsdisziplin bisher nur un­
zureichend erkannt hat. Solche Besonder­
heiten sind:
1. Die enge Orientierung der w issen­

schaftlichen Fragestellung an den 
Handlungsprioritäten der Praxis. Na­
turschutzbezogene Forschung muß 
dort eindeutig Schwerpunkte setzen, 
wo zusätzliche Daten für die Entschei­
dungsfindung und das praktische Han­
deln am dringendsten gebraucht wer­
den.

2. Die Abgrenzung der wertungsfreien 
Forschung gegenüber der anschlie­
ßenden, für die praktische Arbeit un­
verzichtbaren Bewertung von Naturzu­
ständen und Entwicklungen, die auf 
den Forschungsergebnissen aufbaut. 
Es ist verständlich, daß Bedenken hin­
sichtlich eines nicht seriösen Umgangs 
mit den vorgelegten Forschungsergeb­
nissen bestehen mögen, dies ist aber 
ein grundsätzliches Problem, das sich 
bei jeglicher Umsetzung von Grundla­
gendaten in das praktische Handeln

Tab. 1. Differenzierung zwischen wissenschaftlicher Ökologie und Naturschutz (aus Erz 1986, veränd.).

Differenzierungs­
merkmale

Wissenschaftliche Ökologie Naturschutz

Zielsetzung Ermittlung der objektiven Realität in 
Form wahrer (begründbarer) Aus­
sagen

Erhaltung, Pflege und Entwicklung 
von Natur und Landschaft unter öko­
logischen Gesichtspunkten und nach 
gesellschaftlichen Bedürfnissen

Aufgaben Gewinnung, Verarbeitung und Ver­
mittlung von Erkenntnissen über Fak­
ten und gesetzmäßige Zusammen­
hänge der objektiven Realität

Vermeidung und Steuerung von die 
Toleranz (Belastbarkeit von Ökosy­
stemen) überschreitenden Nutzun­
gen und technischen Eingriffen

Grundlagen
(Anlaß)

Aus wissenschaftlichen Zusammen­
hängen sich ergebende Erkenntnis­
defizite

Probleme in den Wechselbeziehun­
gen zwischen Natur (Umwelt) und 
Gesellschaft

Motiv Wissenschaftliche Neugier Kulturelle (z. B. moralische) und öko­
nomische Bedürfnisse der Gesell­
schaft gegenüber der Natur

Basiselemente Fakten Werte, Normen
Basisstrukturen (wert-)freie Erkenntnissysteme Wertbezogene Handlungssysteme
Basismethodik Hypothesen- und Theorienbildung 

und deren experimentelle Über­
prüfung

Aufstellung gesellschaftlicher 
Normen und gesellschaftliche 
W illensbildung

Handlungs­
formen

Abstrahieren Realisieren
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des Menschen ergibt. Andere Wissen­
schaftszweige (z. B. Medizin) haben 
hier Regulative gefunden, für die natur­
schutzbezogene Forschung stehen sie 
noch aus.

3. Die Interdisziplinärst der Fragestel­
lungen. Viele Forschungsthemen des 
Naturschutzes sind mehr oder weni­
ger fachübergreifend, Grundlagenfor­
schung bewegt sich überwiegend in­
nerhalb der einzelnen Forschungsdiszi­
plinen. Versuche, die sektoralen Ergeb­
nisse erst im Überbau zu einem ganz­
heitlichen Gedankengebäude zusam­
menzuführen, werden meist scheitern. 
Beispiele hierfür lassen sich inzwi­
schen in Vielzahl finden, und alle Versu­
che, dies über Datenbanken und EDV- 
Programme zu lösen, fanden an nicht 
vergleichbaren Datentypen und 
-Strukturen ihr Ende.

Eine wirkliche Lösung können nur von 
Anfang an neuartige, bereits von der 
Anlage her interdisziplinäre For­
schungsmethoden und -ansätze brin­
gen. Dies gilt vor allem dann, wenn die 
immer wichtiger werdenden Verknüp­
fungen zwischen Natur-, Sozial- und 
Wirtschaftswissenschaften gelingen 
sollen. Für solche Neuentwicklungen 
sind allerdings Freiräume erforderlich, 
die weder die derzeitigen Fördergrund­
sätze noch die organisatorischen Rah­
menbedingungen der Forschungsein­
richtungen bieten.

Die naturschutzbezogene Forschung 
ist demzufolge bis heute in Deutsch­
land überwiegend sektoral mit Schwer­
punkten in der Biologie und Landschaft­
ökologie. Daß die »neuen« Probleme 
des Naturschutzes, wie Eutrophierung, 
Freizeitnutzung und die Auseinander­
setzung mit land- und forstwirtschaftli­
cher Nutzung, auf dem Forschungssek­
tor weitgehend brachliegen, braucht 
nicht zu verwundern.

4. Der Umgang mit äußerst komplexen 
Systemen. Kausalanalytische Popula- 
tions- und Ökosystemforschung ist 
zeit- und personalintensiv (vgl. z. B. El­
lenberg et al. 1986). Dessen ungeach­
tet stoßen aber die herkömmlichen 
kausalanalytischen Forschungsansät­
ze angesichts der Komplexität von 
Ökosystemen und Landschaften an 
grundsätzliche Grenzen. Es ist nicht 
nur die Vielfalt der Elemente, Einfluß­
größen und systemimmanenten Para­
meter, die nicht mehr zu bewältigen 
sind, hinzu kommen synergistische 
Wirkungen mehrerer Einflußgrößen, 
Störungen der Systeme durch die Mes­
sung selbst, die Nicht-Linearität vieler 
Ursache-Wirkungszusammenhänge 
und schließlich -  wohl häufiger als an­
genommen -  chaotische Ereignisse. 
Die mit hoher Priorität und Intensität 
seit mehr als einem Jahrzehnt betriebe­
ne Forschung zum Waldsterben konnte 
kein einziges Modell hervorbringen, 
das die wirkliche Situation so gut abbil­
det, daß sich hierauf örtliche Progno­

sen entwickeln ließen. Das Beispiel 
zeigt anschaulich, daß derartige for­
schungsmethodische Ansätze allein 
für eine naturschutzbezogene For­
schung nicht ausreichen.

Folgen der beschriebenen Situation sind:
a) Der Umfang naturschutzbezogener 

Forschung ist nach wie vor um Grö­
ßenordnungen zu gering.

b) Es sind neuartige Forschungsstruktu­
ren und methodische Ansätze erforder­
lich, die bisher allenfalls in Umrissen 
verwirklicht sind.

c) Es wird teilweise am Bedarf »vorbeige­
forscht«.

d) Die Ermittlung zentraler Datenquellen 
des Naturschutzes, einschließlich der 
konzeptionellen Vorarbeiten (Artenkar­
tierungen, Biotopkartierungen, land­
schaftsökologische Bestandsaufnah­
men, Monitoring) wird den Vollzugsbe­
hörden, ehrenamtlichen Mitarbeitern 
und einzelnen Firmen überlassen.

e) Eine ausreichende, fachlich fundierte 
Unterstützung bei der Erstellung von 
Konzepten des Naturschutzes, der Ent­
wicklung operabler Analyse- und Be­
wertungsverfahren und der Regionali­
sierung der Naturschutzziele durch die 
Wissenschaft unterbleibt.

3.2 Konzepte und Methoden­
entwicklung

Wissenschaftliche Erkenntnisse wurden in 
der Vergangenheit überwiegend unmittel­
bar in die Praxis umgesetzt. Im sehr einfa­
chen Normenrahmen des traditionellen 
Naturschutzes war dies oft problemlos 
möglich. Die in Kap. 2 beschriebenen zu­
sätzlichen Aufgaben haben die Situation 
grundlegend verändert:

1. Aufgaben und Abgrenzungen des Na­
turschutzes zur Landschaftspflege, 
zum technischen Umweltschutz, aber 
auch zu den Landnutzern sind neu zu 
definieren. Nur so ist ein koordinierter 
Vollzug zwischen den betroffenen Voll­
zugsorganen möglich.

2. Es müssen nicht nur Schutz-, sondern 
auch Entwicklungsziele für die gesam­
te Landschaft konkretisiert werden. 
Entwicklungen sind in den vom Men­
schen geprägten Kulturlandschaften 
fast immer in mehrere Richtungen mög­
lich. Es müssen Kriterien für eine repro­
duzierbare Entscheidungsfindung zwi­
schen mehreren Entwicklungsalterna­
tiven festgelegt werden.

3. Eines der Rahmenziele des Natur­
schutzes in Mitteleuropa ist unbestrit­
ten der Erhalt und die Förderung von 
Vielfalt und Eigenart der Landschaften 
(vgl. §1 Bundes-Naturschutzgesetz). 
Dies kann nur erreicht werden, wenn 
die naturräumlichen Eigenarten der 
Landschaft berücksichtigt, wenn die 
Ziele im einzelnen regionalisiert wer­
den. Zum Beispiel ist die Wertigkeit und 
somit die Schutzbedürftigkeit eines 
Hochmoors im Alpenvorland eine an­

dere als in Mittelhessen, die einer Hek- 
ke in Schleswig-Holstein eine andere 
als auf der Schwäbischen Alb. Zusam­
men mit dem Entwicklungsaspekt 
mündet dies in der Forderung nach 
Konkretisierung »landschaftlicher Leit­
bilder« für die einzelnen Regionen 
Deutschlands.

4. Wenn Landnutzung ein integraler Be­
standteil unserer Kulturlandschaften 
ist, wenn wir gleichzeitig erkennen, daß 
viele der derzeitigen Nutzungsformen 
das Absorptions- und Kompensations­
potential von Ökosystemen über­
schreiten, wenn diese Nutzungsformen 
also nicht »nachhaltig« sind, so ist die 
Festlegung von Belastungsgrenzwer­
ten zwangsläufig.

5. Die Beurteilung jedes konkreten Zu­
standes der Natur, aber auch jedes Ein­
griffes durch den Menschen hat einen 
bewertenden Schritt zur Grundlage. 
Bewertungen können durch einfache 
Übereinkunft festgelegt werden, wenn 
die zugrundeliegenden Sachverhalte 
einfach genug sind und hinsichtlich des 
zu erreichenden Zieles Konformität un­
ter den Beteiligten besteht. Beides ist 
in der Naturschutzpraxis in der Regel 
nicht gegeben. Dann führen nur forma­
lisierte, reproduzierbare Verfahren, die 
notfalls einer gerichtlichen Überprü­
fung standhalten, zu vertretbaren Er­
gebnissen. Solche naturschutzfachli­
chen Bewertungsverfahren haben 
durch Verabschiedung des UVP-Ge- 
setzes (siehe Abschn. 3.4) noch zusätz­
liche Aktualität erlangt.

Mit diesen Aspekten ist ein Aufgabenbe­
reich des Naturschutzes umschrieben, der 
weder der Forschung noch der Praxis zu­
geordnet werden kann (vgl. hierzu auch 
Abb.1). Vergleichbare Bereiche der Kon­
zepterstellung, Projektierung und Ent­
wicklungsarbeit nehmen in anderen ange­
wandten Disziplinen (z. B. in der Technik 
und der Landnutzung) breiten Raum ein, 
im Naturschutz sind sie teilweise noch 
nicht einmal als Notwendigkeit, geschwei­
ge denn als eigenständiger und wichtiger 
Baustein der Arbeit erkannt worden, auf 
den ein erheblicher Teil der verfügbaren 
Kapazitäten zu konzentrieren ist.

Zur Lösung der beschriebenen Probleme 
können die Naturwissenschaften zwar 
durch Daten, nicht aber durch methodi­
sche Ansätze beitragen, da ihnen Arbeits­
weisen, die bewertende oder normative 
Schritte involvieren, fremd sind. Ansatz­
weise können Landesplanung und techni­
scher Umweltschutz für einzelne Proble­
me methodische Hilfestellung leisten, die 
Entwicklung eigenständiger Planungs­
und Bewertungsverfahren des Natur­
schutzes erübrigt sich dadurch aber kei­
neswegs. Besonderheiten derartiger Ent­
wicklungsarbeitsind:

a) Da akuter Handlungsbedarf besteht, 
ist in vielen Bereichen, ungeachtet der 
ungenügenden Datenbasis, eine sofor­
tige Zielbestimmung oder Entschei-
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BESTANDS­
AUFNAHME

BEWERTUNG

ZIELE UND 
MASSNAHMEN

UMSETZUNG

Abb. 1. Vergleich zwischen unmittelbarem und planendem Handeln im Naturschutz am Beispiel der Vorgehensweise im bayerischen Arten- und Biotop­
schutzprogramm. Das überwiegende Vorgehen in der heutigen Praxis ist durch den gestrichelten Pfeil rechts angedeutet. W ichtige Zwischenschritte 
fallen aus (aus P lachter  1987).

dungsfindung nötig. Gleiches gilt für 
die Entwicklung standardisierter Be­
wertungsverfahren. Es ist folglich un­
umgänglich, zunächst mit sehr unvoll­
kommenen Modellen und Verfahren zu 
arbeiten, die erst durch die praktische 
Anwendung auf Tauglichkeit geprüft 
und durch Rückkopplung der Erfahrun­
gen mit zielgerichteter Forschung ver­
bessert werden können. Das ist aber 
der Weg, der auch bei anderen verfah­
renstechnischen Entwicklungen be­
schritten wird (Abb. 2).

b) Die Tauglichkeit der Verfahren ergibt 
sich letztlich aus dem Erfolg der darauf 
aufbauenden Entscheidungsfindung 
bzw. Maßnahmen. Eine aussagekräfti­
ge Erfolgskontrolle ist somit ein w ichti­
ges Element konsequenter Entwick­
lungsarbeit und Planung. Laufende Er­
fo lgskontrolle ist ebenso für alle übri­
gen Maßnahmen des Naturschutzes zu 
fordern und sollte Teil eines sehr viel 
umfassenderen Überwachungspro­
grammes von Natur und Landschaft 
sein.

c) Zielplanung, Festlegung von Leitbil­
dern und Belastungsgrenzwerten, 
aber auch Arbeitsschritte im konkreten 
Bewertungsverfahren enthalten nor­
mative Schritte. Diese ergeben sich 
nicht zwangsläufig aus wissenschaftli­
chen Daten. Festlegungen können hier 
nur auf der Grundlage fachlicher Kon­
ventionen getroffen werden. Im techni­
schen Umweltschutz ist dieses Vorge­
hen inzwischen eingeführt (z. B. TA- 
Luft). Im Naturschutz sind die Roten Li­
sten bisher das einzige Instrument, das 
durch solche Spezialistenkonventio­
nen entstanden ist. Ihr Erfolg spricht 
für das Verfahren.

Der gesamte angesprochene Bereich ist 
im Naturschutz der Bundesrepublik deut­
lich unterrepräsentiert. Immerhin sind Ten­
denzen erkennbar, die bisher eher punktu­
elle, auf Einzelprobleme fixierte Vorge­
hensweise durch ein planendes Arbeiten 
unter Berücksichtigung gesamtland­
schaftlicher Zusammenhänge abzulösen. 
Punktuelle oder exemplarische biologi­
sche Daten werden generalisiert und auf

landschaftliche Niveaus übertragen. Die 
Planung von Biotopverbundsystemen 
kann hier ebenso angeführt werden wie 
die Entwicklung von Zielvorstellungen für 
eine naturkonforme Landwirtschaft. Das 
Bedürfnis nach einer eigenständigen Ziel­
planung wurde erkannt und in einzelnen 
Bundesländern in Arten- und B iotop­
schutzprogrammen (Bayern, Berlin; AR­
BEITSGRUPPE A r t e n s c h u t z p r o g r a m m  
B e r lin  1984; P la c h te r  1987) oder in Bei­
trägen zur Landschaftsplanung (Nord­
rhein-Westfalen) konkretisiert.

Große Defizite bleiben. Diese beginnen 
bereits bei grundsätzlichen Fragen. Noch 
immer fehlt eine allgemein anerkannte Def­
inition des Fachgebietes Naturschutz und 
eine eindeutige Aufgabenteilung mit ver­
wandten Disziplinen. Nach wie vor wird 
versucht, den Handlungsrahmen des Na­
turschutzes auf ein einziges (»wichtig­
stes«) Ziel zu reduzieren, obgleich beim 
derzeitigen Diskussionsstand offensicht­
lich ist, daß Naturschutz von mehreren, 
voneinander unabhängigen Begrün­
dungsfeldern (Ethik, Ökonomie, Umwelt-
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psychologie, Kulturgeschichte usw.) sei­
nen Ausgang nimmt, die nicht ineinander 
überführbar sind. Hieraus leiten sich meh­
rere ebenfalls voneinander unabhängige 
Rahmenziele und folgerichtig auch ein 
ganzes Spektrum gleichrangiger »Grund­
werte« für die Beurteilung von Naturzu­
ständen und Eingriffen ab. Seltenheit, Ge­
fährdung, Repräsentanz, Natürlichkeit 
bzw. Hemerobie, ökologische Funktion 
und Nutzungspotential sind solche 
»Grundwerte« für die Beurteilung, von de­
nen keiner prinzipiell »wichtiger« oder »un­
wichtiger« ist. Eine Rangfolge ergibt sich 
erst aus den spezifischen Eigenschaften 
des einzelnen zu beurteilenden Objektes.
Obgleich die Bewertung von Naturzustän­
den und Eingriffen eine zentrale Aufgabe 
des Naturschutzes ist, steht die Entwick­
lung standardisierter Analyse- und Bewer­
tungsverfahren erst am Anfang. Da 
dessenungeachtet Bewertungen in der 
praktischen Arbeit täglich anstehen, sind 
Fehlentwicklungen fast unumgänglich. Zu 
nennen sind die zunehmend einseitige Ver­
wendung von Arten der Roten Listen als 
wertbestimmende Kriterien, wodurch Na­
turschutz in »Selbstbescheidung« wieder 
nur auf das Feld des traditionellen Arten­
schutzes reduziert wird, oder Bewertungs­
verfahren, die günstigstenfalls als »Zah­
lenspielereien« charakterisiert werden 
können.

Die Bevorzugung Roter Listen in der heuti­
gen Bewertungspraxis ist andererseits 
kein Zufall. Sie sind der einzige derzeit ver­
fügbare Bewertungsmaßstab, der auf ak­
zeptablem Weg, nämlich über die oben be­
schriebene Spezialistenkonvention ent­
standen ist (an der Roten Liste Tiere der 
Bundesrepublik haben z. B. nahezu 200 
Spezialisten mitgearbeitet; Blab et al.
1984).

Das Instrument der Spezialistenkonven­
tion wäre bei der Entwicklung regionaler 
Naturschutzziele, bei der Festlegung land­
schaftlicher Leitbilder und bei der Bestim­
mung von Belastungsgrenzwerten glei­
chermaßen von zentraler Bedeutung. Es 
findet dort aber nicht einmal in Ansätzen 
Anwendung, und die einschlägige Diskus­
sion verharrt demzufolge immer noch bei 
der nicht zielführenden Frage, ob es »wis­
senschaftliche« Kriterien für die Festle­
gung solcher Parameter gibt. Es wird nicht 
erkannt, daß die bloßen Forschungsergeb­
nisse, und seien sie noch so gut, nicht aus­
reichen. Der zweite Baustein, der ebenso 
erforderlich ist, ist die Normensetzung. 
Will man solide Vorgehen, so muß man auf 
letztere genauso viel Sorgfalt und Kapazi­
tät verwenden, wie auf die Ermittlung der 
Forschungsdaten.

Der Naturschutz schöpft aber auch den 
Handlungsrahmen, den ihm das Bundes-

Bewertungs-
problem

Empirische
Forschung
(exemplarisch)

Vorliegende Methodische
Daten Vorgaben,

Konventionen

V, Vorläufiges
Bewertungs­
verfahren

1

Erprobung in 
Testräumen

t

Routine­
einsatz

Abb. 2. Entwicklung und Implementierung eines standardisierten Verfahrens für die naturschutz­
fachliche Bewertung. Beachte: Eine Optimierung des Verfahrens ist nur über seinen praktischen Ein­
satz möglich. Systemmängel sind durch gezielte Forschung zu beheben.

Naturschutzgesetz vorgibt, bei weitem 
nicht aus. Alle in Kap. 2 genannten Aufga­
benfelder wären hierdurch grundsätzlich 
abgedeckt, wenngleich bestimmte Be­
schränkungen (z. B. Landwirtschaftsklau­
sel) weder fachlich begründbar noch ziel­
führend sind (s. u.). Sowohl für den Schutz 
biologischer Grundfunktionen (Dynamik, 
Evolution etc.) als auch der abiotischen 
Naturgüter unter ökosystemaren Ge­
sichtspunkten fehlen aber die fachlichen 
Leitlinien, die Grundlage für das prakti­
sche Handeln sein könnten. Definition und 
Vollzug des Naturschutzes auf Nutzflä­
chen wird weitgehend den Nutzern selbst 
überlassen, was sich zunehmend auch in 
Verwaltungserlassen über die diesbezügli­
chen Zuständigkeiten manifestiert. Land­
wirtschaftliche Stillegungsprogramme vor 
dem Hintergrund agrarstruktureller Pro­
bleme auf EG-Ebene waren eine Chance 
für den Naturschutz, Zuständigkeit und 
Flächenverfügbarkeit deutlich zu erwei­
tern. Hierzu muß darauf hingewiesen wer­
den, daß derartige Reaktionen auf EG- 
Ebene vom Naturschutz selbst lange vor­
her dringlich gefordert worden waren. 
Dann war der Naturschutz aber weder fä­
hig, für die Flächenstillegung einen Hand­
lungsrahmen abzustecken, noch seine 
Ziele in konkrete Abwicklungs- und Flä­
chenforderungen umzusetzen. Die Flä­
chenstillegung blieb eine Aufgabe der 
Landwirtschaftsverwaltungen. Vergleich­
bares gilt für die Entwicklungschancen, 
die sich aus den Sturmschäden des Jah­
res 1990 in den deutschen Wäldern erge­
ben.

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, 
daß konzeptionelle Fragen ebenso wie 
»technische« Entwicklungsarbeit im deut­
schen Naturschutz einen viel zu geringen 
Stellenwert haben. Die Lösung des aktuel­
len Einzelproblems steht zu oft im Vorder­
grund. Auf die Entwicklung flächenbezo­
gener Ziele (einschl. Nutzflächen) und re- 
gionalisierter Wertmaßstäbe sollte in den 
nächsten Jahren ein Schwerpunkt gelegt 
werden. Gleiches gilt für die Bereitstellung 
von Verfahren für die konkrete Bewertung 
im Gelände.

3.3 Politik und öffentliche Akzeptanz

Repräsentative Meinungsumfragen bestä­
tigen übereinstimmend eine hohe öffentli­
che Akzeptanz des Naturschutzes. Dem 
steht die Erfahrung gegenüber, daß sich 
diese Grundakzeptanz weder im konkre­
ten Handeln des einzelnen noch in der Ent­
scheidungsfindung bei öffentlichen Anlie­
gen in ausreichendem Maße wiederfindet. 
Jede Entscheidungsfindung beruht auf 
der Abwägung mehrerer sachlicher Ge­
sichtspunkte. Kommen im Einzelfall die 
Ziele des Naturschutzes nicht zum Tragen, 
so kann dies nur bedeuten, daß im konkre­
ten Abwägungsprozeß anderen Gesichts­
punkten ein höherer Stellenwert einge­
räumt wurde, oder -  anders gesagt -  daß 
die Naturschutzargumente nicht triftig ge­
nug waren, an erste Stelle gesetzt zu wer­
den. Einzelfallentscheidungen gegen den
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Naturschutz bedeuten nicht im Umkehr­
schluß, daß das entsprechende Argument 
für unwichtig erachtet wurde. Wenn wir ei­
ne zu geringe Berücksichtigung des Natur­
schutzes in der Einzelfallentscheidung 
konstatieren, so stehen wir nicht vor einem 
absoluten (»Naturschutz ist unwichtig«), 
sondern vor einem graduellen Problem 
(»Naturschutz ist w ichtig, aber im konkre­
ten Fall gibt es noch Wichtigeres«). Die 
Argumente in der »Waagschale« Natur­
schutzm üssen nicht falsch sein, siesind in 
Summe nur »zu leicht«. Wir müssen die 
bisherigen Argumente nicht durch andere 
ersetzen, w ir müssen sie durch weitere er­
gänzen.

Wiederum führen uns die Überlegungen zu 
der Frage, ob der Naturschutz seinen Zu­
ständigkeitsrahmen ausreichend aus­
schöpft. Konkrete Argumente in der Ein­
zelfallentscheidung stammen heute fast 
immer aus dem Bereich des traditionellen 
Arten- und Biotopschutzes (z. B. bedrohte 
Arten, naturnahe Landschaftsausschnit­
te). Es ist zumindest auffällig, daß der Na­
turschutz trotz dieser sehr eingeschränk­
ten Argumentationsschiene in nicht weni­
gen Fällen seine Ziele dennoch öffentlich 
durchsetzen kann. Die Mehrzahl der übri­
gen wichtigen Argumente bleibt ausge­
klammert oder findet sich in naturschutz­
fachlichen Stellungnahmen allenfalls in all­
gemeinen Präambeln.

Erst die natürlichen Funktionen der Bio­
sphäre gestatten dem Menschen ein Le­
ben auf der Erde. Viele dieser Funktionen 
können w ir inzwischen durch unsere Tech­
nologien imitieren. Hoch künstliche Syste­
me, wie etwa urbane Ökosystemkomple­
xe, brechen keineswegs zusammen, nur 
weil bestimmte anspruchsvolle Arten feh­
len. W ir können solche Systeme technisch 
stabilisieren, müssen hierfür allerdings 
Stoffe und Energien investieren. Wie hoch 
diese Investitionen sind, zeigen z. B. die 
Energiebilanzen technisierter Landwirt­
schaft: nur etwa 10% der investierten 
Energie stehen letztendlich dem Men­
schen als Nahrung zur Verfügung (Zw ö l ­
fer  1981). Der Mensch entzieht den natür­
lichen Ökosystemen der Erde inzwischen 
bereits zwischen 20 und 40 % aller verfüg­
baren Energie, nutzt fast die gesamte hier­
für geeignete Landfläche zur Nahrungs­
produktion, erzielt damit auf dieser Fläche 
nur etwa 3 % der gesamten Phytomasse- 
produktion der Erde (D ia m o n d  1987; G l a s - 
b y  1988; W r ig h t  1990).

Diese wenigen Beispiele zeigen, daß wir 
m it unseren Technologien zwar bis zu ei­
nem gewissen Grad natürliche Abläufe er­
setzen können, daß der Preis aber hoch 
ist. Nehmen wir die Prinzipien der Ökono­
mie (als der W issenschaft vom sparsamen 
Umgang mit Betriebsmitteln) ernst, so ist 
der Preis in vielen Fällen zu hoch. Wo dies 
möglich ist, sollten w ird ie  kostenlosen Lei­
stungen der Biosphäre in Anspruch neh­
men. Die gesparten Ressourcen (Stoffe, 
Energie) lassen sich an anderen Stellen un­
serer Gesellschaft sehr viel nutzbringen­
der einsetzen. Auch vor diesem Hinter­

grund ist die Beseitigung einer Hecke, die 
Verrohrung eines Baches, die Versiege­
lung einer Freifläche oder die Fragmentie­
rung biotischer Wechselwirkungen in der 
Landschaft zu sehen, nicht nur unter dem 
Aspekt des Artenschwundes.

Ein Verfahren zur Konkretisierung der 
»Grundwerte« ökologische Funktion und 
Nutzungspotential ist die Monetarisie­
rung. (Hinweis: für andere Grundwerte wie 
Gefährdung und Natürlichkeit ist dieses 
Verfahren ungeeignet.) Die Umsetzung 
des Wertes eines Naturelements oder ei­
ner Funktion kann z. B. durch Vergleich mit 
den Kosten für eine gleich leistungsfähige 
technische Lösung oder durch Ermittlung 
der Kosten für die Beseitigung der durch 
eine technische Lösung verursachten Um­
weltschäden erfolgen. Die Bundesregie­
rung hat in einem Forschungsschwer­
punkt die Kosten des Umweltschutzes in 
Deutschland (alt) ermitteln lassen. Nur ei­
nes von 10 Forschungsvorhaben beschäf­
tig t sich explizit mit den Kosten für den Er­
halt einer leistungsfähigen Natur, die übri­
gen Vorhaben sind Fragen des techni­
schen Umweltschutzes und des Land­
schaftsschutzes gewidmet. Fallbeispiele 
zur Monetarisierung einzelner Naturele­
mente gibt es bisher nur in ganz geringer 
Zahl (z. B. H a m p ic k e  1983,1988; Statzner  
1983; Tab. 2). Sie belegen aber bereits aus­
reichend den sehr hohen argumentativen 
Wert derartiger Berechnungen.

Tab. 2. Kosten der Zerstörung eines naturnahen 
kleineren Fließgewässers der Ebene, gerechnet 
über 20 Jahre für einen Modellbach (Länge: 1,56 
km, Fläche: 1 ha) mit den biologischen Eigen­
schaften des Schierenseebaches. 20 Jahre sind 
der Zeitraum, in dem ein Fließgewässer nach 
Abschluß eines naturnahen Ausbaus keine Un­
terhaltung mehr benötigt (aus Statzner 1983).

Kosten für wasserbauliche 
Maßnahmen
konventioneller Ausbau 
konventioneller Unterhalt 
Zwischensumme

255370 DM 
312 200 DM 
577 570 DM

Selbstreinigungsleistung 
der eliminierten größeren 
Wirbellosen als Investitions­
und Betriebskosten einer 
entsprechend großen 
Kläranlage
Investitionskosten 288000 DM
Betriebskosten 288000 DM
Zwischensumme 576000 DM

Gesamtkosten 1,15 Millionen DM

Fast völlig ausgeklammert aus der derzei­
tigen Naturschutzargumentation bleibt 
auch der gesamte Bereich der Umweltpsy­
chologie. Unbestritten sind unsere Kennt­
nisse in diesem Bereich noch besonders 
lückenhaft und für eine Konkretisierung in 
der Einzelfallentscheidung fehlen oft ope­
rable Methoden. Gelöst kann dieses Pro­
blem nur durch verstärkte Forschungs­
und Entwicklungsarbeit werden. Daß es 
ein sehr wichtiges Argumentationsfeld ist,

wird nicht erst durch Hinweis auf die sozia­
len Verhältnisse in Wohngettos oder die 
Naturentfremdung vieler Kinder und Ju­
gendlicherdeutlich.

Alle großen politischen Parteien haben 
Umweltschutz als wichtige Aufgabe er­
kannt, und in manchem Parteiprogramm 
finden sich inzwischen recht weitreichen­
de Forderungen bezüglich des Schutzes 
der Natur. Mit der Übernahme »ökologi­
scher« Argumente kommen die Parteien 
aber nicht nur einer gesellschaftlichen For­
derung nach, sie übernehmen damit auch 
eine erhebliche Verantwortung für eine 
sachgerechte Verwirklichung. Diesbezüg­
liche Anstrengungen sind nicht selten nur 
mit Mühe auszumachen. Dies zeigt sich 
schon allein in den nach wie vor lächerlich 
geringen Haushaltsansätzen für den Na­
turschutz in Bund und Ländern -  vergli­
chen mit anderen gesellschaftlichen Auf­
gaben äquivalenten Stellenwertes.

3.4 Gesetze

W ichtige Impulse hat die bundesdeutsche 
Gesetzgebung in den letzten Jahren unter 
anderem aus der zunehmenden Internatio­
nalisierung des Naturschutzes erfahren. 
Internationale Vereinbarungen (z. B. Was­
hingtoner Artenschutz-Übereinkommen) 
und rechtliche Regelungen auf EG-Ebene 
fanden ihren Niederschlag in einer deutli­
chen Ausweitung der artenschutzrechtli­
chen Bestimmungen des Bundesnatur­
schutzgesetzes. Auch das Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
vom 1.2.1990 ist die Übernahme beste­
hender überstaatlicher Regelungen in na­
tionales Recht. Im Flächenschutz ist zwei­
fellos die Einführung pauschal geschütz­
ter Biotoptypen (§23 BNatSchG) die her­
ausragende Ergänzung der letzten Jahre. 
Dem staatlichen Vollzug ist hierdurch ein 
weiteres großes Aufgabenfeld zugewach­
sen, das er allerdings bis heute nur unvoll­
ständig ausfüllt (s. Abschn.3.5). Einige 
Bundesländer haben Umweltschutz als 
Staatsziel in ihre Verfassung aufgenom­
men. Außerhalb des Naturschutzrechtes 
verdienen die naturschutzbezogenen Re­
gelungen im Pflanzenschutzgesetz vom 
15.9.1986 besondere Erwähnung.

Aus Vollzugsproblemen werden jedoch 
gravierende Mängel der Naturschutzge­
setzgebung deutlich, die bis heute fortbe- 
stehen (vgl. hierzu auch S c h o m e r u s

1987):

1. Die sog. »Landwirtschaftsklausel« kol­
lidiert nicht nur mit den Zielen des Na­
turschutzes, wie sie in den §§1 und 2 
des gleichen Gesetzes formuliert sind, 
sie behindert letztlich auch die sachge­
rechte Kompromißfindung zwischen 
Landnutzung und Naturschutzinteres­
sen. Der Begriff »ordnungsgemäße 
Land- und Forstwirtschaft« ist bis heu­
te nicht rechtsfähig definiert.

2. Die ausschließlich anthropozentrische 
Ausrichtung der Ziele des §1 BNat­
SchG ist nicht mehr zeitgerecht. Aller-
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dings muß angemerkt werden, daß 
ausreichende Leitlinien zur Operatio­
nalisierung weiterreichender ethischer 
Argumente bisher ausstehen.

3. Das bestehende Artenschutzrecht ist 
eine logische Fortführung der Grund­
gedanken des Reichs-Naturschutzge­
setzes von 1936. Bestimmte Organis­
menarten werden als besonders ge­
schützt deklariert und Handels- sowie 
Entnahmerestriktionen unterworfen. 
Regionaler Artenschwund und Gefähr­
dungsdisposition haben allerdings in­
zwischen ein Ausmaß erreicht, das so­
wohl eine ständige Weiterdifferenzie­
rung der Regelungen als auch eine 
ständige Verlängerung der zugehöri­
gen Listen erforderlich macht. Abgese­
hen davon, daß es fragwürdig ist, ob ei­
ne derart eingeschränkte Sichtweise 
des Artenschutzes (Individualschutz, 
direkter Zugriff) noch zeitgemäß ist, ist 
das bestehende Artenschutzrecht we­
gen seiner Komplexität seit geraumer 
Zeit nicht mehr sachgerecht vollzieh­
bar. Es ist ein unhaltbarer Zustand, daß 
dies allen Betroffenen bewußt ist, ohne 
daß eine grundsätzliche Abhilfe in die 
Wege geleitet werden würde.

4. Für viele, an sich sachgerechte Bestim­
mungen des Naturschutzrechtes feh­
len Vollzugsrichtlinien, die zumindest 
Naturschutzbehörden und Träger öf­
fentlicher Belange binden könnten. 
Dies macht sich vor allem im Vollzug 
der Eingriffsregelungen bemerkbar, wo 
die Entscheidung ohne Kontrollmög- 
lichkeiten (evtl. Verbandsklagemög­
lichkeiten beschränken sich auf Form­
fehler) den Genehmigungsbehörden 
überlassen bleibt, wo die betreibende 
Behörde mitunter auch genehmigende 
Behörde in gleicher Sache ist (z. B. in 
Teilen der Wasser- und Landwirt­
schaftsverwaltung). Das Fehlen von 
Vollzugsrichtlinien macht sich aber 
auch bei der Ausweisung von Schutz­
gebieten und bei der Beurteilung von 
Verstößen gegen das Artenschutzrecht 
bemerkbar.

Die permanente Novellierung der Bundes­
gesetze und -Verordnungen hat dazu ge­
führt, daß die Bundesländer in der Anpas­
sung ihrer Landesgesetze sehr zögernd 
reagieren. Etliche bundesrechtliche Rege­
lungen sind deshalb -  obwohl sie teilweise 
bereits seit Jahren bestehen -  noch nicht 
in alle Ländergesetze übernommen. Eine 
Tatsache, die ebenfalls nicht zur Rechtssi­
cherheit und einem effektiven Vollzug bei­
trägt.

Unter Beachtung der Gesamtsituation 
kann eine einfache Novellierung des Bun­
desnaturschutzgesetzes keinen entschei­
denden Fortschritt bringen. Es spricht vie­
les dafür, daß dies nur auf dem Weg einer 
grundlegenden Neukonzeption des Natur­
schutzrechts, ggfs, unter Integration wei­
terer Rechtsgebiete (Land-, Forst-, Was­
serwirtschaft, Fischerei, etc.) gelingen 
kann. Dies ist nicht nur aufwendig, es er-
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Abb. 3. Entwicklung von Zahl und Fläche der Naturschutzgebiete in der Bundesrepublik Deutsch­
land 1936-1986 (aus HAARMANN und PRETSCHER 1988).
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fordert auch Zeit. So muß z. B. das zugrun­
deliegende Fachkonzept noch präzisiert 
werden (vgl. Kap. 2 und Abschn.3.2). Um 
so mehr ist es erforderlich, die ersten 
Schritte in diese Richtung -  unabhängig 
von laufenden Teilnovellierungen -  umge­
hend zu tun. Hierbei darf nicht übersehen 
werden, daß das Naturschutzrecht der 
ehemaligen DDR in einigen Punkten Rege­
lungen enthielt (z. B. Totalreservate, B io­
sphärenreservate, Artenschonbezirke), 
die dem Beitritt nicht zum Opfer fallen soll­
ten.

3.5 Praxis

Die Etablierung von Naturschutzbehörden 
auf allen Verwaltungsebenen in der ersten 
Hälfte der 80er Jahre hat zweifellos zu ei­
ner deutlichen Erhöhung der öffentlichen 
Akzeptanz, zu einem Abbau von Vorbehal­
ten und Vorurteilen und zu einer Verbesse­
rung des Vollzuges beigetragen. Der Aus­
bau des Personalstandes konnte seitdem 
allerdings auch nicht annähernd mit der 
Zuweisung immer neuer Aufgaben schritt­
halten. Insofern ist die örtliche Situation 
heute mitunter schlechter zu beurteilen als 
vor 10 Jahren. Die Beurteilung von Eingrif­
fen, insbesondere von Bauanträgen, ab­
sorbiert zunehmend große Teile der Ar­
beitskapazitäten der unteren Naturschutz­
behörden. Eigenständige Aufgaben des 
Naturschutzes, wie etwa die Umsetzung 
des Biotopschutzes »auf die Fläche«, die 
Koordinierung und Überwachung von 
Pflegemaßnahmen, die konzeptionell rich­
tige Abwicklung des Vertragsnaturschut­
zes oder Inventarisierung und Dauerbeob­
achtung können in vielen Fällen kaum an­
gegangen, geschweige denn ausreichend 
ausgefüllt werden. Ein Freiraum für den 
von Politikern so oft geforderten Abgleich 
zwischen Landnutzung und Schutz be­
steht auf keiner Verwaltungsebene (vgl. 
hierzu auch Ehmke 1992; Pielow1991). Die 
Länderarbeitsgemeinschaft Naturschutz, 
Landschaftspflege und Erholung (LANA) 
hat deshalb erst jüngst in einem Konzept­
entwurf die kurzfristige Verdreifachung 
des Personalstandes gefordert. Erst dann 
hätte die Naturschutzverwaltung mit einer

multifaktoriellen, querschnittsorientierten 
Aufgabenstellung die Personalstärke der 
Flurbereinigungsbehörden, die nur eine 
einzige, sektorale Aufgabe zu vertreten ha­
ben (Verbesserung der Agrarstruktur).

Ähnlich ist die Situation bei den Natur­
schutzverbänden. Hier ist in den letzten 
Jahren eine deutliche »Professionalisie- 
rung« von Organisation und Arbeitsweise 
zu verzeichnen (vgl. Weiger 1987). Sicher 
eine positive Entwicklung, die aber nicht 
von innen angestoßen wurde, nicht orga­
nisch wachsen konnte, sondern sich pri­
mär aus den Zwängen ergeben hat, die 
aus einer Anerkennung nach §29 BNat- 
SchG erwachsen. Naturschutzverbände 
sind nicht selten zu »Ersatz-Naturschutz­
behörden« geworden, und sie erfüllen so­
gar teilweise Aufgaben, die eigentlich den 
Betreibern von Eingriffen obliegen wür­
den, so z. B., wenn es um die Bereitstel­
lung von Daten für die Beurteilung eines 
Vorhabens geht. Die originären Aufgaben 
der Verbände, z.B. in der gesellschaftli­
chen Vertretung der Naturschutzinteres­
sen oder der Öffentlichkeitsarbeit, müs­
sen demgegenüber immer mehr zurück­
treten.

Die chronische Überlastung der Vollzugs­
organe hat unter anderem zur Folge, daß 
wirklich wichtige Entscheidungen nicht 
mit der gebotenen Sorgfalt vorbereitet 
werden können, mit der Konsequenz, daß 
die Entscheidung nicht selten gegen die 
Interessen des Naturschutzes gefällt wird. 
In der Summe ergibt sich ein schwerwie­
gendes »Vollzugsdefizit«, das wiederum 
bei den Betroffenen zu Frustration führen 
muß. Die These, daß das Aufgreifen relativ 
nebensächlicher Probleme, wie es in der 
Praxis zunehmend zu beobachten ist, die 
Vertiefung in einzelne »konfliktarme« Maß­
nahmen, eine frustrationsbedingte »Aus­
weichreaktion« ist, ist nicht ganz von der 
Hand zu weisen.

Daß der Vollzug selbst in den traditionellen 
Aufgabenfeldern des Arten- und B iotop­
schutzes verbesserungsbedürftig ist, läßt 
sich an vielen Beispielen zeigen. Die Ten­
denz zur Ausweisung immer kleinerer 
Schutzgebiete bleibt zumindest in den al­

ten Bundesländern bestehen (Abb.3). Der 
Zustand der Mehrzahl der Schutzgebiete 
gibt außerdem Anlaß zu ernsthafter Be­
sorgnis (Abb.4). Die Ausweisung von 
Großschutzgebieten in den neuen Bun­
desländern in den letzten Wochen der Exi­
stenz der DDR verbessert zwar die Stati­
stik. Sie war aber nicht das Ergebnis einer 
gesamtgesellschaftlichen Entscheidungs­
findung, sondern eher ein »Glücksfall der 
Geschichte«. Es bleibt abzuwarten, was 
hiervon in einem Jahrzehnt noch übrig sein 
wird.
Immerhin hat der Naturschutz mit dem 
sog. »Vertragsnaturschutz« den ersten 
konsequenten Schritt in Richtung Nutzflä­
chen getan. Der Erfolg der Programme be­
stätigt die Tragfähigkeit des Ansatzes, Lei­
stungen des Einzelnen im Sinne des Natur­
schutzes über die öffentlichen Haushalte 
gesellschaftlich zu honorieren (Vogel
1988). Damit kommen aber auf die Natur­
schutzbehörden zusätzliche Planungs­
und Überwachungsaufgaben zu, denen 
sie beim gegebenen Personalstand mittel­
fristig kaum gewachsen sein dürften. 
Wenn ein auch aus agrarstruktureller und 
gesellschaftspolitischer Sicht sehr erfreu­
licher Ansatz nicht »im Sande verlaufen« 
soll, so müssen bald auch personelle Ent­
scheidungen getroffen werden.
Dynamische und landschaftökologisch­
funktionale Aspekte fanden im Vollzug bis­
her nur geringe Beachtung. Einen ersten 
vertieften Ansatz in diese Richtung stellen 
Modelle zu sog. »Biotopverbundsyste­
men« dar (vgl. z. B. J edicke 1990). Der Be­
griff erfreute sich schon sehr bald nach 
Einführung sehr hoher öffentlicher und po­
litischer Wertschätzung. Die bisherigen 
praktischen Erfahrungen lassen jedoch 
die Gefahr erkennen, daß der Begriff weni­
ger im Sinne eines durch w issenschaftli­
che Daten noch zu untermauernden Fach­
konzeptes als vielmehr als Schlagwort für 
»alten Wein in neuen Schläuchen« ge­
braucht werden könnte.

Zusammenfassend bleibt festzuhalten:
a) Der Vollzug leidet nach wie vor unter ei­

nem erheblichen Personalmangel und 
chronischer Arbeitsüberlastung,

a
0 10 20 30 40 50%

b
0 10 20 30 40 50 60%
___________ I____________I____________I____________I____________I___________ I

Abb. 4. Belastungsfaktoren und Erhaltungszustand von 867 Naturschutzgebieten in der Südhälfte der Bundesrepublik Deutschland, a) Häufigkeit von 
nicht näher quantifizierten Einwirkungen von 5 verschiedenen Schadgruppen; b) Allgemeiner Erhaltungszustand, verteilt auf 5 Zustandsstufen (aus 
Haarmann und Pretscher 1988).
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b) Die Praxis erschöpft sich allzu oft in 
zweitrangigen Detailaufgaben. Die 
zentralen Probleme bleiben weitge­
hend unbearbeitet.

c) Selbst in den traditionellen Aufgaben­
feldern bleibt der Vollzug unbefriedi­
gend,

d) Vor allem durch den Vertragsnatur­
schutz und Ausdehnung der Pflege­
maßnahmen hat der Naturschutz seine 
Aufgaben auf regelmäßig genutzte Flä­
chen ausgedehnt, eine umfassende 
Auseinandersetzung mit der Landnut­
zung und die Konkretisierung von Lö­
sungen der Konfliktsituation steht aber 
noch aus.

e) Die neuen Belastungsfaktoren (z. B. Er­
holungsnutzung) und Aufgabenfelder 
(natürliche Dynamik und Schutz abioti- 
scher Ressourcen) spielen nach wie 
vor in der Praxis nur eine untergeordne­
te Rolle.

f) Nach wie vor reagiert Naturschutz auf 
mehr oder weniger konkrete Planun­
gen anderer. Ein agierender, planender 
Arbeitsansatz konnte nur in wenigen 
Teilbereichen erreicht werden.

g) Es ist nicht gelungen, die Ziele des Na­
turschutzes ausreichend in die Land­
schafts- bzw. Raumplanung zu inte­
grieren.

h) Der Vollzug der Eingriffsregelungen in 
den einschlägigen Gesetzen ist nach 
wie vor in hohem Maße unbefriedigend. 
Dies gilt nicht nur für die Entschei­
dungsfindung selbst, sondern ebenso 
bezüglich der veranlaßten Ausgleichs­
und Ersatzmaßnahmen.

4 Synopse und Ausblick
Als Folge der Nutzung und Belastung der 
Natur haben die Aufgaben des Natur­
schutzes im letzten Jahrzehnt eine deutli­
che Erweiterung erfahren. Die Konsequen­
zen für die eigene Standortbestimmung, 
die innerfachliche Planung, die Entwick­
lung von Bewertungsinstrumentarien und 
den Vollzug sind immens und teilweise erst 
in Umrissen erkennbar. Die neuen Proble­
me können allein mit den Instrumenten 
des »klassischen« Arten- und Biotop­
schutzes nicht gelöst werden. Nötig sind 
neuartige methodische und organisatori­
sche Forschungsstrukturen, die Imple­
mentierung einer effektiven Planungs- und 
Entwicklungsarbeit und die vermehrte 
fachliche Auseinandersetzung mit den ver­
schiedenen Formen der Landnutzung. 
Hierfür sind Freiräume bereitzustellen, die 
derzeit weder im Forschungsbereich noch 
im Vollzug existieren. Der Schutz natürli­
cher dynamischer Prozesse und der abio- 
tischen NaturgüterWasser, Boden undLuft 
sind als eigenständige Aufgaben anzuer­
kennen und zu konkretisieren. Hierzu ist 
die Einführung großflächiger Schutzstra­

tegien auch in unseren Kulturlandschaften 
unverzichtbar. Ein Grundproblem des Voll­
zugs bleibt der ungenügende Flächenzu­
griff. Ein Schwerpunkt künftiger Überle­
gungen sollte auf eine stärkere Integration 
sozial- und wirtschaftswissenschaftlicher 
Daten gelegt werden.
Der Naturschutz in Deutschland hatte im 
letzten Jahrzehnt eine große Zahl unbe­
streitbarer Erfolge zu verzeichnen. Wurde 
naturschützendes Handeln damals weit­
hin noch als »Zeiterscheinung« qualifi­
ziert, so ist es inzwischen als gesellschaft­
liche Aufgabe hohen Ranges anerkannt. 
Im gleichen Zeitraum sind aber in überpro­
portionalem Maße neue Aufgaben hinzu­
gekommen. In der Bilanz kann die Effizienz 
des Naturschutzes demzufolge heute 
nicht entscheidend besser beurteilt wer­
den als vor 10 Jahren.
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Statem ent
N aturschutz und M enschenw issenschaften
Nicht-naturw issenschaftliche Anmerkungen zum NNA-Fachgespräch »Ziele des Naturschutzes-  
veränderte Rahmenbedingungen erfordern weiterführende Konzepte«

Von W olfgang Schulz

Norbert Elias, der versuchte, eine umfas­
sende Zivilisationstheorie zu entwickeln, 
prägte den Ausdruck »Menschenwissen­
schaften« und verstand darunter alle w is­
senschaftlichen Disziplinen, die sich mit 
dem Menschen beschäftigen. Dieser Be­
griff geht also weit über die Sozialwissen­
schaften im engeren Sinn hinaus.
Diese nicht naturwissenschaftlichen An­
merkungen zum Naturschutz sollen auf 
seinem sehr umfassenden Begriff »Men­
schenwissenschaften« basieren, soweit 
es den begrenzten Erkenntnissen des Au­
tors möglich ist. Eine zweite Prämisse ist 
die Überzeugung des Autors dieser An­
merkungen, daß Naturschutz diese Men­
schenwissenschaften ebenso braucht wie 
die Naturwissenschaften, um effektiv und 
erfolgreich zu sein.
Die Worte »Ziele«, »Rahmenbedingungen« 
und »Konzepte« im Titel des Fachgesprä­
ches erinnern einen sofort an zwei Begriffe 
aus den Sozial- bzw. W irtschaftsw issen­
schaften: Organisation und Management. 
In den Definitionen und Theorien beider 
Begriffe spielen vor allem »Ziele« eine ent­
scheidende Rolle. Die folgenden Anmer­
kungen werden sich an diesen beiden Be­
griffen orientieren. Es wird aber auch ver­
sucht, konstruktive Antworten auf die Fra­
ge von Prof. Plachter zu geben: »Welchen 
Beitrag können die Sozialwissenschaften 
im Rahmen des Naturschutzes leisten?«

Naturschutz als Organisation
Im alltäglichen Sprachgebrauch wird das 
Wort »Organisation« in unterschiedlichen 
Bedeutungen verwendet. Allgemein kön­
nen drei Inhalte unterschieden werden -  
die Tätigkeit des Organisierens, Organisa­
tion als sozialer Katalysator und der Zu­
sammenschluß von Personen zur Durch­
setzung bestim m terziele.
Ersteres ist ein sozialer Prozeß und wird 
von Wirtschaftswissenschaftlern meist als 
»Management« bezeichnet und soll im 
nächsten Abschnitt näher betrachtet wer­
den. Wenn vom sozialen Katalysator die 
Rede ist, so ist ein soziales Objekt ge­
meint. Organisation wäre dann besser zu 
bezeichnen als »Organisiertheit« und ist 
etwas, was Arbeitsabläufe bzw. »soziale 
Prozesse beschleunigt, bremst oder in ih­
rer Richtung verändert« (Endruweit 1981,
S.14). Letzteres meinen Sozialwissen­
schaftler, wenn sie von Organisationen re­
den, gemeint ist die Organisation als so­
ziales Subjekt. Organisationen sind dem­
nach Zusammenschlüsse von Personen, 
die bestimmte, festgelegte Ziele verfol­
gen, die arbeitsteilig gegliedert sind und

eine Leitungsinstanz besitzen. Um den 
Naturschutz in Deutschland, aber auch in 
vielen anderen Ländern, als Organisation 
in diesem Sinne zu bezeichnen, muß man 
einige Abstraktionen machen.
Den Naturschutz als Organisation gibt es 
eigentlich nicht. Es existiert ein privater 
und ein staatlicher Naturschutz, darüber 
hinaus kann man möglicherweise auch 
noch einen wissenschaftlichen Natur­
schutz unterscheiden. Erstere sind w ie­
derum untergliedert: der private in ver­
schiedene und teilweise sehr unterschied­
liche Gruppierungen und Verbände, die 
man, einzeln betrachtet, als Organisatio­
nen im soziologischen Sinne bezeichnen 
kann. Der staatliche Naturschutz unter­
gliedert sich in verschiedene Ministerien, 
Behörden und Ämter.
Hier geht es aber in erster Linie um Ziele 
und auch Rahmenbedingungen. Diese 
Ziele sollten, wenn man von Naturschutz 
spricht, oder besser, wenn sich diese ver­
schiedenen Gruppierungen alle mit Natur­
schutz beschäftigen, sehr ähnlich sein. 
Die Rahmenbedingungen können teilwei­
se verschieden sein, je nachdem, ob priva­
ter oder staatlicher Naturschutz.
Die Organisationsziele sind »die Zwecke, 
um derentwillen eine Organisation gegrün­
det wird und deren Erfüllung die Organisa­
tion erreichen soll« (BÜSCHGES 1983,
S.90). Sie gelten als Richtschnur für das 
Handeln der Organisation. Jetzt könnte 
man sagen, Ziel von Naturschutzorganisa­
tionen ist der Naturschutz. Aber Natur­
schutz ist (noch?) kein handlungsleiten­
des und meßbares Ziel. Ziele einer Organi­
sation müssen aber meßbar sein, damit 
man später auch den Erfolg des Handelns 
überprüfen kann.
An dieser Stelle sind jetzt Naturwissen­
schaftler der verschiedensten Disziplinen 
und Teildisziplinen aufgerufen, Natur­
schutz in handlungsleitende Ziele zu über­
setzen. Solche handlungsleitenden Ziele, 
wie auch im Fachgespräch diskutiert, 
könnten sein:
-  der Schutz und die Erhaltung aller Tier- 

und Pflanzenarten,
-  der Schutz und die Erhaltung von Habi­

taten und Biotopen,
-  der Schutz und die Erhaltung von Öko­

systemen,
-  die Sicherung von ökologischen Abläu­

fen,
-  die Sicherung von ökologischen Funk­

tionen.
Diese biologischen bzw. ökologischen 
Ziele deuten alle in eine Richtung: die Na­
tur vor dem Menschen zu schützen. Über­

spitzt ausgedrückt müßte man aus der ge­
samten Erde einen großen Nationalpark 
oder ein großes, weltweites Naturschutz­
gebiet machen. Aber wo bleibt dann der 
Mensch?
Man könnte jetzt argumentieren, der 
Mensch ist nichts anderes als eine zoologi­
sche Art und fällt somit unter das Ziel 
»Schutz und Erhaltung einer Tierart«. Eine 
derartige Argumentation wäre aber äu­
ßerst blauäugig und naiv. Erstens müßte 
man die Spezies Mensch wohl in dieselbe 
Kategorie einordnen, wie beispielsweise 
das Schalenwild in unseren Wäldern -  die 
Populationsdichte ist unnatürlich hoch, 
und die Art übernützt ihren Lebensraum 
und zerstört das Ökosystem. Konsequen­
te Folge müßte eine Kontrolle der Popula­
tion sein.
Zweitens kann man die Spezies »Homo sa­
piens« nicht vergleichen mit anderen zoo­
logischen Arten. Der Mensch hat zwar te il­
weise ähnliche Bedürfnisse wie Tierarten 
(Nahrung, Ruhe bzw. Erholung, etc.), ist 
aber weitgehend nicht instinktgesteuert, 
sondern Instinkte werden bei ihm durch 
Werte und Normen ersetzt. Derartige 
Überlegungen müssen zwangsläufig dazu 
führen, daß man den Menschen nicht ein­
fach unter die biologischen oder ökologi­
schen Ziele des Naturschutzes subsumie­
ren kann.
Folgt man der Auffassung, daß der 
Mensch bzw. die Gesellschaft nicht so 
recht in den biologisch-ökologischen Ziel­
katalog des Naturschutzes paßt, müßte 
die Gesellschaft möglicherweise in die 
Rahmenbedingungen aufgenommen wer­
den. Die Rahmenbedingungen bilden aber 
wichtige Determinanten für die Z ieldefini­
tionen. Werden sie bei der Formulierung 
der Ziele nicht berücksichtigt, sind die Zie­
le einer Organisation unrealistisch und nie­
mals zu erreichen.
Ein Beispiel für die Auffassung, die Gesell­
schaft als Rahmenbedingung des Natur­
schutzes anzusehen, ist das Bundesnatur­
schutzgesetz. Nach dem Bundesnatur­
schutzgesetz soll die Natur geschützt wer­
den (Ziel), um die Lebensgrundlage des 
Menschen und die Voraussetzung für sei­
ne Erholung zu sichern (Bedingung). In die­
sem Gesetz werden also die Ziele des Na­
turschutzes formuliert, aber gleichzeitig 
die Rahmenbedingungen, soweit sie die 
Gesellschaft betreffen, angegeben und 
damit die Ziele eines ökologischen Natur­
schutzes oder eines Schutzes der Natur 
um ihrer selbstwillen stark eingeschränkt.
Das Bundesnaturschutzgesetz soll sicher­
lich als Richtlinie für den gesamten Natur-
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schütz dienen, wurde aber von einer Admi­
nistration vorbereitet und von der Regie­
rung verabschiedet. Beide Instanzen ha­
ben gegenüber der Gesellschaft bzw. dem 
Volk eine Gesamtverantwortung zu tra­
gen, die mehr als nur ökologischen Natur­
schutz beinhaltet, und sehen deshalb die 
Gesellschaft als Rahmenbedingung des 
Naturschutzes.

Es kann also eigentlich nicht im Sinne des 
Naturschutzes sein, den Menschen nur als 
Rahmenbedingung zu betrachten und die 
Gesellschaft bei Zielüberlegungen außer 
acht zu lassen. Ein derartiges Vorgehen 
drängt den Naturschutz in die Defensive, 
wie die Vergangenheit gezeigt hat. Der Na­
turschutz war bisher immer nur in der La­
ge, zu reagieren-auf Forderungen und An­
sprüche anderer Interessensgruppen. 
Besser und effektiver wäre aber ein aktives 
Agieren.

Dies ist aber nur zu erreichen, wenn die 
Gesellschaft von Anfang an auch in die Zie­
le des Naturschutzes aufgenommen wird. 
Naturschutz muß also neben den biologi­
schen und ökologischen Zielen ein weite­
res Ziel aufnehmen, welches den Bedürf­
nissen des Menschen bzw. der Gesell­
schaftgerecht wird.

Ein gesellschaftliches Ziel des Naturschut­
zes könnte lauten:

-  der Schutz und die Erhaltung sozialer 
Funktionen der Natur.

Die sozialen Funktionen der Natur allge­
mein, von Biotopen, Landschaften, Öko­
systemen, von Flora und Fauna sind sehr 
vielseitig. Diese sozialen Funktionen be­
friedigen eine Reihe von Bedürfnissen des 
Menschen bzw. der Gesellschaft. Grund­
sätzlich sind nach den Auswirkungen auf 
die Natur zwei verschiedene Gruppen von 
Bedürfnissen zu unterscheiden: jene Be­
dürfnisse, die zur Befriedigung die Natur 
nutzen, und jene, die die Natur »nur« be­
nutzen. Bei der Nutzung wird der Natur ak­
tiv etwas entnommen, bzw. eine natürliche 
Ressource genutzt, z. B. direkte Nah­
rungsmittelbeschaffung (Fisch, Pilze, Bee­
ren, Wild), aber auch indirekte über die 
Landwirtschaft, Gemüse-, Obst- und 
Weinbau. Zur Naturnutzung zählen aber 
auch Forstwirtschaft, Wasserwirtschaft, 
Bergbau, Straßenbau usw.

Bei der Benutzung der Natur wird zwar 
nicht direkt etwas entnommen, die Folgen 
für die Natur können aber beispielsweise 
durch Störungen oder Zerstörungen eben­
so schwerwiegend sein wie bei der Nut­
zung. Alle Erholungsaktivitäten des Men­
schen in der freien Natur und Landschaft 
können als Naturbenutzungen bezeichnet 
werden. Hier hat die Natur sehr unter­
schiedliche soziale Funktionen zu erfüllen. 
Einem Jogger dient sie als Raum zur Be­
wegung, ein Spaziergänger sucht in erster 
Linie Ruhe und Beschaulichkeit, einer Fa­
milie, die ein Picknick macht, ist die Gesel­
ligkeit wichtig, ein Hobby-Ornithologe hat 
ein wissenschaftliches Interesse an der 
Natur, einer Schulklasse kann sie als »er­
weitertes Klassenzimmer« dienen.

Alle diese sozialen Funktionen sollte der 
Naturschutz mit in seine Überlegungen ein­
beziehen, auch wenn es zu Zielkonflikten 
kommt, auf die im nächsten Abschnitt nä­
her eingegangen wird. Wenn Naturschutz 
als Organisation im soziologischen Sinn 
verstanden wird, dann müssen auch die 
Ziele wesentlich weiter gefaßt werden als 
bisher und die Zieldimension »Gesellschaft« 
darf nicht außer acht gelassen werden.

Naturschutz als Management
Mußte bei Naturschutz und Organisation 
noch etwas abstrahiert und einige Abstri­
che gemacht werden, so läßt sich ohne 
Einschränkungen behaupten, Natur­
schutz ist Management. Mit dieser Aussa­
ge haben möglicherweise viele Natur­
schützer Probleme, weil Management im­
mer in irgendeiner Weise mit Großunter­
nehmen, Industrie, multinationalen Kon­
zernen usw. in Verbindung gebracht wird. 
Im folgenden wird aber gezeigt werden, 
daß Naturschutz nichts anderes als Mana­
gement ist, wenn er effektiv und erfolg­
reich sein soll.
Unter Organisation wurde oben die soziale 
Struktur verstanden, unter Management 
versteht man in erster Linie einen sozialen 
Prozeß. Management ist also eine Abfolge 
von Einzeltätigkeiten (Management-Funk­
tionen), die in der Regel von verschiede­
nen Personen durchgeführt werden. Der 
Management-Prozeß besteht aus fünf 
Phasen: Zielsetzung, Planung, Entschei­
dung, Realisation und Kontrolle. Genau 
diese Schritte sind auch Bestandteil kon­
kret durchzuführender Naturschutzprojek­
te. Es wird ein bestimmtes Ziel gesetzt, 
man plant verschiedene Alternativen, wie 
dieses Ziel erreicht werden kann, man ent­
scheidet sich für eine dieser Alternativen 
und setzt sie in die Tat um. Ein wichtiger 
Schritt kommt aber oft, und nicht nur im 
Naturschutz, zu kurz: die Kontrolle. Es 
muß der Frage nachgegangen werden: Ha­
be ich mein Ziel erreicht?
Naturschutzarbeit ist also ncihts anderes 
als Management. Pausch  (1976, S.9) defi­
niert Management für Unternehmen fol­
gendermaßen: »Managen heißt, innerhalb 
eines soziotechnischen Systems auf Men­
schen und maschinelle Systeme so einzu­
wirken, daß eine vorgegebene Zielfunktion 
optimal erfüllt wird.«
Generell auf den Naturschutz übertragen, 
würde dies bedeuten: »Naturschutz heißt, 
innerhalb eines gesellschaftlich-ökologi­
schen Systems auf Menschen und natürli­
che Systeme so einzuwirken, daß vorge­
gebene Zielfunktionen optimal erreicht 
werden.«
Diese Zielfunktionen sind sicherlich wie­
derum gleichzusetzen mit den oben darge­
stellten biologisch-ökologischen Zielen 
des Naturschutzes. In der Definition ist 
aber von optimaler Erreichung und nicht 
von maximaler die Rede. Diese Optimie­
rung ist nur erreichbar, wenn die Bedürf­
nisse der Gesellschaft berücksichtigt wer­
den; man benötigt also auch gesellschaft­
liche Ziele des Naturschutzes.

Wie schon erwähnt, muß es aber unwei­
gerlich zu Zielkonflikten zwischen biolo­
gisch-ökologischen Zielen und den gesell­
schaftlichen kommen. Der Naturschutz 
muß sich diesen Konflikten stellen und ver­
suchen, sie zu lösen. Es soll hier nur ein 
möglicher Weg zur Konfliktlösung kurz 
aufgezeigt werden.

Ziele lassen sich in sogenannte Ober- und 
Unterziele differenzieren. Oberziele, die 
die »Philosophie« einer Organisation bil­
den, sind in der Regel sehr allgemein abge­
faßt und werden durch Unterziele opera- 
tionalisiert oder für die Praxis anwendbar 
gemacht. Im Falle des Naturschutzes kann 
der Schutz der Natur als Oberziel, also als 
Philosophie, angesehen werden, und die 
einzelnen biologisch-ökologischen und 
gesellschaftlichen Ziele sind dann die Un­
terziele, die der Philosophie untergeord­
netwerden müssen.

Die Philosophie muß dann bei allen Aktivi­
täten des Naturschutzes im Auge behalten 
und die Unterziele müssen danach koordi­
niert werden. Diese Koordination kann von 
Projekt zu Projekt sehr unterschiedlich 
sein. In einem Fall kann versucht werden, 
Kompromisse zwischen biologisch-ökolo­
gischen und gesellschaftlichen Zielen zu 
finden, z. B. auf landwirtschaftlichen Pro­
duktionsflächen, die extensiviert werden 
sollen. In Naherholungsgebieten rund um 
Großstädte wird man möglicherweise die 
gesellschaftlichen Ziele über die biolo­
gisch-ökologischen stellen. Auf ökolo­
gisch wertvollen und selten vorkommen­
den Flächen wird man die Prioritäten um­
drehen, also biologisch-ökologische vor 
gesellschaftliche Ziele stellen.

Beiträge der Menschenwissen- 
schaften zum Naturschutz
Die Art und Weise der Koordination zwi­
schen den einzelnen Unterzielen bei ver­
schiedenen Naturschutzvorhaben muß 
von Natur- und Menschenwissenschaft­
lern gemeinsam erarbeitet werden. Natur­
wissenschaftler müssen die ökologischen 
Wertigkeiten festlegen. Die Wichtigkeit 
verschiedener Gebiete oder Landschaften 
zur Erfüllung gesellschaftlicher Funktio­
nen müssen von Menschenwissenschaft­
lern bestimmt werden.

Einer der wichtigsten Beiträge, den Sozio­
logen oder Psychologen im Naturschutz 
leisten können, ist die Erfassung bestimm­
ter Erwartungen der Gesellschaft an die 
Natur allgemein oder die Erwartungen und 
Wünsche an bestimmte Gebiete. Als kon­
kretes Beispiel mag hier die Planung eines 
Naturschutzgebietes dienen. Um ein Na­
turschutzgebiet erfolgreich zu etablieren, 
genügt es nicht, alleine die ökologische 
Bedeutung des in Frage kommenden Ge­
bietes zu ermitteln, sondern es ist ebenso 
wichtig, die soziale Funktion zu beleuch­
ten. Dabei können folgende Fragen auftre- 
ten, die beantwortet werden müssen:

-  Dient das Gebiet der Erholung?
-  Ist das Gebiet für die Versorgung der an­

sässigen Bevölkerung von Bedeutung?
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-  Hat das Gebiet besondere kulturelle 
oder symbolische Bedeutung?

-  Kann sich die einheimische Bevölke­
rung mit dem geplanten Schutzgebiet 
identifizieren?

-  Wie ist die Akzeptanz eines solchen 
Schutzgebietes?

Wenn hiervon Menschenwissenschaftlern 
die Rede ist, dann sind darunter auch Me­
diziner zu fassen. Und auch die Humanme­
diziner können w ichtige Beiträge zum Na­
turschutz leisten. Eine sicherlich nicht zu 
unterschätzende soziale Funktion der Na­
tur ist die gesundheitliche Regenerations­
möglichkeit in der Natur. Wenn es also um 
den Schutz der Natur geht, so sollte auch 
berücksichtigt werden, inwieweit be­
stimm te Landschaften diese Funktion er­
füllen können.
So kann die Humanmedizin wichtige Argu­
mente für den Naturschutz liefern. Land­
schaften, die geeignet sind, die Gesund­
heit des Menschen zu erhalten oder w ie­
derherzustellen (z. B. Gegenden mit be­
stimmtem Reizklima), und damit einen Bei­
trag zur Volksgesundheit leisten, sind 
auch aus rein sozialer Sicht schützenswer­
te Gebiete.
Als letztes Beispiel für einen Beitrag von 
Menschenwissenschaftlern zum Natur­

schutz seien Kommunikationswissen­
schaftler angesprochen. Neben anderen 
Sozialwissenschaftlern können sie Mei­
nungsbildungsprozesse in der Gesell­
schaft zu Fragen des Natur- und Umwelt­
schutzes analysieren und Vorschläge für 
eine gezielte Informationspolitik erarbei­
ten, die die Akzeptanz von Natur- und Um­
weltschutzaktivitäten bei der Bevölkerung 
erhöhen.

Diese Akzeptanz ist bei genauer Betrach­
tung und Analyse bisheriger Meinungsum­
fragen zum Thema »Umwelt- und Natur­
schutz« nicht abzulesen. Die zur Zeit vor­
liegenden Ergebnisse lassen sich nur so 
interpretieren, daß die Aufmerksamkeit 
der Bevölkerung hinsichtlich Umwelt- und 
Naturschutz in den letzten Jahren gestie­
gen ist. Was bisher fast völlig fehlt und für 
einen effektiven Umwelt- und Naturschutz 
dringend notwendig wäre, sind Untersu­
chungen zur Handlungsbereitschaft und 
zum tatsächlichen umweltgerechten Han­
deln der Gesellschaft. In der Handlungs­
bereitschaft und dem Handeln scheint 
nämlich bisher noch kein Wandel stattge­
funden zu haben.

Zusammenfassend kann gesagt werden, 
Menschenwissenschaften können einen 
erheblichen Beitrag zum Naturschutz lei­

sten, wenn der Naturschutz die Gesell­
schaft bei Zielüberlegungen mit einbe­
zieht und die Menschen nicht nur als Stör­
faktor ansieht. Es muß aber auch bei so­
zialwissenschaftlichen Untersuchungen 
das Prinzip gelten: globale Aussagen sind 
nicht möglich und nicht zu erwarten, son­
dern für einzelne Naturschutzaktivitäten 
bzw. -projekte müssen in der Regel eigen­
ständige sozialwissenschaftliche Analy­
sen erstellt werden.
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Statem ent
Veränderte Rahm enbedingungen für den N aturschutz 
aus pflanzenökologischer S icht
Von W olf-U lrich Kriebitzsch

Der Schwerpunkt des Naturschutzes lag 
seit seinen Anfängen auf einem konservie­
renden Arten- und Landschaftsschutz. 
Dabei ist zu berücksichtigen, daß viele 
Tier- und Pflanzenarten erst im Zuge der 
Entwaldung als Kulturfolger in Mitteleuro­
pa einwanderten. Im Laufe der Jahrhun­
derte entstanden neben den Resten der 
natürlichen Vegetation völlig neue Arten­
gemeinschaften und Landschaften durch 
unterschiedliche land- und forstw irt­
schaftliche Arbeitsmethoden. Eine weitge­
hende Umstellung in der landwirtschaftli­
chen Nutzung (verbesserte Leistungsfä­
higkeit der Nutzpflanzen durch Zucht, 
Düngung, Bewässerung und Pestizidein­
satz, Trockenlegung von Feuchtgebieten 
verbunden mit der Umwandlung von 
Grün- in Ackerland usw.) und in der forstli­
chen Nutzung (veränderte Baumarten­
wahl, Umwandlung von Niederwäldern in 
Hochwälder, Entwässerung usw.) führte 
nun in diesem Jahrhundert zum Ver­
schwinden bzw. zur Gefährdung ganzer 
Landschaftselemente unserer Kulturland­
schaft und ihrer Tier- und Pflanzenarten. 
Die größte Gefährdung für Natur und Land­
schaft ging bis vor wenigen Jahren von ei­
nem auch heute noch unersättlichen Flä­
chenbedarf für Wohn- und Industriean-

siedlungen und für den Verkehrswegebau 
sowie von der Intensivierung und Mecha­
nisierung der Land- und Forstwirtschaft 
aus. Der Naturschutz versuchte diesen 
Gefahren durch einfache defensive Maß­
nahmen zu begegnen (Unterschutzstellen 
von Tier- und Pflanzenarten, Einrichtung 
von Naturschutzgebieten, Durchführung 
von Pflegemaßnahmen u.a.). Derartige 
Maßnahmen können aber nur solange Er­
folg haben, solange wesentliche Stand­
ortsbedingungen unverändert bleiben 
bzw. durch Bewirtschaftungsmaßnahmen 
den Erfordernissen der jeweiligen Schutz­
objekte angepaßt werden. Seit einigen 
Jahren beobachten wir nun Veränderun­
gen von Standortsbedingungen, die er­
hebliche Auswirkungen auf Flora und Fau­
na haben bzw. haben können. Die Bedeu­
tung dieser in der Regel allmählich und 
kaum wahrnehmbar stattfindenden Stand­
ortsveränderungen soll hier für die Vegeta­
tion anhand einiger Beispiele angedeutet 
werden.

Stickstoffeinträge
Seit mindestens zwei Jahrzehnten werden 
hohe Ammonium- und Nitrateinträge in un­
sere Ökosysteme aus der Luft beobachtet.

Bereits Anfang der siebziger Jahre wurde 
im Solling im Freiland eine N-Zufuhr um 
20 kg N /ha pro Jahr gemessen. Im Bestan­
desniederschlag waren die Werte um das
2- bis 3fache höher, abhängig von der herr­
schenden Baumart (Ell e n b e r g  sen. et al.
1986). Regional kann die luftbürtige Stick­
stoffzufuhr noch erheblich höhere Werte 
annehmen (Ell e n b e r g  jun. 1989). Die N- 
Zufuhr im Solling hat sich auf dem Niveau 
der siebziger Jahre stabilisiert (El l e n b e r g  
sen. 1987).
Die zusätzlichen N-Einträge in die Pflan­
zenbestände wirken sich auf die Pflanzen 
positiv und negativ aus. Seit langem wer­
den erhöhte Zuwachsraten in Wäldern be­
obachtet, die deutlich über dem Ertragsta­
felniveau liegen (P r e tzs c h  1985) und ver­
mutlich -  zumindest teilweise -  eine Folge 
der Stickstoffdüngung sind. Andererseits 
wurde bereits von J e n se n  (1961) beklagt, 
daß die Nährstoffzufuhr aus der Luft das 
Wachstum des relativ ungestörten Son­
nenberger Moores im Oberharz beein­
trächtigt (s.a. Ra a b e  1954). St e u b in g  und 
B u c h w a l d  (1989) führen die zunehmende 
Vergrasung der Lüneburger Heide vor al­
lem auf die hohe Stickstoffzufuhr zurück. 
Nach Erhebungen von GARVE (1987, s.a. 
El l e n b e r g  jun. 1989) sind in Niedersach-
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sen Nährstoffmangelzeiger besonders 
stark gefährdet, wobei die Gefährdung 
nicht allein durch einen Rückgang der ge­
eigneten Standorte zu erklären ist.

Allerdings schädigen die N-Einträge die 
Pflanzen nicht direkt. Bereits Vogel (1978) 
machte deutlich, daß N-Mangelzeiger in 
Kulturversuchen durch hohe N-Gaben 
bis zu mehreren 100 kg N/ha pro Jahr 
ihre Biomasse-Produktion steigern kön­
nen. Hochwüchsige, stickstoffbedürftige 
Pflanzen, die an nährstoffarmen Standor­
ten normalerweise keine Bedeutung ha­
ben, werden durch die N-Einträge geför­
dert. Nährstoffmangelzeiger sind lichtbe­
dürftig und wachsen an offenen, hellen 
Standorten, die mit einer niedrigwüchsi­
gen, häufig lückigen Vegetation bestan­
den sind. Die luftbürtige Stickstoffdün­
gung fördert an solchen Standorten die 
Besiedlung mit hochwüchsigen Stauden, 
die dichte Bestände bilden können. Die 
Folge ist eine Abnahme des Lichtangebo­
tes am Boden und ein Verschwinden der 
niedrigen Nährstoffmangelzeiger.

Säureeinträge
Hohe Sulfat-Einträge aus der Luft führen 
zusammen mit den Nitrat-Einträgen zu ei­
ner starken Säurebelastung der Böden, 
die bereits eine nachweisbare Absenkung 
der pH-Werte in der Bodenlösung zur Fol­
ge hat (Ulrich et al. 1979). Die hohe Proto- 
nen-Zufuhr verursacht neben der Versaue­
rung eine Verarmung der Böden an basi­
schen Kationen (Ca2+, K+, Mg2+, Na+). 
Der niedrige pH-Wert des Regenwassers 
führt zudem zu einem Herauslösen (leach- 
ing) basischer Kationen aus den Blättern 
(Nadeln).

Der Säureeintrag, insbesondere in Zusam­
menhang mit der Stickstoffzufuhr, beein­
trächtigt die Pflanzen auf verschiedene 
Weise. Die Versauerung der Böden führt 
zur Freisetzung toxischer Kationen (Al3+, 
Fe2+, Mn2+), die ihrerseits das Wurzel­
wachstum schädigen (Runge 1981). Die 
Böden verarmen gleichzeitig an basischen 
Kationen. Ein gesteigertes Wachstum 
durch die N-Düngung bei gleichzeitigem 
Rückgang der Basenversorgung der Pflan­
zen führt zu Mangelerscheinungen und 
LaubVNadelverlusten bei Bäumen. Ent­
sprechende Mangelerscheinungen sind 
auch bei krautigen Pflanzen zu erwarten. 
Dementsprechend sind kalkliebende N- 
Mangelzeiger durch die Stoffeinträge be­
sonders betroffen und darum häufig auf 
den Roten Listen gefährdeter Pflanzenar­
ten vertreten.

Auf eine stark gefährdete Artengruppe, die 
weniger im Blickpunkt steht, weist Kost in 
seinem Beitrag hin. Bereits Meyer (1985) 
berichtete über die Empfindlichkeit von 
Mykorrhizapilzen gegenüber einer hohen 
N-Zufuhr. Nach einer vergleichenden Be­
standesinventur von Kost (mündlich), die 
auf Daten vor 1940 und auf einer neuen 
Erhebung basiert, waren in einem boden­
sauren Buchenwald 10% der Pilzarten 
verschwunden; vor allem Mykorrhizapilze

waren betroffen. Eine Abnahme der My- 
korrhizierung hat für die Wasser- und Nähr­
stoffversorgung der betroffenen höheren 
Pflanzen ähnliche Konsequenzen wie eine 
direkte Schädigung des Wurzelsystems: 
die resorbierende Oberfläche verringert 
sich, damit verschlechtert sich die Nähr­
stoffaufnahme, insbesondere von den in 
der Bodenlösung ohnehin verarmten basi­
schen Kationen. Eine verringerte Feinwur­
zel- und Mykorrhiza-Oberfläche läßt zu­
dem nur noch eine reduzierte Wasserauf­
nahme zu, die die Pflanzen empfindlicher 
auf Trockenperioden reagieren läßt. Die 
von Steubing und Buchwald (1989) be­
schriebene gesteigerte Anfälligkeit von 
Calluna vulgaris gegenüber Wasserstreß 
ist möglicherweise so zu erklären.

Klimaveränderungen
ln den letzten Jahren wird zunehmend eine 
drohende Klimaveränderung diskutiert als 
Folge erhöhter Spurengaskonzentratio­
nen (H20, C02,0 3, NOx, CH4 und FCKW) in 
der Atmosphäre. Nach Modellrechnungen 
wird sich bei einem Ausstoß dieser »Treib­
hausgase« auf dem Stand von 1988 der 
C02-Gehalt in der Atmosphäre in 50 Jah­
ren nahezu verdoppelt haben. Die globale 
Jahresdurchschnitts-Temperatur soll um 3 
±1,5% ansteigen. Der Temperaturanstieg 
wird vermutlich am Äquator gering sein 
und zu den Polen hin zunehmen, beson­
ders ausgeprägt in den Wintermonaten. Er 
wird im Inneren der Kontinente am stärk­
sten sein. Die Vorstellungen über die künf­
tige Niederschlagsverteilung sind noch 
ungenauer, für unsere Breiten wird aber ein 
Anstieg um ca. 10% erwartet, mit einem 
Schwerpunkt in den Wintermonaten (ver- 
gl. Grassl, in diesem Band). Die Modell­
aussagen lassen sich noch nicht regionali- 
sieren, da den Modellrechnungen ein Git­
ternetz mit einer Maschenweite von 
500 km zugrunde liegt. Aber bereits die all­
gemeinen Aussagen -  verdoppelter C02- 
Gehalt der Luft, milde Winter, warm-trok- 
kene Sommer -  haben erhebliche Konse­
quenzen für die Pflanzen, die in ihrer Ge­
samtheit noch kaum abzuschätzen sind.

In zahlreichen Kurzzeit-Laborversuchen 
wurde gezeigt, daß ein erhöhter C02-Ge- 
halt der Luft die Photosynthese steigert 
und die Transpiration senkt. Berichte über 
Langzeit-Begasungen von Pflanzen mit 
C02 sind seltener. Nach Overdieck 
(1986a) übertraf die Netto-Primärproduk- 
tion (NPP) von Trifolium repens und Lolium 
perenne bei einem C02-Gehalt der Luft 
von 620 ppm nach 100 Tagen die NPP der 
Kontrollpflanzen, die bei 300 ppm C02 ge­
zogen wurden, um das 1,6fache. Die NPP- 
Raten für kürzere Zeiträume zeigen aller­
dings bei T. repens bereits nach 50 Tagen, 
bei L. perenne am Ende der Versuchsdau­
er eine Angleichung der NPP-Raten, die 
von den Pflanzen bei 300 ppm und bei 
620 ppm C02 erzielt wurden. Derartige Er­
gebnisse lassen vermuten, daß die Anre­
gung der NPP durch einen erhöhten C02- 
Gehalt der Luft nur vorübergehender Natur 
ist.

Für die Angleichung der NPP-Raten gibt es 
verschiedene Erklärungsmöglichkeiten. 
Anatomisch-morphologische Untersu­
chungen an Blättern, die bei erhöhten 
C02-Gehalten der Luft gebildet wurden 
(Thomas und Harvey 1983; Overdieck 
1986a), zeigen eine erhöhte spezifische 
Blattfläche (Verhältnis Blattfläche zu Blatt­
trockengewicht), die erhöhte Atmungsra­
ten zur Folge hat. Nach Cure und Acock
(1986) nimmt bei hohen C02-Konzentratio- 
nen in der Luft die Zahl der Spaltöffnungen 
ab; damit wird die Steigerung der Photo­
synthese durch einen erhöhten C02-Ge- 
halt wieder rückgängig gemacht. Darüber 
hinaus berichtete Overdieck (1986b, s. a. 
Alberda 1965; Masterson und Sher- 
woord 1978; Nouri und Unser 1970 u. a.) 
von einem drastischen Rückgang der N-, 
P-, Ca- und K-Gehalte in den Blättern von 
Pflanzen im Zuge der erhöhten NPP bei 
620 ppm C02. Die Erhöhung des C02-Ge- 
haltes der Luft kann demnach einen ent­
sprechenden Effekt wie den N-Eintrag ha­
ben: mit steigender NPP geraten andere, 
für die Pflanzen ebenfalls lebensnotwendi­
ge Nährstoffe ins Minimum und begrenzen 
ihrerseits die Produktivität (und damit die 
Konkurrenzkraft) der Pflanzen. Ein C02- 
Anstieg in der Luft könnte die ungünstige 
Wirkung der luftbürtigen N-Einträge noch 
verstärken und hochwüchsige, an die Ba­
senversorgung keine Ansprüche stellen­
de, aber stickstoffliebende Pflanzenarten 
fördern, da bereits heute an vielen natürli­
chen Standorten die basischen Kationen 
Minimumfaktoren darstellen.

Auch vom Temperaturanstieg ist eine star­
ke Beeinflussung der Vegetation zu erwar­
ten. In milden Wintern ist die Atmung von 
überwinternden Pflanzen oder Pflanzen­
teilen (Knollen, Zwiebeln, Rhizomen u.a.) 
hoch, da die Atmungs-Intensität tempera­
turabhängig ist. Damit sind die Verluste an 
Reservestoffen groß, die von den Pflanzen 
eigentlich im Frühjahr zum Austreiben be­
nötigt werden. Geophyten sind in der mit­
teleuropäischen Flora ohnehin viel stärker 
gefährdet als z. B. Hemikryptophyten (El­
lenberg jun. 1983).

Milde Winter verlängern die Vegetations­
periode, d. h. die Pflanzen treiben früh aus, 
und die Winterruhe beginnt spät. Die Ver­
längerung der Vegetationsperiode bedeu­
tet gleichzeitig für die Pflanzen eine erhöh­
te Frostgefährdung durch Spät- oder Früh­
fröste, zumal erhöhte C02-Konzentratio- 
nen die Frostresistenz von Pflanzen zu ver­
ringern scheinen (Margolis und Vezina
1990). Durch Spätfröste entstandene 
Blattverluste können in Verbindung mit 
den erhöhten winterlichen Atmungsverlu­
sten die Konkurrenzfähigkeit von frost­
empfindlichen Pflanzenarten schwächen. 
Die Reproduktionsfähigkeit von Pflanzen­
arten kann darüber hinaus durch Erfrieren 
der Keimlinge empfindlich gestört werden. 
Dadurch wären vor allem einjährige Pflan­
zenarten besonders gefährdet.

Steigende Sommertemperaturen wirken 
sich u. a. auf die Photosynthese und die At­
mung aus. Die Photosynthese-Leistung
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hat ein Temperatur-Optimum und nimmt 
bei zu hohen wie bei zu niedrigen Tempera­
turen ab. Das Temperatur-Optimum ist gut 
an die herrschenden Temperaturen ange­
paßt. Es liegt bei mitteleuropäischen 
Pflanzenarten bei 15°C bis 25 °C (30°C), 
bei Pflanzen schattiger Standorte etwas 
niedriger (Larcher 1984 u.a.) und hat 
meist einen relativ breiten Optimalbereich. 
Dementsprechend konnte Schulze (1970) 
zeigen, daß die tägliche C 0 2-Aufnahme ei­
ner Buche im Solling durch über- oder un- 
teroptimaleTemperaturen während der Ve­
getationsperiode kaum beeinträchtigt ist. 
Entsprechendes zeigte Schulze (1972) für 
einige Pflanzen der Krautschicht des ent­
sprechenden Buchenbestandes.

Steigende Sommertemperaturen bedeu­
ten demnach keine wesentliche Beein­
trächtigung der C 0 2-Aufnahme. Allenfalls 
an sehr heißen Tagen sind Einbußen der 
Photosynthese-Raten zu erwarten. Die A t­
mung -  und das gilt für die Dunkelatmung 
der Blätter/Nadeln ebenso wie für die A t­
mung der photosynthetisch nicht aktiven, 
ober- und unterirdischen Pflanzenteile -  
würde durch erhöhte Temperaturen dage­
gen steigen. Damit verschlechtert sich die 
C 0 2-Bilanz der Pflanzen, d .h . sie haben 
verm inderte Stoffgewinne. Die photosyn­
thetischen Stoffgewinne entscheiden 
aber letztlich über die Konkurrenzkraft und 
die Reproduktionsfähigkeit der Pflanzen.

Wärmere Sommertemperaturen führen 
darüber hinaus zu einer höheren Evapo- 
transpiration in der Vegetationsperiode, 
ohne daß in diesem Zeitraum ein wesentli­
cher Anstieg der Niederschläge erwartet 
w ird. Der Wasserverbrauch in der Vegeta­
tionsperiode steigt damit an. Andererseits 
haben schneereiche, kalte W inter eine gro­
ße Bedeutung für die Aufsättigung der Bo­
denwasservorräte und die Grundwasser­
spende. Das Wasser kann bei einem lang­
samen Auftauen des Schnees im Boden 
versickern, während in milden Wintern der 
Regen rasch oberflächig abgeführt wird. 
In milden Wintern kann eine Aufsättigung 
der Bodenwasservorräte in tiefgründigen 
Böden unterbleiben. Ein steigender Was­
serverbrauch in der Vegetationsperiode 
und eine geringere Grundwasserspende 
der Böden führt zu Grundwasserabsen­
kungen. Die atmosphärischen und boden- 
bürtigen Bedingungen werden so für die 
Pflanzen physiologisch trockener. Eine 
Verringerung der Zahl der Spaltöffnungen 
infolge eines erhöhten C 0 2-Gehaltes der 
Luft begünstigt allerdings die Pflanzen, da 
so ihre Transpiration verm indert ist. Trotz 
dieser Einschränkung ist eine Gefährdung 
aller grundwasserbeeinflußten Standorte 
durch Grundwasserabsenkung und Trok- 
kenstreß zu erwarten, da die hier wachsen­
den Pflanzenarten anatom isch-m orpholo­
gisch und physiologisch nicht an derartige 
Klimabedingungen angepaßt sind, weil sie 
derartige Bedingungen unter natürlichen 
Bedingungen an ihren Standorten nicht zu 
ertragen hätten.

M ilde Winter und trocken-heiße Sommer 
können nicht nur Einfluß auf das Konkur­

renzgefüge nehmen, sondern auch zu ei­
ner Verschiebung des Verbreitungsgebie­
tes ganzer Artengruppen führen. Während 
eine Reihe von Arten, die im kühl-gemäßig­
ten Klimagebiet verbreitet sind, weiter 
nach Norden wandern werden, ist von Sü­
den her ein Vordringen wärmeliebender 
und trockenheitertragender Pflanzenarten 
zu erwarten. Die Hauptursache für die, im 
Vergleich zu den gemäßigten Breiten Euro­
pas, hohe Baumartenzahl im östlichen 
Nordamerika liegt vor allem an den dort 
höheren Sommertemperaturen (Sc h r ö ­
der  1974). In den Wäldern Mitteleuropas 
fehlen die subtropischen Gattungen und 
Arten der gemäßigten Breiten Nordameri­
kas, die in Gärten und Grünanlagen M ittel­
europas gut gedeihen. Sie sind erst bei 
höheren Sommertemperaturen rasch­
wüchsig genug, um dem Konkurrenzdruck 
der mitteleuropäischen Baumarten zu w i­
derstehen.

Schlußbemerkungen
Die Folgen der Klimaveränderungen, vor 
allem in Zusammenhang mit den Stoffein­
trägen, dem C 02-Anstieg in der Luft u.a., 
für unsere Vegetation und Fauna sind so 
vielschichtig, daß sie hier nur ausschnitts­
weise dargestellt werden konnten. Ver­
mutlich können sie gar nicht vollständig 
übersehen, geschweige denn vorherge­
sagt werden. Eine Reihe von Pflanzenar­
ten, Artengemeinschaften bzw. Vegeta­
tionstypen sind bereits heute durch verän­
derte Standortsbedingungen hochgradig 
gefährdet und können allenfalls durch ex­
trem aufwendige Maßnahmen gesichert 
werden. Dieser Trend wird anhalten bzw. 
zunehmen.

Unter diesem Gesichtspunkt bestehen 
Zweifel, ob es gerechtfertigt ist, an dem 
bisher praktizierten, konservierenden Na­
turschutz festzuhalten. Es sollte bei jeder 
Naturschutzmaßnahme gründlich abge­
wogen werden, welche Erfolgsaussichten 
bestehen und ob die beabsichtigte Maß­
nahme unter ökologischen und ökonomi­
schen Blickwinkeln langfristig vertretbar 
ist.

Neben konservierenden Naturschutzmaß­
nahmen, die auch weiterhin unverzichtbar 
sind, muß der Sukzessionsgedanke stär­
ker als bisher in die Naturschutzpraktiken 
einbezogen werden. In jedem Ökosystem 
folgen zyklische Phasen aufeinander, die 
durch typische Kombinationen von Pflan­
zen- und Tierarten gekennzeichnet sind. 
Auch ökosystemintern veränderte Le­
bensbedingungen führen dann zu einer 
Verschiebung im Konkurrenzgefüge und 
zu neuen Artenkombinationen, d.h. zu ei­
ner Sukzession.

Die oben diskutierten anthropogen verän­
derten Lebensbedingungen werden zu 
modifizierten Sukzessionen führen, die 
aber mit den Mitteln des heutigen und 
auch des künftigen Naturschutzes nicht 
aufzuhalten sind und die daher wohl oder 
übel to leriert werden müssen.

Literatur
A lber d a , Th ., 1965: The influence of tempera­

ture, light intensity and nitrate concentration 
on dry-m atter-production and chemical 
composition of Lolium perenne L. -  Neth. J. 
Agric. Sei. 13,335-360.

C u r e , J. D.; Ac o c k , B., 1986: Crop responses to 
carbon dioxide doubling: a literature survey. 
-  Agr. Forest. Meteor. 38,127-145.

Ellenberg, H. sen., 1987: Ökosystemfor­
schung im Solling -  ein Über- und Ausblick. 
-V e rh . Ges. Ökol. XVI, 11-26.

Ellen b er g , H. sen.; Mayer , R.; S c h a u e r m a n n , 
J., 1986: Ökosystem forschung-Ergebnisse 
des Sollingprojektes 1966-1986. Stuttgart 
(Ulmer), 507 S.

El l en b er g , H. jun., 1983: Gefährdung w ild le­
bender Pflanzenarten in der Bundesrepublik 
Deutschland. -  Versuch einer ökologischen 
Betrachtung. -  Forstarchiv (Hannover) 54,4, 
127-133.

-  1989: Eutrophierung -  das gravierendste 
Problem im Naturschutz? Zur Einführung. -  
NNA-Berichte 2 ,4 -8 .

Ga r v e , E., 1987: Atlas der gefährdeten Gefäß­
pflanzenarten in Niedersachsen und Bre­
men. Zwischenauswertung mit Nachweis­
karten von 1982-1986. Niedersächsisches 
Landesverwaltungsamt, 719 S.

J e n s e n , U., 1961: Die Vegetation des Sonnen­
berger Moores im Oberharz und ihre ökolo­
gischen Bedingungen. -  Naturschutz und 
Landschaftspflege in Niedersachsen 1, 
85 S.

La r c h e r , W., 1984: Ökologie der Pflanzen. 
S tuttgart (Ulmer), 4. Aufl., 403 S.

MARGOUS, H. A.; Vezina , L. R, 1990: A tm os­
pheric C 0 2 enrichment and development of 
frost hardiness in containerized black 
spruce seedlings. -  Can. J. For. Res. 20, 
1392-1398.

Ma s t e r s o n , G. l .; S h er w o o d , M. T , 1978: 
Some effects of increased atmospheric car­
bon dioxide on white clover (Trifolium re­
pens) and pea (Pisum sativum). -  Plant and 
Soil 49, 421-426.

Meyer , F. H., 1985: Die Rolle des Wurzelsystems 
beim Waldsterben. Forst- und Holzwirt 40, 
351-358.

No u r i, N.; U n s e r , H., 1970: Einfluß von Luft­
feuchtigkeit und G 0 2-Gehalt der Luft auf Er­
tragsbildung und Transpirations-Koeffizien­
ten. -  Agrochim ica 14, 9 3 -1 1 4 .

ÖVERDIECK, D.; Reining , E, 1986a:
-  1986b: Effect of atmospheric C 0 2 enrich­

ment on perennial ryegras (Lolium perenne 
L.) and white clover (Trifolium repens L.) 
competing in managed model-ecosystems. 
II. Nutrient uptake. -  Acta Oecol., Oecol. 
Plant. 7, 367-378.

P r e t z s c h , H., 1985: Wachstumsmerkmale 
oberpfälzer Kiefernbestände in den letzten 
30 Jahren. Vitalitätszustand -  Strukturver­
hältnisse -  Zuwachsgang. -  AFZ 42, 1122— 
1126.

Ra a b e , E.-W., 1954: Sukzessionsstudien am 
Sandkatener Moor. -  Arch. Hydrobiol. 49, 
349-375.

Ru n g e , M., 1981: Zur Bedeutung des Alum i­
niums für die Ausbildung der natürlichen 
und naturnahen Vegetation. -  M ittig. Erg. 
Stud. Ökol. Umwelt 7,16-38.

S c h r ö d e r , F.-G., 1974: Waldvegetation und Ge­
hölzflora in den Südapalachen (USA). -  Mitt. 
Deutsch. Dendrol. Ges. 66 ,9-38 .

SCHULZE, E. D., 1970: Der C ö 2-Gaswechsel der 
Buche (Fagus sylvatica L.) in Abhängigkeit 
von Klimafaktoren im Freiland. -  Flora 159, 
177-232.

-  1972: Die W irkung von Licht und Temperatur 
auf den C 0 2-Gaswechsel verschiedener Le­
bensformen aus der Krautschicht eines 
montanen Buchenwaldes. -O e co l. (Berl.) 9, 
235-258.



NNA-Berichte 5/1,1992 81

Steubing, L ; Buchwald, K., 1989: Analyse der 
Artenverschiebungen in der Sand-Ginster- 
heide des Naturschutzgebietes Lüneburger 
Heide. -  Natur- und Landschaft 64, 100— 
122.

Thomas, J.; Harvey, C., 1983: Leaf anatomy of 
four species grown under continuous C02 
enrichment. -  Bot. Gaz. 144,303-309.

Statement
VonArnd Rüger

Nahezu alle Biotope Mitteleuropas sind 
durch Nutzung und Übernutzung beein­
flußt worden und vielfach erst durch den 
wirtschaftenden Menschen entstanden. 
Der hierdurch mit erwachsene große Ar­
tenreichtum der mitteleuropäischen Kul­
turlandschaft des letzten Jahrhunderts ist 
derzeit umfassend gefährdet. Bei den be­
grenzten finanziellen Mitteln und admini­
strativen Möglichkeiten muß der Natur­
schutz Prioritäten setzen, um möglichst 
effektiv diese Entwicklung zu stoppen.
Die derzeit vorhandenen natürlichen und 
alle naturnahen, oft artenreichen und 
durch Nährstoffarmut gekennzeichneten 
Lebensräume müssen vordringlich gesi­
chert werden. Mit der Sicherung dieser 
Biotope durch gesetzliche Bestimmun­
gen, durch Ankäufe und durch vertragliche 
Vereinbarungen müssen gleichzeitig um­
fangreiche Flächenankäufe für Pufferzo­
nen, für Entwicklungsgebiete und für das 
Biotopverbundsystem -  insbesondere in 
den intensiv genutzten Naturräumen -  er­
folgen. Voraussetzung hierfür ist die Be­
reitstellung ausreichender Finanzmittel 
durch eine neue »Gemeinschaftsaufgabe 
Naturschutz« oder durch eine bundesein­
heitliche Naturschutzabgabe.
Diese Flächensicherung ist besonders we­
gen der neuen umfassenden globalen Ge­
fährdung aller Ökosysteme durch Stoffein­
träge und Klimaveränderung notwendig. 
Nur durch ein ausreichend großes und 
mehrere Klimazonen umfassendes Ver­

Statement
Von Knut Sturm

Als Förster werde ich mich weitgehend auf 
den Themenkreis Wald bzw. Forstwirt­
schaft und Naturschutz beschränken.

Der Wald als Gegenstand des Natur- und 
Umweltschutzes hat in den vergangenen 
Jahren stark an Interesse zugenommen.

Insbesondere das den Wald als Ganzes 
gefährdende »Waldsterben« und der auch 
im Wald scheinbar unaufhaltsame weitere 
Rückgang von Tier- und Pflanzenarten hat 
den Waldnaturschutz stärker in den Blick­
punkt der Öffentlichkeit gerückt. Erste An­
sätze von Zielsetzungen für den umfas­
senden Schutz von Waldökosystemen, die 
über Konzepte zum Schutz einzelner Arten 
oder Artengruppen hinausgehen, sind erst

Ulrich, B.; Mayer, R.; Khanna, P. K„ 1979: De­
position von Luftverunreinigungen und ihre 
Auswirkungen in Waldökosystemen im Sol­
ling. — Schriftenr. Forst. Fak. Univ. Göttingen 
58,78 S.

Vogel, H.-H., 1978: Aufnahme und Speicherung 
von Stickstoff bei Stickstoffzeigern und 
Stickstoffmangelzeigern im Grünland. -  
Diss. Univ. Göttingen, 98 S.

bundnetz von Vorrangflächen für den Na­
turschutz ist die evolutive Weiterentwick­
lung und das »Ausweichen« der Arten zu 
sichern.
Der Naturschutz muß gleichzeitig in die 
derzeit laufenden Veränderungen der 
landwirtschaftlichen Rahmenbedingun­
gen integriert werden. Die Subventionen 
für den Agrarbereich müssen so verändert 
werden, daß sie künftig nicht mehr zur Pro­
duktionssteigerung führen, sondern daß 
sie produktionsmindernd wirken und eine 
umweltverträgliche Landwirtschaft er­
zwingen. Die hierzu notwendigen Ände­
rungen müssen von der EG ausgehen. Da­
bei sind die bisherigen Programme zur 
Produktionsminderung (Flächenstille­
gung, Extensivierungsförderung zur 
Marktentlastung), die Programme zur Er­
haltung umweltsensibler Landschaftsbe­
reiche (Förderung von Erzeugungsprakti­
ken, die den Erfordernissen des Umwelt­
schutzes gerecht werden, Art. 19 Effizienz- 
VO) und die »Bergbauernförderung« ent­
sprechend weiterzuentwickeln bzw. zu er­
gänzen.
Verbündete des Naturschutzes sind im Be­
reich der Wasserwirtschaftzu suchen. Die 
Wasserwirtschaft wird sich im nächsten 
Jahrzehnt schwerpunktmäßig auf die Re­
duzierung von Schadstoffen und von Nähr­
stoffeinträgen in die Oberflächengewäs­
ser und in das Grundwasser konzentrieren 
müssen. Hierzu ist eine flächendeckende 
Extensivierung, die Anlage von Pufferzo­

in den letzten Jahren vom »Naturschutz« 
erarbeitet worden (s. Kaule  1986 und BNL
1990). In den Jahren davor hat der prakti­
sche Naturschutz (z. B. Anlage von 
Feuchtbiotopen) im Vordergrund gestan­
den. Dieser ist in der Hauptsache von 
Forstleuten durchgeführt worden.

In der fehlenden konzeptionellen Arbeit 
der Forstleute und wohl auch in dem Man­
gel an interdisziplinärer Zusammenarbeit 
ist die Hauptursache des heute auch bei 
hiesiger Veranstaltung vorgetragenen ge­
genseitigen Feindbildes zwischen Forst­
leuten und Naturschützern zu suchen.

Der »Naturschutz« beschränkt sich auf die 
Darstellung von Schreckensbilanzen des
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nen entlang aller Oberflächengewässer 
(u.a. Gewässerrandstreifen, Anpflanzun­
gen) und die Wiederherstellung umfangrei­
cher Feuchtgebiete, insbesondere für die 
Reduzierung des Stickstoffs, notwendig.
Verbündete hat der Naturschutz auch in ei­
ner ökologisch ausgerichteten Forstwirt­
schaft. Die Vermehrung ökologisch stabi­
ler Waldbestände und die Schaffung neuer 
Wälder in Ackerbaugebieten und von Au­
wäldern in Flußtälern sind naturschutz­
konform. Solche Maßnahmen fügen sich 
auch in die neue globale Welt-Natur­
schutzstrategie ein, die u. a. mit den Stich­
worten »wise use« und »sustainable utili­
zation« im englischen Sprachgebrauch ar­
beitet. Darunterzu verstehen ist die nach­
haltige Nutzung von Ökosystemen unter 
Wahrung der jeweiligen Artenzusammen­
setzung und der bestehenden Energieflüs­
se. Die Verknüpfung von ökologisch ver­
träglichen Nutzungen mit dem notwendi­
gen BiotopVArtenschutz ist nicht nur in 
Mitteleuropa, sondern weltweit vermutlich 
der einzig realistische Weg für weite Berei­
che des Naturschutzes der Zukunft.
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alarmierenden Rückgangs von Tier- und 
Pflanzenarten. Die Ursachendiskussion 
wird i. d. R. einseitig gegen die Landnutzer 
und zudem unexakt geführt (Beispiel die­
ser unexakten Ursachendiskussion Ko r ­
neck und Sukopp 1988). Selbst eine exakt 
geführte Ursachenzuweisung zum Rück­
gang von Tier- und Pflanzenarten hilft der 
Forstwirtschaft bei der sicher zu verstär­
kenden Rücksichtnahme auf den Natur­
schutz nicht weiter. Die sinnvollen Forde­
rungen nach großen Totalreservaten, gro­
ßen Naturschutzgebieten, zur Erhöhung 
des »Totholzanteils«, zum Erhalt der Horst- 
und Höhlenbäume, den Verzicht auf den 
Anbau von fremdländischen Baumarten, 
Reduzierung der Wildbestände, Verringe-
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rung des Erschließungssystems, zum Ver­
zicht auf Bodenbearbeitung und der Ver­
zicht auf den Einsatz von schweren Ma­
schinen, um nur einige Beispiele zu nen­
nen, werden i.d .R . als Reaktion auf lokal 
erfolgte Eingriffe durch die Forstwirtschaft 
gestellt. Eine umfassende anwendungs­
bezogene Zieldiskussion für den Natur­
schutz auf i.d .R . noch zu erarbeitende 
waldökologische Grundlagen ist bis heute 
nicht geführt worden.

Die Forstleute beschränkten sich auf eine 
selbstgefällige Belobigung der sicher in 
der Vergangenheit erbrachten Natur­
schutzleistungen ohne eigene kritische 
Würdigung. Insbesondere gesellschaft­
lich formulierte Naturschutzansprüche an 
die W aldbewirtschaftung wurden in der 
Mehrzahl der Fälle mit der sogenannten 
Kielwassertheorie, gedanklich aber ohne 
praktischen Ausfluß, »miterfüllt« oder 
durch eine überzogene betriebsw irt­
schaftliche Zielsetzung monitarisiert und 
versucht, der Gesellschaft in »Rechnung« 
zu stellen. Die forstliche Diskussion über 
den Naturschutz in Waldökosystemen 
w ird nur auf waldbautechnischer Grundla­
ge geführt und endet i. d. R. in einem Streit 
zwischen den Vertretern der einzelnen 
Waldbautechniken. Die Notwendigkeit ei­
nerganz neuen W aldbautechnik-dem  na­
turschutzgerechten Waldbau -  ist von den 
Forstleuten bis heute so gut wie nicht d is­
kutiert worden.

Die anthropogen bedingten, rasant verän­
derten Umweltbedingungen wirken sich in

hohem Maße auch auf die Zukunft der 
Forstwirtschaft aus. Waldökosysteme ha­
ben sich im Laufe der nacheiszeitlichen 
Waldentwicklung stets wandelnden Um­
weltbedingungen anpassen können, doch 
derart rasanten und massiven Veränderun­
gen halten die heutigen Waldökosysteme 
nicht stand. Eine der berechtigtsten und 
sicher wichtigsten Forderungen, eine 
möglichst großflächige, weitgehend ei­
gendynamische Entwicklung von Wald­
ökosystemen zuzulassen, muß auch unter 
diesen Gesichtspunkten betrachtet wer­
den.

Die Ergebnisse der obigen Tagung bele­
gen deutlich, daß neben der Forstwirt­
schaft auch der Naturschutz seine Priori- 
tätensetzung stärker auf den Umwelt­
schutzsektor verlagern muß, um den dra­
stischen Artenrückgang und die massiven 
Veränderungen in den heutigen Ökosyste­
men zu stoppen. Somit haben Forstleute 
und Naturschützer auf diesem wesentli­
chen Sektor eine identische Zielsetzung. 
Sie sollten politisch als Verbündete auftre- 
ten.

Nicht nur weiterführende Naturschutzkon­
zepte sind gefragt, sondern auch neue 
und weiterführende Konzepte in der Zu­
sammenarbeit aller Betroffenen. Das stär­
kere Aufklären der Gesellschaft muß gelei­
stet werden. Hier können als Berater So­
ziologen und Pädagogen wertvolle Hilfe­
stellung leisten. Ohne gegenseitiges Ak­
zeptieren und Abbauen von Vorurteilen 
wird immer nur der jeweilig politisch Stär­

kere in den geführten Scheindiskussionen 
die Oberhand gewinnen, selten nur die Na­
tur.
Die Zukunftsaufgabe für den Naturschutz 
im Walde liegt somit in der interdisziplinä­
ren Erarbeitung eines anwendungsbezo­
genen Gesamtkonzeptes. Die hohe Über­
einstimmung bei vielen Teilzielen von Na­
turschützern und Förstern sollte dieses 
Gesamtkonzept möglich machen. Die 
häufig nur konstruierten Gegensätze zwi­
schen Naturschutz und Forstwirtschaft 
oder der forstlichen Betriebswirtschafts­
lehre und dem Naturschutz helfen hier nur 
wenig. Naturschützer, Ökologen, Forstleu­
te, Bodenkundler, Pädagogen und Sozio­
logen, vielleicht sogar Politiker, sollten bei 
der Aufstellung dieses Konzeptes beteiligt 
werden.
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Statem ent
Naturschutzforschung im Nationalpark Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer als Grundlage 
für administratives Handeln

Von Eckart Schrey

ln mehreren Referaten und Diskussions­
beiträgen des Seminars wurde deutlich, 
daß innerhalb verschiedener Problemfel­
der im Naturschutz ein erhebliches Defizit 
an moderner Naturschutzforschung be­
steht. Die Arbeit einer Naturschutzbehör­
de kann aber ebenso wie ehrenamtliches 
Engagement auf Dauer nur erfolgreich 
sein, wenn sie auf gesicherten For­
schungsergebnissen basiert. Diese Prä­
misse gilt auch für das Nationalparkamt 
»Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer«, 
das mit der Durchführung des National­
parkgesetzes beauftragt ist und hierzu 
Konzepte für Schutz- und Management­
pläne aufzustellen hat. Aus der Erkenntnis 
heraus, daß die gesetzlichen Vorgaben nur 
aufgrund fundierter Forschungsergebnis­
se erfolgreich in die Praxis umgesetzt wer­
den können, wurde in den Jahren 1986 bis 
1988 für den Bereich des Schleswig-Hol­
steinischen Wattenmeeres in einer Kombi­
nation von Ökosystemforschungspro­
grammen der Bundesregierung (BMU/ 
UBA und BMFT) und dem Forschungskon­
zept des Nationalparkamtes ein umfas­
sendes Ökosystemforschungsvorhaben

entw ickelt (Le u sc h n e r  1989). Die Erkennt­
nisziele eines umfangreichen Verbundfor­
schungsvorhabens wurden direkt oder 
m ittelbar aus den Bedürfnissen einer Na­
turschutzbehörde abgeleitet und in die 
Aufgabenstellung einzelner Teilprojekte 
»übersetzt«. Im folgenden wird dieses Vor­
haben kurz erläutert. Umfassendere Aus­
führungen finden sich u.a. bei L e u s c h n e r  
1990; L e u s c h n e r  und S c h er e r  1989; R ei­
se  1990; S c h er er  und S c h r e y  1990.

Die angesprochenen Forschungsarbeiten 
sind begrifflich der »Naturschutzfor­
schung« zuzuordnen, wie sie H e y d e m a n n  
1987 beschrieben hat:

»Zur >Naturschutz-Forschung< gehört 
nicht nur die Ermittlung von Grundla- 
gen-Wissen über die Lebens- und Le­
bensraumansprüche von Pflanzen- 
und Tierarten, sondern Naturschutz- 
Forschung soll vorrangig auch die un­
m ittelbar anwendungsorientierten For- 
schungs-, Entwicklungs- und Praxis­
konzepte für den Naturschutz und Um­
weltschutz bereitstellen und umfaßt da­
mit auch die Entwicklung einzelner und

großangelegter Schutz- und Pflegekon­
zepte. Um diesem Anspruch gerecht zu 
werden, muß die Naturschutz-For­
schung die Bewertung der verschiede­
nen Zielrichtungen, Schutz-Maßnah­
men, ihre Prioritäten und die Resultat- 
Kontrolle von Naturschutz-Maßnah­
men im Bereich Praxis, Administration 
und Politik einschließen.«

L e u s c h n e r  (1989) konkretisiert die Aufga­
benstellung des Vorhabens wie folgt:

»Aktuelle Ereignisse gerade im Küsten­
gebiet (z. B. Massenentwicklung be­
stimmter Algenarten, zunehmende 
Nährstoffgehalte im Oberflächenwas­
ser, verölte Vögel, Rückgang von Tier- 
und Pflanzenarten) zeigen, daß weder 
dringliche Entscheidungen bis zum 
endgültigen Abschluß eines umfangrei­
chen zeitaufwendigen Grundlagenfor­
schungs-Programmes aufgeschoben 
werden dürfen, noch auf die notwendi­
ge Untersuchung zumindest der w ich­
tigsten Funktionsweisen der natürli­
chen und anthropogenen Systeme im 
Wattenmeer verzichtet werden kann.«
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Aus diesem Dilemma heraus ist das hier 
vorgestellte, an den wesentlichen Umwelt­
problemen orientierte Forschungspro­
gramm konzipiert worden. Im Rahmen die­
ser sogenannten »problemorientierten«,
d.h. angewandten Ökosystemforschung 
sollen Grundlagenforschung und ange­
wandte Forschung in einer Weise verzahnt 
werden, die bereits im Verlaufe des Vorha­
bens dem Entscheidungsträger praktisch 
umsetzbare Forschungsergebnisse und 
Handlungsempfehlungen anbietet, ohne 
gleichzeitig die Forschungsarbeiten in 
Richtung auf die notwendige Gesamt­
schau des Systems Natur-Mensch im Wat­
tenmeer aus dem Blick zu verlieren. Die 
frühzeitige Bereitstellung von in erster Li­
nie flächenhaften Informationen zur Ver­
wirklichung der Schutzaufgaben im Natio­
nalpark Schleswig-Holsteinisches Wat­
tenmeer ist hierbei eine der vordringlich­
sten Aufgaben mit Anwendungsbezug.

Die Zielsetzungen des Forschungsvorha­
bens lassen sich entsprechend dem bis­
her dargestellten Rahmen drei Bereichen 
zuordnen:

1. Die Erlangung eines grundlegenden 
Verständnisses der Funktionsweise 
des Systems Natur-Mensch im Watten­
meer, insbesondere, um für die Lösung 
zukünftiger Umweltprobleme, die wir 
heute noch nicht kennen, gerüstet zu 
sein.

2. Die frühzeitige Bereitstellung von 
Kenntnissen, die zur Lösung bzw. Ent­
schärfung von aktuellen Umweltpro­
blemen im Wattenmeer benötigt wer­
den.

3. Die Erarbeitung von Bewertungskrite­
rien sowie Bereitstellung von Instru­
mentarien, die zur Verwirklichung der 
langfristigen Schutz-, Planungs- und 
Überwachungsaufgaben des National­
parkamtes in Tönning notwendig sind.«

Aus inhaltlichen und organisatorischen 
Gründen ist das Gesamtvorhaben in zwei 
Arbeitsbereiche gegliedert worden:

A Strukturelle Ökosystem­
forschung, ökologische 
Umweltbeobachtung

ln diesem Arbeitsbereich stehen struktu­
relle und deskriptive Ansätze im Vorder­
grund. Untersucht werden zahlreiche Fra­
gen, die die Verknüpfung des sozioökono- 
mischen Systems mit dem biologischen 
betreffen.

Die Untersuchungen beziehen sich über­
wiegend auf das gesamte Nationalparkge­
biet von 285000 ha und zielen auf die un­
mittelbare Umsetzung in administratives 
Handelnab.

Beispiele sind:
-  Analyse der sozioökonomischen Syste­

me des Nationalparks einschließlich der 
Untersuchung von Nutzungsalternati­
ven

-  Historische Entwicklung des Eintrages 
von Nähr- und Schadstoffen in Watten­
sedimente

-  Reaktionen von Bioindikatoren in ver­
schiedenen Lebensräumen auf experi­
mentell vorgegebene Umweltverände­
rungen

-  Grundlagen für eine ökologisch verträg­
liche Muschelfischerei im Nationalpark

-  Garnelenfischerei und Naturschutz

Das Haupthandwerkszeug für diese Arbei­
ten und mehr noch für die einprägsame 
Vermittlung der Ergebnisse ist ein soge­
nanntes GIS (= Geographisches Informa­
tionssystem).

B Funktionale Ökosystem­
forschung, »Grundlagen­
forschung«

Dieser zweite Schwerpunkt konzentriert 
sich auf bedeutsame funktionale Eigen­
schaften des Systems. Die sehr in dieTiefe 
gehenden Arbeiten müssen sich naturge­
mäß auf kleinere Räume, sogenannte 
Hauptforschungsräume, konzentrieren. 
Für Sub- und Eulitoral liegt dieser Haupt­
forschungsraum zwischen Hindenburg- 
damm und Romo-Damm in Dänemark, die 
Forschungen im Supralitoral konzentrie­
ren sich auf genutzte und ungenutzte Saiz- 
wiesen Nordfrieslands.

Beispielhaft sind folgende Arbeitsberei­
che:
-  Quellen- bzw. Senkenfunktion des 

Watts
-  Transportbilanzen
-  In-und Outputmessungen
-  Stoff- und Energieumsätze
-  Modellierungen

Die Ergebnisse dieser Untersuchungen 
werden nicht unmittelbar in die Arbeit ei­
ner Naturschutzbehörde einfließen kön­
nen. Mittelbar haben sie aber erhebliche 
Bedeutung:

Sedimentbilanzen, Eutrophierungsvor­
gänge im Watt, Bedeutung der Denitrifika­
tionen im Wattenmeer, Transporte von 
benthischen Larven im Hinblick auf die 
Wiederbesiedlung gestörter Flächen und 
andere Themen werden die Grundlage 
sein für die Entwicklung zukünftiger Kon­
zepte.

Die zentrale Administration des Vorhabens 
wird durch eine wissenschaftliche Steuer­
gruppe und die Projektleitung ausgeführt. 
Die Steuergruppe, die u. a. die Verklamme­
rung der einzelnen Teilvorhaben gewähr­
leisten soll und für das Erreichen der ge­
meinsamen Ziele verantwortlich ist, arbei­
tet direkt im Nationalparkamt.

Mit einer z.T. unterschiedlichen Zielset­
zung wurde im Bereich des Niedersächsi­
schen Wattenmeeres ebenfalls ein Ökosy­
stemforschungsvorhaben konzipiert (AR- 
SU 1989). Zwischen den Nationalparkver­
waltungen von Schleswig-Holstein und 
Niedersachsen wurde vereinbart, im Be­
reich der flächenhaften Arbeiten der Öko­
systemforschung (in Schleswig-Holstein

Arbeitsbereich A) so weit wie möglich ge­
meinsam vorzugehen. Eine gemeinsame 
Datenerhebung findet bereits im Rahmen 
der vom GKSS-Forschungszentrum in 
Geesthacht getragenen Sensitivitäts-Kar- 
tierung der deutschen Nordseewatten 
statt. Gleichzeitig wurde mit dem GKSS- 
Forschungszentrum vereinbart, eine ge­
meinsame zentrale Datenverarbeitung 
und -Speicherung dieser geographischen 
Daten im Rechenzentrum der GKSS im 
Rahmen des Datenbanksystems WATIS 
vorzunehmen (van Bernem  et al. 1990).

Ihrer Zielsetzung entsprechend stehen die 
beiden Vorhaben einer angewandten Öko­
systemforschung dem UNESCO-Pro- 
gramm »Man and Biosphere« nahe. Die­
ses äußert sich vor allem darin, daß dem 
menschlichen Einfluß auf die Ökosysteme 
-  wie in anderen MAB-Projekten -  große 
Aufmerksamkeit geschenkt wird. Eine An­
erkennung als »MAB 5-Projekt« (»Der Ein­
fluß des Menschen auf limnische Ökosy­
steme«) ist daher bereits beantragt. Der 
Projektbereich 5 behandelt den Einfluß 
des Menschen sowohl auf Seen, Feucht­
gebiete und Flüsse als auch auf Flußmün­
dungen und Aestuare, worin mit gewissen 
Einschränkungen auch das Wattenmeer 
eingeschlossen werden kann.
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Statem ent
Von Jakob Parzefall

Dem Statement liegt mein eigener For­
schungsschwerpunkt »Verhalten und Na­
turschutz« zugrunde. Aus diesem Grunde 
konzentriere ich mich auf die Vorträge, bei 
denen sich die M itwirkung der Verhaltens­
forschung ansatzmäßig abzeichnete. Aus 
dem übrigen Vertragsangebot ergaben 
sich aber eine Reihe w ichtiger Informatio­
nen für meine Unterrichtstätigkeit im Be­
reich des Naturschutzes.

Der entscheidende Ansatz aus der Sicht 
der Verhaltensforschung kam im Vortrag 
von Mühlenberg zum Tragen: Es wurde ver­
deutlicht, wie w ichtig für den B iotop­
schutz die Sicherung von Zielarten ist. 
Durch die Untersuchung einer Zielart läßt 
sich im Rahmen einer Gefährdungsanaly­
se, die Informationen zum Bestand, zum 
Raumanspruch, zur Populationsbiologie 
und zur Habitatqualität berücksichtigt, ei­
ne w issenschaftlich fundierte Aussage zur 
zukünftigen Entwicklung der Zielart ma­
chen. Hierbei kann auch die Verhaltensfor­
schung einen w ichtigen Beitrag leisten: 
Sie kann z. B. Sozialverhalten, Paarungs-

S tatem ent
Von W olfgang Scherzinger

Die globalen, vom Menschen mitverur­
sachten Veränderungen der Lebensbedin­
gungen werden in noch nicht vorstellbarer 
Umschichtung menschlicher Siedlungs­
räume ihren Niederschlag finden: Die Kli­
mamodelle lassen eine Entvölkerung über­
schwemmungsgefährdeter Tiefländer, Kü­
sten und Flußdeltas, der wachsenden Dür­
regebiete der durch hohen Niederschlag 
erosionsbedrohten Berghänge und orkan­
belasteten Inseln, Küsten und Ebenen er­
warten. Daraus resultiert eine konflikt­
trächtige Bevölkerungskonzentration in 
den noch gemäßigten Breiten und ein ho­
her Konkurrenzdruck um die Flächennut­
zung. Der steigende Bedarf an Siedlungs­
raum geht zu Lasten landwirtschaftlicher 
Produktionsflächen -  und vor allem der 
bislang extensiv genutzten Naturräume. 
Für Naturschutz scheint auf den ersten 
Blick kein Platz mehrzu sein. Wenn es aber 
gelingt, von den oft wertfreien Teilaspek­
ten (wie Artenschutz, Naturdenkmal­
schutz und musealer Erhaltung histori­
scher Kulturlandschaft) zu einem ganz­
heitlichen Ansatz zu kommen, der Wohn- 
und Lebensqualität, nachhaltige Rohstoff­
sicherung, energieextensive Produktions­
und Nutzungsformen etc. durch Integra­
tion des Naturpotentials an biologischen 
Grundfunktionen mit einbezieht, wird Na­
turschutz zum wichtigsten gesellschaftli­
chen Bedürfnis.
Es ist sicher nicht leicht (selbst unter Na­
turschützern), diese Chance des Natur­

aktivitäten, Eiablage, Raumnutzung und 
reproduktive Fitness untersuchen und be­
werten. Es wurden vom Referenten auch 
w ichtige Kriterien zur Auswahl der jeweili­
gen Zielarten vorgestellt und als Meßgrö­
ße des Flächenanspruchs einer minimal 
großen überlebensfähigen Population her­
ausgestellt.
Ähnliche Aspekte kamen auch in dem Vor­
trag von Kaule »über den Stand der Natur­
schutzforschung in der BRD« zur Sprache. 
Vor allem wurden am Beispiel der Zielart 
des kleinen Moorbläulings die konkreten 
Aussagemöglichkeiten für einen bestimm­
ten Lebensraum klar.
Neben diesen für mein engeres For­
schungsgebiet interessanten Ausführun­
gen haben die übrigen Vorträge gezeigt, 
wie vielfältig die einzelnen Facetten des 
Naturschutzes sind und wie schwierig -  
wenn nicht gar unmöglich -  es ist, daraus 
ein einheitliches gemeinsames Konzept zu 
entwickeln.
Soweit Erfolge aufgezeigt werden konn­
ten, bezogen sie sich jeweils auf den regio-

schutzes publik zu machen: Die Szene ist 
beherrscht von der Frustration der kleinen 
Fortschritte, die im Vergleich zu den täg­
lich wachsenden Bedrohungen der Rest­
natur nahezu bedeutungslos erscheinen, 
zumal bisher weder durch Artenschutz 
noch durch Flächensicherung irgendeine 
Trendumkehr erzielt werden konnte. Trotz 
fortschrittlicher Gesetze blieb das unglei­
che Kräfteverhältnis zwischen amateur­
haftem Naturschutz und professioneller 
Naturzerstörung, und das gesteckte Ziel 
der Existenzsicherung aller Arten, die seit 
der Nacheiszeit unseren Raum als Primär­
oder Sekundärlebensraum besiedeln 
konnten, muß als gescheitert gelten.
Hier wird Naturschutz unter geänderten 
Rahmenbedingungen vorrangig anzuset­
zen sein:
1. Trotz aller Ungewißheit zukünftiger Ent­
wicklungen muß Naturschutz nach vorne 
ausgerichtet werden und darf sich nicht 
länger an der Rekonstruktion vergangener 
Naturausstattung aufreiben. Das gilt für 
die Planung von Schutzgebieten ebenso 
wie z. B. die von Ansiedlungsversuchen, 
die dann eben nicht als Wiederansiedlung 
auf Areale früherer Verbreitung beschränkt 
sein dürfen.
2. Wie die Evolution die Zukunftsvorsorge 
der Pflanzen- und Tierpopulationen durch 
Polymorphismus als Anpassungspotenti­
al sicherstellt, muß auch der Naturschutz 
einen breiten Pluralismus aufbauen. Die­
ser ist sowohl inderZielfindung als auch in

nalen Naturschutz. Im überregionalen, 
mehr globalen Bereich ließen sich mehr 
gegenläufige Tendenzen erkennen. Vor al­
lem im Vortrag von Plachter wurden die Er­
folge im regionalen Naturschutz vorge­
stellt, und es wurden auch die veränderten 
Rahmenbedingungen herausgearbeitet. 
Als Positiva sind auch die mit viel Elan be­
triebenen Unterschutzstellungen von vie­
len Gebieten in den neuen Bundesländern 
anzusehen (Vortrag Reichhoff).

Insgesamt bleibt als Fazit, daß man weiter­
hin die Erfolge im Naturschutz nicht aus ei­
ner zu großen Erwartungshaltung heraus 
bewerten darf. Es besteht sonst die Ge­
fahr einer zu schnellen Resignation.
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der praktischen Umsetzung dem heutigen 
Alternativdenken überlegen (z. B. Biotop­
ode/' Artenschutz). Kein Rechenmodell 
kann Zeit und Ort neuer Biotopverhältnis­
se kalkulieren. Deshalb muß das Polymor­
phismuskonzept im gleichen Maße bei der 
Bereitstellung eines möglichst breit gefä­
cherten Reservoires von Arten und Gesell­
schaften gelten, um ein maximales Reak­
tionspotential für die Ausbreitung in neue 
Lebensräume bereitstellen zu können.
3. Die Ausbreitungschance bzw. die Um­
siedlung von Tierpopulationen entspre­
chend der klimabedingten Verschiebung 
der Vegetationszonen wird nicht nur durch 
das Tempo der Umfeldveränderungen, 
sondern auch durch das Ausmaß nutzba­
rer Korridore und Trittsteine bestimmt. Der 
Artenverlust durch Arealverschiebung 
kann nur durch ein maximales Angebot 
vernetzter Flächen gemildert werden, 
weshalb grenzüberschreitende Konzepte 
zur Flächensicherung in Zukunft noch 
wichtiger sein werden als heute.
4. Als Prävention statt Reparatur lassen 
sich alle Konzepte zur Risikominderung im 
Landschaftshaushalt zusammenfassen: 
So müssen Bewirtschaftungsformen mit 
hohem Risiko für Bodenerosion (Großkahl­
schlag, Großfelder, Lifttrassen und Schipi­
sten, Bergstraßen), für Hochwasserbil­
dung (Entwässerung, Begradigung, Forst­
straßenbau, Bodenversiegelung, Kahl­
schlag etc.), für Sturmschäden (Altersklas­
senforst, Walddüngung, monotype und
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standortfremde Bestockung etc.) z. B. 
durch »stabileren« Bestandsaufbau und 
kleinräumige Nutzung in Land- und Forst­
wirtschaft sowie durch Förderung der na­
türlichen Wasserspeicherkapazität des 
Bodens bei gleichzeitiger Wiedergewin­
nung großer Überschwemmungsbereiche 
in der Auenlandschaft abgepuffert wer­
den.
Wenn Prävention bei der Gewalt der pro­
gnostizierten Stürme und Niederschläge 
auch keine volle Stabilitätsgarantie leisten 
kann, so muß auch hier die Überlebens­
wahrscheinlichkeit (z. B. von Wäldern, 
Bergmatten und Aueböden) durch Vielfalt 
(z. B. Arten, Altersklassen, Sukzessions­
phasen, Strukturen) optimiert werden.
5. Zur Beobachtung des aktuellen Ge­
schehens, das über die Modellkalkulation 
weder im Detail noch mit Standortbezug 
vorausgesehen werden kann, ist es unbe­
dingt notwendig, ein Netz von Nullflächen 
einzurichten. Sowohl Naturschutz als 
auch Ressourcensicherung bzw. umwelt­
schonende und nachhaltige Landnutzung 
benötigen Erkenntnisse zum jeweiligen 
Entwicklungstrend nicht zusätzlich beein­
flußter Lebensgemeinschaften, als Meß­
latte für ihre aktuellen Maßnahmen. Es hät­
te z. B. weder Sinn noch Wirkung, die 
Waldgesellschaften mit hohem techni­
schen und energetischen Aufwand in ih­
rem jetzigen Verbreitungsgebiet zu erhal­
ten, wenn die Klimabedingungen eine Are­
alverschiebung erzwingen.
Bei der Brisanz der Thematik und der Ra­
sanz der Entwicklung tritt der Mangel an 
einheitlichen Naturschutzkonzepten, Ziel­
definitionen und gedanklichem Grundge­
rüst als besonderes Hindernis einer kon­
struktiven Aktionsplanung entgegen. Hier 
erscheint es vordringlich, zumindest Taxo­
nomie und Diktion des Naturschutzes ab­
zustimmen und vergleichbarzu machen. 
Eine Zielableitung aus dem vielseitigen 
Konglomerat subjektiver Motive, die den 
einzelnen zum Naturschutz führen kön­
nen, ist nicht objektivierbar und könnte die 
notwendige Basisbreite eines pluralisti­
schen Ansatzes schmälern. Für die Praxis 
ist ein Begriffssystem erforderlich, das der 
Ganzheitlichkeit der Naturschutzarbeit ge­
recht wird, die unterschiedlichen Ansätze 
aber berücksichtigt. Ich habe deshalb ver­
sucht, ein Denkmodell aus der Vielfalt 
möglicher Naturschutzmaßnahmen abzu­
leiten (Scherzinger , W., 1990: Das Dyna­
mik-Konzept im flächenhaften Natur­
schutz, Zieldiskussion am Beispiel der Na­
tionalpark-Idee. Natur u. Landschaft 65, 
292-329). Diese zielen entweder auf die 
Erhaltung eines Zustandes ab (Konstanz-  
statischer Ansatz), oder sie lassen Verän­
derungen zu, wie sie von Natur aus jeder 
Lebensgemeinschaft immanent sind (dy­
namischer Ansatz) (Abb.1 a).

NATURSCHUTZ MASSNAHMEN

Ziel: ZUSTAND VERÄNDERUNG
erhalten zulassen

Weg: ABSCHIRMEN <-► GESTALTEN
(Konservierung) (Management)

Abb.la.

Das Ziel der Schutzmaßnahmen läßt sich 
durch Abschirmung von Störungen erzie­
len (Konservierung) oder durch lenkende 
und gestaltende Eingriffe (Management). 
Im Grundsatz stehen damit jeweils für Ziel 
und Weg des Naturschutzes zwei kontra­
stierende Begriffspaare gegenüber, die als 
alternative Extrempunkte zweier Achsen 
dargestellt werden können. Durch Über­
schneidung dieser Achsen läßt sich ein 
Koordinationskreuz zur schematischen 
Darstellung aller wesentlichen Natur­
schutzstrategien formen (Abb.1 b):
1. Statisch-abschirmend (Erhaltung des 
Ist-Zustandes durch Abschirmung von Au­
ßeneinflüssen): große Naturräume, Arter­
haltung durch Vermehrung in menschli­
cher Obhut, Ruhezonen.
2. Statisch-gestaltend (Erhaltung des Ist- 
Zustandes durch Pflegekonzepte): Bio­
topmanagement, Wildstandsregulierung, 
Hochwasserdotation, extensive Landnut­
zung als Pflegemaßnahme.
3. Dynamisch-gestaltend (Sicherung von 
Sukzessionsabläufen auf Sekundärstand­
orten, Renaturierung): Wiederansiedlung, 
Wiedervernässung, »Paradiese aus Men­
schenhand« (z. B. Innstausee, Rieselfelder 
Münster).
4. Dynamisch-abschirmend (Sicherung 
von Sukzessionsabläufen im Sinne einer 
natürlichen, evolutiven Entwicklung): Na­
tionalparke, Kernbereich im Biosphären­
reservat.
Diese Gliederung umfaßt sowohl den Ar­
ten- als auch den Biotopschutz und soll 
die enge Affinität der Einzelstrategien im 
Sinne ganzheitlicher Naturschutzauffas­
sung bewußt machen, da die jeweiligen 
Felder keineswegs als strenge Alternati­

ven aufzufassen sind, vielmehr unterein­
ander in Wechselbeziehung stehen und 
z. B. über ein Stufenkonzept schrittweise 
aufeinander aufbauen können. Als Bei­
spiel sei die Verwirklichung der National­
park-Konzeption unter mitteleuropäi­
schen Raum- und Nutzungsverhältnissen 
genannt, wo bereits vom Menschen beein­
flußte Naturräume nach Renaturierung 
und Wiederansiedlung (dynamisch-ge­
staltend) einer unbeeinflußten Entwick­
lung überlassen werden können, voraus­
gesetzt, das ortstypische Artenpotential 
konnte im Außenbereich des Schutzgebie­
tes durch Managementmaßnahmen (sta­
tisch-gestaltend) gesichert werden. 
Kalkulationen und Modelle zur Verände­
rung der Rahmenbedingungen im Natur­
schutz sind ernstzunehmen und wahrlich 
beängstigend. Daß sie im Detail ganz si­
cher falsch sind, weil Wechselwirkungen 
mit den biologischen Systemen rechne­
risch nicht berücksichtigt wurden, die so­
wohl Aufschaukeln als auch Abschwä­
chen der Primäreffekte verursachen wer­
den, kann die Dramatik der Entwicklung 
nicht entschärfen. Zu den vielen offenen 
Fragen wird die Suche nach einer neuen 
Definition von »Natur« bzw. »Naturnähe« 
kommen. -  Ist die menschengemachte 
Bedrohung der Schöpfung »natürlich«, 
weil der Mensch selbst aus dieser Natur 
hervorgegangen ist?

Anschrift des Verfassers
Dr. W. Scherzinger 
Nationalparkverwaltung 
Bayerischer Wald 
Postfach 124 
W-8352 Grafenau
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Statem ent
Von A. Siefke

Aus globaler Sicht -  und die derzeitige Si­
tuation auf unserem Planeten zwingt zu ei­
ner solchen! -  wird wirksamer weltweiter 
Schutz der abiotischen und biotischen 
Ressourcen als Umwelt des Menschen 
und damit als Teil dessen auch der Natur­
schutz zu einer Überlebensfrage für die 
Menschheit. Dabei werden deren wach­
sende materielle Bedürfnisse (echte Be­
dürfnisse in weiten Räumen der Dritten 
Welt -  Pseudobedürfnisse in den hochent­
wickelten Industrieländern) vorerst die be­
reits bedrohliche Situation noch verschär­
fen: Die Einsicht in die Widersprüche 
wächst nur langsam, da meist lediglich 
aus eigener Erfahrung gelernt (»Katastro- 
phen-Effekte«) und das Handeln mehrheit­
lich nach wie vor vom Streben nach indivi­
duellem Vorteil bestimmt wird.

Die Erhaltung der evolutiv gewachsenen 
Lebensformen in ihrer fast unüberschau­
bar vernetzten Gesamtheit -  prinzipielles 
Anliegen des Naturschutzes -  hat ange­
sichts dessen, aber auch infolge der Rück­
kopplung globaler Umweltveränderungen 
auf die heimatliche Situation zwei Teilbe­
reiche zu umfassen:

1. Die Mitwirkung an nur international zu 
tragenden Problemlösungen in den 
sog. Entwicklungsländern. Das setzt 
langfristig eine Kombination von auf die 
primären Lebensbedürfnisse der Men­
schen dort gerichteter Entwicklungs­
hilfe und den Schutz dort vorkommen­
der, global bedrohter Formen voraus.

2. Die Erhaltung der Arten- und Formen­
mannigfaltigkeit (also des Ist-Zustan- 
des!) jeweils im »nationalen Rahmen« 
unter Priorität der Bewahrung vor irre­
versiblen Verlusten und damit der Er­
haltung überregional gefährdeter Ar­
ten.

Beide Teilbereiche sind vor allem durch 
den ihnen von den Politikern zugebilligten 
finanziellen Aufwand miteinander ver­
knüpft, wobei eine unvermeidliche Rang- 
folgen-Diskussion bisher kaum geführt 
wurde. Selbst die Festlegung territorialer 
Belange und Zuständigkeiten (z. B. Aufga­
ben und Kompetenzen der Bundesländer) 
für die im nationalen Rahmen (auf dem Ter­
ritorium des Bundes) anstehenden Aufga­
ben des Naturschutzes dürften bislang 
nicht ausreichend sachbegründet sein.

Wohl kaum explizit zu betonen ist die ab­
solute Notwendigkeit, die abiotischen 
Komponenten der Umwelt (Luft, Wasser 
usw.) in jeder nur möglichen Weise vor wei­
teren negativen Veränderungen zu bewah­
ren bzw. bereits eingetretene zu korrigie­
ren. Naturschutz, wie hier diskutiert, setzt 
wirksamen Umweltschutz schlicht voraus: 
beide müssen zeitlich parallel stattfinden.

Unter den Bedingungen Mitteleuropas 
muß den sich ändernden Rahmenbedin­

gungen (unter denen der anhaltende Ent­
zug biologisch nutz- und gestaltbarer Flä­
che, der unkontrollierte Eintrag von Nähr­
und Schadstoffen sowie bereits absehba­
re Klimaveränderungen wohl die w ichtig­
sten sind) zwar große Bedeutung für die 
methodischen Konzeptionen des Natur­
schutzes beigemessen werden, nicht aber 
für dessen Ziele! Diese sind in ihren grund­
sätzlichen Formulierungen, also qualitativ, 
unbedingt aufrechtzuerhalten. Der Um­
fang, in dem sie realisiert werden und reali­
siert werden können, ist m. E. derzeit noch 
erheblich mehr von politischem Willen und 
den daran geknüpften Ausgaben abhän­
gig als von unabwendbaren Einflüssen von 
»außen«. So mögen letztere mit der Eutro­
phierung an der Spitze zwar gewisse 
quantitative Abstriche zur Folge haben, ei­
ne damit begründete Korrektur der quali­
tativen Zielstellungen erscheint jedoch 
keineswegs zwingend. Sie hätte zudem 
eher einen destruktiven (»... es lohnt ja 
doch nicht«) als einen konstruktiven (»... 
nun erst recht«) Effekt.

Einsichtig dürfte sein, daß bereits die aktu­
ellen Rahmenbedingungen sowohl höhere 
Aufwendungen als bisher verfügbar für 
den Naturschutz begründen als auch zu­
gleich eine größere konzeptionelle Flexibi­
lität notwendig machen. Unterschiedli­
chen Standortbedingungen und differen­
zierten, speziellen Schutzzielen (s. u.) muß 
durch eine komplexe, »mehrspurige« Stra­
tegie entsprochen werden.

Die manchmal gegenübergestellten Alter­
nativen »Eingreifen oder Laufenlassen« 
sind so eher diskussionsfördernd provo­
kativ als reale Wahlmöglichkeiten. Die in 
letzter Zeit zunehmend propagierte Auf­
fassung, Naturschutz bestünde vorrangig 
in der Sicherung ungestörter (?) Entwick­
lungsprozesse in den Schutzgebieten und 
von Populationen geschützter Tierarten, 
erscheint einigermaßen bedenklich. Zu­
mindest unter mitteleuropäischen Verhält­
nissen wären damit Diversitätsverluste in 
beträchtlichem Ausmaß verbunden. Wer­
den sie als solche quasi eingeplant, be­
deutet das ein Abrücken vom qualitativen 
Ziel unserer Schutzbemühungen.

Weitaus tragender ist der auch von O b e r ­
m a n n  vertretene Ansatz, soviel natürliche 
Sukzession wie möglich, soviel Manage­
ment wie nötig anzustreben, statt des 
»oder« der genannten Alternativen, also 
ein »sowohl als auch« zu setzen.

Das Mögliche als eine Oöergrenze (das 
»Machbare«) ist in einer ausgeprägten Kul­
turlandschaft dabei eine kaum fachlich, 
sondern weit mehr politisch bestimmte 
Größe. Sie wächst letztlich erst mit der Be­
reitschaft der Bürger für bestimmte Ver­
zichte bzw. neuen Auffassungen von Le­
bensqualität.

Die Untergrenze des Nötigen ergibt sich, 
partiell auch auf bestimmte Sukzessionen 
zutreffend, demgegenüber mehr aus der 
floristisch-faunistischen Bewertung der 
derzeitigen Vorkommen von gefährdeten 
Arten. Sie schließt deren Gegenüberstel­
lung zu unseren -  wenn auch noch nicht 
ausgereiften -  Vorstellungen über die mini­
male zahlenmäßige und räumliche Größe 
»überlebensfähiger Populationen« ein, 
wie sie M ü h le n b e r g  darstellte.

Die diesbezüglich in die Pflicht zu nehmen­
de Kombination floristisch-faunistischen 
Wissens einerseits und populationsökolo­
gischer Hintergrundkenntnisse anderer­
seits sollte künftig im Rahmen der Natur­
schutzforschung weit stärker gefördert 
werden als bisher, wie diese als umfassen­
dere Disziplin selbst allerdings auch stär­
kerer Förderung bedarf! Als Resultat wä­
ren arfbezogene Zielvorstellungen und 
entsprechende Schutzprogramme mit 
großräumigem Bezug zu fordern. In der Er­
arbeitung sind über die für einige Arten be­
reits vorhandenen, regional ausgerichte­
ten Vorläufer hinausgehend interspezifi­
sche Konkurrenz, Predation und die Ein­
bindung in die verschiedenen Trophieebe- 
nen angemessen zu berücksichtigen. Die 
ökologische Einordnung artbezogener Be­
funde ist damit mehr als bisher gefragt. Als 
Untersetzung der allgemein formulierten 
Schutzziele müßten derartige Schutzpro­
gramme durch amtliche Bestätigung mehr 
verbindlichen als empfehlenden Charak­
terbekommen.

Artenvielzahl und mit der Erarbeitung ver­
bundener Arbeitsumfang schließen ein 
gleichartiges Vorgehen für alle Arten natür­
lich aus. Über zweckentsprechend ausge­
wählte Leitarten (Schlüsselarten, Zielar­
ten?) ließen sich aber gewiß akzeptable 
Näherungslösungen jeweils für eine gan­
ze, durch ihre Umweltansprüche aneinan­
dergekoppelte Organismengruppe aus 
Flora und Fauna finden.

Durch die sich aus ihrer Mobilität ergeben­
den erheblichen Raumansprüche erschei­
nen aus zoologischer Sicht bestimmte Vo­
gelarten als Leitarten besonders geeignet. 
Sie weisen zugleich methodische Vorteile 
auf, wie z. B. die Nutzbarkeit eines bereits 
vorhandenen großen Datenfonds sowie ei­
nes engagierten ehrenamtlichen M itarbei­
terstabes. Mit ihrer Popularität verbunde­
ne Zielvorstellungen lassen in der Öffent­
lichkeit eher Akzeptanz erwarten als ande­
re, sich auf oft nur den Fachleuten bekann­
te Arten beziehende.

Mit Gewißheit lassen sich solche Leitar- 
ten-Schutzprogramme nicht allein durch 
die Ausscheidung neuer Schutzgebiete 
(mit gesteuertem oder ungesteuertem 
Sukzessionsverlauf) verwirklichen. Sie er­
fordern vielmehr gezielte Förderungsmaß-
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nahmen der irgendwo noch vorhandenen 
Vorkommen und, man denke an die durch 
eine Leitart Grauammer repräsentierte 
ökologische Gruppe von Pflanzen und Tie­
ren, eine gewisse Renaturierung im Sinne 
einer Extensivierung der Wirtschaftsflä­
chen. Sie werden also zumindest regional 
flächendeckend wirksam werden müssen. 
Wieweit es dabei möglich ist, über die Si­
cherung überlebensfähiger Populationen 
im nationalen Rahmen in vernetzten Le­
bensräumen hinausgehende Effekte zu er­
reichen, hängt letztlich wiederum vom da­
für eingesetzten Anteil des Nationalein­
kommens ab. Insgesamt sollten jedoch 
Maßnahmen zur Erhaltung aller Arten kla­
ren Vorrang vor solchen haben, die »nur« 
weiteren Rückgängen der Bestände nicht 
akut gefährdeter Arten Vorbeugen (Kon­
zentration der Mittel).

Im Kontext mit der den Programmen vor­
anzustellenden Situationsanalyse und im 
Vergleich mit anderen Leitarten wäre auch

über Notwendigkeit und Sinn von Be­
standsstützungen durch Freilassung von 
in Gefangenschaft gezogenen Tieren zu 
befinden. W/edereinbürgerungen be­
stimmter Arten wären dagegen eher als 
Unterstützung von Renaturierungsprozes- 
sen in natürlicher Sukzession überlasse­
nen Landschaftsteilen zu beurteilen.

Den verschiedenen Ebenen des Staates 
obläge es, ein derartiges Leitarten- 
Schutzprogramm-Instrumentarium und 
besonders die in ihm fixierten Zielvorstel­
lungen zu bestätigen, bestimmte organi­
satorisch-strukturelle Voraussetzungen 
der praktischen Umsetzung sowie vor al­
lem ein umfassendes System des Finanz­
ausgleichs für damit verbundene punktu­
elle, regionale oder allgemeine Nutzungs­
beschränkungen zu gewährleisten. Die 
sinnvolle Kopplung dessen in Fortführung 
bisheriger Ansätze mit gegenwärtig ohne­
hin durchgeführten bzw. durchzuführen­
den Extensivierungsprogrammen in der

Land- und Forstwirtschaft ermöglichte 
gleichermaßen Aufwandssenkung wie ra­
sches Wirksamwerden.
Eindeutiger Vorteil von Leitarten-Program- 
men ist, eine qualitative Zielsetzung mit 
quantitativen Parametern zu objektivie­
ren. Aus praktischer Sicht nachteilig ist, 
daß sie derzeit noch nicht verfügbar sind; 
im Zeitraum ihrer Erarbeitung wäre mit 
weiteren Bestandsrückgängen zu rech­
nen. Das grüne Licht für sie muß daher mit 
der umgehenden Sicherung von Natur- 
schutz-Vorrang-Flächen gemäß bekann­
ter Kriterien und Anteilvorstellungen (10- 
20 % der nicht besiedelten Fläche; vgl. die 
niederländischen Planungen einer »ökolo­
gischen Hauptstruktur«) Hand in Hand ge­
hen.

Anschrift des Verfassers
Prof. Dr. A. Siefke 
Vogelwarte Hiddensee
0-2346 Kloster/Hiddensee
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